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LG-384606-2023
Beilage Nr. 21/2023

Jahrgang 2023 Ausgegeben am xx. xxxxxxx 2023

xX. Gesetz: Bauordnung fir Wien, Wiener Kleingartengesetz 1996, Wiener
Garagengesetz 2008; Anderungen (Bauordnungsnovelle 2023) [CELEX-
Nrn.: 320120018, 32018L.0844 und 32020L.2184]

Gesetz, mit dem die Bauordnung fur Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996 und das
Wiener Garagengesetz 2008 gedndert werden (Bauordnungsnovelle 2023)

Der Wiener Landtag hat beschlossen:
Artikel |

Die Bauordnung fur Wien, LGBI. fir Wien Nr. 11/1930, zuletzt geéndert durch das Gesetz LGBI. fir
Wien Nr. 70/2021, wird wie folgt gedndert:

1. In Art. 111 Abs. 7 wird die Wortfolge ,,§ 90 Abs. 5 in der Fassung vor der Techniknovelle 2007 ist* durch
die Wortfolge ,,§ 119a Abs. 2 und Abs. 3 sind sinngemaf* ersetzt.

2. In Art. V Abs. 5 wird das Zitat ,,Bauordnungsnovelle LGBI. fiir Wien Nr. 33/2004 durch das Zitat
,»Wiener Bautechnikverordnung 2020 — WBTV 2020, LGBI. fir Wien Nr. 4/2020, ersetzt und nach dem
Wort ,,Wiarmeddmmungen* die Wortfolge ,,sowie die fur die Begrinung von Fassaden notwendigen
technischen Systeme® eingefugt. Nach dem ersten Satz wird der Satz ,,Bei einer Kombination beider
MaRnahmen ist ein Uberragen bis 30 cm zulissig.“ eingefiigt.

3. In Art.V Abs.6 wird nach dem Wort ,,Wohnungen“ die Wortfolge ,,oder Betriebseinheiten fiir
Biirozwecke* eingefiigt.

4. Dem Art. V werden nach Abs. 7 folgende Abs. 8 und 9 angeflgt:

,»(8) Beim nachtriglichen Einbau von Flichenwirmeabgabesystemen im Zuge der Dekarbonisierung
von im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Wiener Bautechnikverordnung 2020 — WBTV 2020, LGBI. fur
Wien Nr. 4/2020, bereits bestehenden Gebauden, gelten die Anforderungen an die lichte Raumhdéhe in
Aufenthaltsraumen als erflllt, wenn diese mindestens 2,40 m betragt.

(9) Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bauordnungsnovelle 2023 bereits bestehenden und nach
dem 1.1.1945 errichteten Gebauden auBerhalb von Schutzzonen, deren Décher eine Neigung von hichstens
15° aufweisen, darf unbeschadet des Abs.5 die bestehende Gebdudehthe bzw. der oberste
Gebdaudeabschluss zur Begriinung von Dachern um weitere 15 cm berschritten werden. Eine Kombination
dieser Mallinahme mit der Anbringung einer Warmeddmmung gemdR Abs. 5 ist zuldssig, die
Uberschreitung der bestehenden Geb&udehdhe bzw. des obersten Gebaudeabschlusses darf jedoch
insgesamt nicht mehr als 45 cm betragen.*

5.1n 8§ 1 Abs. 2 Z 3 entféllt der Strichpunkt und wird folgender Halbsatz angefugt:
»sowie Schaffung und Erhaltung starker stddtischer Zentrums- und Versorgungsstrukturen im Sinne einer

Stadt der kurzen und umweltfreundlichen Wege;"

6. In 8 1 Abs. 2 wird nach der Z 6 folgende Z 6a eingefugt:

,6a. Erhaltung und Erweiterung des Baumbestands sowie von griinen Infrastrukturen im 6ffentlichen
Raum zur Verbesserung des Mikroklimas, der Aufenthaltsqualitat und der 6kologischen Vielfalt
in der Stadt;*

7.1n 8 1 Abs. 2 Z 17 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 18 angefiigt:
,,18. Forderung der nachhaltigen Nutzung natirlicher Ressourcen.*
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8. § 1a samt Uberschrift lautet:
»Malnahmen der Gemeinde als Tragerin von Privatrechten

8 la. (1) Die Gemeinde ist berechtigt als Trdgerin von Privatrechten zur Unterstltzung der
Verwirklichung der im 8§ 1 Abs. 2 genannten Planungsziele, insbesondere zur Vorsorge ausreichender
Flachen fir den erforderlichen Wohnraum und fur Arbeits- und Produktionsstatten des Gewerbes, der
Industrie und zur Erbringung von Dienstleistungen jeder Art, sowie Uber die Beteiligung der
Grundeigentiimerin oder des Grundeigentiimers oder anderen Personen (zB Baurechtsnehmerinnen und
Baurechtsnehmer, Bauwerberinnen und Bauwerber mit Kaufoption) an den der Gemeinde durch die
Festsetzung von Grundflachen als Bauland erwachsenden Kosten der Infrastruktur privatrechtliche
Vereinbarungen abzuschlieRen.

(2) Beim Abschluss und der inhaltlichen Gestaltung der Vereinbarungen ist die Gleichbehandlung der
in Betracht kommenden Vertragsparteien der Gemeinde zu wahren. Eine unterschiedliche Behandlung von
Vertragsparteien darf ihre Grundlage ausschlieBlich in unterschiedlichen tatséchlichen Verhaltnissen wie
insbesondere der GrofRe und Lage der betroffenen Grundflachen, deren bisheriger oder kinftiger
Verwendung und dgl. haben.

(3) Beim Abschluss und der inhaltlichen Gestaltung von Vereinbarungen sind die
verfassungsgesetzlich gewahrleisteten Rechte der Vertragsparteien der Gemeinde zu wahren. Insbesondere
darf die Festsetzung oder Abénderung eines Flachenwidmungs- und Bebauungsplanes nicht vom Abschluss
einer solchen Vereinbarung abhéngig gemacht werden.

(4) Die Inhalte der Vereinbarungen sind schriftlich festzuhalten. Sie haben jedenfalls zu beinhalten:

a) die Bezeichnung der Vertragsparteien;

b) die Bezeichnung der Grundflachen, auf die sich die Vereinbarungen beziehen, sowie deren
Flachenausmabl;

c) die Festlegung der Leistungspflichten, zu deren Ubernahme sich die Vertragsparteien
verpflichten;

d) die Fristen, innerhalb derer die vereinbarungsgemalien Leistungspflichten zu erfillen sind;

e) die Mittel zur Sicherstellung der Erfullung der vereinbarungsgemafRen Leistungspflichten;

f) die Regelung der Tragung der mit dem Abschluss der Vereinbarungen verbundenen Kosten;

g) die Zusammenfassung der wesentlichen materiellen Vertragsinhalte ohne Angabe
personenbezogener Daten naturlicher oder juristischer Personen.

(5) In den Vereinbarungen ist fir den Fall der Weitergabe jener Grundflachen, auf die sich die
Vereinbarungen beziehen, durch die Vertragsparteien der Gemeinde an Dritte sicherzustellen, dass die von
den Vertragsparteien (bernommenen Leistungspflichten auf deren Rechtsnachfolgerinnen und
Rechtsnachfolger dberbunden werden. Als Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger gelten dabei
insbesondere auch Dritte, die an den vereinbarungsgegenstandlichen Grundflachen langerfristige
Nutzungsrechte wie Bau- oder Bestandsrechte erwerben.

(6) Die Zusammenfassung gemaR Abs. 4 lit. g ist im Internet Uber die Adresse
www.gemeinderecht.wien.gv.at gebiihren- und barrierefrei zuganglich zu machen.*
9.In 8 2 Abs. 1a wird das Zitat ,,BGBI. | Nr. 111/2017* durch das Zitat ,,BGBI. | Nr. 26/2023 ersetzt.

10. In § 2 wird nach Abs. 1d folgender Abs. 1e eingefiigt:

»(le) Bei der Ausarbeitung der Entwiirfe (Abs. 1) kann der Magistrat hinsichtlich konkreter
Zielvorstellungen im Zusammenhang mit der Gestaltung und Entwicklung einzelner Plangebiete den
Fachbeirat fur Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe (8§ 3) beratend beiziehen.

11.In 8 2 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 7 und § 70a Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Fachbeirat fiir Stadtplanung und
Stadtgestaltung® durch die Wortfolge ,,Fachbeirat fiir Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe* ersetzt
und in 8 2 Abs. 4 nach dem Wort ,,Auswirkungen* die Wortfolge ,,oder solche Auswirkungen, die geeignet
sind, den Erhalt des Welterbes zu beeintrichtigen,” eingefigt.

12. In § 2 Abs. 5 erster Satz wird das Zitat ,,Abs. 1* durch das Zitat ,,Abs. 4* ersetzt.

13. In 8 2b wird nach Abs. 3 folgender Abs. 3a angeftigt:

»(3a) Darlber hinaus kdnnen in Energieraumplanen Gebiete ausgewiesen werden, in denen
Fernwarme vorhanden oder der Ausbau bis zu einem mit Verordnung festzulegenden Zeitpunkt vorgesehen
ist.
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Eine Ausweisung solcher Gebiete kann dann erfolgen, wenn die Fernwdrme folgende
Qualitatskriterien erfiillt:

1. sie unterliegt einer gesetzlichen, behdrdlichen oder vertraglichen Preisregelung,
2. sie verfugt Uber die zur Versorgung des auszuweisenden Gebietes erforderliche Kapazitét und

3. sie stammt zumindest zu 80 vH aus Warme aus erneuerbaren Energietragern, hocheffizienter Kraft-
Warme-Kopplung, Abwérme oder einer Kombination dieser oder aus Anlagen, die Uber einen
verbindlichen Dekarbonisierungsplan verfugen, mit dem die dauerhafte Einhaltung dieser
Kriterien ab 2035 sichergestellt ist und keine Ausweitung der mit fossilen Brennstoffen erzeugten
Anlagenleistung erfolgt.*

14. In § 2b Abs. 4 werden folgende Sétze angefugt:

,LAbanderungen dirfen nur aus wichtigen Ricksichten vorgenommen werden. Diese liegen inshesondere
vor, wenn bedeutende Griinde, vor allem auf Grund von Anderungen der natiirlichen, dkologischen,
wirtschaftlichen, technologischen oder infrastrukturellen Gegebenheiten fiir eine Abénderung sprechen,
gegebenenfalls auch im Hinblick auf eine nunmehr andere Bewertung einzelner Ziele, auf die bei der
Festsetzung und Abénderung der Energieraumpléne Bedacht zu nehmen ist.*

15. Dem § 2b werden nach Abs. 5 folgende Abs. 6 und 7 angeflgt:

»(6) Der Magistrat hat als Grundlagen fiir die Energieraumplanung die natiirlichen, 6kologischen,
wirtschaftlichen, technologischen und infrastrukturellen Gegebenheiten zu erheben.
(7) Der Magistrat kann im Rahmen der Erhebungen gemaR Abs. 6 die folgenden Daten verarbeiten:

1. Gebdudedaten, Adressdaten von Gebduden und Daten zu Baubewilligungsverfahren fir
Neubauten, die hach dem 1.1.2017 bewilligt wurden,

2. Daten zur Lage des Gasanschlusses und dem Zeitpunkt der Herstellung des aktiven
Anschlusspunktes des Gebéaudes,

3. Daten zur Lage des Fernwarmeanschlusses und dem Zeitpunkt der Herstellung des aktiven
Anschlusspunktes des Gebéaudes,

4. Daten aus dem Zentralen Leitungskataster,
5. Angaben zu den Qualitétskriterien gemal3 Abs. 3a.*

16. § 3 samt Uberschrift lautet:
»Fachbeirat fir Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe
8 3. (1) Der Fachbeirat fur Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe besteht aus zwo6lf Fachleuten
fiir folgende Bereiche

a) Architektur (drei Personen, von der zumindest eine Person eine Ziviltechnikerpriifung abgelegt
haben muss);

b) Welterbe und Bauen im historischen Bestand;
¢) Raumplanung;

d) Denkmalwesen;

e) Landschaftsarchitektur;

f) Stadtokologie und Klimawandelanpassung;
g) Verkehrswesen;

h) Sozialwesen;

i) Wirtschaftsstandort;

j) Klimaschutz und Energiewesen.

(2) Samtliche Mitglieder werden von der Burgermeisterin oder vom Birgermeister auf drei Jahre
bestellt; ihr Amt dauert bis zur Amtsibernahme einer bestellten Nachfolgerin oder eines bestellten
Nachfolgers. Scheidet ein Mitglied aus, ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied flr die restliche
Funktionsperiode zu bestellen. Bei der Bestellung ist der Wechsel jeweils von mindestens einem Drittel der
Mitglieder vorzusehen.

(2a) Ein Dreiervorschlag hinsichtlich der zu bestellenden Fachleute kann innerhalb der von der
Behdrde festgesetzten Frist von folgenden Einrichtungen erstattet werden:

a) der Fakultat fur Raumplanung und Architektur der Technischen Universitat Wien gemeinsam
mit dem Institut fiir Architektur der Universitat fir angewandte Kunst Wien und dem Institut
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fir Architektur an der Akademie der bildenden Kiinste in Wien fiir eine Person im Bereich
Architektur,

b) der Ziviltechnikerkammer flr Wien, Niederdsterreich und Burgenland fur eine Person im
Bereich Architektur,

c) der Ziviltechnikerkammer fir Wien, Niedergsterreich und Burgenland fur den Bereich
Landschaftsarchitektur,

d) der oder dem fiir Kunst und Kultur zustdndigen Bundesministerin oder Bundesminister fiir den
Bereich Welterbe und Bauen im historischen Bestand,

e) dem Bundesdenkmalamt flr den Bereich Denkmalwesen,

f) der Universitat fir Bodenkultur gemeinsam mit der Universitdt Wien fir den Bereich
Stadtokologie und Klimawandelanpassung,

g) der Kammer fur Arbeiter und Angestellte fiir Wien fiir den Bereich Sozialwesen,
h) der Wirtschaftskammer Wien fir den Bereich Wirtschaftsstandort und
i) der Fachhochschule Technikum Wien furr den Bereich Klimaschutz und Energiewesen.

(3) Die Mitglieder dirfen in der Gemeindeverwaltung weder ein besoldetes Amt bekleiden noch einem
Vertretungskdrper angehéren; sie (iben ihre Tétigkeit ehrenamtlich aus.

(4) Der Fachbeirat hat das Recht, in begriindeten Fillen externe Fachleute heranzuziehen.*
17.1n 8 5 Abs. 4 lit. d, § 6 Abs. 6a, § 62 Abs. 2 letzter Satz, § 63 Abs. 1 lit. m, § 128 Abs. 2 Z 12 und § 130

Abs. 1 lit. j wird das Wort ,,Wohneinheiten“ jeweils durch den Ausdruck ,,Wohn- und Zimmereinheiten*
ersetzt.

18. In 85 Abs. 4 lit. d und § 6 Abs. 6a wird jeweils das Wort ,,Wohnnutzfldche“ durch die Wortfolge
,»Brutto-Grundflache* ersetzt und in § 6 Abs. 6a die Wortfolge ,,innerhalb desselben Plangebiets* durch die
Wortfolge ,,im Umkreis von 500 m* ersetzt.

19. In § 5 Abs. 4 lit. k wird nach dem Wort ,,StraBenfronten“ die Wortfolge ,,oder Gebdudefronten, die sich
nicht an einer Bauplatzgrenze befinden,“ eingeflgt.

20. In 8§ 5 Abs. 4 lit. p lautet:

,,p) Bestimmungen Uber die gartnerische Ausgestaltung unbebauter Grundflachen sowie Uber die
Substratiiberdeckung von unterirdischen Gebduden bzw. Gebaudeteilen;

21. In 85 Abs. 4 lit. w wird die Wortfolge ,,von Biiro- und Geschéftsgebduden™ durch die Wortfolge
,oestimmter Gebdudetypen oder Nutzungseinheiten® ersetzt.

22.In 8 5 Abs. 4 lit. x entfallt im ersten Halbsatz die Wortfolge ,,in ErdgeschoBen®.

23.In § 6 Abs. 13 wird nach dem Wort , Betriebsaufsicht* die Wortfolge ,,im betriebstechnisch unbedingt
erforderlichen AusmaB“ eingefligt und der Satz ,Die unbedingte Erforderlichkeit ist in einem
Betriebskonzept nachzuweisen. angefligt.

24. 8 6 Abs. 15 wird folgender Satz angefugt:

»Warmeversorgungsanlagen (Raumwérme-, Warmwasserversorgungsanlagen) sowie Kihlungs- und
Liftungsanlagen fir Geb&ude sind von der widmungsgemafRen Nutzung erfasst.“

25. § 7 Abs. 1a wird folgender Satz angefligt:

»Dartiber hinaus sind die Attribute zu berlicksichtigen, die den auBlergewdhnlichen universellen Wert der
Wiener UNESCO-Welterbestétten zum Ausdruck bringen und ihre Authentizitit und Integritit festigen.*

26. In 8 7a Abs.3 entféllt im ersten Satz nach dem Wort ,Wohnung“ die Wortfolge ,,in einem
HauptgeschoB3*.

27.In § 7a Abs. 4 entféallt nach dem Strichpunkt der letzte Halbsatz und wird der Strichpunkt durch einen
Punkt ersetzt.

28. § 7a Abs. 5 lautet:

»(5) Ausnahmen von Abs. 3 sind auf Antrag durch die Behdrde zuzulassen, wenn die im Gebdude
verbleibende Wohnnutzflache mindestens 80 vH der Summe aller Nutzflachen, jedoch unter Ausschluss
des Erdgeschofles und der Kellergescholle betrégt; weiters sind Ausnahmen von Abs. 3 und Abs. 4
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zuzulassen, wenn die Wohngualitat in den betroffenen Aufenthaltsrdumen durch duflere Umstdnde wie
Immissionen, Belichtung, Beluftung, fehlende sonstige Wohnnutzungen im selben Haus oder die besonders
schlechte Lage im Erdgeschof und &hnliches gemindert ist oder wenn Einrichtungen, die der lokalen
Versorgung der Bevdlkerung dienen, geschaffen oder erweitert werden sollen oder wenn zugleich anderer
in einer Wohnzone und im gleichen Bezirk befindlicher Wohnraum geschaffen wird, der zum Zeitpunkt
seiner Schaffung hinsichtlich der Wohnungsgroe, Ausstattung und der hiefiir durchschnittlich fiktiv
erzielbaren Miete gleichwertig ist.”

29. 8§ 7c lautet:

,»8 7¢. (1) Einkaufszentren sind Bauvorhaben mit Raumen, die tberwiegend fiir das Ausstellen und
den Verkauf von Waren beziehungsweise fiir das damit im Zusammenhang stehende Erbringen von
Dienstleistungen bestimmt sind, soweit die Flache dieser Rdume zusammen mehr als 1.600 m2, im
,»Gemischten Baugebiet — Betriebsbaugebiet* mehr als 1.000 m? betrégt.

(1a) Zwei oder mehrere Bauvorhaben mit derartig genutzten Rdumen gelten als einziges
Einkaufszentrum, wenn

1. sie funktional (z. B. durch gemeinsame Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen, innere
Erschlieung, Verbindungen von Geb&uden) miteinander verbunden sind, und

2.die Fliche der Réiume insgesamt mehr als 1.600 m? im ,Gemischten Baugebiet —
Betriebsbaugebiet mehr als 1.000 m?2 betragt.

Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen sind einer gemeinsamen Anlage gleichzuhalten, auch wenn
sie nicht miteinander verbunden sind, aber in einem unmittelbaren rdumlichen Zusammenhang stehen.
(2) Nicht als Einkaufszentren gelten Bauvorhaben, die
1. nur Wiederverkaufern zuganglich sind oder
2. ausschliellich fir den Fahrzeug-, Landmaschinen- oder Baumaschinenhandel bestimmt sind.

(3) Einkaufszentren werden in zwei Typen festgelegt:

1. Einkaufszentren des Typs 1 sind Bauvorhaben im Sinne des Abs. 1, in denen samtliche
Warenarten angeboten werden.

2. Einkaufszentren des Typs 2 sind Bauvorhaben im Sinne des Abs. 1, in denen ausschliellich
Waren des Baustoff-, Garten-, oder Mdbelhandels angeboten werden.

(4) Einkaufszentren dirfen nur in Wohngebieten und gemischten Baugebieten errichtet werden, wo
sie im Bebauungsplan gemél 8 5 Abs. 4 lit. ¢ ausgewiesen sind. Dartiber hinaus dirfen Einkaufszentren
auf Liegenschaften an einer Geschaftsstrale errichtet werden.

(5) Fir Einkaufszentren kann im Bebauungsplan eine hdchstens zuléssige Flache (Abs. 1), bezogen
auf eine durch Fluchtlinien bestimmte Grundfléche, festgelegt werden.

(6) Bei Bauvorhaben, die ein Einkaufszentrum beinhalten, ist mindestens ein Drittel der Summe der
Flachen der oberirdischen Nutzungseinheiten (8 119 Abs. 1) oberhalb des Erdgeschofes zu errichten,
sofern der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt.

(7) Vor der Festsetzung von Einkaufszentren ist eine Priifung nach § 7b Abs. 7 durchzufiihren. Zu
prifen sind dariber hinaus die Wechselwirkungen des geplanten Bauvorhabens auf andere
Einkaufszentren, GeschéftsstraRen sowie auf die Nahversorgung. Bei der Festsetzung von Einkaufszentren
kdnnen auch Festsetzungen nach § 7b Abs. 5 getroffen werden.

(8) Der Bebauungsplan kann die Festsetzung eines Einkaufszentrums auf sieben Jahre befristet
ausweisen, wenn dies der Erreichung der gesetzlichen Ziele der Stadtplanung (8 1 Abs. 2) dient. Eine
befristete Ausweisung als Einkaufszentrum wird nach Ablauf von sieben Jahren unwirksam. Sonstige
Bebauungsbestimmungen fur die betroffenen Gebiete bleiben aufrecht.

30. In § 7f Abs. 1 wird das Zitat ,,§ 81 Abs. 6 und 7 durch das Zitat ,,§ 81 Abs. 6, 6a und 7* ersetzt.

31. 815 Abs. 1 Z 2 lautet:
,,2. ein Teilungsplan; ein solcher ist nicht erforderlich, wenn nur ganze Grundstiicke betroffen sind;*

32. 8 15 Abs. 2 Z 5 lautet:

,,5. die Darstellung der fiir die Beurteilung des Abteilungsvorhabens relevanten Flachenwidmungs-
und Bebauungsbestimmungen sowie der fir die Beurteilung wvon Abtretungs- und
Einbeziehungsverpflichtungen erforderlichen Fluchtlinien.*

33. § 15 Abs. 3 lautet:
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,»(3) Der Teilungsplan hat den gesetzlichen Vorschriften iber die Verfassung von Teilungsplénen zu
entsprechen. Er ist im MafRstab 1 : 500 oder in einem gréBeren Mafstab zu verfassen; er darf im Mafstab
1:1 000 verfasst werden, wenn seine Lesbarkeit in allen rechtlich erheblichen Einzelheiten voll erhalten
bleibt. Der Stand vor der Abteilung ist in schwarzer Farbe, jener nach der Abteilung in roter Farbe
darzustellen. Der Teilungsplan ist in elektronischer Form zu tibermitteln. Die Behdrde kann aus technischen
oder organisatorischen Griinden die Vorlage von einem oder mehreren Exemplaren des Teilungsplans in
Papierform verlangen. Diese missen aus haltbarem Material, gut lesbar und nach einem Druck- oder
Zeichenverfahren oder einem gleichwertigen Verfahren hergestellt sein.«

34.In § 16 Abs. 2 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefugt:

»Unterschreitungen der SollgroBe fiir Baulose und wesentliche Unterschreitungen der SollgroRe fur
Bauplétze sind nur dann zuléssig, wenn dies aus beriicksichtigungswiirdigen Griinden erforderlich ist.*

35. In 8 16 Abs. 2 wird der drittletzte Satz durch folgenden Satz ersetzt:

»Im Zusammenhang mit einem bestehenden Baurecht oder wenn die Flachenwidmungsplédne und
Bebauungspléne fir verschiedene Ubereinander liegende R&ume desselben Plangebietes gesonderte
Bestimmungen enthalten oder wenn zu Zwecken der Uberbauung von Bahnanlagen, der Errichtung von
Tiefgaragen oder dergleichen Teile des Bauplatzes mit einem Baurecht zu belasten sind, darf ein Bauplatz
auch mehrere Grundbuchskdérper umfassen.

36. In § 49 Abs. 3 lautet:

,»(3) Enthalt ein Bauwerk mehrere Wohn- oder Betriebseinheiten oder sonstige Nutzungseinheiten, so
sind diese fur jedes Bauwerk und innerhalb eines Bauwerkes fiir jedes Stiegenhaus in gut lesbarer Weise
fortlaufend, beginnend mit dem untersten GeschoB, zu nummerieren. Werden Wohn- oder
Betriebseinheiten (oder sonstige Nutzungseinheiten) geteilt, kann der Nummer der neu geschaffenen
Nutzungseinheiten ein alphanumerischer Zusatz nachgestellt werden. Bei Bauwerken, die mehrere
Stiegenhauser umfassen, sind auch diese zu nummerieren. Ebenso sind die Bezeichnungen der Stockwerke
unter Bedachtnahme auf § 87 Abs. 8 und Abs. 9 anzubringen.

37. In § 54 Abs. 8 entfallt im zweiten Satz der Klammerausdruck ,,(trittsicherem)*.

38. In § 54 Abs. 9 wird im dritten Satz nach dem Wort ,,wobei* die Wortfolge ,,ein Lageplan (§ 64 Abs. 1
lit. a) vorzulegen, eingefligt und nach dem vierten Satz folgender Satz angefugt:

»Wenn durch die Gehsteigauf- und -Uberfahrt eine Beeintrdchtigung von B&umen auf offentlichen
Verkehrsflachen (StraBenbdume) (Abs. 9a) moglich ist, verldangert sich die Frist auf acht Wochen.*

39. In §8 54 wird nach dem Abs. 9 folgender Abs. 9a eingefiigt:

,,(92) Bei der Situierung von Auf- und Uberfahrten im Sinne des Abs. 9 ist auf bestehende Biume auf
offentlichen Verkehrsflachen (StraRenbdume) Rucksicht zu nehmen. Die bescheidméRige Bekanntgabe von
Auf- und Uberfahrten hat in solchen Féllen, in denen eine Beeintrachtigung bestehender StraRenbiume
maglich ist, erst zu erfolgen, nachdem die Bauwerberin oder der Bauwerber den Nachweis erbracht hat,
dass

1. Beeintrachtigungen des StraRenbaumbestandes ausgeschlossen sind oder
2. die Auf- und Uberfahrt unbedingt erforderlich ist und die geringstmoglichen Auswirkungen auf
den Baumbestand hat.
Eine mdgliche Beeintrachtigung ist jedenfalls zu vermuten, wenn der Abstand zwischen der Auf- bzw.
Uberfahrt und der ihr zugewandten StammauBenkante von StraBenbdumen 2,5 m unterschreitet oder die
Auf- bzw. Uberfahrt in deren Kronentraufbereich hineinragt. Die Entscheidungsfrist nach Abs. 9 beginnt
erst nach vollstindiger Vorlage des Nachweises zu laufen.*

40. In § 60 Abs. 1 lit. a werden im vierten Satz die Worte ,,zur Hilfte* durch die Worte ,,zu mehr als der
Halfte* ersetzt.

41. 8 60 Abs. 1 lit. d lautet:
,,d) Der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre sowie der Abbruch
von Gebduden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, wenn der Anzeige des Abbruchs geméaR
8§ 62a Abs. 5a keine giiltige Bestétigung des Magistrats angeschlossen ist, dass an der Erhaltung
des Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das ortliche Stadtbild kein 6ffentliches Interesse
besteht. Flr Bauwerke in Schutzzonen und Gebdude, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden,
darf die Abbruchbewilligung nur erteilt werden, wenn an der Erhaltung des Bauwerkes infolge
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seiner Wirkung auf das ortliche Stadtbild kein oOffentliches Interesse besteht oder sein
Bauzustand derart schlecht ist, dass die Instandsetzung technisch unmdglich ist oder trotz
Einbeziehung von &ffentlichen Forderungen und der Beruicksichtigung von wirtschaftlichen
Ertragsoptimierungspotentialen am Bauwerk nur durch wirtschaftlich unzumutbare
Aufwendungen bewirkt werden kann. Aufwendungen, die durch eine schuldhafte
Vernachldssigung der Erhaltungspflicht entstehen, bleiben bei der Beurteilung der
wirtschaftlichen Abbruchreife auBer Betracht. Dies gilt auch fiir Rechtsnachfolgerinnen oder
Rechtsnachfolger der Eigentumerin oder des Eigentiimers (Miteigentiimerin oder
Miteigentiimer), wenn sie von der schuldhaften Vernachldssigung der Erhaltungspflicht
Kenntnis hatten oder bei gehoriger Aufmerksamkeit Kenntnis haben mussten.*

42.In 8 60 Abs. 1 lit. f wird nach dem Wort ,,Schutzzonen* der Halbsatz ,,und an Bauwerken, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das ortliche Stadtbild ein
Offentliches Interesse besteht. eingefgt.

43. 8 60 Abs. 1 lit. j lautet:

,J) Die Errichtung von Fotovoltaikanlagen sowie die Anbringung von Fotovoltaikanlagen an
Gebdauden

1.im Grunland-Schutzgebiet oder in Gebieten mit Bausperre;

2.in  Schutzzonen nur dann, wenn sie Kkeiner elektrizitatsrechtlichen Anzeige- oder
Bewilligungspflicht unterliegen;

3. aulerhalb vom Grunland-Schutzgebiet oder Gebieten mit Bausperre, wenn sie eine
Engpassleistung von mehr als 15 kW aufweisen und

aa) keiner elektrizitatsrechtlichen Anzeige- oder Bewilligungspflicht oder

bb) nicht eisenbahnrechtlichen, gewerberechtlichen, bergbaurechtlichen, luftfahrtrechtlichen,
schifffahrtrechtlichen oder abfallrechtlichen Bestimmungen unterliegen.*

44, 862 Abs. 1 Z 4 lautet:

,/4. alle sonstigen Anderungen und Instandsetzungen von Bauwerken (§ 60 Abs. 1 lit. c), die keine
wesentliche Anderung der duBeren Gestaltung des Bauwerkes bewirken, nicht die Umwidmung
von Wohnungen oder nicht die Schaffung von Stellplatzen betreffen und auch nicht zu deren
tatséchlicher Schaffung aufgrund einer entsprechenden Verpflichtung fiihren;

45. In § 62 Abs. 1 wird folgende Z 5 angefigt:
,,D. Rankhilfen und Rankgeriiste fir Kletterpflanzen, die nicht § 62a Abs. 1 Z 14 unterliegen.*

46. In § 62 Abs. 2 wird im letzten Satz nach dem Wort ,,Heimen** die Wortfolge ,,oder der Vergroerung der
Wohnnutzfliche®“ eingeflgt.

47. 8 62a Abs. 1 Z 14 lautet:

,,14. Rankhilfen und Rankgeruste fir Kletterpflanzen; jedoch an Fassaden nur im Bereich der ersten
drei oberirdischen Geschol’e auBRerhalb von Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre sowie Uber
Baulinien oder StraRenfluchtlinien nur in dem in 8 83 Abs. 1 lit. i genannten Ausmal3; Pflanzen
zur Begriinung von Fassaden;*

48. In §62a Abs.1 Z 16 wird nach dem Wort ,Gartenterrassen* die Wortfolge ,,mit einem nicht
versiegelten, reversiblen Aufbau‘ eingefigt.

49. In §62a Abs.1 Z23 wird nach dem Wort ,Stitzmauern“ die Wortfolge ,in Form von
Trockensteinmauern, Steinschlichtungen oder dergleichen* eingefligt und der Wert ,,3 m* durch den Wert
»1,5 m*“ ersetzt.

50. § 62a Abs. 1 Z 24 lautet:
,»24. Antennen-, Funk-, Solarthermie- und Parabolanlagen aulerhalb vom Griinland — Schutzgebiet
sowie von Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre;*

51. In § 62a Abs. 1 wird nach der Z 24 folgende Z 24a eingefugt:

,»24a. Fotovoltaikanlagen, sofern sie nicht einer Genehmigungspflicht gemdl § 60 Abs.1 lit. ]
unterliegen;*
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52. 8 62a Abs. 1 Z 33 lautet:
,»33. AuBenjalousien, Abschattungsvorrichtungen wie Markisen und dergleichen samt allenfalls
vorhandenen stutzenartigen Unterkonstruktionen und dergleichen auBerhalb von Schutzzonen und
Gebieten mit Bausperre;*

53. In 8 62a Abs. 1 wird am Ende der Z 35 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und wird danach
folgende Z 36 angeftigt:
,,36. Erdwarmesonden und dazu gehdrige Leitungen aullerhalb vom Griinland — Schutzgebiet sowie von
Gebieten mit Bausperre;*

54. In § 62a Abs. 2 wird das Zitat ,,Abs. 1 Z 2 bis 34“ durch das Zitat ,,Abs. 1 Z 2 bis Z 36 ersetzt.

55. In § 62a wird folgender Abs. 9 angeflgt:

»(9) Bei Baufiihrungen geméB Abs. 1 Z 36 hat der Bauherr nach Fertigstellung eine Meldung an die
Behdrde mit einer planlichen Darstellung der Erdwarmesonde samt den dazu gehérigen Leitungen in
elektronischer Form zu tibermitteln.*

56. § 63 Abs. 1 lit. e lautet:

,,¢) bei Neu-, Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von mindestens
25 vH der Oberflache der Gebaudehdille, jeweils in elektronischer Form

— den durch einen nach den flr die Berufsausiibung mafigeblichen Vorschriften berechtigten
Sachversténdigen fur das einschlagige Fachgebiet erbrachten Nachweis (iber den Warme-
und Schallschutz (Bauphysik) und

—den Nachweis, dass die technische, ©kologische und wirtschaftliche Einsetzbarkeit
hocheffizienter alternativer Systeme beriicksichtigt wird (8 118 Abs. 3, 3a und 3e),

sowie bei Neu-, Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25 vH der Oberflache der Gebaudehdille, mit Ausnahme der Geb&ude geméal § 118
Abs. 4, jeweils in elektronischer Form

— einen glltigen Energieausweis (8§ 118 Abs. 5) und
— eine Erklarung lber den sommerlichen Wéarmeschutz.*

57. In § 63 Abs. 1 lit. | wird die Wortfolge ,,sowie der Nachweis, dass die nicht in den Kanal eingeleitete
Menge der Niederschlagswisser beseitigt oder gespeichert wird;“ durch die Wortfolge ,;sowie der
Nachweis, dass die nicht in den Kanal eingeleitete Menge der Niederschlagswasser versickert oder auf
andere Art dem natiirlichen Wasserkreislauf oder einer Nutzung zugefuhrt wird;* ersetzt.

58. In 8§ 63 Abs. 1 wird am Ende der lit. n der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und werden danach
die folgenden lit. o, p und q angefigt:
,,0) bei Zubauten zur Schaffung neuer Nutzungseinheiten sowie bei Umbauten, die mehr als die
Hélfte der im Gebdude befindlichen Nutzungseinheiten betreffen, Angaben zum bestehenden
Gebédude in tabellarischer Form, insbesondere die GeschoBbezeichnung, Brutto- und
Nettogrundflache der GeschoRRe, die Nutzungseinheiten mit dazugehdrigen Nettogrundflachen
sowie allenfalls die Nummerierung der Wohnungen und Betriebseinheiten;
p) bei Bauvorhaben, die geeignet sind, bestehende Béume auf als Verkehrsflache gewidmeten
Grundflachen (StraRenbaumbestand) zu beeintréchtigen (insbesondere bei Errichtung von in
883 genannten Bauteilen, bei Gehsteigauf- und -Uberfahrten sowie hinsichtlich
Baustelleneinrichtungen und bei der Bauausfiihrung zum Einsatz kommender Baugeréte und-
maschinen), ein Baumschutzkonzept zum Nachweis dafiir, dass im Rahmen der Bauausfiihrung
eine Schadigung des Baumbestandes vermieden wird. Das Baumschutzkonzept ist nach dem
Stand der Technik von einer oder einem nach den fur die Berufsausibung maBgeblichen
Vorschriften berechtigten Sachverstandigen fir das einschlégige Fachgebiet zu erstellen und zu
unterfertigen;
g) bei Neu- und Zubauten auf Liegenschaften mit bereits vorhandenen Bauwerken, die diesen
Bauvorhaben entgegenstehen und deren Abbruch einer Bewilligungspflicht geméaR § 60 Abs. 1
lit. d unterliegt, eine rechtskréftige Abbruchbewilligung.«
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59. In § 63 Abs. 5 wird die Wortfolge ,,ab der Bauklasse I1*“ durch die Wortfolge ,,im Bauland* ersetzt, nach
dem Wort ,,Bauplatzes* die Wortfolge ,,und des Bauloses“ eingefligt und das Wort ,,Erdiberdeckung “
durch das Wort ,, Substratiberdeckung “ ersetzt.

60. In 8 63 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angeftigt:

,(6) Bei aufgrund dieses Gesetzes verpflichtend zu errichtenden Fotovoltaikanlagen oder anderen
Anlagen gemaR § 118 Abs. 3b ist in den Einreichunterlagen der Standort der Anlage, deren Aufstellflache
sowie Leistung (kWp) darzustellen.

61. § 64 Abs. 1 lit. a lautet:
,,a) den Lageplan, der

1. hinsichtlich der betroffenen Grundstiicke der zu bebauenden Liegenschaften ausweisen
muss:

— deren Nummern,
— die Zahlen der Grundbuchseinlagen,
— die Namen und Anschriften aller ihrer Eigentlimerinnen und Eigenttmer,

—im Falle des Wohnungseigentums zusatzlich diese Tatsache unter Angabe der
Anzahl der Stiegen,

— das Flachenausmab3,

—die Umrisse der darauf bestehenden und geplanten Bauwerke samt allfalliger
Stiegen- und Geb&udebezeichnungen sowie die Ausmale dieser Bauwerke,

— die Bebauungsbestimmungen,

—die Hohenlagen der zu bebauenden Liegenschaften und der angrenzenden
Verkehrsflachen,

—sémtliche auf den zu bebauenden Liegenschaften sowie im angrenzenden
offentlichen Raum befindlichen B&ume und Baumreihen, die dem Wiener
Baumschutzgesetz unterliegen, samt malistabsgetreuer Darstellung hinsichtlich
ihres Stammumfangs und ihrer Kronentraufe;

2. hinsichtlich der Grundstiicke der benachbarten Liegenschaften (§ 134 Abs. 3) ausweisen
muss:

— deren Nummern,

— die Zahl der Einlagen und Orientierungsnummern,

— die Namen und Anschriften aller ihrer Eigentiimerinnen und Eigentiimer,

—im Falle des Wohnungseigentums zusatzlich diese Tatsache unter Angabe der
Anzahl der Stiegen,

— die Umrisse des Baubestandes auf diesen Liegenschaften,

— die angrenzenden offentlichen Verkehrsflachen samt deren Abmessungen und
Hohenlagen unter maRgerechter Eintragung von Gleisen, Gehsteigen, Banketten,
Hydranten und Masten, die Nordrichtung sowie

— ob Betriebe mit Emissionen, die Gefdhrdungen gemal § 134a Abs. 3 hervorrufen
kénnen, bestehen;

62. In § 64 Abs. 1 lit. b wird nach dem Wort ,,Raumwidmungen‘ die Wortfolge ,,und die Bezeichnung
sémtlicher Nutzungseinheiten* eingefigt.

63. In §64 Abs. 1 lit. f werden nach dem Wort ,Hausbrieffachanlagen“ die Worte ,,und Paketboxen*
eingeflgt.

64. § 67 Abs. 2 lautet:

,(2) Der Fachbeirat fiir Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe kann von der Behdrde mit der
Begutachtung einzelner Bauvorhaben befasst werden, wenn sie von malgeblichem Einfluss auf das ortliche
Stadtbild oder den Schutz von UNESCO-Welterbestétten sind. In begrindeten Fallen kann er zu diesem
Zweck bis zu zwei weitere Architektinnen oder Architekten oder Landschaftsarchitektinnen oder
Landschaftsarchitekten beiziehen. Ist ein Bauvorhaben geeignet, UNESCO-Welterbestatten in ihrem
auBergewohnlichen universellen Wert zu beeintrichtigen, hat die Behorde den Fachbeirat beizuziehen.*

65. § 69 Abs. 1 Z 3 lautet:
,.3. das ortliche Stadtbild (§ 85) nicht stérend beeinflusst werden,*
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66. In § 69 Abs. 1 wird an Ende der Z 4 der Punkt durch das Wort ,,und* ersetzt und folgende Z 5 angeftigt:

,,5. keine Beeintrachtigung der UNESCO-Welterbestétten in ihrem auBergewdhnlichen universellen
Wert erfolgen.*

67. In § 69 Abs. 2 Z 3 wird das Wort ,,oder durch einen Beistrich ersetzt.

68. In 8 69 Abs. 2 wird nach Z 3 folgende Z 3a eingefugt:

,,-3a. dem Erhalt und der Sanierung eines Gebaudes dienen, das in einer Schutzzone liegt oder vor dem
1.1.1945 errichtet wurde und an dessen Erhaltung infolge seiner Wirkung auf das Stadtbild ein
offentliches Interesse besteht,*

69. In 8 69 Abs. 2 wird am Ende der Z 4 der Punkt durch das Wort ,,oder* ersetzt und folgende Z 5 angefgt:
,,J. in dauerhafter Weise dem Klimaschutz oder der Klimawandelanpassung dienen.*

70. 8 70a Abs. 1 lautet:

»(1) Wird den Einreichunterlagen gemafR & 63 oder gemal § 63a die im Rahmen seiner Befugnis
abgegebene und nach den fur die Berufsaustibung malRgeblichen Vorschriften gefertigte Bestatigung einer
Ziviltechnikerin oder eines Ziviltechnikers, die oder der von der Bauwerberin oder dem Bauwerber und
von der Planverfasserin oder vom Planverfasser verschieden ist und zu diesen Personen in keinem Dienst-
oder Organschaftsverhdltnis steht, angeschlossen, dass sie unter Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen
Bauvorschriften verfasst sind, findet das vereinfachte Baubewilligungsverfahren und nicht das
Baubewilligungsverfahren geméal § 70 Anwendung.

Fur folgende Gesichtspunkte kdnnen jeweils auch eigenstandige Bestatigungen durch andere
Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker angeschlossen werden, wobei sich die allgemeine Bestatigung auf
all jene bautechnischen Anforderungen erstreckt, hinsichtlich derer von dieser Mdglichkeit kein Gebrauch
gemacht wird:

— Mechanische Festigkeit und Standsicherheit,
— Brandschutz,

— Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz,

— Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit,

— Schallschutz,

— Energieeinsparung und Warmeschutz.

Diese Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker miissen ebenso von der Bauwerberin oder vom Bauwerber
und von der Planverfasserin oder vom Planverfasser verschieden sein und diirfen zu diesen in keinem
Dienst- oder Organschaftsverhéltnis stehen.

Vom vereinfachten Baubewilligungsverfahren ausgenommen sind:

1. Bauvorhaben, flr die eine Bewilligung von Abweichungen nach § 69, § 76 Abs. 13 oder § 119a
Abs. 4 erforderlich ist;

2. Bauvorhaben, fir die eine Bewilligung gemal § 71 beantragt ist;

3. Bauvorhaben in Schutzgebieten, und zwar auf Grundflachen im Wald- und Wiesengurtel sowie in
Parkschutzgebieten;

4. Bauvorhaben in Erholungsgebieten, und zwar auf Grundflachen in Parkanlagen und auf sonstigen
fur die Volksgesundheit und Erholung der Bevélkerung notwendigen Grundflachen;

5. Bauvorhaben in Gebieten, fur die Bausperre besteht;

6. der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen sowie von Geb&uden, die vor dem 1.1.1945 errichtet
wurden;

7. Bauvorhaben in Gebieten der Bauklasse VI;

8. Bauvorhaben, fir die eine Grundabteilungsbewilligung erforderlich ist, aber noch nicht vorliegt,
sowie Bauvorhaben auf Bauplatzen oder Baulosen, die mit einem Bauverbot behaftet sind;

9. Bauwerke, deren Hohe 26 m Uberschreitet;

10. Vorhaben, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/18/EU vom 4.7.2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und
anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG fallen;

11. das Anlegen von Steinbriichen, Schotter-, Sand-, Lehm- und Tongruben sowie anderer Anlagen
zur Ausbeutung des Untergrundes, ferner das Anlegen von Schlacken-, Schutt- und Mullhalden;
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12. bestehende, jedoch nicht bewilligte Bauwerke,

13. Bauvorhaben, die sich auf bereits begonnene Baufiihrungen beziehen und tiber den Umfang des
8 60 Abs. 1 lit. ¢ hinausgehen.*

71. In 8 70a Abs. 10 entfallt im zweiten Satz die Wortfolge ,,ohne sein Verschulden* und wird nach der
Wortfolge ,,geltend zu machen* vor dem Strichpunkt die Wortfolge ,,und ihn daran kein Verschulden oder
nur ein minderer Grad des Versehens trifft;* eingefugt.

72.In 8 70b Abs. 2Z 1,in 8 133 Abs. 1 Z 1 und Abs. 6 wird das Zitat ,,§ 119 Abs. 6* durch das Zitat ,,§
119a Abs. 4“ ersetzt.

73.In § 70b Abs. 2 wird am Ende der Z 6 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und danach folgende
Z 7 angefugt:
,»7. Bauvorhaben mit Gelédndeverénderungen, die tber das bewilligungsfreie Ausmal} (8§ 62a Abs. 1
Z 23) hinausgehen.*

74. In 8 70b wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefiigt:

,»(28) Werden die Voraussetzungen fur das Baubewilligungsverfahren fur Bauwerke kleineren
Umfangs gemaR Abs. 1 nicht erfillt, ist das Baubewilligungsverfahren gemaR 8 70 durchzufuhren.*

75. § 71a entfallt.

76. Dem § 72 wird folgender Abs. 3 angefigt:

,»(3) Wird eine Abbruchbewilligung gemé&R § 60 Abs. 1 lit. d mit Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes
Wien erteilt, so darf eine Baubeginnsanzeige (§ 124 Abs. 2) erst erstattet werden, wenn die Behdrde der
Bauwerberin oder dem Bauwerber nicht innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung des Erkenntnisses
mitteilt, dagegen Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Erhebt die Behdrde rechtzeitig
Revision, so darf die Baubeginnsanzeige erst erstattet werden, wenn (ber die Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung abgesprochen worden ist. Widrigenfalls kann die Behtérde Abbrucharbeiten in
sinngemafler Anwendung des § 127 Abs. 8, 8a und 9 einstellen.«

77.8 76 Abs. 10a lautet:

,»(10a) In jedem Fall miissen mindestens 15 vH der Flache des Bauplatzes, die 500 m? ibersteigt, von
jeder ober- und unterirdischen Bebauung frei bleiben und dirfen dartiber hinaus auch nicht versiegelt
werden; dies gilt nicht, wenn die so frei zu haltende Flache geringer als 5 m2 ware. Vom Freihalten einer
solchen Flache kann abgesehen werden, soweit dies fur die zweckméaBige Nutzung der Liegenschaft
unerlasslich ist. Diesfalls ist gleichzeitig im Ausmall der Unterschreitung ein begriintes Dach mit einer
mindestens 30 cm hohen durchwurzelbaren Substratschicht auszufiihren. Dabei ist die ordnungsgeméRie
Versickerung oder Speicherung der Niederschlagswiésser zu gewahrleisten.*

78. In 8 76 wird nach Abs. 10a folgender Abs. 10b eingefugt:

,(10b) Im Wohngebiet und im gemischten Baugebiet mit Ausnahme der Geschéftsviertel und
Betriebsbaugebiete mussen bei offener, bei offener oder gekuppelter, bei gekuppelter Bauweise und bei der
Gruppenbauweise mindestens 40 vH der Flache des Bauplatzes von jeder unterirdischen Bebauung frei
bleiben, sofern der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt.*

79. In 8 79 Abs. 3 entfallt im dritten Satz die Wortfolge ,,in Wohngebieten®.
80. § 79 Abs. 6 lautet:

,»(60) Vorgirten, Abstandsflichen und sonstige girtnerisch auszugestaltende Flichen sowie jene
Flachen von Baulosen, die innerhalb der in Abs. 5 genannten Absténde liegen, sind derart gartnerisch
auszugestalten, als zwei Drittel dieser Flachen unversiegelt bleiben und eine bodengebundene Begriinung
und Bepflanzung aufweisen mussen, sofern der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt. Auf einem Drittel
dieser Flachen darf eine Versiegelung mit den auf gdrtnerisch auszugestaltenden Flachen zul&ssigen
Bauwerken oder Bauwerksteilen erfolgen. Jene Flachen, die nicht mit solchen Bauwerken oder
Bauwerksteilen bebaut sind, sind ebenfalls durch bodengebundene Begriinung und Bepflanzung gértnerisch
auszugestalten und in gutem Zustand zu erhalten.

Auf gértnerisch auszugestaltenden Flachen unter Einhaltung der sonstigen Bauvorschriften und
Bebauungsvorschriften zuléssig aber in das AusmaR der versiegelten Flachen einzurechnen sind jedenfalls
folgende Bauwerke oder Bauwerksteile:

1. befestigte Wege,
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2. Zufahrten und Rampen zu Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen,

. Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen gemaR § 4 Abs. 3 WGarG 2008, sofern sie nicht
geméaR 8 4 Abs. 5 WGarG 2008 auf die bebaubare Flache anzurechnen sind,

. Schwimmbecken gemé&R Abs. 6a,

. Flachen, die mit Rasengittersteinen befestigt sind, zur Halfte,

. Gartenterrassen,

. Zu- und Abluftanlagen fiir Tiefgaragen,

. Stlitzmauern, die nicht § 62a Abs. 1 Z 23 unterliegen,

. Rampenanlagen, sofern sie nicht der barrierefreien ErschlieBung dienen,
10. Antennen-, Funk-, Parabol- und Solaranlagen,

11. Unterirdische Bauwerke, sofern sie nicht eine Uberdeckung mit durchwurzelbarem Substrat von
mindestens 80 cm aufweisen,

12. Nebengebaude, sofern sie nicht auf die bebaubare Flache anzurechnen sind,
13. Technische Infrastruktur fir hocheffiziente alternative Systeme (8 118 Abs. 3).

w

© 00 N O 01 &~

81. In 8 79 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefuigt:

,»(6a) Schwimmbecken sind in gértnerisch auszugestaltenden Fldchen bis zu einem Gesamtausmal3
von 60 m3 Rauminhalt zul&ssig und miissen von Nachbargrenzen einen Abstand von mindestens 3 m haben,
sofern der Nachbar nicht einem geringeren Abstand zustimmt.*

82.In § 79 Abs. 7 lautet:

»(7) Kommt im Bauland entsprechend den Bestimmungen des Bebauungsplanes die géirtnerische
Ausgestaltung zur Ausfiihrung, ist im Neubaufall je angefangene 200 m?2 Gartenfldche ein Baum in
verschulter Qualitét zu pflanzen.*

83. § 79 wird folgender Abs. 8 angefigt:

.(8) Bei Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von mindestens 25 vH der
Oberflache der Geb&udehiille mussen die im Bebauungsplan festgelegten Bestimmungen uber die
gértnerische Ausgestaltung der nicht bebauten Grundflichen umgesetzt werden.*

84. § 80 Abs. 1 und Abs. 2 lauten:

(1) Als bebaute Fliache gilt die senkrechte Projektion des Gebidudes einschlieBlich aller vor die
Gebadudefront ragenden Gebdudeteile auf eine waagrechte Ebene. Unterirdische Gebdude oder
Gebaudeteile bleiben bei der Ermittlung der bebauten Flache auler Betracht.

(2) Vor die Gebaudefront ragende Geb&udeteile der in 8 84 Abs. 1 und 2 genannten Art und in dem
dort bezeichneten Ausmal? bleiben bei der Ermittlung der bebauten Flache aulRer Betracht, gleichgdiltig, ob
sie Uiber Baufluchtlinien ragen oder nicht. Uberschreiten solche Gebéudeteile das genannte AusmaR, sind
sie der bebauten Flache voll zuzurechnen. Gleiches gilt fur Erker, Balkone und Loggien, unter denen nicht
iiberall eine freie Durchgangshohe von mindestens 2,10 m gewéhrleistet ist.*

85. § 81 Abs. 5 wird folgender Satz angefligt:

,Die Befestigung der Oberflache ist nur im unbedingt erforderlichen Ausmal zulassig.*

86. In 8 81 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefiigt:

,»(6a) Der nach den Abs. 1 bis 5 zuldssige Gebaudeumriss darf weiters durch technische Infrastruktur
von hocheffizienten alternativen Systemen im unbedingt erforderlichen Ausmaf (berschritten werden,
wenn ihre Unterbringung im Geb&ude aus rechtlichen, technischen oder wirtschaftlichen Grinden nicht
zumutbar ist und durch sie das ortliche Stadtbild nicht beeintrachtigt wird.*
87.In § 82 Abs. 6 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angeftigt:

»ausgenommen Flugddcher mit Fotovoltaikanlagen tiber Stellplatzen geméaR § 4 Abs. 9 WGarG 2008.«

88. Nach § 82 wird folgender § 82a samt Uberschrift eingefiigt:

,,Nebengebaude fiir die Unterbringung der technischen Infrastruktur von hocheffizienten
alternativen Systemen

8 82a. Nebengebdude, die ausschlieBlich der Unterbringung der technischen Infrastruktur von
hocheffizienten alternativen Systemen dienen, unterliegen nicht den Bestimmungen des § 82, wenn
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a) sie nicht mehr als ein oberirdisches GeschoR aufweisen und keine Aufenthaltsradume enthalten,
b) auf dem Bauplatz ein Hauptgebdude besteht oder gleichzeitig errichtet wird,

c) sie ein begriintes Dach mit einer mindestens 30 cm hohen durchwurzelbaren Substratschicht
aufweisen,

d) sie die unbedingt erforderliche GréRe zur Unterbringung der technischen Infrastruktur fir die
Hauptgebaude auf dem Bauplatz nicht Giberschreiten und

e) nachgewiesen wird, dass eine Unterbringung der technischen Infrastruktur im oder auf dem
Hauptgebaude aus rechtlichen, technischen oder wirtschaftlichen Grinden nicht zumutbar ist.

Sie durfen auf allen kraft des Bebauungsplanes unbebaut zu belassenden Flachen des Bauplatzes sowie auf
gartnerisch auszugestaltenden Flachen errichtet werden. In Vorgarten und auf Abstandsflachen sind sie
unzuldssig.*

89. § 83 samt Uberschrift lautet:
,,Bauteile vor der Baulinie oder Strafienfluchtlinie

§ 83. (1) Uber die Baulinie oder StraRenfluchtlinie dirfen folgende Gebaudeteile vorragen:
a) Keller- und Grundmauern bis zu 20 cm;
b) Geb&udesockel bis 20 cm, jedoch nur bis zu einer Hohe von 2 m;
¢) Schauseitenverkleidungen bis 7 cm;
d) Vorlegestufen innerhalb des Sockelvorsprunges;

e) vorstehende Bauelemente, die der Gliederung oder der architektonischen Ausgestaltung der
Schauseiten dienen bis 15 cm;

f) vorstehende Teile von Konvektoranlagen, Heizanlagen, Klimaanlagen und &hnlichen Anlagen
bis 15 cm;

g) Hauptgesimse und Dachvorspriinge bis 1 m;
h) die dem Gebé&ude dienenden Zu- und Ableitungen;

i) vorstehende Bauelemente, die als Rankhilfen fur Kletterpflanzen zur Begriinung der Fassaden
dienen bis 20 cm.

(2) Mit Zustimmung des Eigentumers der Verkehrsflache durfen folgende Geb&udeteile (iber die
Baulinie oder Straenfluchtlinie vorragen:

a) die unter Abs. 1 lit. a bis g und i genannten Vorbauten in einem gréReren als dort festgesetzten
Ausmal3;

b) Stitzmauern und Pfeiler;

¢) Licht-, Luft-, Transport- und Einsteigschachte;

d) Vordacher, Windfange und Abschattungsvorrichtungen;
e) Werbezeichen, Schaukésten und Geschéftsportale;

f) Treppenhausvorbauten, Aufzugsschachte und Erker, sofern diese Bauteile eine Ausladung von
hdchstens 1,50 m aufweisen, insgesamt hochstens ein Drittel von der Geb&udeldnge einnehmen
und einen Abstand von mindestens 3 m, im Gartensiedlungsgebiet von mindestens 2 m, von der
Nachbargrenze einhalten. Die sich daraus fur die Erker ergebende Kubatur an einer
Gebaudefront kann unter Einhaltung dieser Ausladung und des Abstandes von Nachbargrenzen
an dieser Front frei angeordnet werden. Ein Erker liegt auch vor, wenn durch ihn die dahinter
liegenden R&ume in ihrer gesamten Breite erweitert werden. An Gebduden, deren Geb&udehdhe
nach den Bestimmungen des 8 75 Abs. 4 und 5 zu bemessen ist, dirfen solche Vorbauten an
den StralRenfronten nur eine Ausladung von héchstens 1 m aufweisen;

g) bis zur Halfte der Gebdudeldnge Balkone, sofern am Full der Gelander Schutzvorrichtungen
(z. B. FuBleisten) gegen das Herabfallen von Gegenstdnden angebracht sind und die
Balkonunterkante mindestens 5 m (iber der angrenzenden Verkehrsflache liegt; die Ausladung
dieser Balkone darf hdchstens 2,50 m betragen und sie missen von den Nachbargrenzen einen
Abstand von mindestens 3 m, im Gartensiedlungsgebiet von mindestens 2 m, einhalten.

(3) Die im Abs. 2 unter lit. c, d, e, g und i genannten Vorbauten durfen nur gegen Widerruf errichtet
werden.

(4) Vorbauten, Turen und Fensterabschlisse diirfen bis zu einer Hohe von 2,50 m nicht in den Gehsteig
ragen. Bis zu einer Hohe von 6 m durfen sie weiters eine 60 cm innerhalb der fahrbahnseitigen
Gehsteigkante gedachte Linie nicht uberragen.

(5) Die im Abs. 1 unter lit. c, e, f, g, h und i und die in Abs. 2 genannten Vorbauten missen bis zu



14 von 27

einer Hohe von 20 m einen Abstand von 4,5 m zur vertikalen Projektion der jeweiligen Stammaufenkante
sowie von 1,5 m zur jeweiligen Kronentraufe von auf 6ffentlichen Verkehrsflachen befindlichen Baumen
einhalten. Dies gilt nicht, wenn
1. die Entfernung der Baume nach dem Wiener Baumschutzgesetz bewilligt wurde oder
2. eine Bestatigung des Magistrats vorliegt, dass die Einhaltung eines geringeren Abstands aufgrund
der Baumart oder einer geringeren Wuchshdéhe zu keinen Beeintrachtigungen dieser Baume fihrt;
diesfalls ist der in der Bestdtigung festgelegte Abstand einzuhalten.*

90. In § 85 Abs. 1 wird nach dem Wort , Bauwerke* die Wortfolge ,,einschlieBlich technischer Aufbauten*
eingefugt.

91. 8 85 Abs. 2 lautet:

.»(2) Die Errichtung von Bauwerken sowie deren Anderung ist nur zulissig, wenn das mit dem
Bebauungsplan beabsichtigte 6rtliche Stadtbild weder gestért noch beeintrichtigt wird. Uberschreiten
bauliche Anlagen die fur Gebdude zuldssige Hohe, ist unter Beruicksichtigung der Art, der Gestaltung und
des Zweckes der jeweiligen baulichen Anlage auf ihre Einfiigung in das vom Bebauungsplan beabsichtigte
ortliche Stadtbild besonders Bedacht zu nehmen. Dartiber hinaus darf das gegebene ortliche Stadtbild weder
gestort noch beeintrachtigt werden, sofern es mit dem vom Bebauungsplan beabsichtigten ortlichen
Stadtbild vereinbar ist. Im Nahebereich von Schutzzonen und UNESCO-Welterbestatten ist bei der
Beurteilung auf diese besonders Bedacht zu nehmen.*

92. In §8 85 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

,»Gleiches gilt in Bezug auf Bauwerke, die Bestandteil einer UNESCO-Welterbestatte sind, wobei
insbesondere auf die Merkmale, die den auBergewdhnlichen universellen Wert dieser Bauwerke zum
Ausdruck bringen, Bedacht zu nehmen ist.

93. In 885 Abs. 5 wird im ersten Satz nach dem Wort ,,Schutzzone“ die Wortfolge ,,und im Bereich der
UNESCO-Welterbestétten* eingefuigt und im zweiten Satz nach dem Wort ,,Schutzzonen® ein Beistrich
sowie die Wortfolge ,,im Bereich der UNESCO-Welterbestétten sowie fiir alle Gebaude, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das ¢rtliche Stadtbild ein
oOffentliches Interesse besteht* eingefiigt.

94. In § 85 Abs. 6 wird nach dem Wort ,,Schutzzonen die Wortfolge ,,oder an Gebduden, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das o6rtliche Stadtbild ein
offentliches Interesse besteht* eingefiigt.

95. 8 87 werden nach dem Abs. 15 folgende Abs. 16 und 17 angefugt:

,(16) Markisen sind konstruktiv mit einem Geb&ude verbundene und am Gebédude befestigte,
ausfahrbare Stoffbahnen, die an einer Seite zusétzlich durch eine Stoffbahn vertikal geschlossen sein
kdénnen.

(17) Flugdéacher sind Dachbauwerke, die auf Stiitzen aufliegen und eine geschlossene oder eine durch
Lamellen gebildete schlieRbare Dachflache aufweisen. Ein Flugdach liegt auch dann vor, wenn es teilweise
auf einer Wand oder mehreren kurzen Wénden aufliegt.«

96. § 99 Abs. 1 bis Abs. 4 lauten:

,»8 99. (1) Bei Bauwerken muss unter Berticksichtigung ihres VVerwendungszweckes flir das Sammeln
und Beseitigen der Abwasser vorgesorgt sein. Niederschlagswasser sind zu versickern oder auf andere Art
dem natirlichen Wasserkreislauf oder einer Nutzung zuzufiihren. Weist die Eigentumerin oder der
Eigentimer nach, dass die gebotene Verwendung der Niederschlagswasser aufgrund der natirlichen
Gegebenheiten nur mit wirtschaftlich oder technisch unverhéltnisméRigem Aufwand mdglich ist, ist deren
Einleitung in den &ffentlichen Kanal zulassig (8 63 Abs. 1 lit. I).

(2) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwassern sowie zur Sammlung und
Versickerung oder Nutzung von Niederschlagswassern sind so auszufiihren, dass dies auf hygienisch
einwandfreie, gesundheitlich unbedenkliche und beléstigungsfreie Art erfolgt.

(3) Die Tragfahigkeit des Untergrundes und die Trockenheit von Bauwerken darf durch Anlagen zum
Sammeln und Beseitigen der Abwasser sowie durch Anlagen zur Sammlung und Versickerung oder
Nutzung der Niederschlagswasser nicht beeintrachtigt werden.
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(4) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwaéssern sowie Anlagen zur Sammlung und
Versickerung oder Nutzung von Niederschlagswassern missen ohne groRen Aufwand Uberprift und
gereinigt werden kénnen.*

97. Nach § 104 werden folgende 8§ 104a, 104b und 104c samt Uberschriften eingefiigt:
»Risikobewertung von Hausinstallationen

§104a. (1) Das Osterreichische Institut fiir Bautechnik hat eine Risikobewertung von
Hausinstallationen vorzunehmen. Mit der Vornahme der Bewertung kann vom Osterreichischen Institut fiir
Bautechnik eine fachkundige Person oder ein geeignetes Institut beauftragt werden. Die Risikobewertung
umfasst eine allgemeine Analyse der Risiken, die von Hausinstallationen und dafir verwendeten
Bauprodukten, Materialien und Werkstoffen ausgehen, und die Qualitat des Wassers fiir den menschlichen
Gebrauch am Auwustritt aus denjenigen Zapfstellen, die normalerweise fur Wasser fiir den menschlichen
Gebrauch verwendet werden, beeinflussen kdnnen. Diese allgemeine Analyse hat keine Analyse einzelner
Objekte zu umfassen. Die allgemeine Analyse ist erstmalig bis zum 12. Janner 2029 durchzufihren und
alle sechs Jahre zu Uberpriifen sowie bei Bedarf zu aktualisieren.

(2) Das Osterreichische Institut fir Bautechnik hat die Risikoanalyse nach Abs.1 binnen
angemessener Frist der Landesregierung zu bermitteln.

(3) Fur die Bestimmungen der 8§ 104a bis 104c gelten, soweit nichts anderes geregelt wird, die
Begriffsdefinitionen des Art. 2 der Richtlinie (EU) 2020/2184 vom 16. Dezember 2020 Uber die Qualitat
von Wasser fir den menschlichen Gebrauch, ABI. Nr. L 435 vom 23.12.2020 S 1.

Laufende Uberwachung von prioritaren Ortlichkeiten in Bezug auf Legionella und Blei

8 104b. (1) Ergibt die Risikoanalyse nach § 104a Abs. 1, dass in Bezug auf bestimmte prioritére
Ortlichkeiten spezifische Risiken in Bezug auf Legionella oder Blei bestehen, so sind die Eigentiimerinnen
und Eigentiimer der in der Verordnung gemaR Abs. 3 genannten prioritaren Ortlichkeiten verpflichtet,
folgende Parameterwerte fiir Blei und Legionella einzuhalten:

Legionella <1000 KBE/I
Blei <10 pg/l

(2) Prioritare Ortlichkeiten sind groRe Raumlichkeiten und Gel4nde, bei denen es sich nicht um einen
Haushalt handelt und in denen viele Nutzerinnen und Nutzer potenziell wasserassoziierten Risiken
ausgesetzt sind. Darunter fallen Krankenhduser, sonstige Gesundheitseinrichtungen, die auf einen
langerdauernden Aufenthalt ausgerichtet sind (beispielsweise Kur- und Rehabilitationseinrichtungen),
Altenheime, Kinderbetreuungseinrichtungen, Beherbergungsbetriebe mit mehr als 100 Betten, sowie
Strafvollzugsanstalten.

(3) Die Liste der betroffenen prioritaren Ortlichkeiten, die nach Abs. 4 einer laufenden Uberwachung
zu unterziehen sind, wird auf der Grundlage der ermittelten Ergebnisse der allgemeinen Risikoanalyse
geméR § 104a Abs. 1 mit Verordnung der Landesregierung festgelegt.

(4) Die Uberwachung gemaR Abs. 1 umfasst jedenfalls die regelmaRige Entnahme und Analyse
einzelner Wasserproben. Die Probeentnahme muss so erfolgen, dass die Proben fur die Qualitat des Wassers
fur den menschlichen Gebrauch in Bezug auf die genannten Parameter im Lauf des gesamten Jahres
reprasentativ sind. Die Probeentnahmestellen mussen den Anforderungen des Anhangs Il Teil D der
Richtlinie (EU) 2020/2184 entsprechen. Die Analyse der Probeentnahmen hat nach den in Art. 13 Abs. 4
in Verbindung mit Anhang 111 der Richtlinie (EU) 2020/2184 festgelegten Kriterien zu erfolgen.

(5) Die Ergebnisse der Uberwachung gemaR Abs. 1 sind der Behérde binnen angemessener Frist zu
Ubermitteln.

(6) Die naheren Bestimmungen (ber die Probeentnahme und -analyse sind nach den in Abs. 4
genannten Vorgaben mit Verordnung der Landesregierung festzulegen.

Spezielle baubehdrdliche MalRnahmen in Bezug auf Legionella und Blei

§ 104c. (1) Ergibt die Uberwachung der prioritaren Ortlichkeit gemaR § 104b, dass spezifische Risiken
flr die Qualitat des Wassers fiir den menschlichen Gebrauch und die menschliche Gesundheit bestehen,
weil die Parameterwerte laut dem Anhang | Teil D der Richtlinie (EU) 2020/2184 nicht eingehalten werden,
so ist die Eigentimerin oder der Eigentiimer des Gebdudes dazu verpflichtet, binnen angemessener Frist
geeignete MaBnahmen zu setzen. Die Verpflichtung entfallt, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die
Belastung des Trinkwassers nicht von den Hausinstallationen und den dafir verwendeten Produkten,
Materialien und Baustoffen oder der Art ihrer Verbauung ausgeht.

(2) Maltnahmen geméalR Abs. 1 in Bezug auf Legionella miissen nur dann getroffen werden, wenn
aufgrund von anderen bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmungen keine geeigneten MaRnahmen
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vorgesehen sind. Die Malnahmen missen zur Verhinderung und Bewaltigung moglicher
Krankheitsausbriche wirksam und gemessen an den Risiken verhdltnisméaRig sein sowie
Managementmalnahmen einschliel3en.

(3) Wenn von Hausinstallationen, die aus Blei gefertigte Bestandteile enthalten, eine erhebliche Gefahr
fur das Leben oder die Gesundheit von Menschen ausgeht, weil der in Anhang | Teil D genannte
Parameterwert wesentlich berschritten wird, so ist auch der Austausch dieser Bestandteile insoweit
durchzufiihren als dies technisch und wirtschaftlich vertretbar ist.

(4) Die von der Eigentimerin oder vom Eigentliimer getroffenen MaRnahmen sind der Behdrde
unverziglich mitzuteilen.

(5) Die Behorde ist berechtigt, die Einhaltung der der Eigentlimerin oder dem Eigentliimer obliegenden
Verpflichtungen, die sich aus den §8§ 104a bis 104c und den darauf erlassenen Verordnungen ergeben, zu
Uberprufen und allenfalls erganzende Anordnungen zu treffen, sofern die bisherigen MaBnahmen nicht
ausreichen, um die Uberschreitung der Parameterwerte auf ein zulassiges MaR zu verringern oder ganzlich
zu beseitigen.*

98. In § 106 Abs. 2 wird nach dem Zitat ,,§ 81 Abs. 6* das Zitat ,,und Abs. 6a* eingefigt.

99. § 118 Abs. 3 lautet:

,(3) Bei Neu-, Zu- und Umbauten und bei Anderungen und Instandsetzungen von mindestens 25 vH
der Oberflaiche der Gebaudehiille sowie bei Anderungen am gebéudetechnischen System fiir
Warmeversorgung missen hocheffiziente alternative Systeme eingesetzt werden, sofern dies technisch,
Okologisch und wirtschaftlich realisierbar ist. Hocheffiziente alternative Systeme sind jedenfalls

1. dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus erneuerbaren Quellen,
2. Kraft-Wéarme-Kopplung,
3. Fern-/Nahwarme oder Fern-/Nahkaélte, insbesondere wenn sie ganz oder teilweise auf Energie aus

erneuerbaren Quellen beruht oder aus hocheffizienten Kraft-Wéarme-Kopplungsanlagen stammt,
und
4. Wérmepumpen.

Einzelbauteilsanierungen missen einem Sanierungskonzept folgen oder die fur die Erreichung der
Zielsetzung eines solchen erforderlichen Mindest-Warmedurchgangskoeffizienten (U-Werte) einhalten.
Jede MaRnahme der Einzelbauteilsanierung oder Anderung am gebédudetechnischen System muss die
Anforderungen an gréRere Renovierungen erfillen. Malnahmen der Einzelbauteilsanierung oder
Anderungen am gebaudetechnischen System sind von der Eigentimerin oder vom Eigentiimer (jeder
Miteigentimerin oder jedem Miteigentiimer) eines Bauwerks zu dokumentieren. Wenn fir das Bauwerk
ein Bauwerksbuch angelegt ist (§ 128a), hat die Dokumentation im Bauwerksbuch zu erfolgen.

100. § 118 Abs. 3b lautet:

»(3b) Solare Energietriger oder andere technische Systeme zur Nutzung umweltschonender
Energietrager mit gleicher Leistung sind unbeschadet der Verpflichtung gemafl Abs. 3 und der
Bestimmungen der Wiener Bautechnikverordnung mit einer Spitzen-Nennleistung von mindestens 1 kKWp
auf der Liegenschaft in folgendem Ausmall zum Einsatz zu bringen:

1. Bei Neubauten mit Ausnahme von Wohngebduden fir je 100 m2 konditionierter Brutto-
Grundflache, bei Zubauten fiir je neu geschaffene 100 mz;

2. bei Neubauten von Wohngeb&uden pro charakteristischer Lange des Geb&udes und fiir je 150 m?
konditionierter Brutto-Grundflache, bei Zubauten sinngeman fir je neu geschaffene 150 m2 (Ppy =
BGFkond./(ISO X Ic))

Stehen der geplanten Ausfiihrung am in Aussicht genommenen Standort Bauvorschriften bzw. sonstige
Vorschriften des Bundes- oder Landesrechtes entgegen oder ist der Einsatz der genannten technischen
Systeme aus technischen oder wirtschaftlichen Grinden nicht moglich oder zumutbar, sind diese
technischen Systeme auf einem oder mehreren geeigneten Grundstiicken innerhalb des Gemeindegebietes
von Wien, wo ihre Errichtung zuldssig ist, einzusetzen (Ersatzflachen). Betrdgt das ermittelte AusmaR der
Verpflichtung weniger als 1 kWp, kann der Einsatz auf der Ersatzflache unterbleiben. Der Einsatz auf
Ersatzflachen ist durch eine im Grundbuch ersichtlich gemachte 6ffentlich-rechtliche Verpflichtung
sicherzustellen. Die Inbetriebnahme einer solchen Anlage auf der Ersatzflache darf im Zeitpunkt der
Baueinreichung nicht langer als zwei Jahre zuriickliegen.*

101. § 118 Abs. 3c und Abs. 3d entfallen.
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102. In §__118 Abs. 3f wird nach dem Wort ,,Gebduden* die Wortfolge ,,sowie bei Einzelbauteilsanierungen
und bei Anderungen am geb&udetechnischen System* eingefiigt und das Wort ,,Energietriger” durch das
Wort ,,.Brennstoffe ersetzt.

103. § 118 Abs. 4 lautet:
»(4) Bei folgenden Gebduden geniigt die Einhaltung bestimmter Wé&rmedurchgangskoeffizienten (U-
Werte):

1. Gebéude, die unter Denkmalschutz stehen; dies gilt nicht fir Zubauten mit einer Gesamtnutzflache
von mehr als 50 m?;

. Gebaude, die fur religiése Zwecke genutzt werden;
. Gebdaude, die gemaR § 71 auf langstens 2 Jahre bewilligt werden;
. Gebaude in landwirtschaftlich genutzten Gebieten, mit Ausnahme von Wohngebauden;

. Gebdude, die Wohnungen enthalten, die nicht allen Erfordernissen des § 119 entsprechen oder
nicht den vollen Schallschutz oder Warmeschutz flr Aufenthaltsrdume aufweisen missen;

6. Kleingartenhauser;
7. freistehende Gebdude und Zubauten mit einer Gesamtnutzfliche von jeweils weniger als 50 m2.“

g~ wWwN

104. § 118 wird folgender Abs. 8 angefiigt:

,»(8) Die Verpflichtung gemaR Abs. 3, ein hocheffizientes alternatives System einzusetzen, kann in
Gebieten, in denen Energieraumplédne gemal § 2b Abs. 3a festgesetzt wurden, auf Antrag gestundet
werden, wenn die Bauwerberin oder der Bauwerber im Bauverfahren

1. die Zusage einer Fernwérmeanbieterin oder eines Fernwarmeanbieters vorlegt, dass das Gebdude
zu dem in der Verordnung geméaR § 2b Abs. 3a festgelegten Zeitpunkt mit qualitatsgesicherter
Fernwarme versorgt werden wird, und

2. den Nachweis erbringt, dass bis zu diesem Zeitpunkt alle VVorbereitungen fur die Umstellung des
Systems auf qualitatsgesicherte Fernwérme getroffen sind.

Die Stundung kann langstens bis zu dem in der Verordnung geméaR § 2b Abs. 3 festgelegten Zeitpunkt
erfolgen. Erfolgt keine Umstellung nach Ablauf der Frist, ist gemaR § 129 Abs. 10 vorzugehen.«

105. In § 118b wird das Wort , registrierten“ durch das Wort ,,eingebrachten‘ ersetzt.

106. § 119 samt Uberschrift lautet:
»Arten von Nutzungseinheiten in Gebauden

8119. (1) Eine Nutzungseinheit ist ein selbststindig nutzbarer Teil eines Gebé&udes.
Nutzungseinheiten bestehen aus einer oder mehreren Raumlichkeiten, die von anderen Nutzungseinheiten
oder allgemeinen Teilen des Gebdudes abgetrennt sind. Nutzungseinheiten sind entweder Wohneinheiten
(Wohnungen, Wohneinheiten in Heimen und Beherbergungsstétten), Zimmereinheiten (in Heimen und
Beherbergungsstatten), Betriebseinheiten oder sonstige Nutzungseinheiten.

(2) Bei einer Wohnung handelt es sich um die Gesamtheit von einzelnen oder zusammenliegenden
Raumen, die baulich in sich abgeschlossen sind, Uber einen eigenen Zugang vom Stiegenhaus oder Hausflur
oder von auBen verfligen, die selbststandige Fihrung eines eigenen Haushalts ermdglichen und zu
Wohnzwecken bestimmt sind. Die Nutzflache einer Wohnung muss mindestens 30 m2 betragen. Jede
Wohnung muss Uber mindestens eine Toilette, eine Dusch- oder Badegelegenheit und eine Kochgelegenheit
im Wohnungsverband verfugen. Eine Wohnung muss zumindest aus einem Aufenthaltsraum bestehen. Bei
Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsrdumen muss mindestens eine Toilette in einem separaten Raum
untergebracht werden. Wohnungen miissen, ausgenommen in den in § 115 Abs. 1 Z 1 lit. a bis d genannten
Bauwerken, so gestaltet sein, dass sie nachtraglich fiir die Benutzung durch behinderte Menschen ohne
erheblichen Aufwand anpassbar sind.

(2a) Eine Wohnung darf auRer unmittelbar fir Wohnzwecke nur fur folgende Nutzungen verwendet
werden:

a) solche, die Ublicherweise in Wohnungen ausgetibt werden; die gewerbliche Nutzung fur
kurzfristige Beherbergungszwecke stellt keine solche Tatigkeit dar,

b) eine 90 Tage pro Kalenderjahr nicht Uberschreitende voriibergehende kurzfristige Vermietung
der Wohnung, fur die eine Verpflichtung zur Entrichtung einer Ortstaxe nach dem Wiener
Tourismusforderungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung besteht, ohne dauerhafte Aufgabe
des Wohnsitzes in dieser Wohnung.
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Eine Uber die Grenzen der lit. a und b hinausgehende Vermietung, fiir die eine Verpflichtung zur
Entrichtung einer Ortstaxe nach dem Wiener Tourismusférderungsgesetz besteht, ist nach dem 1.7.2024
nur mit einer Ausnahmebewilligung gemaR § 129 Abs. 1a zulassig.

(3) Unterkunftsraume in Heimen und Beherbergungsstatten verfligen zumindest (ber eine oder
mehrere Schlafstellen. Sie kdnnen so ausgestaltet sein, dass zur zweckméRigen Nutzung die Mitbenutzung
allgemeiner R&umlichkeiten erforderlich ist (Zimmereinheiten) oder Uber sémtliche Ausstattungsmerkmale
einer Wohnung (Toilette, Dusch- oder Badegelegenheit und Kochgelegenheit im Zimmerverband) verfugen
(Wohneinheiten). Die einzelnen Unterkunftsraume missen den Anforderungen fur Aufenthaltsraume
entsprechen; in Beherbergungsstatten gentigt jedoch eine verglichene lichte Raumhéhe von 2,20 m, wenn
den Erfordernissen der Gesundheit durch besondere VVorkehrungen, insbesondere die Gewéhrleistung einer
ausreichenden Beluftung, Rechnung getragen wird und fur jede Schlafstelle des Aufenthaltsraumes ein
Luftraum von mindestens 15 m3 zur Verfugung steht. Eine dem jeweiligen unmittelbaren Heimzweck
zuwiderlaufende Verwendung von Unterkunftsrdumen in Heimen ist nur dann und insoweit zuldssig, als
dies gesetzlich ausdriicklich erlaubt ist.

(4) Betriebseinheiten sind Nutzungseinheiten, die ausschlieBlich oder iberwiegend Buro-, Geschafts-
oder sonstigen betrieblichen Zwecken dienen.

(5) Sonstige Nutzungseinheiten (Kellerabteile, Garagen, Freizeitrdume und dergleichen, allgemeine
Raumlichkeiten in Heimen und Beherbergungsstatten) sind ihrem jeweiligen Nutzungszweck entsprechend
zu bezeichnen und zu benutzen.*

107. Nach § 119 wird folgender § 119a samt Uberschrift eingefiigt:
»Wohngebaude

8§ 119a. (1) Wohngebdude sind Gebdude, die ausschliel}lich oder iberwiegend Wohnungen enthalten.
Die Abs. 2 bis 4 gelten auch fiir Nicht-Wohngebaude, wenn diese tber mindestens zwei Wohnungen
verfligen.

(2) Bei Errichtung von Wohngebauden, ausgenommen jener gemaR § 115 Abs. 1 Z 1 lit. a bis d, ist
auf dem Bauplatz ein vom Inneren des Gebdudes zuganglicher Raum zum Abstellen von Kinderwégen
vorzusehen. Dieser Raum sowie Waschkichen, Abfallsammelrdume, Saunardume und andere
Gemeinschaftsrdume mussen vom Hauseingang aus barrierefrei und gefahrlos zugénglich und benutzbar
sein.

(3) Bei der Schaffung von Wohnungen in Wohngebauden, ausgenommen jener gemal § 115 Abs. 1
Z 1 lit. a bis d, ist je 30 m2 Wohnnutzflache ein Fahrradabstellplatz auf dem Bauplatz zu errichten. Dieser
hat eine ordnungsgeméRe Verwahrung des Fahrrades an einer Vorrichtung zu gewahrleisten, die ein
sicheres, stabiles und einfach nutzbares Abstellen und Absperren ermdglicht und muss folgende
Anforderungen erfillen:
1. Zumindest jeder zehnte Fahrradabstellplatz muss zur Verwahrung von Spezialfahrradern
(Lastenrader, Fahrradanhénger) geeignet sein.

2. Fir eine angemessene Anzahl von Elektrofahrradern sind Ladeplatze vorzusehen.

3. Die erforderlichen Fahrradabstellplatze kénnen sowohl in einem Raum im Sinne des Abs. 2 als
auch auBerhalb eines Gebaudes geschaffen werden.

4. Die Fahrradabstellpldtze sind so auszugestalten, dass die barrierefreie und gefahrlose
Zugénglichkeit, die Sicherheit, der Witterungsschutz und die Verfiigbarkeit der abgestellten
Fahrréder gewahrleistet sind.

Die Behorde hat von der Einhaltung dieser Bestimmung teilweise oder ganzlich abzusehen, wenn die
Bauwerberin oder der Bauwerber den Nachweis erbringt, dass die Errichtung von Fahrradabstellplatzen im
Sinne dieser Bestimmung bei der Schaffung von Wohnungen in bestehenden Gebduden technisch
unmaglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist.

(4) Bei Errichtung von Wohngeb&uden mit mehr als 15 Wohnungen sind die Eigentimerin oder der
Eigentiimer (Miteigentiimerin oder Miteigentiimer) des Gebdudes sowie die Grundeigentiimerin oder der
Grundeigenttimer verpflichtet, mindestens einen Spielplatz fur Kleinkinder im Alter bis zu 6 Jahren
(Kleinkinderspielplatz) im Freien anzulegen. Werden in Wohngebduden bzw. in Wohnhausanlagen mehr
als 50 Wohnungen errichtet, besteht zusétzlich die Verpflichtung, einen Spielplatz fur Kinder und
Jugendliche im Alter ab 6 Jahren (Kinder- und Jugendspielplatz) in dem der Anzahl und GroRe der
Wohnungen entsprechenden Ausmal im Freien anzulegen. Der Kleinkinderspielplatz ist unmittelbar auf
dem Bauplatz in Sicht- und Rufweite mdglichst aller Wohnungen anzulegen. Die Kinder- und
Jugendspielpléatze sind gleichfalls grundsatzlich auf demselben Bauplatz anzulegen; sie kénnen jedoch auch
als Gemeinschaftsspielplatze fir mehrere Bauplatze zusammengelegt werden, wenn die Herstellung und
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die Zugéanglichkeit des Spielplatzes durch eine im Grundbuch ersichtlich gemachte 6ffentlich-rechtliche
Verpflichtung sichergestellt und er tber einen hochstens 500 m langen, gefahrlosen Zugang erreichbar ist.
Er muss eine GroRe von mindestens 500 m? haben. Alle Spielplatze und die auf ihnen aufgestellten Turn-
und Klettergerate missen baulich so ausgestaltet sein, dass sie sicher und gefahrlos beniitzt werden kénnen.
Dariber hinaus ist auf eine ausreichende Anzahl von barrierefreien Spielgeraten Bedacht zu nehmen. Die
Verpflichtung zur gartnerischen Ausgestaltung von Teilen des Bauplatzes steht der Anlage von Kinder-
und Jugendspielplatzen nicht entgegen. Spielpldtze missen barrierefrei zugdnglich sein. Von der
Verpflichtung zum Anlegen von Kleinkinderspielplatzen sowie von Kinder- und Jugendspielplatzen kann
auf Antrag durch die Behdrde (§ 133) Abstand genommen werden, wenn deren Errichtung auf demselben
Bauplatz infolge seiner baulichen Ausnitzbarkeit nicht zumutbar ist oder Umsténde vorliegen, die in der
zweckmaBigen Nutzung der Liegenschaft gelegen sind und der zweckmaBigen Nutzung des Kinder- und
Jugendspielplatzes entgegenstehen oder wenn ihre Errichtung infolge der GréRe und Gestalt des Bauplatzes
nicht mdglich ist und in jedem Fall im Gebdude ein genligend groBer Kinder- und Jugendspielraum
vorgesehen wird.

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung néahere Vorschriften Gber die bauliche
Beschaffenheit der Kleinkinderspielplatze und Kinder- und Jugendspielplatze hinsichtlich der Sicherheit
und Gesundheit der Kinder, Uber von Hauptfenstern bestehender Wohngeb&ude auf demselben Bauplatz
und von rechtlich mdoglichen Hauptfenstern auf Nachbarbaupldtzen unter Beriicksichtigung der
Larmemission freizuhaltende Absténde, (iber das AusmaR, das fiir Kleinkinderspielplatze 30 m? und fur
Kinder- und Jugendspielpldtze 500 m?2 nicht unterschreiten darf, (ber ihre Ausstattung unter
Bertcksichtigung der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaften und der Grundsatze des
barrierefreien Planens und Bauens sowie (ber die Grofle und Ausstattung der Kinder- und
Jungendspielrdume (Gemeinschaftsrdume), die 50 m2 nicht unterschreiten diirfen, erlassen.*

108. § 120 Abs. 2 lautet:

,»(2) Bei der Errichtung von Biiro- und Geschéftsgebduden sowie von Betriebs- und Produktionsstétten
ist ein dem geplanten Verwendungszweck des Geb&udes entsprechendes Ausmall an Fahrradabstellplatzen
vorzusehen. Diese haben eine ordnungsgemale Verwahrung der Fahrrédder an einer Vorrichtung zu
gewadhrleisten, die ein sicheres, stabiles und einfach nutzbares Abstellen und Absperren ermoglicht. Fir
eine angemessene Anzahl von Elektrofahrrédern sind Ladeplitze vorzusehen.

109. § 121 Abs. 1 lautet:

,»(1) Bei Heimen und Beherbergungsstétten handelt es sich um zentral verwaltete Unterkiinfte, bei
denen entweder flr das Wohnen oder fur das Wirtschaften gemeinschaftliche Anlagen vorgesehen sind und
die als eigenstindiges Gebdude oder als Teil eines Gebdudes errichtet werden kénnen.*

110. § 121 Abs. 2 lautet und wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefiigt:
,»(2) Beherbergungsstétten dienen der Unterbringung von Gésten zu voribergehendem Aufenthalt.

(2a) Heime sind zur standigen oder voriibergehenden gemeinsamen Unterbringung von Menschen
bestimmt, die zu einer nach anderen als familidfren Zusammengehdrigkeitsmerkmalen
zusammenhangenden Personengruppe gehdren. Sie konnen der Befriedigung des regelmaRigen
Wohnbedurfnisses ihrer Bewohnerinnen und Bewohner (Wohnheime), deren Betreuung und Pflege oder
anderen gesetzlich geregelten oder sonst anerkannten Zwecken dienen.*

111. § 123 Abs. 3 lautet:

»(3) Bei Durchfihrung von Bauarbeiten in Gebauden darf der bestehende Schutz gegen
Niederschlagswasser jedenfalls erst entfernt werden, wenn an seiner Stelle ein neuer funktionsfahig
hergestellt worden ist. Bei Durchfuhrung von Bauarbeiten in Gebduden mit weiterhin benltzten
Wohnungen dirfen die bestehende Strom- und Wasserversorgung, Beheizbarkeit, Abwasserbeseitigung
und die Benltzbarkeit von Toiletten erst unterbrochen beziehungsweise entfernt werden, wenn an ihrer
Stelle neue entsprechende Einrichtungen funktionsfahig hergestellt worden sind und darf die Benutzbarkeit
und Zugénglichkeit solcher Wohnungen nicht erheblich eingeschrénkt werden. Die Behdrde kann diese
Bauarbeiten in sinngeméBer Anwendung des 8 127 Abs. 8, 8a und 9 einstellen und ohne Anhérung der
Partei und auf Gefahr und Kosten der Eigentimerin oder des Eigenttiimers (jeder Miteigentimerin oder
jedes Miteigentiimers) des Gebaudes folgende MalRnahmen anordnen und sofort vollstrecken lassen:

1. die Herstellung der Funktionsfahigkeit der bisherigen Einrichtungen oder die Herstellung
adaquater Ersatzeinrichtungen und

2. die Wiederherstellung der Benlitzbarkeit und Zugénglichkeit der Wohnungen.
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112. § 124 Abs. 2a lautet:

»(2a) Sofern es sich nicht um Baufithrungen gemdfl § 62 handelt, hat die Bauwerberin oder der
Bauwerber spéatestens am Tag des Baubeginns eine von der offentlichen Verkehrsflaiche bzw. dem
Aufschliefungsweg deutlich und dauernd sicht- und lesbare Tafel an der von der Baufiihrung betroffenen
Liegenschaft anzubringen, die den folgenden Inhalt aufweist:

1. die Angabe, um welches Bauvorhaben es sich handelt, samt vereinfachter bildlicher Darstellung
und textlicher Kurzbeschreibung des Vorhabens,
2. die Angabe der Verfahrensart; bei Verfahren nach § 70a ist zusétzlich der Inhalt des § 70a Abs. 8,
bei Verfahren nach § 70b jener des § 70b Abs. 6 anzufiihren,
3. das Datum des Baubeginns und
4. die zustandige Behorde sowie die Angabe der behdrdlichen Aktenzahl.
Diese Tafel muss mindestens drei Monate ab Baubeginn belassen werden. Grenzt die von der Baufiihrung
betroffene Liegenschaft an mehrere 6ffentliche Verkehrsflachen oder AufschlieBungswege, ist an jeder
dieser Verkehrsflachen eine solche Tafel anzubringen. Mit der Baubeginnsanzeige (Abs. 2) oder spatestens
am Tag des Baubeginns sind der Behdrde eine lesbhare Abbildung der Hinweistafel sowie eine
Lichtbildaufnahme, die deren Anbringung vor Ort nachweist, zu tibermitteln.*

113. § 127 Abs. 6 wird folgender Satz angefugt:

,.Diese Frist beginnt mit jeder Projektinderung oder Anderung der Verfahrensart neuerlich zu laufen.*

114.In 8 127 Abs. 8 wird in lit. g der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. h angeflgt:

,.h) mit dem Abbruch eines Gebédudes entgegen der Bestimmung des § 72 Abs. 2 oder 3 begonnen
wurde.*

115. § 128 Abs. 2 Z 9 lautet:
,,.9. eine Bestatigung Uber die Registrierung des Bauwerksbhuches geméaR § 128a;*

116. In § 128 Abs. 2 wird am Ende der Z 13 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 14
angefigt:

,,14. im Falle einer Kompensation geméal § 50b Abs. 1 Z 2 WGarG 2008 eine Vereinbarung zwischen
den Eigentimerinnen und Eigentimern (Miteigentumerinnen und Miteigentiimern) des Gebdaudes
und einer Car-Sharing-Anbieterin oder einem Car-Sharing-Anbieter Uber den Betrieb eines Car-
Sharing-Stellplatzes auf der Liegenschaft.”

117. § 128a lautet:

,,8 128a. (1) Die Eigentiimerin oder der Eigentiimer (Miteigentimerinnen oder Miteigentiimer) eines
Gebiudes ist, unbeschadet der Uberprifungspflicht gemaR § 129 Abs. 5, nach MaRgabe der folgenden
Absatze verpflichtet, ein Bauwerksbuch zu erstellen und die darin fir Bauteile, von denen bei
Verschlechterung ihres Zustandes eine Geféhrdung des Lebens oder der Gesundheit von Menschen
ausgehen kann (inshbesondere Tragwerke, Geb&udehille, Geldnder und Bristungen) vorgesehenen
Uberpriifungen fristgerecht vornehmen zu lassen.

(2) Bis zur Erstattung der Fertigstellungsanzeige flr Neu-, Zu- und Umbauten (§ 60 Abs. 1 lit. a) von
Gebéuden hat die Eigentimerin oder der Eigentlimer (Miteigentumerinnen oder Miteigentimer) ein
Bauwerksbuch erstellen zu lassen durch

— eine Ziviltechnikerin oder einen Ziviltechniker,

— eine gerichtlich beeidete Sachverstandige oder einen gerichtlich beeideten Sachverstandigen fir das

einschlagige Fachgebiet oder

— eine oder einen nach den fiir die Berufsausiibung maRgeblichen Vorschriften Berechtigte oder

Berechtigten,
die oder der von der Bauwerberin oder vom Bauwerber, von der Baufiihrerin oder vom Baufuhrer und von
der Eigentlimerin oder vom Eigentiimer (Miteigentimerin oder Miteigenttiimer) verschieden sein muss und
zu diesen Personen in keinem Dienst- oder Organschaftsverhdltnis stehen darf (Erstellerin oder Ersteller).
Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind Kleingartenhduser, Kleingartenwohnhduser und Geb&ude mit
einer bebauten Grundflache von nicht mehr als 50 m2,

(3) Fur bestehende Gebéude ist ein Bauwerksbuch bis zu folgenden Stichtagen zu erstellen und ab
dem 1.7.2024 in der Bauwerksbuchdatenbank (8 128c) zu registrieren:

1. bis zum 31.12.2027 fiir Gebaude, die vor dem 1.1.1919 errichtet wurden,
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2. bis zum 31.12.2030 fir alle Gebaude, die zwischen dem 1.1.1919 und dem 1.1.1945 errichtet
wurden.

Die Behorde hat dartiber hinaus die Mdglichkeit, in begrindeten Féllen die Eigentlimerin oder den
Eigentumer (Miteigentimerin oder Miteigentiimer) eines Geb&udes mit der Erstellung eines
Bauwerksbuchs innerhalb einer angemessenen Frist zu beauftragen. Im Zuge der Erstellung des
Bauwerksbuchs ist auch eine erstmalige Uberpriifung vornehmen zu lassen durch
— eine Ziviltechnikerin oder einen Ziviltechniker,
— eine gerichtlich beeidete Sachversténdige oder einen gerichtlich beeideten Sachverstéandigen fur das
einschlagige Fachgebiet oder
— eine oder einen nach den fir die Berufsausubung mafgeblichen Vorschriften Berechtigte oder
Berechtigten,

die oder der von der Bauwerberin oder vom Bauwerber, von der Baufiihrerin oder vom Baufuihrer und von
der Eigenttimerin oder vom Eigentiimer (Miteigentimerin oder Miteigenttimer) verschieden sein muss und
zu diesen Personen in keinem Dienst- oder Organschaftsverhaltnis stehen darf (Pruferin oder Priifer).
Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind Kleingartenhduser, Kleingartenwohnhduser und Geb&ude mit
einer bebauten Grundflache von nicht mehr als 50 m2,
(4) Das Bauwerksbuch hat zu enthalten:
1.die das Gebdude betreffenden Baubewilligungen und Fertigstellungsanzeigen oder
Benitzungsbewilligungen;
2. die Bezeichnung der Bauteile (Abs. 1), die einer regelmaRigen Uberpriifung zu unterziehen sind;
3. den Zeitpunkt der erstmaligen Uberpriifung sowie die Intervalle, in denen die Uberpriifungen in
der Folge durchzufuhren sind,;
4. die Voraussetzungen, die die Uberprifenden Personen jeweils zu erfullen haben;

5. die Ergebnisse der durchgefiihrten Uberpriifungen mit Ausnahme jener Uberpriifungen, die fiir
Bauteile nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften durchzufiihren sind;

6. ein aktuelles Verzeichnis der Baugebrechen sowie einen Plan zu deren Behebung, wenn im Zuge
einer Uberprifung solche festgestellt wurden;

7. eine Dokumentation der Manahmen oder Anderungen geméaR § 118 Abs. 3.
(5) Das Bauwerksbhuch ist von der Eigentlimerin oder vom Eigentimer (Miteigentimerin oder

Miteigentiimer), wenn fiir das Gebdude eine Hausverwaltung bestellt ist von dieser, in elektronischer Form
zu fuhren und der Behdrde auf Verlangen zur Einsicht zur Verfligung zu stellen.*

118. In §128b Abs.1 werden nach dem Wort , Stadtplanung* ein Beistrich und die Wortfolge ,,der
Energieraumplanung® eingeflgt.

119. § 128b Abs. 3 lautet:

,,(3) Die Eigentlimerin oder der Eigentlimer (jede Miteigentiimerin oder jeder Miteigentiimer) und die
Hausverwaltung eines Gebéaudes sind Uber Aufforderung der Behdrde verpflichtet, binnen angemessener
Frist eine elektronische Geb&udebeschreibung auf Grundlage des konsensgemélen Baubestandes mit den
Merkmalen gemdl Abschnitt C Z 2, Abschnitt D Z 2 bis 10 und Z 13, Abschnitt E Z 1 bis 6 und Z 8 sowie
Abschnitt G Z 1 bis 6 der Anlage des Gesetzes Uber das Gebaude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz),
BGBI. | Nr. 9/2004 in der Fassung BGBI. I Nr. 78/2018, in der Gebaudedatenbank zu registrieren.*

120. Nach § 128b wird folgender § 128c samt Uberschrift eingeftigt:
,Bauwerksbuchdatenbank

8§ 128c. (1) Der Magistrat hat bis 1.7.2024 ein Datenregister einzurichten und zu fihren, das den
Bestand aller Bauwerksbiicher fur Gebdude in Wien erfasst (Bauwerksbuchdatenbank).

(2) Die Eigentimerin oder der Eigentlimer (Miteigentimerin oder Miteigentimer) eines Gebdaudes, fur
das ein Bauwerksbuch gemal 8 128a Abs. 3 erstellt wurde, hat folgende Daten und Unterlagen Uber das
von der Behdrde im Internet bekanntgegebene Portal der Bauwerksbuchdatenbank zu Gbermitteln:

1. Datum der Erstellung des Bauwerksbuchs

2. elektronisch signierte Erstellungsbestatigung der Erstellerin oder des Erstellers (§ 128a Abs. 2)

3. Datum der erstmaligen Uberpriifung gemaR § 128a Abs. 3

4. von der Pruferin oder vom Prifer (8 128a Abs. 3) unterfertigte Bestatigung uber die erstmalige
Uberprifung des Gebdudes.

(3) Die Daten sind spatestens funf Jahre nach dem Abbruch des Gebaudes zu léschen.
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121. In § 129 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,geht die Haftung auf diesen iiber” durch die Wortfolge ,haftet
auch dieser* ersetzt. Der letzte Satz in Abs. 1 entfallt.

122. In § 129 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefligt:

,,(1a) Die zweckwidrige Verwendung einer oder mehrerer Wohnungen innerhalb eines Gebaudes tiber
die Grenzen des § 119 Abs. 2a lit. a und b hinaus, ist nach dem 1.7.2024 nur mittels Ausnahmebewilligung
zuldssig. Die Behorde kann die Beendigung der zweckwidrigen Verwendung auftragen. Eine
Ausnahmebewilligung flr eine Wohnung ist auf hdchstens fiinf Jahre zu befristen und bei Einhaltung der
sonstigen baurechtlichen Bestimmungen soweit erforderlich unter Auflagen zu erteilen, wenn

1.sich die Wohnung nicht in einer Wohnzone oder in der Widmungskategorie ,,Griinland —
Erholungsgebiet — Kleingartengebiet”, ,,Griinland — Erholungsgebiet — Kleingartengebiet fur
ganzjdhriges Wohnen“ oder auf voriibergehend kleingértnerisch genutzten Flachen befindet,
2. fur die Errichtung der Wohnung keine Wohnbaufdrdermittel in Anspruch genommen worden sind,
3. die Mehrzahl der Wohnungen im betreffenden Gebdude weiterhin zu Wohnzwecken im Sinne des
§ 119 Abs. 2 und 2a genutzt wird und
4. dadurch nicht mehr als 50 vH der Nutzungseinheiten (8 119 Abs. 1) des Geb&udes der
gewerblichen Nutzung fur kurzfristige Beherbergungszwecke dienen.
Dem Antrag ist die schriftliche Zustimmung der Eigentimerin oder des Eigentimers (aller
Miteigentimerinnen und Miteigentimer) des Gebdudes beizulegen. Nach Ablauf der Befristung kdnnen
bei Vorliegen der Voraussetzung neuerliche Ausnahmebewilligungen erteilt werden.*

123.1n § 129 Abs. 2 wird im zweiten Satz nach dem Wort ,,Schutzzonen* die Wortfolge ,,sowie fiir Gebdude,
die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das ortliche
Stadtbild 6ffentliches Interesse besteht,” eingefligt und werden folgende Satze angefiigt ,,Wenn fiir das
Bauwerk ein Bauwerksbuch angelegt ist (§ 128a), hat die Dokumentation im Bauwerksbuch zu erfolgen.
Ausgenommen von der Dokumentationspflicht sind Kleingartenhduser, Kleingartenwohnhduser und
Gebidude mit einer bebauten Flache von nicht mehr als 50 m2.“

124. In § 129 Abs. 4 entféllt im 2. Satz die Wortfolge ,,entsprechend dem Stand der Technik im Zeitpunkt
der Erteilung des Bauauftrages* und werden nach dem zweiten Satz die beiden Sétze ,,Lassen sich die
Vielfalt, die Art oder Umfang der bestehenden Baugebrechen nicht durch bloRen Augenschein feststellen,
ist der Eigentimer eines Bauwerkes Uber Auftrag der Behorde verpflichtet, iber die vorhandenen
Baugebrechen und gegebenenfalls (ber deren Art und Umfang den Befund eines Sachverstdndigen
vorzulegen. Der dem Befund zugrunde gelegte Sachverhalt muss durch die Behorde iiberpriifbar sein.*
eingefiigt.

125. In § 130 Abs. 1 lit. j wird das Wort ,,Wohneinheiten” durch die Wortfolge ,,Wohn- und
Zimmereinheiten‘ ersetzt.

126. In § 130 Abs. 2 wird am Ende der lit. | der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. m
angefugt:
,,m) die Verpflichtung zur Aufrechterhaltung von KompensationsmalRnahmen gemal § 50b
WGarG 2008.«

127.In § 133 Abs. 1 und Abs. 6 wird das Zitat ,,119 Abs. 6“ durch das Zitat ,,119a Abs. 4 ersetzt.

128. In § 134 Abs. 6a erster Satz wird das Zitat ,,BGBI. Nr. 80/2018 durch das Zitat ,,BGBI. |
Nr. 26/2023 ersetzt, hat nach der Wortfolge ,,Umweltorganisationen zu“ an die Stelle des Beistrichs ein
Punkt zu treten und entféllt der Halbsatz ,,wenn sie innerhalb der in der Kundmachung angegebenen Frist
eine Stellungnahme (§ 61 Abs. 4) abgeben..

129. In § 134a Abs. 1 lit. a wird das Wort ,,Nachbargrundgrenzen* durch das Wort ,,Nachbargrenzen*
ersetzt.

130. In § 135 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefligt:

,»(6a) Schon das Anbieten einer Wohnung zu Zwecken, die tber die Grenzen des § 119 Abs. 2a lit. a
und b hinausgehen, ohne Ausnahmebewilligung (§8 129 Abs. 1a) ist als Verwaltungsiibertretung gemafi Abs.
1 strafbar.*
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131. Dem § 136 Abs. 1 wird folgender Satz angefligt:

»Werden in einer Beschwerde gegen ein VVorhaben gemaR § 61a Abs. 1 und Abs. 7 Einwendungen oder
Grinde erstmals vorgebracht, sind diese nicht zuldssig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen im
Rechtsmittelverfahren missbrauchlich oder unredlich ist.

132. Nach § 137 wird folgender § 137a eingeftigt:

,»8 137a. Um zu verhindern, dass Wohnungen und Wohnraum dem Wohnungsmarkt und damit der
Wiener Bevolkerung teilweise oder dauerhaft infolge Zweckentfremdung durch Kurzzeitvermietung
entzogen werden, ist die Behorde zur Durchfiihrung behérdlicher Kontrollen im Zusammenhang mit der
Einhaltung des § 7a und des § 129 Abs. 1a sowie den Bezug habenden Verwaltungsstrafverfahren
ermachtigt, in Wohnzonen und in konkreten Anlassfallen auch aulRerhalb von diesen folgende durch die fur
die Einhebung der Ortstaxe oder durch die fur eine Datenverarbeitung aufgrund des Abgabengesetzes
zustdndige Dienststelle des Magistrats im Abgabenverfahren ermittelten personenbezogenen Daten
anzufordern und zu verarbeiten: Adressen, fur die bereits ein Ortstaxekonto angelegt wurde, einschlief3lich
folgender Daten der jeweiligen Unterkunftgeberinnen oder Unterkunftgeber: Name, Geburtsdatum,
Wohnadresse, Telefonnummer, E-Mail-Adresse sowie Angaben dartiber, ob und wann die Ortstaxe fir
welche Vermietungszeitrdume entrichtet wurde. Der Magistrat ist der datenschutzrechtliche
Verantwortliche fir diese Datenverarbeitung. Erhobene personenbezogene Daten sind spétestens nach drei
Jahren zu Ischen.*

133. § 140 Abs. 1 lautet:

»(1)§ 1 Abs. 2 Z 17, Abs. 4aund Abs. 5, § 2a Abs. 6, § 4 Abs. 2 Punkt C lit. d und Punkt D lit. g, § 5
Abs. 4 lit. m, § 6 Abs. 14a, § 61a, § 63 Abs. 1 lit. i, § 134 Abs. 6a und § 136 Abs. 1 dienen der Umsetzung
der Richtlinie 2012/18/EU vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit
gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG, ABI Nr. L
197 vom 27. Juli 2012 S 1.

134. In § 140 wird nach Abs. 10 folgender Abs. 11 angefiigt:

»(11) §§ 104a, 104b und 104c dienen der Umsetzung von Art. 10 Abs. 1 und Abs. 2 in Verbindung
mit Abs. 3 lit. e und f der Richtlinie (EU) 2020/2184 vom 16. Dezember 2020 Uber die Qualitit von Wasser
fiir den menschlichen Gebrauch, ABI. Nr. L 435 vom 23. Dezember 2020 S 1.«

Artikel 11

Das Wiener Kleingartengesetz 1996, LGBI. fur Wien Nr. 57/1996, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI. fur Wien Nr. 61/2020, wird wie folgt gedndert:

1.1n 8§ 2 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,,gértnerisch genutzte* die Wortfolge ,,und ausgestaltete eingefligt.

2. In 88 Abs.3 Z2 wird nach dem Wort ,Balkone“ ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge ,,der
Lichtschéchte,* eingefugt, enfallt das Wort ,iiberdachten” und wird das Wort ,,Anlage* durch den Begriff
»Anlagen® ersetzt.

3. In § 8 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefligt:
»(2a) Bei Neu-, Zu- oder Umbauten von Kleingartenwohnhdusern ist zusatzlich zu den Unterlagen
gemal Abs. 2 tiber Aufforderung der Behorde jeweils in elektronischer Form vorzulegen:

1. den durch einen nach den fir die Berufsausiibung maRgeblichen Vorschriften berechtigten
Sachverstédndigen fir das einschldgige Fachgebiet erbrachten Nachweis ber den Wéarme- und
Schallschutz (Bauphysik) und

2. den Nachweis, dass die technische, 6kologische und wirtschaftliche Einsetzbarkeit hocheffizienter
alternativer Systeme berticksichtigt wird (8 118 Abs. 3, 3a und 3e der Bauordnung fiir Wien),

3. einen glltigen Energieausweis (8 118 Abs. 5 der Bauordnung fiir Wien) und
4. eine Erklarung tber den sommerlichen Warmeschutz.*

4.1n § 8 Abs. 3 werden folgende Z 6 und Z 7 eingeftigt:
,,6. den Nachweis iber das AusmaR der gértnerisch auszugestaltenden und der unversiegelten Fléache;

7. die Leistung (kWp) der aufgrund der Bauordnung fur Wien verpflichtend zu errichtenden
Fotovoltaikanlagen.*
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5. 8§ 12 Abs. 5 lautet:

,,(5) Vordacher und Dachvorspriinge bis zu einer Ausladung von héchstens 70 cm, Lichtschachte in
der GroRe der unmittelbar vorhandenen Fensteréffnungen und héchstens 1,0 m vor die Kellerauenwand
ragend, Balkone bis zu einer Ausladung von hdchstens 1,20 m und Kellerabgéange bis zu einer Breite von
hichstens 1,20 m werden der bebauten Flache des Kleingartens nicht zugerechnet; Uberdachungen von
Kellerabgéngen sind bis zu einer Ausladung von héchstens 1,20 m sowie auf einer Flache von bis zu 7 m2
zul&ssig und werden der bebauten Flache des Kleingartens dann nicht zugerechnet, wenn sie hdchstens zur
Hélfte ihres Umfanges von Wanden umschlossen sind. Werden diese Male berschritten, sind diese
Bauteile im AusmaR der Uberschreitung der bebauten Flache des Kleingartens zuzurechnen. Erker sind der
bebauten Fliache zuzurechnen.

6. Dem § 16 Abs. 1 wird folgender Satz angefiigt:

,.Ein Drittel des Kleingartens darf nicht versiegelt werden und muss als bepflanzte, wasseraufnahmeféhige
Griunflache mit direktem Bodenanschluss ausgestaltet sein und erhalten werden.*

Artikel 111

Das Wiener Garagengesetz 2008, LGBI. fiir Wien Nr. 34/2009, zuletzt geandert durch das Gesetz
LGBI. fur Wien Nr. 61/2020, wird wie folgt gedndert:

1. § 2 Abs. 8 lautet:

»(8) Die Nutzfliche von Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks ist die Summe der
Stellplatz- und Fahrflachen, ausgenommen Zu- und Abfahrten auferhalb von Garagen, Uberdachten
Stellpldtzen und Parkdecks.*

2.1n § 2 Abs. 22 wird das Wort ,,Ladeplatz* durch das Wort ,,Stellplatz* ersetzt.

3. 83 Abs. 1 Z 4 lautet:

4. die Schaffung von Ladepunkten mit einer Leistung von jeweils mehr als 22 kW fir
Elektrofahrzeuge auf Stellplatzen auf Parkdecks sowie in Garagen und Garagengebéduden;

4.1In 8 3 Abs. 1 wird am Ende der Z 5 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 angefugt:

,,0. die Errichtung von Flugdachern mit Fotovoltaikanlagen Gber Stellplatzen im Freien im Sinne des
§ 4 Abs. 9.«

5. § 3 Abs. 3 entféllt.
6. § 3 Abs. 4 entfallt.

7. In §4 Abs. 3 wird der Wert ,,50 m? durch den Wert ,25 m?* ersetzt und entfallt nach dem Wort
,»Geldndeverhdltnisse® die Wortfolge ,,oder wegen des vorhandenen Baubestandes®.

8. § 4 Abs. 5 lautet:

,»(5) Die durch Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen geméaf? Abs. 3 in Anspruch genommene
Grundflache ist auf die nach den gesetzlichen Ausnutzbarkeitsbestimmungen bebaubare Flache des
Bauplatzes und die nach 8§ 5 Abs. 4 lit. d der Bauordnung flir Wien durch den Bebauungsplan beschrankte
bebaubare Fliche, sofern sich diese nicht ausschlieBlich auf Nebengebdude bezieht, anzurechnen.*

9. In § 4 werden nach Abs. 6 folgende Abs. 7 bis 10 angefugt:

,(7) Bei der Herstellung von Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen im Freien ist innerhalb der
Stellplatzflache fir jeden finften Stellplatz ein grof3kroniger Baum mit einem Stammumfang von
zumindest 35 cm in verschulter Qualitat zu pflanzen.

(8) Bei der Herstellung von nicht iiberdachten Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen mit mehr
als zehn Stellplatzen hat die Oberflache zumindest im Bereich der Stellplatze eine versickerungsféhige
Befestigung aufzuweisen, sofern aus Griinden des Gewaésserschutzes nichts dagegen spricht. Die
anfallenden Niederschlagswasser dieser Anlage sind auf dem Bauplatz zur Versickerung zu bringen.

(9) Flugdécher mit Fotovoltaikanlagen tber Stellplatzen sind nicht auf die nach den gesetzlichen
Ausnutzbarkeitsbestimmungen bebaubare Flache und die nach § 5 Abs. 4 lit. d der Bauordnung fir Wien
durch den Bebauungsplan beschrankte bebaubare Flache des Bauplatzes anzurechnen, wenn

1. sich die Stellpl&tze aulerhalb des Wohngebiets befinden,
2. die Anlage zum Einstellen von Kraftfahrzeugen tiber mehr als zehn Stellplatze verfugt und
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3. der Bestand einen Zeitraum von 15 Jahren nicht Uberschreitet.

Ihre Bewilligung gilt als Baubewilligung gemaR § 71 der Bauordnung fur Wien. Die neuerliche Erteilung
einer Bewilligung ist moglich, wenn stédtebauliche Riicksichten dem nicht entgegenstehen.

(10) Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen, die im Zusammenhang mit Bauvorhaben, die ein
Einkaufszentrum beinhalten, errichtet werden, haben die Stellplatze, sofern der Bebauungsplan nicht
anderes bestimmt, zu mindestens zwei Drittel in Garagen, Garagengebauden oder Parkdecks und zu
hochstens einem Drittel im Freien vorzusehen. Im Erdgeschof? ist die Errichtung solcher Anlagen
unzuldssig.«

10. In § 6 Abs. 3b lautet der erste Satz:

,Beim Neubau von Wohngebduden, die iiber mehr als zehn Stellplatze verfiigen, ist fiir jeden zehnten
Stellplatz mindestens ein Ladepunkt und fur alle dbrigen Stellplatze eine Leerverrohrung im Sinne des
Abs. 3 zu errichten.«

11. In § 6 wird nach Abs. 3b folgender Abs. 3c eingefligt:

,»(3¢) Bei bestehenden Nicht-Wohngebduden, die Uber mehr als 20 Stellplatze verfligen, ist bis zum
01.01.2030 fiir jeden zehnten Stellplatz mindestens ein Ladepunkt zu errichten.*

12. § 19 samt Uberschrift lautet:
»verbot feuergeféahrlicher Handlungen

8 19. Der Gebrauch von offenem Licht und Feuer wie auch das Rauchen sind innerhalb der Anlagen
zum Einstellen von Kraftfahrzeugen verboten. Diese Verbote sind an deutlich sichtbarer Stelle im Inneren
der Anlage, bei Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen mit einer Nutzflache von mehr als 1.600 m?2
auch vor der Einfahrt, haltbar anzuschlagen.*

13. In § 48 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,bis zu 90 % verringern* durch die Wortfolge ,,auf bis zu 10 %
verringern oder auf bis zu 110% erhéhen® ersetzt.

14. In 8 48 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,um mehr als 50 % durch die Wortfolge ,,auf weniger als 50 %
ersetzt und entfallen die letzten beiden Satze.

15. In § 48 Abs. 4a wird nach dem Wort ,,Fassung* die Wortfolge ,,und § 50a* eingefiigt und die Wortfolge
»der Eigentiimers* durch die Wortfolge ,,des Eigentiimers oder der Eigentlimerin® ersetzt.

16. In § 48 Abs. 5 wird nach der Wortfolge ,,Art und Weise erfiillt werden* die Wortfolge ,,oder ist eine
Kompensationsmanahme nach § 50b nicht aufrecht* eingefigt und nach dem Wort ,,Wegfalls“ die
Wortfolge ,,oder der Feststellung der Nichtaufrechterhaltung* eingefiigt.

17. § 50 samt Uberschrift lautet:
,Umfang der Stellplatzverpflichtung: Regelbedarf

8 50. (1) Bei der Ermittlung des Umfangs der Stellplatzverpflichtung ist der sich aus der Nutzungsart
des Gebaudes ergebende Stellplatzbedarf zu berechnen:

1. bei Wohngebdauden: flr je 100 m2 Wohnnutzflache ist ein Stellplatz zu schaffen. Bei einem Zu-
oder Umbau oder bei Anderungen der Raumwidmung ist fir jede der rechtméaRig bestehenden
Wohnungen eine Wohnnutzflache von 100 m2 zu berechnen und diese Gesamtflache der neu
geschaffenen Wohnnutzflache gegeniiber zu stellen; Stellplatze sind insoweit zu schaffen, als sich
daraus eine zusatzliche Stellplatzverpflichtung ergibt;

2. bei Beherbergungsstatten ist fur je 5 Zimmereinheiten oder Wohneinheiten ein Stellplatz oder fir
je 30 Zimmereinheiten oder Wohneinheiten ein Busstellplatz zu schaffen;

3. bei Heimen, bei welchen Wohneinheiten bestehen oder vorgesehen sind, ist fir je 10
Wohneinheiten ein Stellplatz zu schaffen;

4. bei Heimen, bei welchen keine Wohneinheiten bestehen oder vorgesehen sind, ist fur je 300 m?
Aufenthaltsraum ein Stellplatz zu schaffen;

5. bei Industrie- und Betriebsbauwerken, Birogebduden, Bauwerken fir Bildungs- oder
Betreuungszwecke sowie Geschéftsgebduden und anderen, dem Verkehr mit Kundinnen und
Kunden, Gésten und anderen, vorwiegend nicht betriebsangehdrigen Personen dienenden
Raumlichkeiten sowie bei Amtsgebduden, Instituten, Krankenanstalten und dergleichen ist fir je
100 m2 Aufenthaltsraum ein Stellplatz zu schaffen. In Bauwerken fir Bildungs- oder
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Betreuungszwecke werden Raume, die iberwiegend fiir den Unterricht oder fir die Betreuung von
Kindern und Jugendlichen genutzt werden, in diese Flache nicht eingerechnet;

6. bei Geb&uden firr Veranstaltungen, Versammlungsrdumen, Sportanlagen und dergleichen ist fir je
50 Personen ein Stellplatz zu schaffen, wobei die behordlich zugelassene Besucherzahl als
Bemessungsgrundlage dient;

7. bei Badern ist fur je 10 Kabinen oder 30 Ké&stchen sowie fiir jede Wechselkabine oder jedes
Wechselkéstchen ein Stellplatz zu schaffen.

(2) Bei Schaffung von Kleingarten im Kleingartengebiet sowie im Kleingartengebiet fur ganzjahriges
Wohnen sind im Rahmen der Abteilungsbewilligung Trennstiicke fur Stellplatze zu schaffen; dabei sind
bei Kleingirten mit der Widmung ,,Kleingartengebiet fiir ganzjdhriges Wohnen fiir jeden Kleingarten,
sonst fuir je fiinf Kleingérten, ein Stellplatz zu berechnen. Bei Neufestsetzung der Widmung ,,Griinland —
Erholungsgebiet — Kleingartengebiet“ oder ,,Griinland — Erholungsgebiet — Kleingartengebiet fir
ganzjdhriges Wohnen“ ist bei Abteilung auf Kleingérten, sofern diese Kleingérten in ihrer iiberwiegenden
Anzahl tatsachlich bereits bebaut sind, von der Verpflichtung zur Schaffung der Stellplatze insofern
abzusehen, als daftir Grundfléchen nicht zur Verfligung stehen; diese Verpflichtung gilt bis zum Freiwerden
eines Kleingartens, der sich firr die Erfullung der Stellplatzverpflichtung eignet, als gestundet.

(3) Bei Anwendung der Abs. 1 und 2 ist ein Stellplatz jeweils nur fir die volle Verhéltniszahl zu
berechnen.

(4) Keine Verpflichtung zur Schaffung von Stellpléatzen besteht fur

1. Kleinhduser mit nur einer Wohneinheit, Kleingartenwohnhéuser und Kleingartenhduser;
2. unmittelbar kultische oder der Bestattung dienende Anlagen oder R&ume.

(5) Bei Anderungen der Raumwidmung beziehungsweise Raumeinteilung ist fiir die betroffenen
Raume die Zahl der Pflichtstellplatze nach den Grundsétzen der Abs. 1 bis 4 gesondert fur die bisherige
und flr die neue Widmung zu ermitteln; Stellplatze sind insoweit zu schaffen, als die Gegenliberstellung
dieser Zahlen fir die neue Raumwidmung beziehungsweise Raumeinteilung eine zusétzliche
Stellplatzverpflichtung ergibt.

(6) Entsteht bei einem einheitlichen Bauvorhaben nach den Grundsatzen der Abs. 1 bis 5 einerseits die
Verpflichtung zur Schaffung von Stellpldtzen und andererseits durch die Anderung der Raumwidmung
beziehungsweise Raumeinteilung rechnerisch ein Guthaben von Pflichtstellplatzen, dirfen sie
gegencinander aufgerechnet werden.*

18. Nach § 50 werden folgende §§ 50a und 50b samt Uberschriften eingefiigt:

,Jmfang der Stellplatzverpflichtung: Zonen

8 50a. (1) Das Stadtgebiet wird auf Grundlage der Erreichbarkeit der Liegenschaft mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln und auf Grundlage der N&he zum Stadtzentrum in Zonen gegliedert (Anlage 1). Der
Umfang der Stellplatzverpflichtung ist von der Zone abhéngig, in der die Liegenschaft situiert ist.

(2) Der Umfang der Stellplatzverpflichtung ergibt sich aus folgenden Prozentsatzen der nach § 50
Abs. 1 zu schaffenden Stellplatze:

Zone 1: 70 vH

Zone 2: 80 vH

Zone 3: 100 vH

(3) Ist der Umfang der Verpflichtung mit einem Stellplatzregulativ im Bebauungsplan festgesetzt (§ 48
Abs. 2), so geht diese Festsetzung dem Prozentsatz gemals Abs. 2 vor.

(4) Befindet sich eine Liegenschaft nicht zur Génze innerhalb einer Zone, so ergibt sich die
Stellplatzverpflichtung aus dem Mittelwert der jeweiligen Prozentsatze gemall Abs. 2.

Umfang der Stellplatzverpflichtung: KompensationsmaRnahmen
8 50b. (1) Die aufgrund von § 50a Abs. 2 oder Abs. 3 ermittelte Anzahl der zu schaffenden Stellplétze
kann durch folgende MaBnahmen um maximal 10 vH reduziert werden:

1. Ladepunkte fiir Elektrofahrzeuge: Fir vier Ladepunkte, die tber die Verpflichtung gemaR § 6
hinausgehend auf Stellplatzen geschaffen werden, reduziert sich der Umfang der Verpflichtung um
einen Stellplatz;

2. Car-Sharing-Angebot: Fir jeden Stellplatz, der (iber ein Car-Sharing-Angebot verfiigt, reduziert
sich die Zahl der Pflichtstellplatze um funf Stellplatze.

(2) Der Betrieb eines Car-Sharing-Stellplatzes (Abs. 1 Z 2) ist nachzuweisen durch



27 von 27

1.die Vorlage einer Vereinbarung zwischen den Eigentlimerinnen und Eigentiimern
(Miteigentumerinnen und Miteigentiimern) des Gebdudes und einer Car-Sharing-Anbieterin oder
einem Car-Sharing-Anbieter Gber den Betrieb eines Car-Sharing-Stellplatzes auf der Liegenschaft,
gemeinsam mit der Fertigstellungsanzeige (8 128 der Bauordnung fiir Wien) und

2. eine im Grundbuch ersichtlich gemachte 6ffentlich-rechtliche Verpflichtung (8§ 130 Abs. 2 lit. m
der Bauordnung fiir Wien).

19. In § 51 wird die Wortfolge ,,Verpflichtung nach § 48 Abs. 1 oder nach einem gemafR § 48 Abs. 2
erlassenen Stellplatzregulativ® durch das Wort ,,Stellplatzverpflichtung® ersetzt.

20. 8 53 Abs. 1 dritter Satz lautet:

,»Bei einem Wechsel im Grundeigentum oder einem Wechsel des Bauwerbers oder der Bauwerberin haftet
auch der neue Grundeigentumer oder die neue Grundeigentiimerin bzw. der neue Bauwerber oder die neue
Bauwerberin fir die Abgabeschuld zur ungeteilten Hand.*

21. In § 54 wird der Wert ,,18.000,--“ durch den Wert ,,30.000,-- ersetzt.

22. 8 61a Abs. 2 lautet:

»(2) § 6 Abs. 3a bis Abs. 3c dienen der Umsetzung des Art. 8 der Richtlinie (EU) 2018/844 vom
30. Mai 2018 zur Anderung der Richtlinie 2010/31/EU uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden und
der Richtlinie 2012/27/EU (ber Energieeffizienz, ABI. Nr. L 156 vom 19.6.2018 S 75.«

Artikel IV
Inkrafttreten

(1) Art. 1 Z 1 (betreffend Art 111 Abs. 7), Art. | Z 63 (betreffend § 64 Abs. 1 lit. f), Art. | Z 77 (betreffend
8 76 Abs. 10a), Art. | Z 78 (betreffend § 76 Abs. 10b), Art. I Z 80 (betreffend 79 Abs. 6), Art. | Z 81
(betreffend 8 79 Abs. 6a), Art. | Z 84 (betreffend § 80) treten drei Monate nach der Kundmachung dieses
Gesetzes in Kraft.

(2) Art. 1 Z 75 (betreffend 8§ 71a) tritt mit 31.12.2027 in Kraft.
(3) Im Ubrigen tritt dieses Gesetz mit dem seiner Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Artikel V
Ubergangsbestimmungen

(1) Far alle zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhangigen Verfahren gelten die bisherigen
Bestimmungen.

(2) Art. 1 Z 17 (betreffend § 6 Abs. 6a) ist nicht auf Liegenschaften anzuwenden, die bereits im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in Gebieten fiir geférderten Wohnbau liegen.

(3) Art. 1 Z 29 (betreffend § 7c Abs. 3) ist auf bestehende Gebéude iSd § 7c Abs. 1, bei welchen die
Flache der Rdume, die Uberwiegend firr das Ausstellen und den Verkauf von Waren beziehungsweise fur
das damit im Zusammenhang stehende Erbringen von Dienstleistungen bestimmt sind, zwischen 1.600 m2
und 2.500 m2 betrégt, nicht anzuwenden.

(4) Art. 1 Z 41 (betreffend § 60 Abs. 1 lit. d) ist auch auf Verfahren anzuwenden, die nach dem
1.7.2023 anhdngig gemacht wurden.

(5) Art. | Z 44 (betreffend § 62 Abs. 1 Z 4), Art. | Z 71 (betreffend § 70a Abs. 10) und Art. | Z 113
(betreffend § 127 Abs. 6) ist auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits anhéngige
Verfahren anzuwenden.

(6) Art. 111 Z 13 (betreffend § 48 Abs. 2) beriihrt bestehende Stellplatzregulative nicht.

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor:

Anlage 1



Vorblatt

zum Gesetz, mit dem die Bauordnung fur Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996 und
das Wiener Garagengesetz 2008 geandert werden (Bauordnungsnovelle 2023)

Ziele und wesentlicher Inhalt:

Durch die vorliegende Novelle werden insbesondere folgende Regelungsziele verfolgt:

Im Regierungsiibereinkommen der Wiener Fortschrittskoalition ist eine Bauordnungsnovelle angekiindigt,
die ihren Schwerpunkt auf soziale, wirtschaftliche und klimapolitische Themenstellungen setzt.

Zur Vorbereitung dieser Novelle wurde am 9. und 10. November 2022 eine Fachenquete veranstaltet, an
der Uber 120 interne und externe Expert*innen aus Politik und Verwaltung, Wissenschaft und Forschung
sowie aus der Baupraxis teilgenommen haben. Gegenstand waren Themen wie ,,Klimaschutz und Anpas-
sung an den Klimawandel®, ,leistbares und qualitdtsvolles Wohnen* und ,,Verfahrensvereinfachung bzw.
-beschleunigung®. Auf Grundlage der Ergebnisse dieser Enquete, der eingebrachten Anderungsvorschlage
und den Inhalten mehrerer strategischer Fachkonzepte und Programme der Stadt Wien sind die Ziele und
wesentlichen Inhalte dieser Novelle folgende:

e Verhinderung der Zweckentfremdung von Wohnraum

o  Erweiterung der Erhaltungspflicht von Gebéuden, die vor 1.1.1945 errichtet wurden und infolge
ihrer Wirkung auf das ortliche Stadtbild schitzenswert sind

e Umsetzung der im Managementplan UNESCO Welterbe — Historisches Zentrum von Wien vor-
gesehenen Anderungen in der Bauordnung

o Verfahrensheschleunigung und Verfahrensvereinfachung

e Umsetzung der im Fachkonzept Polyzentrales Wien vorgesehenen Anderungen in der Bauord-
nung

e  Erweiterung des Schutzes der Straenbaume

o Dekarbonisierung und Geb&udesanierung

e Erleichterungen flir Fassaden- und Dachbegriinungen
¢ Regenwassermanagement

e Erleichterungen fiir Fotovoltaikanlagen

e  Anpassung der Stellplatzverpflichtung

e  Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 69, um den Herausforderungen des Klimawandels
mit innovativen Losungen begegnen zu kénnen

e Ressourcenschonung als zusétzliches Ziel der Stadtplanung

e Entsiegelung und bauliche Ausnutzbarkeit

o  Erweiterungen der Einrichtungen fur Fahrrader und fir E-Mobilitat

e Umsetzung der Ergebnisse der Evaluierung der Widmungskategorie geforderter Wohnbau

e Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/844 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30.
Mai 2018 zur Anderung der Richtlinie 2010/31/EU (ber die Gesamtenergieeffizienz von Gebdu-
den und der Richtlinie 2012/27/EU Uber Energieeffizienz.

o Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/2184 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16.
Dezember 2020 uber die Qualitat von Wasser fur den menschlichen Gebrauch (Trinkwasser-
RL).



e Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
4.7.2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit geféhrlichen Stoffen, zur Ande-
rung und anschliefenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates.

Auswirkungen des Regelungsvorhabens:

Finanzielle Auswirkungen:

- Die behordlichen Mehraufwendungen der Stadt Wien fur die oben angefiihrten MalRnahmen belaufen
sich auf in Summe ca.1.68 Mio. EUR (gerundet) im Jahr 2024 und werden sich ab dem Jahr 2025 auf
voraussichtlich ca. 0,76 Mio. EUR (gerundet) reduzieren.

- Dem Bund oder anderen Gebietskdrperschaften erwachsen lediglich als Tréger von Privatrechten (z.B.
bei Errichtung von Amtsgebauden oder Wohngebéuden) zusatzliche Kosten.

- Auswirkungen auf die Bezirke: keine

Wirtschaftspolitische Auswirkungen:

- Auswirkungen auf die Beschiftigung und den Wirtschaftsstandort Osterreich: keine

- Sonstige wirtschaftspolitische Auswirkungen: keine

- Auswirkungen in umweltpolitischer, konsumentenschutzpolitischer sowie sozialer Hinsicht: keine

Geschlechterspezifische Auswirkungen: keine

Verhaltnis zu Rechtsvorschriften der Européischen Union:

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/844 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018
zur Anderung der Richtlinie 2010/31/EU Uber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden und der Richtli-
nie 2012/27/EU Uber Energieeffizienz.

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/2184 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezem-
ber 2020 Uber die Qualitat von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch (Trinkwasser-RL).

Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschliefienden
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates.

Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens:

keine



Erlauternde Bemerkungen

zum Gesetz, mit dem die Bauordnung fuir Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996 und
das Wiener Garagengesetz 2008 gedndert werden (Bauordnungsnovelle 2023)

A) Allgemeines

Im Regierungsiibereinkommen der Wiener Fortschrittskoalition ist eine umfassende Bauordnungsnovelle
angekindigt, die ihren Schwerpunkt auf soziale, wirtschaftliche und klimapolitische Themenstellungen
setzt.

Zur Vorbereitung dieser Novelle wurde am 9. und 10. November 2022 eine Fachenquete veranstaltet, an
der Uber 120 stadtinterne und externe Expert*innen aus Politik und Verwaltung, Wissenschaft und
Forschung sowie aus der Baupraxis teilgegnommen haben. Die Themenschwerpunkte waren ,,Klimaschutz
und Anpassung an den Klimawandel”, ,leistbares und qualititsvolles Wohnen“ sowie
,Verfahrensvereinfachung bzw. -beschleunigung®. Auf Grundlage der Ergebnisse dieser Enquete, der
dariiber hinaus eingebrachten Anderungsvorschlage und der Inhalte mehrerer strategischer Fachkonzepte
und Programme der Stadt Wien (insbesondere des Managementplans UNESCO-Welterbe, des
Fachkonzepts Polyzentrales Wien und des Wiener Klimafahrplans) wurde die vorliegende Novelle
ausgearbeitet.

Die Ziele und wesentlichen Inhalte sind Folgende:

1. Verhinderung der Zweckentfremdung von Wohnraum:

o Definition von Nutzungseinheiten (Wohneinheiten, Heimeinheiten, Unterkunftsraumen
etc.) und Verknlpfung mit Gebaudetypen (Wohngebédude, Beherbergungsstatten, Heime,
Biro- und Geschéftsgebaude) damit Umgehungen und Zweckentfremdungen effizienter
verhindert werden kdénnen.

e Einflihrung einer Definition des Wohnzwecks.
e Einfuhrung einer Bewilligungspflicht fur die Zweckentfremdung von Wohnungen.

e Verscharfungen im Zusammenhang mit der Ausnahmebewilligung in § 7a Abs. 5 BO,
um Wohnraum in Wohnzonen noch besser schitzen zu kénnen.

e Einfuhrung einer datenschutzrechtlichen Grundlage fir den Datenaustausch zwischen
Baubehdrde und Abgabenbehdrde im Sinne einer effizienten Ahndung von Umgehungen
und Zweckentfremdungen.

e Ausdehnung der Verantwortlichkeiten § 129 Abs. 1 damit sowohl Eigentlimer*in als
auch Nutzer*in der Wohnung verwaltungsstrafrechtlich grundsétzlich verantwortlich
sind.

e Ergénzung des § 6 Abs. 13, wonach Wohnungen fiir den Bedarf der Betriebsleitung und
der Betriebsaufsicht im betriebstechnisch unbedingt erforderlichen Ausmal? zuléssig sind
und diese Erforderlichkeit durch ein Betriebskonzept nachzuweisen ist.

2. Erweiterung der Regelungen zur Erhaltung von Gebduden, die vor 1.1.1945 errichtet
wurden und wegen ihrer Wirkung auf das ortliche Stadtbild schiitzenswert sind:

e Abbruchreife in § 60 Abs. 1 lit. d durch Beriicksichtigung offentlicher Fordermittel,
wirtschaftlicher  Ertragsoptimierungspotentiale und  Nicht-Berlcksichtigung von
Aufwendungen, die aufgrund einer schuldhaften Vernachléssigung der Erhaltungspflicht
zu treffen sind.
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Schaffung zusétzlicher formaler Voraussetzungen bei Bewilligungsansuchen fir
Neubauprojekte bzw. Baubeginnsanzeigen auf Liegenschaften, die einen geschitzten
Baubestand aufweisen.

Schaffung eines Tatbestandes in § 69 fir Abweichungen vom Bebauungsplan, die dem
Erhalt und der Sanierung dieser Gebaude dienen.

Ausrollen des im Jahr 2014 eingefiihrten Bauwerksbuchs auf Bestandsgebaude. Im
Rahmen dieser Novelle liegt der Fokus auf den Gebauden, die vor dem 1.1.1945 errichtet
wurden. Es wird vom Magistrat eine Bauwerksdatenbank eingerichtet und die
Rechtsgrundlage geschaffen, dass Bauwerksbiicher elektronisch zu fiihren sind.

3. Umsetzung der im Managementplan UNESCO Welterbe — Historisches Zentrum von Wien
vorgesehenen Anderungen in der Bauordnung:

Umbenennung des Fachbeirats in Fachbeirat fir Stadtplanung, Stadtgestaltung und
Welterbe sowie Anderung der Zusammensetzung des Beirats und der Fachbereiche der
Expert*innen (8 3).

Schaffung einer Rechtsgrundlage fiir die friihzeitige Einbindung des Fachbeirats bei der
Ausarbeitung von Plandokumentsentwiirfen (§ 1e).

Ausdriickliche Beriicksichtigung der besonderen Stellung der Wiener UNESCO-
Welterbestétten in den 88 7, 67, 69 und 85.

4. Verfahrensbeschleunigung und Verfahrensvereinfachung:

Erweiterung des Katalogs der bewilligungsfreien Bauvorhaben (zB Fotovoltaikanlagen,
Ladeinfrastruktur fiir E-Mobilitdt, Erdwarmesonden, Abschattungseinrichtungen an
Gebduden).

Erweiterung des Anwendungsbereichs des Bauanzeigeverfahrens (8 62).

Erweiterung der Anwendungsmdglichkeiten des § 70a-Verfahrens durch Beseitigung
von Hindernissen, die Bauwerber*innen von der Nutzung dieser Verfahrensart abhalten.

Klarstellungen und Erganzungen in einzelnen Bestimmungen, die immer wieder zu
Unklarheiten bei Bauwerber*innen bzw. Planer*innen filhren und daher zu einem
erhéhten Beratungsaufwand der Behdrdenmitarbeiter*innen bzw. zu Rechtsunsicherheit
bei Planer*innen fiihren.

Entfall der Verpflichtung zur Vorlage von Teilungsplanen in Papier im
Grundabteilungsverfahren.

5. Umsetzung der im Fachkonzept Polyzentrales Wien vorgesehenen Anderungen in der
Bauordnung:

Aufnahme eines Planungsziels in 8 1 Abs. 2 BO, das gewahrleistet, dass Einkaufszentren-
Nutzungen entsprechend den Zielsetzungen der Stadtplanung ausschlieflich an dafir
geeigneten Standorten erfolgen, die in dicht bebaute Stadtquartiere integriert und gut im
Umweltverbund erschlossen sind.

Herabsetzung des Schwellenwerts fir Einkaufszentren (EKZ) von 2.500 auf 1.600 m2,
Typisierung von EKZ zur Steuerung des Warensortiments. d

Befristung der Bebauungsbestimmungen fir EKZ.

Ausschluss von EKZ im Industriegebiet.

Verpflichtende MehrgescholRigkeit. EKZ sollen kinftig mdglichst wenig Flache
verbrauchen, weshalb als Grundregel angeordnet wird, dass mindestens ein Drittel der
Summe der Flachen der oberirdischen Nutzungseinheiten oberhalb des Erdgeschofies zu
errichten ist.

Anderungen hinsichtlich der Situierung von Stellplatzen zur weitgehenden Vermeidung
von Oberflachenparkplatzen.
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6.

7.

8.

10.

11.

12.

Erweiterung des Schutzes der Straenbdume:

e Einflihrung von Regelungen, die Kklarstellen, dass bei der Errichtung von Gehsteigauf-
und -Uberfahrten (§ 54) und Vorbauten (8§ 83) auf den StraRenbaumbestand Riicksicht zu
nehmen ist.

e Verpflichtung zur Vorlage eines Baumschutzkonzepts bei Bauflihrungen, die geeignet
sind, den im StraBenraum vorhandenen Baumbestand zu beeintrachtigen.

Dekarbonisierung und Gebaudesanierung:
e  Erweiterungen der Ausnahmemaglichkeiten in Art. V.
e Schaffung einer Rechtsgrundlage fiir Energieraumpléne im Bestand.

e Schaffung von Rechtsgrundlagen, die die Dekarbonisierung von Bestandsgebduden
erleichtern sollen (8 81 Abs. 6a und § 82a sowie § 106).

e Regelungen fiir Einzelbauteilsanierungen und Anderungen am geb&udetechnischen
System fuir Warmeversorgung in Anlehnung an die WBTV 2020 (§ 118 Abs. 3).

Erleichterungen fir Fassaden- und Dachbegriinungen:

e Erweiterungen der Ausnahmemdglichkeiten in Art. V zur Ermdéglichung von Fassaden-
und Dachbegrinungen bei Bestandsgebauden.

e Einfuhrung einer weitgehenden Bewilligungs- bzw. Anzeigefreiheit flr die technischen
Systeme, die fur die Begriinung von Fassaden notwendig sind.

e Schaffung einer Rechtsgrundlage, die es ermdglicht, dass neben den Strallenfronten auch
fur andere Gebdudefronten, die sich nicht an einer Bauplatzgrenze befinden, eine
Begriinung im Bebauungsplan vorgeschrieben werden kann.

Verbesserungen im Umgang mit Niederschlagswassern / Regenwassermanagement:

e Anderung der bestehenden Bestimmungen (§ 63 Abs. 1 lit. | und § 99) mit dem Ziel dass
Niederschlagswasser einer Nutzung/Sammlung/Versickerung zugefihrt werden und
dadurch weitgehend im natirlichen Kreislauf verbleiben.

Erleichterungen fur Fotovoltaikanlagen:

e  Erweiterung der Verpflichtung in 8 118 Abs. 3b zum Einsatz solarer Energietrager bei
Wohngebauden.

e Schaffung von Erleichterungen fir Flugdacher mit Fotovoltaikanlagen tber Stellplatzen
im Freien (8 4 Abs. 9 WGarG 2008).

Anpassung der Stellplatzverpflichtung:

e Einflhrung eines Zonenmodells (3 Zonen) auf Basis der Anbindung an 6ffentliche
Verkehrsmittel und der Nahe zum Stadtzentrum und Festsetzung einer differenzierten
Stellplatzverpflichtung in diesen Zonen.

e Schaffung von Substituierungsmoglichkeiten durch E-Ladepunkte und Car-Sharing-
Angebote.

Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 69, um den Herausforderungen des
Klimawandels mit innovativen Lésungen begegnen zu kénnen:

e Fir MaBBnahmen wund Abweichungen, die dem Klimaschutz oder der
Klimawandelanpassung zugutekommen, wird ein einschldgiger Ausnahmetatbestand
geschaffen, um die Realisierung von Projekten, die diesen Zielen dienen und eine
Abweichung von den Bebauungsbestimmungen auslésen, zu erméglichen.
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13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

Ressourcenschonung als zusatzliches Ziel der Stadtplanung:

e Die Ressourcenschonung wird als zusétzliches Ziel der Stadtplanung fir eine nachhaltige
Gestaltung und Entwicklung des Stadtgebietes verankert. Wesentliches Werkzeug bildet
hierbei die Kreislaufwirtschaft im Sinne einer werthaltigen Kreislauffihrung von
Rohstoffen im Bauwesen.

Entsiegelung und bauliche Ausnutzbarkeit:

e An mehreren Stellen in der BO ist vorgeschrieben, dass bestimmte Teile von
Liegenschaften gartnerisch auszugestalten sind. Eine Definition, welche Anforderungen
die Bauordnung an die gartnerische Ausgestaltung stellt, gab es bislang nicht. Diesem
Umstand wird begegnet, indem eine gesetzliche Definition eingefihrt wird (8 79).

e Schaffung von Regelungen, die festlegen, dass bestimmte Teile von Liegenschaften ober-
bzw. unterirdisch nicht versiegelt bzw. bebaut werden diirfen (8§ 76 und 79).

e Entsiegelung von Innenhdfen: Schaffung einer Regelung, die vorsieht, dass im Zuge von
bewilligungspflichtigen  Bauflihrungen und gréBeren Renovierungen die im
Bebauungsplan vorgeschriebene géartnerische Ausgestaltung auf den unbebauten Flachen
herzustellen ist.

Erweiterungen der Einrichtungen fir Fahrrader und fir E-Mobilitat:

e Mit der Aufnahme der verpflichtenden Errichtung von Fahrradstellplatzen in die
Bauordnung wurde ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der Abstellmdglichkeiten fur
Fahrréder in Gebduden geschaffen. Zur Verbesserung der Nutzer*innenfreundlichkeit bei
der Ausgestaltung der Fahrradabstellplatze werden im Gesetz nunmehr weitere
Qualitatskriterien (insbesondere zur Vorsorge fur Elektro- und Lastenfahrrader)
festgelegt.

e Erweiterung der Verpflichtungen zur Schaffung von E-Ladeinfrastruktur fir
Elektrofahrzeuge in Wohngebduden und Nicht-Wohngeb&uden im Bestand.

Umsetzung der Ergebnisse der Evaluierung der Widmungskategorie geférderter Wohnbau:

e Anderung der Berechnungsgrundlage des erforderlichen Anteils an gefordertem
Wohnraum (8§ 5 Abs. 4 lit. d und § 6 Abs. 6a).

e Anderung des § 6 Abs. 6a im Zusammenhang mit der Schaffung von geférdertem
Wohnraum auBerhalb des Bauplatzes.

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/844 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
30. Mai 2018 zur Anderung der Richtlinie 2010/31/EU Uber die Gesamtenergieeffizienz von
Gebéuden und der Richtlinie 2012/27/EU (iber Energieeffizienz.

Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/2184 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16.
Dezember 2020 tiber die Qualitat von Wasser fir den menschlichen Gebrauch (Trinkwasser-RL).

Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom
4.Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit gefahrlichen Stoffen, zur
Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates.

B) Finanzielle Auswirkungen

Zu § 54 Abs. 9a (Baumschutz-Nachweis bei Gehsteigauf- und Gberfahrten):

Dem Magistrat wird es zukiinftig obliegen, in Verfahren, in denen er (iber die Ausfiihrung von Gehsteigauf-
und tberfahrten entscheidet, zu beurteilen, ob einerseits ein Nachweis zu erbringen ist, dass Badume nicht
oder im geringstmdglichen Ausmal? geschadigt werden, und andererseits (bei Vorlage des Nachweises), ob
der Nachweis plausibel erscheint oder durch Fachdienststellen zu tberpriifen bzw. durch eine*n externen
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Sachverstandige*n zu erstellen ist. Es ist daher mit einem erhéhten Bearbeitungsaufwand zu rechnen, wobei
mit 120 Verfahren pro Jahr und einem Mehraufwand von 2,75 Stunden pro Verfahren zu rechnen ist.
Ausgehend von einer durchschnittlichen Verfahrensdauer von 2,75 Stunden, kann ein*e Mitarbeiter*in pro
Jahr ca. 600 Verfahren erledigen. Bei 120 zu bearbeitenden Verfahren im Jahr bedarf es 0,2
Mitarbeiter*innen, um samtliche Verfahren rechtzeitig zu bearbeiten.

Unter Heranziehung des Satzes fur Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
gemaR den Kalkulationsansatzen in den Kalkulationsrichtlinien 2023 somit jahrliche Personalkosten von
insgesamt EUR 7.967,20 EUR (EUR 39.836,00*0,2), sodass die jahrlichen Mehrkosten fur die Stadt Wien
unter Hinzurechnung der kalkulatorischen Zuschlage fur Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlage
fiir Sachkosten (15 %) und fur Verwaltungsgemeinkosten (20 %) insgesamt EUR 13.584,47 betragen.

Zu § 60 Abs. 1 lit. d (Anderungen im Bewilligungstatbestand fiir Abbriiche von Bauwerken
in Schutzzonen und ortsbildrelevanten Griinderzeithdusern):

Mit der Erweiterung des Priifungsumfangs hinsichtlich der wirtschaftlichen Abbruchreife von Gebéauden in
Schutzzonen und Gebduden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, entsteht ebenfalls ein behérdlicher
Mehraufwand.

Im Magistrat sind ca. 30 zusétzliche Verfahren pro Jahr zu erwarten, wobei pro Verfahren eine
Bearbeitungsdauer von 40 Stunden veranschlagt wird.

Daraus ergibt sich folgender Personalbedarf:

Verfahren 30
Stunden pro Verfahren 40
Personalbedarf 0,7

Unter Heranziehung des Satzes furr Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
fur 0,7 Mitarbeiter*innen jahrliche Personalkosten von insgesamt EUR 27.885,20, sodass unter
Hinzurechnung der kalkulatorischen Zuschldge flr Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlage fir
Sachkosten (15 %) und Verwaltungsgemeinkosten (20 %) von einem jahrlichen behdrdlichen
Mehraufwand idHv EUR 47.545,66 auszugehen ist.

Zu § 60 Abs. 1 lit. j und § 62a Abs. 1 Z 24a, sowie 8 4 Abs. 9 WGarG 2008 (Neuregelung von
Bewilligungs- und Anzeigepflicht fur Fotovoltaikanlagen, Bewilligungspflicht fur Flugdacher mit
Fotovoltaikanlagen tber Stellplatzen):

Seitens der Behorde wird trotz einer Verfahrensvereinfachung aufgrund des kiinftig verstarkten
Einsatzes von Fotovoltaikanlagen und der Erleichterung im Zusammenhang mit der Uberdachung von
Stellplatzen mit Fotovoltaikanlagen mit einer Mehrbelastung von 80 Verfahren pro Jahr gerechnet,
wobei pro Verfahren eine Bearbeitungsdauer von 4 Stunden veranschlagt wird. Bei 80 zu bearbeitenden
Verfahren im Jahr bedurfte es 0,2 Mitarbeiter*innen, um sémtliche Verfahren innerhalb eines Jahres zu
erledigen. Unter Heranziehung des Satzes fur Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00
ergeben sich gemaR den Kalkulationsansétzen in den Kalkulationsrichtlinien 2023 fur 0,2
Mitarbeiter*innen jahrliche Personalkosten von insgesamt EUR 7.967,20 EUR, sodass unter
Hinzurechnung der kalkulatorischen Zuschlage fiir Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlage fir
Sachkosten (15 %) und Verwaltungsgemeinkosten (20 %) von einem Betrag iHv insgesamt EUR
13.584,47 auszugehen ist.

Zu § 63 Abs. 1 lit. p (Baumschutzkonzept im Zusammenhang mit der Herstellung von Gehsteigauf-
und Uberfahrten):

Durch die Einflihrung des Erfordernisses der Vorlage eines Baumschutzkonzeptes wird in der Vollziehung
insofern ein Mehraufwand entstehen, als bei Nichtvorlage nunmehr durch die Behorde zu priifen sein wird,
ob ein solches Konzept erforderlich und nachzuverlangen ist bzw. ob vorgelegte Konzepte schliissig sind
oder einer Uberpriifung durch die Fachdienststelle bedirfen. Es wird mit 50 derartigen Verfahren pro Jahr
gerechnet, wobei eine durchschnittliche Verfahrensdauer von ca. 1 Stunde pro Verfahren veranschlagt wird.
Bei 50 zu bearbeitenden Verfahren im Jahr sind daher insgesamt 0,03 Mitarbeiter*innen erforderlich, um
sémtliche Verfahren rechtzeitig zu erledigen.
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Unter Heranziehung des Satzes fur Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben somit
jahrliche Personalkosten von insgesamt EUR 1.509,39 EUR, sodass unter Hinzurechnung der
kalkulatorischen Zuschlage fiir Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlage fiir Sachkosten (15 %) und
der Verwaltungsgemeinkosten (20 %) von einem behérdlichen Mehraufwand iHv insgesamt EUR 2.037,68
auszugehen ist.

Zu 8§ 69 (Ausdehnung Anwendungsbereichs des § 69):

Durch die Ausdehnung des Anwendungsbereichs des 8 69 auf Bauwerke, die vor dem 1.1.1945 errichtet
wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das Stadtbild ein 6ffentliches Interesse

besteht, wird der Baubehorde ein Mehraufwand hinsichtlich des Prifumfanges dieser Bauwerke
entstehen.

Davon sind ca. 150 Verfahren im Jahr betroffen, fur die ein zusétzlicher Arbeitsaufwand von zehn
Stunden veranschlagt wird.

Bei 150 zu bearbeitenden Verfahren im Jahr bedirfte es auf dieser Grundlage weitere 0,9
Mitarbeiter*innen, um samtliche Verfahren rechtzeitig zu erledigen.

Unter Heranziehung des Satzes fur Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
daraus jahrliche Personalkosten von insgesamt EUR 35.852,40 EUR, sodass unter Hinzurechnung der
kalkulatorischen Zuschlage fiir Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlage fiir Sachkosten (15 %) und
Verwaltungsgemeinkosten (20 %) mit einer behordlichen Mehrbelastung von insgesamt EUR 61.130,14
auszugehen ist.

Zu § 76 Abs. 10a (Prufung der Unerlasslichkeit):

Durch die Mdglichkeit, vom Freihalten der gegenstdndlichen Flache abzusehen, soweit dies fur die
zweckmalige Nutzung der Liegenschaft unerlasslich ist, entsteht bei der Baubehdrde ein Mehraufwand im
Ausmald von 30 Verfahren pro Jahr, die jeweils einen Arbeitsaufwand von einer Stunde umfassen.

Bei 30 zu bearbeitenden Verfahren im Jahr bedurfte es 0,01 Mitarbeiter*innen, um sdmtliche Verfahren
rechtzeitig zu erledigen.

Unter Heranziehung des Satzes fur Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
daraus jéhrliche Personalkosten von insgesamt EUR 398,36 EUR, sodass unter Hinzurechnung der
kalkulatorischen Zuschlage fiir Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlage fur Sachkosten (15 %) und
Verwaltungsgemeinkosten (20 %) von einer behdrdlichen Mehrbelastung von insgesamt EUR 679,23
auszugehen ist.

Zu § 129 Abs. 1 und 1a (Ausnahmebewilligung fiir Kurzzeitvermietung):

Fur die Vollziehung der Erteilung und Kontrolle von Ausnahmebewilligungen zur zweckwidrigen
Verwendung einer oder mehrerer Wohnungen innerhalb eines Gebéudes entsteht bei der Baupolizei ein
erhohter Personalbedarf.

Im Jahr 2019 wies die Plattform Airbnb ein Angebot von 8871 Wohnungen innerhalb des Stadtgebietes
aus. Eine Abschétzung der finanziellen Auswirkungen der vorgeschlagenen Novellierung kann daher auf
Grundlage dieser Daten nur ndherungsweise erfolgen. In der Folge wird jener Personalbedarf ermittelt, der
sich ergibt, wenn samtliche betroffene Vermieter*innen von Wohnungen auf Airbnb rechtskonform im
ersten Jahr der Verpflichtung um eine Ausnahmebewilligung nach § 129 Abs. 1a BO ansuchen. Diese
Bewilligung ist auf funf Jahre befristet, ein neuerlicher Arbeitsaufwand entsteht daher erwartungsgeman
erst nach Ablauf dieser Zeit. Gleichwohl ist angesichts der mangelnden Exaktheit der Zahlen
kalkulatorische Vorsicht geboten: Es ist wahrscheinlich, dass eine gréRere Anzahl von Wohnungen
kurzzeitig touristisch vermietet werden, etwa Uber andere Plattformen.

Bei 3000 Verfahren im ersten Jahr und einer durchschnittlichen Verfahrensdauer von 8 Stunden bedarf es
zusétzlich 14,28 Mitarbeiter*innen, um sdmtliche Antrége rechtzeitig zu erledigen. Ab dem Jahr 2025
reduziert sich der Personalbedarf auf 4,76 Mitarbeiter*innen.

Jahr 2024 2025 2026 2027 2028
Verfahren 3000 1000 1000 1000 1000
Personalbedarf 14,28 476 476 476 4,76
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Unter Heranziehung des Satzes fur Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
daraus fiir die Durchflihrung der Verfahren in den nachsten finf Jahren und zwar unter Hinzurechnung der
kalkulatorischen Zuschldge fiir Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschléage fiir Sachkosten (15 %) und
fur Verwaltungsgemeinkosten (20 %) jahrliche Mehrkosten fur die Behorde von insgesamt:

2024 2025 2026 2027 2028
€ 969.931,47 €323.310,49 €323.310,49 €323.310,49 €323.310,49

Zu § 135 Abs. 7 (Verwaltungsstrafbestimmung iZm Kurzzeitvermietung):

Infolge des neuen Straftatbestandes in § 129 Abs. la und § 135 Abs. 8 wird dem Magistrat als
Verwaltungsstrafbehdrde ein nicht unwesentlicher behérdlicher Mehraufwand entstehen. Ausgehend von
300 zuséatzlichen Verwaltungsstrafverfahren pro Jahr mit einer durchschnittlichen Bearbeitungszeit von
insgesamt acht Stunden pro Verfahren bedirfte es zusétzlich 1,42 Mitarbeiter*innen um samtliche
Verwaltungsstrafverfahren zeitgerecht zu erledigen.

GemaR den Kalkulationsansétzen in den Kalkulationsrichtlinien 2023 ergeben sich unter Anwendung des
Satzes fur Akademiker*innen nach dem WBedG iHv EUR 54.114,00 jahrliche Personalkosten von EUR
76.841,88 (54.114,00*%1,42). Unter Hinzurechnung der kalkulatorischen Zuschldge fur Personalkosten
(26,30 %) sowie der Zuschlage fur Sachkosten (15 %) und Verwaltungsgemeinkosten (20 %) resultieren
daraus Mehraufwendungen von insgesamt EUR 131.019,24.

Zu § 119 Abs. 5a (Dispens durch die Behdrde von der Nachristung von Fahrradabstellpléatzen bei
der Schaffung von Wohnraum):

Durch die Ausnahmebewilligungen gemal § 119 Abs. 5a Z 6 wird bei der Behorde ein erhdhter Aufwand
von ca. 500 entsprechenden Verfahren entstehen fiir die jeweils eine durchschnittliche Verfahrensdauer
von 2 Stunden veranschlagt wird. Auf dieser Grundlage werden etwa 0,6 Mitarbeiter*innen erforderlich
sein, um die gestellten Antrége rechtzeitig zu bearbeiten.

Unter Heranziehung des Satzes flr Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
jahrliche Personalkosten von insgesamt EUR 23.901,60 EUR, sodass unter Hinzurechnung der
kalkulatorischen Zuschlage fur Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlé&ge flr Sachkosten (15 %) und
fir Verwaltungsgemeinkosten (20 %) von behordlichen Mehraufwendungen iHv insgesamt EUR
40.753,42 auszugehen ist.

Zu § 128c (Einfihrung einer Bauwerksbuchdatenbank):

Fur die Einrichtung der in § 128c vorgesehenen Bauwerksbuchdatenbank ist bei der Behdrde mit einem
einmaligen Investitionsaufwand im Jahr 2024 von ca. EUR 350.000,- zu rechnen. Die Kosten flr die
Wartung und den Betrieb dieser Datenbank werden in den Folgejahren mit maximal 70.000,- pro Jahr
geschatzt.

Zu § 3 Abs. 3 WGarG 2008 (Entfall der Bewilligungsfreiheit):

Durch den Entfall der Bewilligungsfreiheit nach § 3 Abs. 3 WGarG 2008 entsteht bei der Baupolizei ein
geschatzter Mehraufwand von 300 zusatzlichen Verfahren pro Jahr, fur die eine Verfahrensdauer von
jeweils vier Stunden veranschlagt wird.

Bei 300 zu bearbeitenden Verfahren im Jahr bedarf es 0,7 Mitarbeiter*innen, um samtliche

Antrdge rechtzeitig zu erledigen.

Unter Heranziehung des Satzes fiir Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
daraus jahrliche Personalkosten von insgesamt EUR 27.885,20, sodass unter Hinzurechnung der
kalkulatorischen Zuschlage fur Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschléage fiir Sachkosten (15 %) und
fiir Verwaltungsgemeinkosten (20 %) von einem Betrag iHv insgesamt EUR 47.545,66 an behérdlichen
Mehrkosten auszugehen ist.

Zu § 3 Abs. 3 WGarG 2008 (Bewilligungspflicht fir Ladepunkte Giber 22 kW):
Kinftig besteht eine Bewilligungspflicht fur die Schaffung von Ladepunkten auf Stellplatzen erst ab einer
Leistung von 22 kW. Angesichts des sich abzeichnenden Anstiegs der Anzahl der Elektrofahrzeuge und
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einem Ausbau der Ladeinfrastruktur in Gebduden ist mit einem Mehraufwand von 50 Verfahren pro Jahr
zu rechnen ist, wobei in diesen Féllen von einer durchschnittlichen Verfahrensdauer von ca. 2 Stunden pro
Verfahren auszugehen ist. Bei 50 zu bearbeitenden Verfahren im Jahr sind auf dieser Basis insgesamt 0,06
Mitarbeiter*erforderlich, um samtliche Antrége rechtzeitig zu erledigen.

Unter Heranziehung des Satzes fiir Spezialist*innen nach dem W-BedG iHv EUR 39.836,00 ergeben sich
daraus jahrliche Personalkosten von insgesamt EUR 2.390,16 sodass unter Hinzurechnung der
kalkulatorischen Zuschlage fur Personalkosten (26,30 %) sowie der Zuschlage fur Sachkosten (15 %) und
Verwaltungsgemeinkosten (20 %) ein Betrag iHv insgesamt EUR 4.075,34 an behdérdlichen Mehrkosten
entstehen wird.

Die behordlichen Mehraufwendungen der Stadt Wien fir die oben angefiihrten MalRnahmen belaufen sich
auf in Summe ca.1.68 Mio. EUR (gerundet) im Jahr 2024 und werden sich ab dem Jahr 2025 auf
voraussichtlich ca. 0,76 Mio. EUR (gerundet) reduzieren.

Dem Bund oder anderen Gebietskdrperschaften erwachsen lediglich als Trager von Privatrechten (z.B.
bei Errichtung von Amtsgebauden oder Wohngebauden) zusétzliche Kosten.

C) Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel I (Bauordnung fiir Wien)

Zu Z 1 (Art. 11):

Nach derzeitiger Rechtslage wird in Abs. 7 auf § 90 Abs. 5 in der Fassung vor der Techniknovelle 2007
verwiesen. GemaR dieser Bestimmung sind zum Abstellen von Fahrradern ausschliellich Raume
vorgesehen; die Schaffung von Abstellmdglichkeiten im Freien — wie sie nach dem bislang geltenden § 119
Abs. 5 (nunmehr § 119a Abs. 3 Z 3) mdglich ist — ist hingegen nicht erlaubt. Die Anderung dieser
Bestimmung zielt darauf ab, auch bei umfassenden Anderungen an bestehenden Gebauden Raume zum
Abstellen von Kinderwégen (Abs. 2) und Fahrradabstellplatze (Abs. 3) vorzusehen und den Verweis an die
Bestimmung des § 119a anzupassen. Gemal § 119a Abs. 3 wird die Verpflichtung bei jeder Neuschaffung
von Wohnungen ausgeldst. Art. 111 Abs. 7 hingegen 16st eine sinngeméRe Verpflichtung geméaR § 119a
Abs. 2 und Abs. 3 aus, wenn bewilligungspflichtige Baufiihrungen mehr als die Hélfte der im Gebéaude
befindlichen Wohnungen und Betriebseinheiten betreffen.

Zu Z 2 bis Z 4 (Art. V):

Abs. 5: Durch die Anderung in Abs. 5 erfolgt eine Erweiterung des Anwendungsbereichs der
Ausnahmebestimmung und dadurch eine Erleichterung flr das nachtragliche Anbringen von
Wérmeddmmungen fur Bestandsgebdude. Im Falle bereits vorhandener Wéarmedammung darf nicht nur
eine zusatzliche Warmedammung angebracht werden, sondern es gelten die Uberschreitungsmoglichkeiten
auch fur den Fall, dass die bisherige Warmedammung ersetzt wird und zusétzlich 20 cm oder 30 cm
Warmedammung angebracht werden. Die WBTV 2020 ist am 1. Februar 2020 in Kraft getreten. Die
Anderung des bisherigen Ankniipfungspunktes an die Bauordnungsnovelle LGBI. fir Wien Nr. 33/2004
auf den Stichtag 1. Februar 2020 erscheint zweckmaRig, weil gewiinscht ist, dass alle Bestandsgebéude,
die nicht die Anforderungen der WBTV 2020 einhalten unter denselben Voraussetzungen wie &ltere
Bestandsgebaude thermisch saniert werden kdnnen. Mit der Ergénzung in Abs. 5 erster Satz wird die
Madglichkeit geschaffen, dass auch mit Rank- oder Kletterhilfen sowie anderen technischen Einrichtungen,
die fur eine Fassadenbegrinung notwendig sind, Fluchtlinien Uberschritten werden bzw. diese in die
Abstandsflache ragen dirfen. Das Ausmal} betrdgt wie jenes fir Warmeddmmungen 20 cm. Eine
Kombination von Warmeddmmung und Rankgeriist ist zulassig, das Gesamtausmaf der Uberschreitung
darf jedenfalls 30 cm nicht tberschreiten.

Abs. 6: Mit der Anderung in Abs. 6 ist auch bei Dachausbauten die Errichtung von Biirordaumlichkeiten
moglich. So kdnnen im Sinne der Nachverdichtung auch Flachen, die sich nicht flr die Errichtung von
Wohnungen eignen, effizient genutzt werden.

Abs. 8: Das Land Wien strebt bis zum Jahr 2040 eine vollstindige Klimaneutralitdt bei der
Waérmeversorgung (Raumheizung und Warmwasser) in Gebauden (Dekarbonisierung) an. Daher werden

Seite 8 von 44



in wassergefiihrten Systemen primér Losungen basierend auf Warmenetzen oder strombetriebenen
Wérmepumpen errichtet werden. In beiden Fallen kann es sein, dass insbesondere sehr niedrige oder
mittlere Heizkreislauftemperaturen zum Einsatz kommen werden, die wesentlich groRere wirksame
Warmeabgabeflachen bedingen als dies bei kleinflachigen Warmeabgabesystemen der Fall ist. Zusatzlich
kann es notwendig sein, auBerhalb der Heizperiode fiir die Regeneration (Ruckfihrung der wahrend der
Heizperiode enthommenen Warmemenge) von Erdsonden sorgen zu miissen. Somit kann im Zuge dieser
Dekarbonisierungsmanahmen beim Einbau von Niedertemperaturheizungen oder zur mit diesen
Malnahmen in Verbindung stehenden notwendigen saisonalen Regeneration der mittels Erdsonden
entzogenen Warme der Einbau von Flachenwérmeabgabesystemen Teil eines Ldsungskonzeptes sein.
Daher wird in Fallen, in denen die bisherige Vorschrift einer lichten Raumhdhe von mindestens 2,50 m
galt, diese auf mindestens 2,40 m reduziert, wie dies schon bisher fir Aufenthaltsrdume von Wohnungen
bei Gebauden oder Geb&udeteilen mit nicht mehr als drei Wohnungen und bei Reihenhausern der Fall war.
Die Formulierung in Abs. 8 ist so gestaltet, dass die Regelung einerseits nicht auf primér dadurch
angesprochene  Warmepumpenldsungen eingeschrankt ist, sondern vielmehr auch andere
Niedertemperaturheizungen (z.B. Fernwérme mit niedriger Systemtemperatur und/oder Solarheizung) bei
deren Umsetzung eine wesentliche Erleichterung erfahren. Damit werden auch allfallige notwendige
Warmeregenerationen auRerhalb der Heizperiode wesentlich unterstitzt.

Abs. 9: Durch diese Bestimmung soll das nachtrégliche Anbringen von Dachbegriinungen bei
Bestandsgebauden erméglicht bzw. erleichtert werden. Die Uberschreitungsmoglichkeit besteht tiber die
Mdoglichkeiten des Art. V Abs. 5 hinaus. Wenn ein Gebédude sowohl die Voraussetzungen des Abs. 5 als
auch jene des Abs. 9 erfillt, ist eine Kombination der MalRhahmen zuléssig. Die Aufteilung der Malinahmen
kann auch abweichend von den GroRen in Abs. 5 und Abs. 9 erfolgen, die Gesamtiberschreitung der
bestehenden Geb&udehdhe bzw. des obersten Gebaudeabschlusses darf maximal 45 cm betragen.

ZuZ5hbisZ7(81):

Abs. 2 Z 3: Die Starkung der polyzentralen Stadtstruktur wird als Planungsziel in der Z 3 verankert, um
kinftig vielfaltige und Uber den Stadtraum verteilte Zentrums- und Versorgungsstrukturen im Sinne einer
Stadt der kurzen und umweltfreundlichen Wege zu gewahrleisten. Insbesondere sollen
nutzungsdurchmischte und stadtstrukturvertrégliche Einzelhandelsnutzungen im dicht bebauten
Stadtgebiet sowie lebendige ErdgeschoBRzonen geférdert werden.

Abs. 2 Z 6a: Bdumen und griinen Infrastrukturen im 6ffentlichen Raum kommt eine zentrale Bedeutung
bei der Anpassung an den Klimawandel im stadtischen Raum zu. Sie leisten einen wesentlichen Beitrag zur
Verbesserung des Mikroklimas, der Aufenthaltsqualitdt insbesondere im Straenraum sowie der
Okologischen Vielfalt und sind daruber hinaus ein wichtiger Aspekt im Zusammenhang mit der
Stadtgestaltung und dem &rtlichen Stadtbild. In der Stadtplanung wird der Grundstein dafir gelegt,
Verkehrsflachen in ausreichender Breite fir Neupflanzungen (Baumreihen bzw. Alleebdume) auszuweisen
und Straenbaumbestdnde durch entsprechende Beriicksichtigung bei der Festsetzung des
Bebauungsplanes besser zu schutzen. Planerische Malinahmen zur Erreichung des Zieles im Hinblick auf
Baume im Bereich von 6ffentlichen Verkehrsflachen erfolgen durch Festlegung eines StraRenquerschnitts,
der ausreichend Platz fiir die Situierung von Baumen und griinen Infrastrukturen erméglicht, auf Grundlage
des § 5 Abs. 2 lit. c. § 1 Abs. 2 enthélt bereits Zielbestimmungen, die einerseits auf den Erhalt bzw. die
Herbeifiihrung geeigneter, unter anderem dem Klimawandel entgegenwirkender Umweltbedingungen
abzielen. Andererseits ist auch bereits die Vorsorge flr bzw. der Erhalt von Griin- und Wasserflachen, die
der Erholung dienen und einen positiven Einfluss auf das Mikroklima haben, angesprochen (vgl. Z 4 und 6).
Der Baumbestand im StraBenraum ist fir das stadtische Mikroklima von essenzieller Bedeutung und
zugleich durch Baufiihrungen Gefahrdungen ausgesetzt. Diesem Umstand wurde bisher in den
Zielbestimmungen der Stadtplanung nicht ausreichend Rechnung getragen. Daher wird nunmehr in einer
neuen Z 6a der Erhalt des StraBenbaumbestandes ausdriicklich als zentrales Planungsziel eingefugt.

Abs. 2 Z 18: Die Ressourcenschonung wird als zusétzliches Ziel der Stadtplanung fiir eine nachhaltige
Gestaltung und Entwicklung des Stadtgebietes verankert. Wesentliches Werkzeug bildet hierbei die
Kreislaufwirtschaft im Sinne einer werthaltigen Kreislauffuhrung von Rohstoffen im Bauwesen.
81 Abs. 22718 bildet kinftig die Rechtsgrundlage dafiir, dass die Stadtplanung das Ziel der
Ressourcenschonung nach diesem Verstdndnis zur Verfiigung hat und, soweit mdglich, in ihrem
Gestaltungsbereich Grundlagen zur Erreichung des Ziels schaffen kann.

Ressourcenschonung in der Bestandsstadt kann insbesondere durch Weiternutzung und Erhaltung des
Bestands und Vermeidung von Neubauten erreicht werden. Neben der Reduktion des materiellen
Ressourcenverbrauchs konnen dadurch auch Emissionen von neuem ,,embodied* CO, vermieden werden.
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Durch den Erhalt bestehender Bausubstanz kann damit auch ein entscheidender Beitrag zum Klimaschutz
bzw. zur Erreichung des Ziels der Klimaneutralitdt 2040 geleistet werden.

Ein Instrument der Ressourcenschonung im Rahmen der Stadtplanung kann auch im ,sanften
Nachverdichten liegen (Bebauung bereits versiegelter Flachen etc.).

Ressourcenschonung im Kontext neuer Stadtentwicklungsgebiete umzusetzen, heif8t, neben der
Beriicksichtigung entsprechender Dichten und Qualitaten wie Vielfalt und Durchmischung, Neubauareale
moglichst ,,reparaturfiahig®™ (optimal: ,,stadterneuerungsfahig®) zu konzipieren. Da ein grof3es Potenzial fiir
die Reduktion des Rohstoffverbrauchs in der Verlangerung der Lebensdauer von Gebduden liegt, ist es
wesentlich, bereits zu Beginn der Planung zukinftige Bedurfnisse und Anforderungen durch moglichst
nutzungsoffene Rdume zu ermdglichen. Rdume sollten zu diesem Zweck ohne massive Veranderungen
neue Nutzungen aufnehmen kdnnen.

Das neue Ziel in Z 18 unterscheidet sich inhaltlich von den Zielen mit Bezug zu Kreislaufwirtschaft und
Ressourcenschonung in den Z 4, 8 und 9 dahingehend, als es nicht auf die Themenbereiche
Energieeffizienz, Ausbau von erneuerbaren Energien oder auf Leitungs- und Abfallwirtschaftssysteme
abzielt, sondern Kreisldufe bzw. Nachhaltigkeit im Zusammenhang mit Gebduden/Bauwerken und den
damit im Zusammenhang stehenden Ressourcen im Fokus hat.

Zu Z 8 (8 la):

Mit dieser Anderung wird die Maglichkeit geschaffen, dass neben Grundeigentiimer*innen auch anderen
Personen wie beispielsweise Bauwerber*innen mit Kaufoption Vertragspartner*innen von stadtebaulichen
Vertragen sein kdnnen.

Zu Z9bis Z12 (8§ 2 und § 70a Abs. 4):
Der statische Verweis in Abs. 1a Z 1 auf wird das UVP-G 2000 in der geltenden Fassung aktualisiert.

Die Rolle des Fachbeirats fiir Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe wird im Verfahren zur Erlassung
von Flachenwidmungs- und Bebauungsplédnen durch Ergédnzung des Abs. le punktuell ausgebaut. Dies
dient in erster Linie dem verbesserten Schutz des UNESCO-Welterbes. Zudem wird aufgrund der
Erfahrungen in der Praxis im Bereich der Stadtteilplanung und aufgrund der Rickmeldung einzelner
Mitglieder des Fachbeirats in einer durchgefilhrten Befragung eine gesetzliche Grundlage fiir eine
friihzeitigere Einbindung des Fachbeirats geschaffen. Sowohl das ,,Fachkonzept Hochhéuser als auch der
»~Managementplan UNESCO- Welterbe“ sehen in bestimmten Féllen ebenso eine solche frihere
Einbindung vor. Bislang war diese jedoch nicht in den gesetzlich definierten Aufgaben des Fachbeirats
abgebildet.

Der Fachbeirat kann gemdaR Abs. le kinftig fruhzeitiger vor dem Widmungsverfahren im Zuge der
Erarbeitung der Entwirfe fur Flachenwidmungsplane und Bebauungspldne (§8 2 Abs. 1) beratend
beigezogen werden.

Abs. 4: Weiters ist die Vorlage des Entwurfs an den Fachbeirat gemaR Abs. 4 kiinftig auch in all jenen
Féllen zwingend, in denen Beeintrachtigungen des Erhalts des Welterbes maéglich sind.

Der Verweis in Abs. 5 wird korrigiert. Die Vorlage an den Fachbeirat ist in Abs. 4 geregelt, nicht in Abs 1.

Zu Z 13 bis Z 15 (§ 2b):

Abs. 3a: Mit Abs. 3a wird eine Rechtsgrundlage dafiir geschaffen, Fernwdrme- und
Fernwarmeausbaugebiete mittels Verordnung auszuweisen. So sollen durch diese Energieraumpléne
Potenziale fiir die Umstellung auf bzw. die Nutzung von hocheffizienten alternativen Systemen, in diesem
Fall von qualitatsgesicherter Fernwérme, aufgezeigt werden. Die Ausweisung bedeutet nicht, dass in den
betreffenden Gebieten Fernwarme als Energietrager verwendet werden muss, sondern nur dass Fernwarme
als Energietrager zur Verfigung steht bzw. bis zu einem mit der Verordnung festgelegten Zeitpunkt ein
Fernwarmeausbau erfolgt.

Es ist erforderlich, dass in den aufgrund des Abs. 3a ausgewiesenen Gebieten Fernwérme in folgender
Qualitét zur Verfugung steht:

-) Die Fernwérme unterliegt einer gesetzlichen, behdrdlichen oder vertraglichen Preisregelung, zB einer
Regelung gemé&R Preisgesetz 1992, BGBI. Nr. 145/1992, oder einer sonstigen vertraglichen Vereinbarung;
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-) es kann die zur Versorgung des ausgewiesenen Gebietes ausreichende Leistung und Menge an
Fernwarme zur Verfligung gestellt werden und

-) sie erfullt &kologische Kriterien und stammt zumindest zu 80% aus Warme aus erneuerbaren
Energietragern, hocheffizienter Kraft-Warme-Kopplung oder Abwarme, oder aus Anlagen, die {ber einen
verbindlichen Dekarbonisierungsplan verfiigen.

Abs. 4 und 6: Mit den Ergdnzungen in Abs. 4 und Abs. 6 werden Prazisierungen vorgenommen. Die
Datenschutzverantwortlichkeit liegt bei samtlichen auf Grundlage des § 2b erhobenen und verarbeiteten
Daten beim Magistrat.

Abs. 7: Im Rahmen der Erstellung von Energieraumpldnen als Verordnungen ist eine umfassende
Grundlagenforschung notwendig. Ohne Erhebung des Zustands ist eine geordnete, vorausschauende und
nachhaltige = Gestaltung und Entwicklung der Energiebereitstellung fir Heizungs- und
Warmwasserbereitungsanlagen in Wien nicht méglich. Zu diesem Zweck bzw. um das Verfahren zur
Neufassung oder Anderung von Energieraumplanen gemaR Abs. 2 zu optimieren und das Verfahren sowie
die Inhalte von Energieraumplanen weiterentwickeln zu kdnnen, ist die Verarbeitung der in Abs. 7 Z 1 bis
4 genannten Daten durch den Magistrat erforderlich. Fir die Erstellung von Energieraumplanen gemaf
Abs. 3a wird in Abs. 7 Z 1 bis 5 eine Grundlage zur Datenverarbeitung geschaffen.

Gebaudedaten wie insbesondere die Geb&udedaten, die in der Energieausweisdatenbank oder im Geb&ude-
und Wohnungsregister sowie im Adressregister enthalten sind, werden als personenbezogene Daten im
Sinne der Datenschutzbestimmungen angesehen, weil iber das offene Grundbuch eine Verknipfung mit
den Grundeigentiimer*innen maoglich ist. Daher bedarf die Ubermittlung der fur die Evaluierung der
Energieraumpléane gemall Abs. 2 sowie die Erstellung von Energieraumpléanen gemaR Abs. 3a
erforderlichen Daten einer entsprechenden Rechtsgrundlage.

Begriinden lasst sich die Notwendigkeit der genannten Daten im Detail wie folgt:

Zu Abs. 7 Z 1 bis 4 (Evaluierung der Energieraumpldane gemal Abs. 2): Die Erlassung von
Energieraumplénen im Neubau wurde erstmals mit der Bauordnungsnovelle 2018 ermdglicht. Die ersten
derartigen Verordnungen wurden im Juni 2020 vom Gemeinderat beschlossen, im Juli 2020 kundgemacht
und traten im Oktober 2020 in Kraft. Bis Ende 2023 ist geplant, dass in allen Wiener Bezirken
Energieraumplédne gemal § 2b Abs. 2 erlassen sind. Innerhalb der verordneten Energieraumplangebiete
diirfen zur Beheizung und Warmwasserbereitung eines Neubaus nur ,,hocheffiziente, alternative Systeme*
geméR § 118 Abs. 3 zum Einsatz kommen. Energieraumpléne sind ein neues Instrument der Stadtplanung
und wurden hinsichtlich der Wirksamkeit fir den Klimaschutz bisher noch nicht evaluiert. Um die
tatséchliche Lenkungswirkung dieser stadtplanerischen Malinahme beurteilen zu kénnen, ist ein Vergleich
mit den vorhergehenden Jahren notwendig. Gleiches gilt ab dem Zeitpunkt des Vorliegens der ersten
Energieraumpléne fur die Entwicklung innerhalb dieser Gebiete im Vergleich zu den restlichen Bereichen
der Stadt.

Auf Grundlage der Daten zur Lage und zum Zeitpunkt der Herstellung eines aktiven Gas- bzw.
Fernwarmeanschlusspunktes von Gebduden kann weiters untersucht werden, ob eine Korrelation mit
Verfahrensschritten der Energieraumpldne (zB kurz nach offentlicher Auflage) und / oder des
Bauverfahrens vorliegt — hier insbesondere mit dem Zeitpunkt des Ansuchens fiir einen Neubau und der
Erteilung des Baubescheids.

Ziel ist es, das Verfahren zur Erlassung der Energieraumplane weiter optimieren und Ressourcen effizient
einsetzen zu koénnen.

Des Weiteren soll untersucht werden, welche Heizungssysteme in den Gebieten im Neubau zur An-
wendung kommen. In diesem Zusammenhang ist vor allem das Verhdltnis zwischen Fernwarme und
anderen hocheffizienten Alternativen relevant. Darliber hinaus wére auch die Auswirkung auf den
Gebdudebestand zu beachten. Die rdumliche Zuordnung der Heizungssysteme zu einzelnen Gebéduden
ermaglicht eine Feststellung, ob Auffélligkeiten in einzelnen Gebieten oder nach Art eines Gebiets sowie
Gebaudetypen entstehen, die ihrerseits in der Abgrenzung Berlcksichtigung finden oder gar auch zu einer
Abénderung bestehender Energieraumplane flihren kénnten.

Der Zeitpunkt 1.1.2017 bezieht sich auf die Daten zu Bewilligungsverfahren fiir Neubauten und wurde
gewahlt, damit auch eine Evaluierung der Lenkungseffekte der 2018 eingefiihrten Energieraumpléne
erfolgen kann. Daten zu Baubewilligungsverfahren, die nach dem 1.1.2017 bewilligt wurden, sind
beispielsweise solche betreffend den Warmeschutz oder die Energieeffizienz von Gebduden sowie
Angaben zu den eingesetzten hocheffizienten alternativen Systemen.

Zu Abs. 7 Z 1 bis 5 (Energieraumpldne gemall Abs. 3a): Das Land Wien strebt bis zum Jahr 2040 eine
vollstandige Klimaneutralitat bei der Warmeversorgung (Raumheizung und Warmwasser) in Geb&uden an.
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Fernwarme wird im dichtbebauten Stadtgebiet dabei in vielen Fallen die erste Option fur den Umstieg auf
ein alternatives Heizungssystem darstellen. Flr die Ausweitung der Energieraumplanung im Sinne des
neuen Abs. 3a mussen u.a. Daten zur Energieversorgung erhoben werden. Der Schwerpunkt liegt dabei vor
allem auf der netzgebundenen Infrastruktur. Einerseits bedarf es Informationen zur bestehenden
Gasinfrastruktur, um sicherzustellen, dass MaRnahmen zur Stilllegung von Netzabschnitten oder zur
weiteren Verwendung der Netzinfrastruktur zum richtigen Zeitpunkt gesetzt werden. Andererseits sind
Informationen zur Fernwarmeinfrastruktur erforderlich. Ohne diese Informationen kann nicht festgestellt
werden, welche Stadtgebiete fur eine ErschlieBung mit Fernwdrme in Betracht kommen. Um eine
grundstiicks- und gebaudescharfe Abgrenzung zu gewahrleisten und auch entsprechende Ausweisungen fir
den Netzausbau treffen zu koénnen, sind genaue Informationen notwendig. Dartber hinaus ist die
Beriicksichtigung von MalRnahmen im &ffentlichen StraBenraum wie auch das rechtzeitige Identifizieren
von Raumanspriichen fir den Netzausbau (zB flir Fernwadrmespeicher, Primarleitungen,
Starkstromleitungen, Transformatoren) im Sinne einer mdglichst effizienten Koordinierung von
InfrastrukturmalBnahmen anzustreben.

Die Ausarbeitung einer abgestimmten und plausibilisierten energieraumplanerischen Zonierung des
Stadtgebietes ist ohne diese Daten nicht mdglich.

Zu Z 16 (8 3):

Ausgehend vom Managementplan UNESCO-Welterbe wird der Fachbeirat zum Fachbeirat fiir
Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe umbenannt und die Kompetenz des Fachbeirats um dieses
Fachgebiet erweitert. Gleichwohl hat sich in der bisherigen Praxis gezeigt, dass die Koordination des
Gremiums mit wachsender Mitgliederanzahl zunehmend schwieriger wird. Ziel ist daher, den Fachbeirat
wieder auf eine Mitgliederanzahl von 12 Personen zu reduzieren und einzelne Fachbereiche entfallen zu
lassen bzw. deren Bezeichnungen zu aktualisieren. Hinzu kommt, dass sich im Laufe der letzten Jahrzehnte
— der Fachbeirat wurde im Wesentlichen in dieser Zusammensetzung mit der Bauordnungsnovelle 1976
eingefiihrt - die Themenschwerpunkte im Zusammenhang mit dem Tatigkeitsbereich des Fachbeirats
veréndert haben und zum Teil die in der derzeitigen Besetzung vorgesehenen Expertisen aus heutiger Sicht
im Verhaltnis zu den zwischenzeitig hinzugekommenen Themenbereichen nicht (mehr) aktuell sind.
Zudem wird die Bestimmung insgesamt straffer und genderneutral formuliert. Die Bezeichnungen
einzelner Einrichtungen werden aktualisiert ohne dass sich die Zustandigkeit &ndert.

Aufgrund der Anderungen der gemaR § 3 Abs. 1 im Fachbeirat reprisentierten Expertisen sind auch die
Vorschlagsrechte entsprechend anzupassen. So entfallen aufgrund der Streichung der Fachgebiete
Volkshygiene bzw. Grinraumplanung die Vorschlagsrechte der Medizinischen Universitat Wien bzw.
Technischen Universitat Wien gemeinsam mit der Universitat fir Bodenkultur.

Hinsichtlich des flr Welterbe und Bauen zustandigen Mitglieds wird ein Nominierungsrecht des fir Kunst
und Kultur zustandigen Bundesministers bzw. der zustdndigen Bundesministerin vorgesehen, der die
Republik Osterreich als Vertragsstaat des Ubereinkommens zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der
Welt vertritt. Das Anforderungsprofil fir dieses Mitglied umfasst jedenfalls praktische Expertise in den
Bereichen Architektur und Bauen im historischen Bestand.

Laut Rundschreiben des BKA-VD zur GZ BKA-601.920/0005-V/2/2012 ist u.a. keine Zustimmung der
Bundesregierung nach Art. 97 Abs. 2 B-VG erforderlich bei: ,,Einrdumung einer Parteistellung fiir
Bundesorgane; ebenso Anhdrungsrechte und Rechte ahnlicher Intensitat (zB Vorschlagsrecht fur ein
Mitglied eines Beirats), da keine Verpflichtung zur Mitwirkung begriindet wird. In Entsprechung dieses
Rundschreibens kommt das Nominierungsrecht gemaR § 3 Abs. 2a nicht einer Nominierungspflicht gleich,
daher liegt kein Fall des Art. 97 Abs. 2 B-VG vor und bedarf es folglich auch nicht der Zustimmung der
Bundesregierung.

ZuZ17 (85,886,862, §63,8128 und § 130):

Die Anpassung des Begriffs Wohneinheiten in Heimen erfolgt an samtlichen Stellen aufgrund der
begrifflichen Anderungen in § 119.

Zu Z 18 bis Z 22 (§ 5und § 6 Abs. 6a):

In Gebieten fiir geférderten Wohnbau wird vorgesehen, dass ein bestimmter Anteil der Wohnnutzflache
von Wohnungen sowie Wohn- und Zimmereinheiten in  Heimen hinsichtlich  der
Grundkostenangemessenheit dem & 5 Z 1 des Wiener Wohnbauférderungs- und
Wohnhaussanierungsgesetzes — WWFSG 1989 entsprechen muss. Die dort definierte
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Grundkostenangemessenheit stellt auf die oberirdische Brutto-Grundfldche bei raumbildenden Bauteilen
ab. Der erforderliche Anteil an geférdertem Wohnraum wird aufgrund der Anderung in § 5 Abs. 4 und
8 6 Abs. 6a anhand der Brutto-Grundflache berechnet. Dies ermdglicht wesentliche Vereinfachungen in
der praktischen Anwendung dieser Bestimmungen; es erleichtert insbesondere bei der Entwicklung von
Stadtvierteln eine friihzeitige rdumliche Anordnung und Zuteilung von geférderten und freifinanzierten
Wohnanteilen. Unter Brutto-Grundflache von Wohnungen sowie Wohn- und Zimmereinheiten in Heimen
sind auch Fl&chen fir (nicht selbststdndig vermietbare) Gemeinschaftseinrichtungen zu subsumieren. Da in
bestehenden Plandokumenten, in denen die Widmungskategorie geforderter Wohnbau ausgewiesen ist,
noch auf die Wohnnutzflache abgestellt wird, wird in einer Ubergangsbestimmung festgelegt, dass bei
solchen Liegenschaften die alte Fassung des § 6 Abs. 6a weiter gilt.

Die Maglichkeit, geforderten Wohnraum ersatzweise auf anderen Baupldtzen zu errichten, besteht derzeit
nur innerhalb desselben Plangebietes. Es erscheint zweckmaRig, diese Mdglichkeit auf Bauplétze in
rdumlicher Ndhe (jedoch nicht unbedingt innerhalb desselben Plangebietes) auszuweiten.

Die mit der Bauordnungsnovelle 2018 eingefiihrte Moglichkeiten in § 5 Abs. 4 lit. k, im Bebauungsplan
die Begrunung von StraBenfronten vorzuschreiben, wird erweitert, sodass eine Festsetzung fir alle
Gebéudefronten erfolgen kann, wenn sich diese nicht unmittelbar an einer Bauplatzgrenze befinden.

Unterirdische Bauteile weisen oft keine ausreichende Uberdeckung mit Erdreich oder durchwurzelbarem
Substrat auf, sodass eine gartnerische Gestaltung in der Folge nicht im gewiinschten Ausmall umsetzbar
ist. Durch die Erganzung in 8 5 Abs. 4 lit. p wird klargestellt, dass eine entsprechende Festsetzung im
Bebauungsplan zuldssig ist.

Die Mdoglichkeit, im Bebauungsplan bestimmte Nutzungsverbote festzulegen, war bisher auf Blro- und
Geschaftsgebdude beschrénkt. Kunftig kann auf Grundlage von §5 Abs. 4 lit. w ein Verbot jedweder
Gebaudetypen oder Nutzungseinheiten (8§ 119ff) festgelegt werden. Dies ist erforderlich, damit in
Einzelfallen besonderer Widmungs- und Nutzungskonstellationen unerwiinschten Nutzungskonflikten und
Emissionsproblematiken planerisch vorgebeugt werden kann.

Bebauungsplane kdnnen gemaR 8 5 Abs. 4 lit. x Bestimmungen tiber Mindestraumhdéhen in Erdgeschofen
enthalten. Zur Forderung einer funktionierenden Kreislaufwirtschaft, insbesondere durch Errichtung
flexibler Gebdude mit vielféltigen Nutzungsmdglichkeiten, erscheint es zweckméRig, eine allgemeine
(nicht auf das Erdgeschof3 beschrankte) Erméchtigung zu Bestimmungen (ber Mindestraumhdhen
vorzusehen. Damit kdnnten etwa auch fur ObergescholRe Raumhdhen vorgeschrieben werden, die sowohl
eine Nutzung als Wohnung als auch als Arbeitsstatte erméglichen.

Zu Z 23 und Z 24 (§ 6 Abs. 13 und 15):

Die Anderung des Abs. 13 dient der Klarstellung, dass in dessen Anwendungsbereich nur solche
Wohnungen errichtet werden durfen, die betrieblich unbedingt erforderlich sind, und dass es sich bei dieser
Regelung um eine restriktiv auszulegende Ausnahmebestimmung handelt. Im Sinne der bereits ergangenen
Rechtsprechung des VWGH und der Verwaltungsgerichte der Lander soll damit weiters klargestellt sein,
dass solche Wohnungen - unter Anwendung eines objektiven Mal3stabs und im Rahmen des Regelbetriebs
unter AuBerachtlassung von aufRerordentlichen Anwesenheitserfordernissen wie Storfallbehebungen - nur
dann errichtet werden dirfen,

« wenn ohne sie eine ordnungsgemale Fuhrung des zugehdrigen Betriebs unmdglich oder
unzumutbar erschwert ware und

+  soweit dadurch fur den Aufenthalt jener Personen vorgesorgt wird, deren rdumliche Néahe
zum Betrieb auf Grund betrieblicher Erfordernisse unumganglich ist bzw.

« soweit eine standige Anwesenheitsnotwendigkeit von Personal im Betrieb besteht, um den
technisch fehlerfreien Ablauf zu gewéhrleisten, wobei auf die enge Verbindung des notwendigen
Personals mit der im Betrieb ablaufenden Produktion bzw. Anlieferung von Waren und
Wiederherstellung von abgebrochenen Produktionsabléufen abzustellen ist.

Festgehalten wird dariiber hinaus, dass es sich weiterhin um solche Wohnungen handeln muss, die dem
Bedarf der Betriebsleitung und der Betriebsaufsicht dienen. Betriebsleitung und Betriebsaufsicht werden
durch fur die technische Leitung zustdndige Fuhrungskrafte bzw. durch von diesen mit der Aufsicht
beauftragte Betriebsbedienstete ausgeibt.

Den Einreichunterlagen ist aufgrund § 63 Abs. 2 ein entsprechendes Betriebskonzept beizulegen. Fehlt ein
Betriebskonzept ist die Einreichung mangelhaft im Sinne des § 13 Abs. 3 AVG.
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In Abs. 15 wird vor dem Hintergrund der kinftigen Dekarbonisierungsmafnahmen von Geb&uden eine
Regelung geschaffen die vorsieht, dass Wéarmeversorgungsanlagen, die der Versorgung der konsentierten
Bauwerke dienen, von der widmungsgemalen Nutzung erfasst sind.

ZuZ25(87):

Im Managementplan ist die Ausweitung der Beurteilungskriterien zur Festsetzung von Schutzzonen um
welterberelevante Attribute vorgesehen, um Welterbestétten zielgerichteter zu schitzen. Kinftig ist bei der
Festsetzung von Schutzzonen besonderes Augenmerk auf die universellen Werte der Welterbestatten zu
legen. Es wird eine rechtliche Grundlage dafiir geschaffen, dass der Schutz des Welterbes anhand der
jeweils maRgeblichen Attribute durch Schutzzonenausweisung zu erfolgen hat. Dies tragt dazu bei, die
stilgerechte Erhaltung des UNESCO-Welterbes und historischer Altbauten sowie den Schutz des
Charakters des UNESCO-Welterbes zu gewahrleisten.

Die Attribute der UNESCO-Welterbestatten (das sind die Merkmale, die den aufergewdhnlichen
universellen Wert dieser Bauwerke zum Ausdruck bringen) werden als bei der Beurteilung
heranzuziehende Kriterien festgelegt. Sie ergeben sich aus dem Kriterienkatalog der UNESCO in Bezug
auf die jeweilige Welterbestétte.

Zu Z 26 bis Z 28 (§ 7a):

Die Anderungen in Abs. 3 und Abs. 4 dienen einer klareren Formulierung. Abs. 3 bezog sich bislang nur
auf Wohnungen in Hauptgeschof3en, Abs. 4 legte fest, dass Abs. 3 fir DachgeschoRe sinngemaR gilt. Durch
die Anderungen ist einfacher formuliert, dass das Verbot (wie bisher) fiir alle konsentierten Wohnungen
gilt, unabhéngig davon, ob sie sich in einem HauptgeschoR oder im Dachgeschol? befinden.

Die derzeit geltende Bestimmung des Abs. 5 bezieht sich auf HauptgeschoRBe und differenziert im
Anwendungsbereich zwischen Wohngebieten sowie Wohngebieten und gemischten Baugebieten.
DachgeschoRe sind derzeit nicht von dieser Regelung erfasst. Die Anderungen zielen darauf ab, die
Gleichstellung von Wohnungen in HauptgescholRen und im Dachgeschol3 herzustellen und dartiber hinaus
die Differenzierung zwischen Wohngebieten und gemischten Baugebieten aufzuheben, zumal eine
unterschiedliche Behandlung sachlich nicht geboten ist.

Der als Ersatz fiir in einer Wohnzone aufgelassenen Wohnraum muss sich kiinftig ebenfalls in einer
Wohnzone (nicht zwingend in ,,derselben*) befinden, damit auch der ,,Ersatzwohnraum* ein im Sinne des
8 7a gesicherter Wohnraum ist. AuRerdem muss es sich um vergleichbaren Wohnraum handeln, der zum
Zeitpunkt seiner Schaffung hinsichtlich der WohnungsgréRie, Ausstattung und der hiefir durchschnittlich
fiktiv erzielbaren Miete gleichwertig ist. Es soll kiinftig nicht mdglich sein, das Ziel des Abs. 5 zu vereiteln,
indem die Ersatzwohnung(en) nach Vorliegen eines Bescheides gemal Abs. 5 wieder umgewidmet werden.

Zu Z 29 (8§ 7c):

Wie aus dem Fachkonzept ,,Mittelpunkt des stddtischen Lebens - Polyzentrales Stadt Wien™ hervorgeht,
entstehen bereits bei Einzelhandelsflachen tiber 1.600 m? vermehrt Objekte, die — zusatzlich zu inrem hohen
Flachenverbrauch — eine hohe Orientierung hin zum motorisierten Individualverkehr aufweisen und
folglich mit groRen Parkpladtzen oder Tiefgaragen ausgestattet sind. Solche grof¥flachigen
Einzelhandelsgeschéfte werden Uberdies vielfach als Einzelobjekte im Flachbau errichtet, was zu einem
erheblichen Flachenverbrauch fiihrt. Um der Errichtung solcher Objekte eine stadtplanerische Grundlage
bzw. Festlegung vorzuschalten, wird der geltende Schwellenwert fur Einkaufszentren nach Abs. 1 von
2.500 m? auf 1.600 m? gesenkt.

Die Beurteilung der Frage, ob eine funktionale Verbindung mehrerer Raume vorliegt, muss im Einzelfall
im Rahmen einer Gesamtbetrachtung erfolgen. Beispielhaft nennt das Gesetz dafur wie bisher Raume, die
durch innere ErschlieBung oder R&ume in miteinander verbundenen Gebduden in gewisser Weise eine
Einheit bilden. In der Aufzdhlung sind auch gemeinsame Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen
enthalten. Hier ist vor allem bei Sammelgaragen in Geschaftsstralen ein weniger strenger MaRstab
anzustellen und eine Abwégung im Einzelfall vorzunehmen, ob von einer Einheit auszugehen ist oder nicht.
MaRgebliche Faktoren dafir sind insbesondere die rdumliche Distanz zwischen den Verkaufsrdumen oder
die Frage, ob sich die Raume innerhalb desselben Baublocks befinden. Bei baublockibergreifenden
Sammelgaragen wird in der Regel nicht von einem unmittelbaren rdumlichen Zusammenhang auszugehen
sein.
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Im Interesse einer zielgerichteten Nutzung planméRig gewidmeter Flachen innerhalb der Stadt, kénnen
kinftig in Industriegebieten keine Einkaufszentren mehr im Bebauungsplan festgesetzt werden. Diese
Novellierung wird keine nachteiligen Auswirkungen auf Grundflachen mit derzeit ausgewiesenen
Festsetzungen als Einkaufszentrum zeitigen, weil solche im Industriegebiet derzeit nicht bestehen.

Hinsichtlich Mérkten fir Wiederverkéufer stellen sich andere stadtebauliche Herausforderungen, sie
werden daher gemaR Abs. 2 Z 1 von dieser Bestimmung ausdricklich ausgenommen. Davon erfasst sind
auch GrofRabnehmer (zB Kantinen, Systemgastronomie).

Aufgrund der Inhalte des Fachkonzepts ,,Mittelpunkt des stidtischen Lebens - Polyzentrales Stadt Wien*
wird eine rechtliche Differenzierung zwischen Typen von Einkaufszentren eingefiihrt. Durch die
Differenzierung in zwei Typen von Einkaufszentren in Abs. 3 soll sichergestellt werden, dass
zentrumsrelevante Funktionen auch in Zentralbereichen angesiedelt werden (Einkaufszentrum Typ 1 —
Einkaufszentrum mit einem breiten Branchenmix), hingegen solche Einkaufszentren, die aufgrund ihres
Sortiments einen hohen Fléchenverbrauch aufweisen und von ihren Kund*innen vornehmlich unter
Nutzung des motorisierten Individualverkehrs aufgesucht werden, an periphereren Standorten lokalisiert
werden (Einkaufszentrum Typ 2 — Einkaufzentren in denen nur Waren des Baustoff-, Garten-, oder
Mdbelhandels gehandelt werden).

Die in Abs. 6 vorgesehene verpflichtende MehrgeschoRigkeit fur Einkaufszentren dient zum einen dem
Ziel der bodensparenden Siedlungsentwicklung; zum anderen soll damit die stadtebauliche Integration des
groRflachigen Einzelhandels erleichtert werden. Abs. 6 wurde insbesondere auch im Hinblick auf gemischt
genutzte Geb&ude konzipiert: Wird ein Geb&ude nicht nur als Einkaufszentrum genutzt, sondern sind darin
etwa auch Wohnungen oder Birordumlichkeiten untergebracht, so ist diese Bestimmung auf das ganze
Gebaude anzuwenden.

Abs. 8: In Wien existieren Flachen, die fur den groRflachigen Einzelhandel vorgesehen sind, aber aus
unterschiedlichen Grinden nicht entsprechend genutzt werden. Daher koénnen Festsetzungen im
Bebauungsplan fir Einkaufszentren kiinftig befristet ausgewiesen werden, sodass eine zeitgeméaRe
Stadtplanung gewahrleistet ist. Entsprechend dem Fachkonzept wird in diesem Zusammenhang eine
Befristung auf sieben Jahre festgelegt. Nach dem Verstreichen dieser sieben Jahre ist in der Regel von einer
Anderung der stadtstrukturellen Gegebenheiten auszugehen, sodass die neuerliche Durchfiihrung einer
Raumvertraglichkeitspriifung (8 7c Abs. 8 iVm § 7b Abs. 7) sinnvoll erscheint, um auf dieser Grundlage
die (neuerliche) Ausweisung eines Einkaufszentrums zu evaluieren.

Zu Z 30 (8 7f):

Mit § 81 Abs. 6a wird (neben Abs.6 u.7 idgF) eine dritte Gruppe von Dachaufbauten, durch die der zul&ssige
Gebaudeumriss gemaR Abs. 1 bis 5 Uberschritten werden darf, geschaffen, die daher in 8§ 7f Abs. 1 zu
erganzen ist.

Zu Z 31 bis Z 33 (8 15):

Zur Beschleunigung und Vereinfachung von Grundabteilungsverfahren wird der zunehmenden
Verlagerung auf elektronische Einbringungsformen dahingehend Rechnung getragen, als zukinftig die
Einreichung von Teilungsplanen in digitaler Form zur gesetzlichen Regel erhoben wird. Elektronische
Teilungsplane missen mit einer geeigneten Software und in einem fir die Behorde lesbaren Dateiformat
erstellt werden (zB PDF-Format).

Teilungspléne in physischer Form sind nicht mehr verpflichtend einzureichen. Sie kénnen jedoch mitunter
bei Vorliegen besonders umfangreicher Abteilungsvorhaben zur Erleichterung der Beurteilung oder etwa
fiir allfallige Vorlagen an Gerichte udgl. bendétigt werden. Bei Bedarf kann die Behdrde deren Vorlage in
physischer Form verlangen, wenn dies aus technischen oder organisatorischen Griinden notwendig ist.

Um die Beurteilung des Abteilungsvorhabens insbesondere im Hinblick auf die Bestimmung des § 16 Abs.
2 letzter Satz zu erleichtern, sind die festgelegten Widmungen sowie die Bebauungsbestimmungen (zB
Baufluchtlinien, Bauklassen, Bauweisen) in den Teilungsplanen darzustellen.

Zu Z 34 bis Z 35 (§ 16):

Bei den festgelegten MindestgrofRen fur Baupldtze und Baulose in Abs. 2 erster Satz handelt es sich um
»Sollgrofen”, die in begriindeten Ausnahmeféllen unterschritten werden diirfen. Eine Unterschreitung ist
grundsatzlich dann mdglich, wenn die Konfiguration des Grundstiicks eine der Bauklasse, Bauweise und
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den sonstigen Bestimmungen entsprechende Bebauung zulésst, welche auch mit den Zielen der
Stadtplanung vereinbar ist.

Gerade die Unterschreitung der gesetzlichen Mindestgroe von Baulosen hat strengen MaRstaben zu
folgen, und auch jener von Bauplatzen sind Grenzen gesetzt, die sich nicht in der bloBRen selbststandigen
Bebaubarkeit erschopfen. Da eine entsprechende Klarstellung in § 16 Abs. 2 in der bisher geltenden
Fassung fehlte, war das Gesetz dahingehend anzupassen. Unter Orientierung an der fir Kleingarten
geltenden Regelung (vgl. § 5 Abs. 3 WKIG 1996) ist auch fiir Baulose eine Unterschreitung der SollgréRe
zwar nicht generell untersagt, alle Unterschreitungen erfordern das Vorliegen berlcksichtigungswirdiger
Grinde. Gleiches gilt fir wesentliche Unterschreitungen der SollgréBe fiir Bauplatze.
Beriicksichtigungswirdige Grinde liegen im Wesentlichen dann vor, wenn die Schaffung eines gréReren
Bauplatzes bzw. Bauloses gar nicht oder nur unter unzumutbaren Umstdnden mdglich ist. Diese
Unterschreitungsmoglichkeit dient vornehmlich dem Zweck, grundstiickstechnisch oder rechtlich
ausweglose Situationen bzw. aulergewdhnliche Harten zu vermeiden; die wirtschaftliche Verwertbarkeit
der Flachen stellt dabei kein Kriterium dar, das fur eine Unterschreitung sprechen kann.

Ab welchem Ausmal eine wesentliche Unterschreitung der BauplatzgréRe vorliegt, hangt von der
Gesamtbetrachtung ab. In der Regel ist davon auszugehen, dass Unterschreitungen um mehr als 25-30%
der SollgroRe jedenfalls als wesentlich anzusehen sind. Die Behorde hat eine Abwégung vorzunehmen.
Sofern gewichtige Griinde dagegensprechen, wird Abteilungen die Genehmigung zu verweigern sein.

Der Beurteilungsrahmen ist grundsatzlich ein beweglicher - je kleiner die beantragte Bauplatz- bzw.
Baulosgroiie ist, desto bedeutender missen die Griinde sein, die fir deren Zuléssigkeit sprechen. Im
Rahmen einer Gesamtbetrachtung sind dabei stets auch die értlichen Umsténde und die Vereinbarkeit mit
den Zielen der Stadtplanung zu berticksichtigen.

Mit LGBI. fur Wien Nr. 1993/49 wurde die Mdglichkeit eingefiihrt, unter bestimmten Umstédnden vom
Grundsatz, dass Bauplatze nicht mehr als einen Grundbuchskdrper umfassen dirfen, abzuweichen. Damit
sollte bei infrastrukturell bedingten Besonderheiten, wie der Uberbauung von Bahnanlagen oder der
Errichtung von Tiefgaragen, Abhilfe geschaffen werden. Da derartige Vorhaben oftmals mit der
Einrdumung eines Baurechts zusammenhangen, welches die Schaffung einer gesonderten Baurechtseinlage
erfordert, sind demnach (auch) im Zusammenhang mit einem Baurecht aus mehreren Grundbuchskérpern
bestehende Bauplatze zulassig.

Die Praxis hat gezeigt, dass die Ausnahme im Hinblick auf Baurechtseinlagen zu weit gefasst ist. Die
Bestimmung wird daher zur Vermeidung von Umgehungskonstruktionen dahingehend angepasst, dass
nunmehr ausdricklich nur solche Vorhaben erfasst sind, die den einschlagigen Zwecken dienen.

Besteht das Baurecht nicht mehr, fallt auch der Grund fir die Ausnahme weg und der gesetzméaRige Zustand
ist wiederherzustellen. IdR wird dies erfolgen, indem sémtliche vom bestehenden Bauplatz erfassten und
nicht (mehr) mit einem Baurecht belasteten Grundstiicke in eine gemeinsame Einlage gelegt werden. Ein
solcher Vorgang ware anzeigepflichtig nach § 13 Abs. 3 und stellte fiir sich keine Verdnderung des
bestehenden Bauplatzes dar. Auch die Bestellung eines neuen Baurechts ist geeignet, den gesetzméRigen
Zustand wiederherzustellen, allerdings nur dann, wenn dies weiterhin den gesetzlich vorgesehenen
Zwecken dient.

Zu Z 36 (8§ 49):
Durch die Novellierung sollen auch jene Bauwerkstypen erfasst werden, die kein Stiegenhaus aufweisen,
aber mehrere Nutzungseinheiten umfassen, die von auen zugénglich sind.

Zudem wird beim Beginn der fortlaufenden Nummerierung anstelle des ErdgeschoRes auf das unterste
GeschoR abgestellt; dies erfolgt, um eine einheitliche Nummerierung auch bei Bauwerken sicherzustellen,
bei denen sich Zugange zu Nutzungseinheiten im Keller befinden (zB bei Hanglagen). In diesen Bauwerken
muss die Nummerierung dort beginnen, wo die am tiefsten gelegene Nutzungseinheit ihren Zugang hat.

Bei Teilung bestehender Nutzungseinheiten kann jeweils ein Buchstabe an die bestehende Nummer
angefiigt werden, wenn eine fortlaufende Nummerierung nicht moglich ist. Beispiel: Teilung der Wohnung
»1ur 15“ Die beiden geschaffenen Wohnungen werden als Tiir 15 und Tiir 15A bezeichnet.

Zu Z 37 bis Z 39 (8 54):

Abs. 8: Mit Anderung in Abs. 8 wird klargestellt, dass der einwandfreie Zustand eines bestehenden
Gehsteigs nicht zwingend mit der Trittsicherheit zusammenfallen muss. Es gibt regelméRig Gehsteige, die
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zwar als trittsicher zu beurteilen sind, aber trotzdem nicht in einem einwandfreien Zustand sind (zB weil es
im Zuge einer Baufuihrung zur einer Beschédigung des Gehsteigs gekommen ist).

Abs. 9 und Abs. 9a: Gehsteigauf- und -Uberfahrten sind baubewilligungspflichtig (siehe § 62a Abs. 1 lit.
18 e contrario). Die Bestimmung des Abs. 9a zielt darauf ab, dass bei der Situierung von Gehsteigauf- und
—Uberfahrten auf den Baumbestand im Zeitpunkt der Baueinreichung Rucksicht genommen wird. Sie sind
S0 zu situieren, dass eine Beeintrachtigung von StraBenb&dumen weitestgehend ausgeschlossen wird.

Im Bekanntgabeverfahren gemal Abs. 9 ist von Bauwerber*innen der Nachweis zu erbringen, dass
Beeintrachtigungen des Straenbaumbestandes ausgeschlossen sind oder im unbedingt erforderlichen
Ausmal’ mit den geringstmdglichen Auswirkungen auf den Baumbestand erfolgen.

Ob Beeintréchtigungen des StraRenbaumbestandes mdglich sind, ist von der Behérde festzustellen. Zur
entsprechenden Beurteilbarkeit ist daher auch auBerhalb von Féllen, in denen die Auf- bzw. Uberfahrt im
Baubewilligungsverfahren mitbewilligt wird, ein Lageplan gemaR § 64 Abs. 1 lit. a vorzulegen. Dieser
Lageplan hat insbesondere die Umrisse des angrenzenden Baubestandes, die betreffenden sowie
angrenzenden offentlichen Verkehrsflachen (samt Abmessungen und Einbauten) und die dort befindlichen
Baume und Baumreihen im Sinne des § 64 Abs. 1 lit. a zu enthalten. Soweit fiir die Beurteilbarkeit
erforderlich, kann die Behorde entsprechende Erganzungen auftragen.

Sind Beeintrachtigungen aus Sicht der Behdrde mdglich (oder sind die objektiven Voraussetzungen des
Abs. 9a dritter Satz erfillt), hat sie zur Vorlage eines geeigneten Nachweises aufzufordern. In besonders
gelagerten Fallen oder bei Zweifeln Uber die Richtigkeit des Nachweises kann sie auch verlangen, dass
dieser durch einen Sachverstandigen erstellt oder bestétigt wird. Dieses Erfordernis kann sich auch in
solchen Féllen ergeben, in denen Amtssachverstdndige beigezogen wurden und den Nachweis als nicht
(ausreichend) erbracht beurteilten (vgl. § 65).

Eine unbedingte Erforderlichkeit einer Auf- und Uberfahrt liegt beispielsweise vor, wenn das Bauvorhaben
die Schaffung von Pflichtstellplatzen auslést und es aufgrund des gegebenen Bestands an StraRenb&dumen
nicht moglich ist, eine Beeintrachtigung des StraBenbaumbestandes ganzlich auszuschlieBen. Auch kénnte
die Situierung einer Auf- und Uberfahrt zB aus Verkehrsriicksichten an einer bestimmten Stelle notwendig
sein. Die Interessensabwégung hat im Einzelfall zu erfolgen.

Die Entscheidungsfrist fiir jene Verfahren, in denen Beeintrachtigungen von bestehenden Straenbdumen
und sonstige Vegetationen zu beurteilen sind, wird auf acht Wochen erweitert und beginnt erst nach
vollstandiger Erbringung des Nachweises zu laufen. Dadurch wird dem Erfordernis Rechnung getragen,
der Behorde ausreichend Zeit zu geben, bei der Uberpriifung der Nachweise Amtssachverstiandige
beizuziehen.

Zu Z 40 bis Z 43 (8§ 60):

Nach der bisher geltenden Rechtslage in Abs. 1 lit. a reichte neben einem Deckflachenabschluss eine
WandumschlieRung von 50% aus, um den Raumbegriff zu erflillen. Insbesondere um Ubereinanderliegende
Balkone, die sich in Geb&udeecken befinden, begrifflich auszunehmen erfolgt nunmehr eine Anhebung der
fiir Raum im Sinne dieser Bestimmung maligeblichen WandumschlieBung auf tiber 50%.

Balkone sind damit weiterhin bewilligungspflichtig, und zwar je nach Art des Bauvorhabens nach § 60
Abs. 1 lit. a oder lit c. Durch die Anderung konnen aber zukiinftig Widerspriichlichkeiten zwischen dem
baurechtlichen Raumbegriff und der férderungsrechtlichen Nutzflachenermittlung nach dem Wiener
Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz — WWFSG 1989 bzw. der Neubauverordnung 2007
weitgehend vermieden werden, da Loggien férderungsrechtlich Teil der Wohnnutzflache sind, wahrend
Balkone nicht berticksichtigt werden.

Durch die Ergénzung in Abs. 1 lit. d im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Abbruchreife wird eine
nachhaltige Vernachldssigung von Gebduden derart sanktioniert, dass die dadurch hervorgerufenen
Instandsetzungskosten (sog. ,.Instandhaltungsriickstau®) bei der Beurteilung der wirtschaftlichen
Abbruchreife keine Beriicksichtigung finden. Schédden an Gebduden, die aus Griinden entstanden sind, die
nicht auf eine Vernachlassigung der Erhaltungspflicht zurlickzufiihren sind, sind bei der Ermittlung der
wirtschaftlichen Zumutbarkeit der Instandsetzung zu beriicksichtigen. Bereits fahrl&ssiges Verhalten stellt
eine schuldhafte Vernachlassigung der Erhaltungspflicht dar.

Die Vernachlassigung der Erhaltungspflicht haftet am Gebdude. Sie erstreckt sich auch auf
Rechtsnachfolger*innen, wenn diese vom jeweiligen rechtswidrigen Zustand Kenntnis hatten oder bei
gehdriger Aufmerksamkeit Kenntnis haben mussten (vgl. die &hnlichen Regelungen beispielsweise in § 138
Abs. 4 WRG und § 74 Abs. 2 AWG) und sind Aufwendungen, die aufgrund einer schuldhaften
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Vernachléssigung der Erhaltungspflicht bereits bei friheren Eigentimer*innen entstanden sind. Bei der
Beurteilung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit sind sie nicht in die Berechnung miteinbeziehen.

Bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit der Instandsetzung eines Gebaudes sind
Forderungen von offentlichen Stellen (sowohl nicht riickzahlbare &ffentliche Mittel als auch
niedrigverzinste Darlehen) sowie auch wirtschaftliche bzw. ertragssteigernde Anderungen und
Optimierungen am Gebéude (,,Ertragsoptimierungspotentiale®) in die Berechnung miteinzubeziehen. Mit
Ertragsoptimierungspotentialen sind Baumallnahmen gemeint, die im konkreten Fall zwar einen
wirtschaftlichen Aufwand bedeuten, aber gleichzeitig langfristig zu einer Ertragssteigerung fihren. Die
Kosten, die flr eine solche MaRnahme anfallen, sind in die Berechnung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit
aufzunehmen. Solche MaRnahmen sind beispielsweise Verbesserungen der Ausstattungskategorie (8 15a
MRG), Umnutzungen sowie geschol3flachenunwirksame Ausbauten (zB des vorhandenen Dachraumes).
Nicht davon erfasst sind gréfiere Zubauten (zB ganzer GeschoRe).

Es sind nur solche Ertragsoptimierungsmafnahmen in die Wirtschaftlichkeitsberechnung aufzunehmen, die
Uber die verbleibende Restnutzungsdauer des Gebdudes zu einem positiven Saldo fiihren. Diese
Beurteilung, ob ein Optimierungspotential im Sinne einer wirtschaftlichen Anderung am Bauwerk vorliegt
oder nicht, hat durch einen Sachverstédndigen zu erfolgen.

Abs. 1 lit. f: Damit auch Ziergegenstande an schitzenswerten Bauwerken auBerhalb der Schutzzone
geschitzt sind, wird die Bewilligungspflicht gemag lit. f erweitert. (vgl. auch die Anderung in § 85 Abs. 6).

Um die Errichtung von Fotovoltaikanlagen zu fordern, erfolgt in Abs. 1 lit j eine Anderung der
Bewilligungspflichten in der Bauordnung.

Derzeit wird bei der Bewilligungspflicht fur Fotovoltaikanlagen aufgrund brandschutztechnischer
Erwdgungen an das Fluchtniveau von 11 m angekn(pft. Von diesem AnknUpfungspunkt wird unter Verweis
auf die geltende Rechtslage, gemaR der sich Bauwerber*innen bei der Errichtung von Fotovoltaikanlagen
an Gebauden, die keiner Bewilligungspflicht unterliegen, einer Baufuhrer*in bedienen missen, der nach
den flr die Berufsausiibung mafgeblichen Vorschriften zur erwerbsmagigen VVornahme dieser Téatigkeit
berechtigt ist (8 62a Abs. 2), abgegangen. Auch bewilligungsfreie Bauvorhaben im Sinne des § 62a mussen
namlich gemal Abs. 3 leg. cit. den Bauvorschriften und somit auch den jeweils geltenden bautechnischen
Bestimmungen in der Bauordnung und der Wiener Bautechnikverordnung entsprechen. Eine Verringerung
des Schutzniveaus oder eine Verdnderung der Gefahrenlage kann durch die Ausweitung der
Bewilligungsfreiheit fur Fotovoltaikanlagen vor diesem Hintergrund ausgeschlossen werden.
Elektrotechnische Belange wurden schon bislang nicht im Bauverfahren berticksichtigt.

Die Bewilligungspflicht fir Anlagen im Grinland-Schutzgebiet oder in Gebieten mit Bausperre wird
beibehalten, da in diesen Fallen zu prifen ist, ob die Errichtung einer Fotovoltaikanlagen mit den
einschlagigen raumordnungsrechtlichen VVorgaben in Form von Festsetzungen im Flachenwidmungs- und
Bebauungsplan im Einklang steht. In der Widmungskategorie Griinland-Schutzgebiet ist die Errichtung
von Fotovoltaikanlagen grundsétzlich nicht zuldssig; im Einzelfall kann dies jedoch aufgrund besonderer
Festsetzungen moglich sein. In Gebieten mit Bausperre ist aufgrund der Vorgaben in § 8 ein
Bewilligungsverfahren zu flhren, in dem gegebenenfalls eine Stellungnahme des zustandigen
Gemeinderatsausschusses einzuholen ist.

In Schutzzonen erfolgt eine Vereinfachung dahingehend, als die dort befindlichen Anlagen nur mehr dann
nach der BO bewilligungspflichtig sind, wenn sie keiner Bewilligungs- oder Anzeigepflicht nach dem
Wiener Elektrizitatswirtschaftsgesetz 2005 — WEIWG 2005 unterliegen. Da in allen elektrizitétsrechtlichen
Verfahren auf das ortliche Stadtbild Bedacht zu nehmen ist und keine wesentliche Beeintrachtigung des
Ortsbilds (8 6a Abs. 7 und § 11 WEIWG 2005) durch die Anlage erfolgen darf, kann die Bewilligungspflicht
in der BO entfallen.

Z 3 sieht eine subsididre Bewilligungspflicht fiir Anlagen mit einer Leistung von mehr als 15 kW vor, die
nicht von einer Anzeige- oder Bewilligungspflicht des WEIWG 2005 oder der GewO 1994 oder den im
Gesetz genannten bundesgesetzlichen Materien unterliegen. Bei Anlagen mit einer Leistung von weniger
als 15 kW kann aufgrund der Dimensionierung der Anlage von dieser subsididren Bewilligungspflicht
abgesehen werden.

Zu Z 44 bis Z 46 (8 62):

Nach der Rechtsprechung des VWGH (Erk. vom 28.05.2013, 2012/05/0016) kommt es im Zusammenhang
mit der Verpflichtung zur Schaffung von Stellplatzen nach Abs. 1 Z 4 nicht darauf an, in welchem AusmaR
Stellplatze konkret zu schaffen sind oder ob gegebenenfalls eine Anrechnung im Sinne des 8 50 Abs. 7 oder
8 WGarG 2008 erfolgen kann. Dies hat sich in der Praxis im Hinblick auf den Anwendungsbereich des
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Bauanzeigeverfahrens als unbefriedigend herausgestellt, weshalb die Bestimmung nunmehr ausdricklich
auf die Verpflichtung zur Schaffung von neuen (zusatzlichen) Stellplatzen abstellt. Eine Anrechnung von
Stellplatzen nach § 50 Abs. 7 oder 8 WGarG 2008 ohne Verpflichtung zur Schaffung neuer Stellplatze
hindert die Anwendung des Anzeigeverfahrens nunmehr nicht mehr. Mit dieser Anderung wird der
Anwendungsbereich des Bauanzeigeverfahrens erweitert.

Rankgeruste und Rankhilfen sowie bodengebundene Fassadenbegriinungen, die sich an Baulinien- oder
StraRenfluchtlinien befinden, sind auBerhalb von Schutzzonen bewilligungsfrei, wenn sie nicht mehr als 15
cm vorragen. Ubersteigen sie dieses MaR, ist eine Beriicksichtigung der ortlichen Gegebenheiten
(zB Gehsteigbreite, Einbauten, sonstige Einrichtungen im Bereich des o6ffentlichen Guts) sowie eine
Zustimmung der Eigentiimer*innen der Verkehrsflache notwendig (§ 83 Abs. 2 lit a) und eine Bauanzeige
einzubringen. Grundlage flr die brandschutztechnische Einschatzung von Fassadenbegriinungen bilden die
von der Universitét fiir Bodenkultur und dem Bauphysiklabor der MA 39 gema? ONORM B 3800-5
durchgefihrten Klein- und GroRbrandversuche.

Derzeit ist gemaR Abs. 2 die Beibringung eines Nachweises gemal § 6 Abs. 6a nur bei der (Neu)Schaffung
von Wohnungen erforderlich, nicht aber bei der Vergréferung bestehender Wohnungen. Diese
Differenzierung ist unsachlich, weshalb nunmehr die Beibringung des Nachweises nach § 6 Abs. 6a bei
jeder VergroBerung der Wohnnutzflache erforderlich ist.

Zu Z 47 bis Z 55 (8§ 62a):

Abs. 1 Z 14: Rankgeruste und Rankhilfen sowie bodengebundene Fassadenbegriinungen, die sich an
Baulinien- oder StraBenfluchtlinien befinden, sind auRerhalb von Schutzzonen bewilligungsfrei, wenn sie
nicht mehr als 20 cm vorragen. Ubersteigen sie dieses MaB, ist eine Beriicksichtigung der ortlichen
Gegebenheiten (zB Gehsteigbreite, Einbauten, sonstige Einrichtungen im Bereich des 6ffentlichen Guts)
sowie eine Zustimmung der Eigentiimer*innen der Verkehrsflache notwendig (§ 83 Abs. 2 lit a) und eine
Bauanzeige einzubringen.  Grundlage fir die brandschutztechnische  Einschatzung von
Fassadenbegrinungen bilden die von der Universitat flr Bodenkultur und dem Bauphysiklabor der MA 39
gemdal ONORM B 3800-5 durchgefiihrten Klein- und GroBRbrandversuche. GemaR Abs. 3 miissen
bewilligungsfreie  Bauvorhaben die  Bauvorschriften einhalten. Im  Zusammenhang  mit
Fassadenbegriinungen ist besonders auf die Bestimmungen in der OIB-RL 2 in der Fassung 2023, Punkt
3.5.12. und 3.5.13. zu verweisen.

Abs. 1 Z 16: Bewilligungsfreie Bauvorhaben fiihren oft zu einer GibermaRigen Versiegelung von gértnerisch
auszugestaltenden Flachen. Daher werden in einzelnen Féllen hinsichtlich Dauerhaftigkeit und Ausmaf
nunmehr Einschrdnkungen vorgenommen. Die Errichtung von Gartenterrassen ist nur noch dann
bewilligungsfrei, wenn diese so aufgebaut sind, dass die Bauteile leicht entfernbar bzw. demontierbar sind
(ungebundene Bauweise wie zB Verlegung der Terrassenplatten im Sandbett mit wasserdurchlassigen
Fugen) und keine dauerhafte Bodenversiegelung (zB betonierte Oberflache) ausldsen.

Abs. 1 Z 23: Im Sinne der Forderung der Entsiegelung bzw. Reduktion der Versiegelung gilt die
Bewilligungsfreiheit nur mehr fur jene Stutzmauern, die in Form von Trockensteinmauern,
Steinschlichtungen und dergleichen errichtet werden.

Abs. 1 Z 24 und Z 24a: siehe die Ausfiihrungen zu § 60 Abs. 1 lit. j. Da Fotovoltaikanlagen in einer eigenen
Ziffer geregelt werden, wird der Begriff der Solaranlagen in Z 24 zu Solarthermieanlagen geéndert; fur
diese &ndert sich die Rechtslage jedoch nicht.

Abs. 1 Z 33: Der Begriff ,,Markise* wird mit dem Begriff ,,Abschattungsvorrichtung* allgemeiner gefasst.
Mit der Ergénzung wird den geénderten klimatischen Bedingungen, den damit stérker auftretenden
Windereignissen Rechnung getragen und zudem klargestellt, dass auch eine allfallig vorhandene
Unterkonstruktion in Form von Stitzen, die eine notwendige bzw. bessere VVerankerung der ausgefahrenen
Markise mit dem Boden gewéhrleitet, als Teil der Markise zu sehen ist und auch die Unterkonstruktion der
Bewilligungsfreiheit  unterliegt. Es  gibt  verschiedenste  Konstruktionen,  die  unter
Abschattungsvorrichtungen zu subsumieren sind. Erfasst sind davon auch Vorrichtungen, die nach oben
hin Uberwiegend offene horizontale Lamellenkonstruktionen aufweisen.

Daruber hinaus sollen auRerhalb von Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre kiinftig auch lamellenartige
Abschattungsvorrichtungen bewilligungsfrei mdglich sein um eine méglichst niederschwellige Errichtung
zu ermdglichen.

Abs. 1 Z 36: Aus bautechnischer Sicht sprechen keine Griinde gegen eine Bewilligungsfreiheit, wasser-
bzw. zivilrechtliche Aspekte wéren in den diesbeziiglichen Materiengesetzen zu berticksichtigen.
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Abs. 2: Aufgrund der Erweiterung des Kataloges der bewilligungsfreien Bauvorhaben in Abs. 1 ist der
Verweis auf Abs. 1 Z 2 bis 34 entsprechend zu erweitern, damit klargestellt ist, dass auch fr die neuen
Tatbestande diese Voraussetzung zu erfillen ist.

Abs. 9: Damit die Behorde einen Uberblick hat, wo Erdwérmesonden errichtet werden, wird eine
Meldepflicht eingefiihrt.

Zu Z 56 bis Z 58 (§ 63 Abs. 1):

Abs. 1 lit. e: Das Erfordernis der gemaR lit. e vorzulegenden Unterlagen wurde im Hinblick darauf, dass
der Nachweis Uber die Berticksichtigung der technischen, 6kologischen und wirtschaftlichen Einsetzbarkeit
hocheffizienter alternativer Systeme auch bei Gebduden gemal § 118 Abs. 4 zu erbringen ist, neu
strukturiert.

Die Anderungen dienen priméar einer Klarstellung, weil es in der Vollziehung immer wieder zu
Unklarheiten gekommen ist, welche Unterlagen jedenfalls und welche Unterlagen nur bei Gebauden gemar
§ 118 Abs. 4 vorzulegen sind.

Die Anforderungen betreffend den sommerlichen Wérmeschutz finden sich in der OIB-RL 6 in der Fassung
2023 in Punkt 4.9.

Abs. 1 lit. I: Kinftig dirfen Niederschlagswasser nur in Ausnahmefallen in den Kanal eingeleitet werden
(siehe § 99). Sie sind grundsatzlich vollstdndig zu versickern oder auf andere Art dem natlrlichen
Wasserkreislauf (z.B. Ableitung zu natlrlicher Vegetation bzw. Bepflanzung, Verdunstung uber offene
Wasserflachen) oder einer Nutzung zuzufiihren (z.B. Bewésserung, Verwendung fur Nutzzwecke wie WC-
Spulung), was entsprechend nachzuweisen ist.

Abs. 1 lit. 0: Im Zuge von Zu- und gréfReren Umbauvorhaben fehlen regelméRig die Bestandsdaten fur jene
Gebéudeteile, die nicht bzw. nur zum Teil vom Bauverfahren betroffen sind. Im Sinne der Verpflichtung,
den Gebaudebestand Schritt fur Schritt im Wiener Geb&ude- und Wohnungsregister einzuarbeiten und zu
vervollstandigen, ist es sinnvoll diese Gebdudedaten im Rahmen der Bauverfahren fiir Zu- und groRere
Umbauten zu erhalten.

Abs. 1 lit. p: Da im Baubewilligungsverfahren nicht gepruft wird, ob die projektierte Bauausfiihrung mit
den Bestimmungen Uber den Baumschutz vereinbar ist, kommt es regelméaRig vor, dass Baubewilligungen
erteilt werden, die ohne Entfernungsbewilligungen nach dem Wiener Baumschutzgesetz nicht durchfuhrbar
sind, bzw. dass durch die Bauausfiihrung eine durch vorausschauende Planung urspringlich vermeidbare
Gefahrdung oder Schadigung des Baumbestandes verursacht wird.

Durch die Einflihrung der lit. p wird sichergestellt, dass sich Bauwerber*innen bereits vor der Einreichung
mit dem im StraRenraum vor Ort befindlichen Baumbestand auseinandersetzen und ihren Schutz im Zuge
der Planung weitgehend beriicksichtigen. Dies tragt dazu bei, dass notwendige Anderungen am Projekt
vermieden werden und dem Schutz wertvoller StraBenb&dume in der Planung von vornherein ein héherer
Stellenwert zukommt.

Kunftig muss samtlichen Baueinreichungen ein Nachweis beiliegen, dass die Schéadigung des
Baumbestandes vermieden wird. Nur in Aushahmeféllen kann die Vorlage eines solchen Nachweises
unterbleiben, wenn eine Beeintrachtigung des Baumbestandes von vornherein nicht in Betracht kommt —
dies ist etwa dann der Fall, wenn im Bereich des zu bebauenden Grundstiicks kein Baumbestand vorhanden
ist oder nur solche Arbeiten durchgefiihrt werden, die nicht von Einfluss auf den StraRenbaumbestand sein
kénnen (Beispiele: Arbeiten im Inneren eines Gebaudes oder im Innenhof; die Zufahrt zum Bauplatz kann
jedenfalls ohne Gefahrdung von Béumen erfolgen). Das Schutzkonzept muss von einem Sachverstéandigen
erstellt und bestatigt werden.

Uber einschligigen Sachverstand werden in der Regel solche Personen verfiigen, die iiber entsprechende
Fachausbildung und Berufserfahrung verfligen, die den Anforderungen der einschldgigen Regelwerke
gerecht wird (Baumpfleger, Baumkontrollore, Baumtechniker im Sinne der ONR 121122 oder
Nachfolgenorm, Fahigkeiten und Kenntnisse im Sinne der ONORMEN B 1121 und L 1122 oder
Nachfolgenormen), oder die die VVoraussetzungen zur Eintragung als gerichtlich beeidete Sachverstédndige
fur die einschldgigen Fachgebiete erfillen bzw. Ober eine aufrechte Eintragung verfigen sowie
Ziviltechniker*innen mit einschlagiger Befugnis.

Unter Schéadigungen des Baumbestandes im Sinne des Abs. 1 lit. p sind sdmtliche Einwirkungen zu
verstehen, die geeignet sind, unmittelbar oder mittelbar durch langfristige Auswirkungen eine nachhaltige
Schéadigung von Baumen herbeizufiihren (insbesondere sdmtliche nach 8 3 Wiener Baumschutzgesetz
verbotenen Eingriffe). Beeintréchtigungen sind jegliche negativen Einflusse, die mittelbar oder unmittelbar
zu einer Schadigung fahren kénnen.
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Abs. 1 lit. g: Aufgrund der derzeit geltenden Rechtslage werden regelmdig Antrage auf Baubewilligung
fur Neubauten gestellt, obwohl auf dem Bauplatz noch Gebdude bestehen, die dem geplanten Bauvorhaben
entgegenstehen, die aber nicht bewilligungsfrei abgebrochen werden durfen und fur die im Zeitpunkt des
Antrags auf Bewilligung des Neubaus noch kein Abbruch bewilligt wurde. Die Rechtslage andert sich
dahingehend, dass ein Bauansuchen fir einen Neubau oder Zubau erst gestellt werden kann, wenn feststeht,
dass das Bestandsgebdude auch abgebrochen werden darf.

Zu Z 59 und Z 60 (§ 63 Abs. 5 und Abs. 6):

Abs. 5: Mit der BO-Novelle 2014 wurde die Verpflichtung zur Vorlage eines Gestaltungskonzepts auf
Neubauten ab der Bauklasse Il ausgeweitet. Dadurch sollten Bauwerber*innen bzw. Planverfasser*innen
dazu verhalten werden, sich mit der Gestaltung gartnerisch auszugestaltender Flachen auseinanderzusetzen.

In der Grundlagenstudie zur Sicherung der mikroklimatischen Leistungen durchgriinter Siedlungen unter
Beriicksichtigung der Herausforderung des Klimawandels ,,Das ,Grof3e rote G* wird griin“, welche im
Auftrag der Stadt Wien vom Institut fir Landschaftsplanung, Departement fiir Raum, Landschaft und
Infrastruktur der Universitét fur Bodenkultur Wien im Dezember 2021 abgeschlossen wurde, wurde unter
anderem angeregt, die verpflichtende Erstellung eines Gestaltungskonzepts auf die Bauklasse | sowie auf
das Gartensiedlungsgebiet auszuweiten. Insbesondere im Hinblick auf eine effiziente Vollziehbarkeit der
Bestimmungen und Vorgaben fiir gértnerisch auszugestaltende Flachen und grine Infrastrukturen auf dem
Bauplatz hat sich das Gestaltungskonzept als wichtige Unterlage der Baueinreichung bewéhrt. Da die
gartnerische Ausgestaltung vor allem in Gebieten der Bauklasse | und im Gartensiedlungsgebet verstarkt
erfolgen soll, ist eine Ausweitung der Verpflichtung, ein Gestaltungskonzept vorzulegen, notwendig.
Dieses Gestaltungskonzept kann in Form einer Skizze den Einreichunterlagen angeschlossen werden. Die
Erstellung muss nicht von professionellen Planverfasser*innen erfolgen. Dadurch wird verhindert, dass
durch die Ausweitung der Verpflichtung zur Erstellung eines Gestaltungskonzepts Mehrkosten fir die
Bauwerber*innen im Zusammenhang mit den Einreichunterlagen entstehen.

Die Anderung des Begriffs der ,,Erdiiberdeckung* auf , Substratiiberdeckung* erfolgt in Anlehnung an die
Bestimmungen § 5 Abs. 4 lit. pund § 79 Abs. 6 Z 11.

Abs. 6: Die Erganzung der Einreichunterlagen dient dem Nachweis, dass die Anforderungen der Wiener
Bautechnikverordnung (Anlage 13, OIB - Richtlinie 6) sowie des § 118 hinsichtlich der Fotovoltaikanlagen
erflllt werden. Damit die Erfullung der Verpflichtung durch die Behdrde kontrolliert werden kann, ist eine
Darstellung des Standorts, die Angabe der Aufstellflache der Fotovoltaik-Module sowie der Leistung auch
dann erforderlich, wenn die Anlage keiner Bewilligungspflicht gemaR § 60 Abs. 1 lit. j unterliegt. Es soll
lediglich ein Bereich als PV-Aufstellfliche deklariert werden. Von den Planer*innen sind unabhéngig
davon Sicherheitsabstande, Begehungsmdglichkeiten etc. im Bereich der Module auf der dargestellten
Abstellflache zu berlcksichtigen. Diese Details sind bei bewilligungsfreien PV-Anlagen im
Baubewilligungsverfahren nicht relevant und daher nicht in den Einreichunterlagen darzustellen. Mal3e der
Module und Ahnliches dndern sich bis zur Fertigstellung eines Projektes durch andere Module oder auch
fehlender Verfligbarkeit bestimmter Modelle regelméRig. Diese Details miissen daher auch nicht dargestellt
werden.

Zu Z 61 bis Z 63 (8 64):

Abs. 1 lit a: Die Bebauungsbestimmungen sind derzeit regelmagig in den Lageplénen enthalten. Da es fir
alle Beteiligten im Verfahren zweckmaRig ist, eine Darstellung der Bebauungsbestimmungen im Lageplan
zu haben, sind diese nun verpflichtend darzustellen. Die Bestimmung wurde daruber hinaus tbersichtlicher
gestaltet. In den Bauplanen ist weiters der Baumbestand auf dem Bauplatz sowie auf dem diesen
umgebenden 6ffentlichen Raum vollstandig und maBstabsgetreu auszuweisen. Der Zweck dieser Anderung
liegt in erster Linie darin, dass die Behorde das Gefahrdungspotenzial fir Baume im Plan erkennen und die
im Weiteren erforderlichen Verfahrensschritte zum Schutz der Baume setzen kann (zB Anforderung
weiterer Nachweise im Sinne der gesetzlichen Vorschriften, Beiziehung von Fachdienststellen bzw.
Amtssachverstandigen).

Abs. 1 lit b: In 8 119 werden nunmehr die in Gebduden enthaltenen Nutzungseinheiten abschlieRend
geregelt. lit. b wird dahingehend ergénzt, dass jede Nutzungseinheit in den Bauplanen auch entsprechend
zu bezeichnen ist. Damit ist sichergestellt, dass fur samtliche Raumlichkeiten eine bewilligungsgeméaRe
Benitzung in den Konsenspléanen festgelegt ist.

Abs. 1 lit. f: In Zeiten des steigenden Online - Handels sind KEP - Dienste (Kurier-, Express- und
Paketdienste) eine grofle Herausforderung fiir die Dekarbonisierung des Wirtschaftsverkehrs. Einen
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Baustein dabei stellt die Sicherstellung von Paketboxen (Zustellboxen) in Geb&uden dar, um unnétige
Leerfahrten von KEP - Diensten moglichst zu vermeiden.

Zu Z 64 (§ 67):

Die Kompetenzen des Fachbeirats fur Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe werden auch im
Baubewilligungsverfahren insofern ausgebaut, als nunmehr der Schutz der UNESCO-Welterbestatten
ausdrucklich als Zweck fir dessen Befassung festgelegt wird. Besteht die Mdglichkeit einer
Beeintréchtigung des Welterbes durch ein Bauvorhaben ist der Fachbeirat zwingend beizuziehen.

Zu Z 65 bis Z 69 (§ 69):

Abs. 1 Z 3: Durch die Anderung in Abs. 1 Z 3 entfallen die spezifischen Anordnungen fiir die Beurteilung
des ortlichen Stadtbilds und es erfolgt stattdessen ein Verweis auf § 85, der die Parameter, die im jeweiligen
Fall bei der Beurteilung der Vereinbarkeit mit dem 6rtlichen Stadtbild relevant sind, regelt. Sohin sind
Bauvorhaben bei der Prifung der Tatbestandsmerkmale des 869 Abs.1 hinsichtlich ihrer
Stadtbildvertraglichkeit nach den in § 85 festgelegten Kriterien zu beurteilen (insbesondere auch in dessen
Abs. 2a, wo der bestehende Zielkonflikt mittels einer differenzierten Betrachtungsmoglichkeit entscharft
wird).

Abs. 1 Z 5: Zwingende Voraussetzung fiir die Bewilligung von Bauvorhaben, die von den Bestimmungen
des geltenden Bebauungsplans abweichen, ist zundchst die Erfallung sédmtlicher Anforderungen des
8 69 Abs. 1. Wenn einer der genannten Ausschlusstatbestinde vorliegt, sind Abweichungen nicht zul&ssig.
869 Abs. 1 wird um eine Z 5 erweitert, wonach der Schutz der UNESCO-Welterbestétten in ihrem
aullergewohnlichen universellen Wert nicht beeintrachtigt werden darf. Damit stellt die Beeintrachtigung
von UNESCO-Welterbestatten kiinftig ausdriicklich ein Ausschlusskriterium flr die Bewilligung von
Abweichungen von den Bestimmungen des geltenden Bebauungsplans geméaR § 69 dar.

Abs. 2 Z 5: Fur MalRnahmen und Abweichungen, die dem Klimaschutz oder der Klimawandelanpassung
zugutekommen, wird ein einschlagiger Ausnahmetatbestand in Abs. 2 Z 5 geschaffen, um die Realisierung
von Projekten, die diesen Zielen dienen und eine Abweichung von den Bebauungsbestimmungen ausldsen,
zu ermdglichen. Dadurch steht Bauwerber*innen und Planer*innen ein flexiblerer Rahmen zur Verfligung,
den Herausforderungen des Klimawandels mit innovativen Losungen zu begegnen.

Zu Z70und Z 71 (8§ 70a):

Abs. 1. Vor allem bei groReren Bauvorhaben bedient sich der zur Erstellung einer Bestatigung nach
§ 70a beauftragte Ziviltechniker in der Praxis oftmals weiterer Ziviltechniker*innen, um den dafir
notwendigen Sachverstand aufzubringen. Die solcherart erfolgende zivilrechtliche Beauftragung weiterer
Ziviltechniker*innen zur Priifung bestimmter Aspekte der Einreichunterlagen entfaltet allerdings keine
oOffentlich-rechtliche Wirkung. Im Falle einer teilweise unrichtigen Bestatigung ist der/die beauftragte
Ziviltechniker*in sohin aus 6ffentlich-rechtlicher Sicht alleine fiir die Fehler seiner Gehilfen verantwortlich
und kann sich nur im Innenverhéltnis bei ihnen regressieren. Diesem unbefriedigenden Zustand wird
Abhilfe geschaffen, indem die Bestimmung nunmehr die Madglichkeit vorsieht, mehrere
Ziviltechniker*innen fur bestimmte Teilbereiche der Prifung zu beauftragen, die sodann eine jeweils
eigene Bestatigung erstatten, flr die sie jeweils verantwortlich sind. Die Verantwortlichkeiten ergeben sich
unverandert aus § 65 Abs. 2 lit. c. Fiir die Richtigkeit der Bestatigung gemal § 70a Abs. 1 haftet jeder
Ziviltechniker oder jede Ziviltechnikerin fir den Bereich auf den sich die Bestdtigung bezieht. Alle
Bestatigungen sind im Zeitpunkt der Einreichung gemeinsam vorzulegen.

Abs. 10: Im Rahmen der Wiederaufnahmebestimmung des § 70a erfolgt eine Anderung, als nunmehr auch
ein von Nachbar*innen zu verantwortender minderer Grad des Versehens diese nicht mehr an der
zul&ssigen Einbringung eines Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens hindert.

Zu Z 72 bis Z 74 (§ 70b und § 133):

Abs. 2a wird zur Klarstellung und in Anlehnung an § 70a Abs. 2 eingeflgt. Erfolgt eine Einreichung
aufgrund § 70b, obwohl die Voraussetzungen des § 70b Abs. 2 nicht eingehalten werden, hat die Behorde
das Verfahren geméaR 8 70 zu fuhren.

Wegen der Novellierung des § 119 (Z 103) sind die Verweise auf § 119 Abs. 6 in § 70b und in § 133
anzupassen.
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Zu Z75 (8§ 71a):

Bei der Einflihrung dieser Bestimmung hatte der Gesetzgeber insbesondere Objekte in Kleingartenanlagen
vor Augen, die tiber Jahrzehnte Bestand hatten, aber mit den Rechtsvorschriften nicht in Einklang gebracht
werden konnten und daher die Voraussetzungen fiir eine nachtragliche Baubewilligung nicht erfillten,
obwobhl sie der durch die Flachenwidmung angestrebten Zielsetzung durch ihre tatsdchliche Nutzung nicht
widersprachen.

Die seit Inkrafttreten der Novelle LGBI. fir Wien Nr. 46/1998 verstrichene Zeit sollte den
Eigentimer*innen der von § 71a erfassten Bauwerke hinreichend Gelegenheit zu deren Bewilligung
eingerdumt haben. Das Auftreten unbilliger Harteféalle ist nicht mehr zu erwarten. Aus diesem Grund
entfallt die Bestimmung. Die Mdglichkeit gemdl § 71b eine Sonderbaubewilligung zu erwirken, bleibt
weiterhin bestehen. Fir Bauwerke, die vor dem 1.5.1997 errichtet worden sind, besteht weiterhin die
Madglichkeit zu einer rechtlichen Sanierung.

ZuZ76(872):

Die Erfahrungen der Praxis haben gezeigt, dass der Behorde nach der geltenden Rechtslage bei
Entscheidungen des Verwaltungsgerichts Wien mit irreversiblen Auswirkungen de facto keine effektive
Rechtsschutzmdglichkeit zur Wahrung der Rechtspflege und der 6ffentlichen Interessen zukommt: Wird
etwa nach einer auf Grund einer Beschwerde ergangenen bewilligenden Entscheidung des
Verwaltungsgerichts eine Bewilligung zum Abbruch eines Bauwerks in der Schutzzone erteilt
(8§ 60 Abs. 1 lit. d), so konsumieren Bauwerber*innen diese in der Regel umgehend und brechen das
gegenstandliche Bauwerk ab. Zwar steht der Behorde gegen die bewilligende Entscheidung des
Verwaltungsgerichts die Revision an den Verwaltungsgerichtshof offen. Weil aber verwaltungsgerichtliche
Erkenntnisse mit ihrer Zustellung rechtskréftig werden und einer gegen sie erhobenen Revision
grundsatzlich keine aufschiebende Wirkung zukommt, erfolgt deren nachtragliche Zuerkennung oftmals zu
einem Zeitpunkt, in dem der Abbruch bereits erfolgt ist.

Der Eintritt des in dem die aufschiebende Wirkung von Revisionen regelnden § 30 Abs. 2 VWGG
angesprochenen unverhaltnismaRigen Nachteils, der sich mit dem Vollzug des Erkenntnisses durch den
Abriss solcher Gebdude einstellt, kann nach der geltenden Rechtslage nicht verhindert werden, weil er sich
unmittelbar nach Erlassung des verwaltungsgerichtlichen Erkenntnisses realisiert.

Zur Gewahrleistung eines effektiven Rechtsschutzes und zur Durchsetzung des 6ffentlichen Interesses an
der Erhaltung von Gebéuden in Schutzzonen bzw. von Geb&uden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden
(8 60 Abs. 1 lit. d), ist es daher geboten, die Konsumierung der erteilten Abbruchbewilligung durch eine
angemessene Frist zu suspendieren, innerhalb derer der Behorde die Mdoglichkeit offensteht, ein
Rechtsmittel zu ergreifen, dessen Erfolg nicht von vornherein durch den sofortigen Abbruch des
betreffenden Gebéudes torpediert wird.

Abs. 3 lost dieses Problem, indem er an die bestehenden verfahrensrechtlichen Bestimmungen des
8 30 VWGG anknipft und auf Grundlage der Baurechtskompetenz der Lénder nach Art. 15 B-VG eine
materiell-rechtliche Regelung zur Gewéhrleistung des Stadtbildschutzes schafft.

Die Behorde hat infolge der Zustellung des eine Abbruchbewilligung erteilenden Erkenntnisses zwei
Wochen Zeit, Bauwerber*innen die Erhebung einer Revision anzukiindigen.

Demnach durfen Abbruchberechtigte eine Anzeige nach § 124 Abs. 2 erst dann erstatten und mit dem
Abbruch beginnen, wenn

»  eine Revision zwei Wochen nach Zustellung des verwaltungsgerichtlichen Erkenntnisses
nicht angekiindigt wurde oder

« die sechswochige Revisionsfrist gem. § 26 VwGG versaumt wird (und eine
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 46 VwWGG erfolglos bleibt) oder

»  Revision erhoben wird, die aufschiebende Wirkung aber nicht zuerkannt wird oder
»  zwar die aufschiebende Wirkung zuerkannt aber die Revision zurlick- bzw. abgewiesen wird.

ZuZ77und Z 78 (§ 76):

Abs. 10a: Aufgrund der vorhandenen Ausnahmen (zB keine Versickerung aufgrund der
Bodenbeschaffenheiten mdglich) wird diese Vorgabe oft nicht erfallt. Eine VergroRerung des
Mindestmalles auf 15 % sowie eine Einschrdnkung der Ausnahme ist insbesondere auch vor dem
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Hintergrund eines sinnvollen Regenwassermanagements angezeigt. Durch die Anderung wird jedenfalls
sichergestellt, dass auf jedem Bauplatz Flachen unversiegelt bleiben bzw. im Falle einer berechtigten
Ausnahme entsprechende KompensationsmaRnahmen am Dach durchgefiihrt werden missen.

Abs. 10b: Mit dieser Ergédnzung wird gewahrleistet, dass in bestimmten Gebieten des Baulandes mindestens
40 % der Bauplatzflache von jeder unterirdischen Bebauung freibleiben miissen.

Diese Regelung gilt nur dann, wenn der Bebauungsplan kein abweichendes Verbot, dass unterirdische
Bauwerke ber Baufluchtlinien vorragen(§ 5 Abs. 4 lit. g), vorschreibt.

Zu Z 79 bis Z 83 (§ 79):

Abs. 3: Hinsichtlich des Heranrlickens in die Abstandsflache in der Bauklasse | kann die Differenzierung
nach Bauweisen entfallen (vgl. § 79 Abs. 4) Die Beschrdnkung auf das Wohngebiet ist ebenso nicht
erforderlich, weil das Heranriicken an die Nachbargrenze generell in der Bauklasse | unter gleichen
Voraussetzungen moglich sein soll.

Abs. 6: Es wird im Gesetz vor dem Hintergrund der bisherigen Judikatur und Vollzugspraxis unter
Bedachtnahme auf die Beibehaltung einer groBtmdglichen  Gestaltungsfreiheit hinsichtlich
Bepflanzungsarten und -mdglichkeiten nun im Gesetz vorgeschrieben, dass Liegenschaften im Ausmal
von zwei Dritteln der gartnerisch auszugestaltenden Flachen unversiegelt bleiben missen und dieser Anteil
eine bodengebundene Begriinung und Bepflanzung aufweisen muss.

Bodengebunden bedeutet, dass eine direkte Verbindung mit dem gewachsenen Boden im Sinne einer
Verwurzelung bestehen muss.

Abweichende Festsetzungen in Bebauungsplanen gehen der gesetzlichen Bestimmung grundsatzlich vor.

Das verbleibende Drittel der gértnerisch auszugestaltenden Flache darf — unter Einhaltung der sonstigen
Bestimmungen und Vorgaben in der Bauordnung oder im Flachenwidmungs- und Bebauungsplan - mit
Bauwerken oder Bauwerksteilen, die Ublicherweise in Garten vorhanden sind, versiegelt werden. Das
Gesetz zahlt (nicht abschlieBend) solche Bauwerke auf. Bei Bauwerken wie zB Fahrradabstellplatzen oder
Millplétzen ist anhand der konkreten Ausgestaltung und Versickerungsfahigkeit zu beurteilen, ob diese zur
versiegelten Flache zu zdhlen sind oder nicht.

Abs. 6a: Die Regelung in Abs. 6a entspricht der bisher geltenden Regelung im 8 79 Abs. 6 letzter Satz und
legt fest, unter welchen Voraussetzungen Schwimmbecken in gartnerisch auszugestaltenden Flachen
zuldssig sind. Sie sind jedenfalls gemaR Abs. 6 in die versiegelte Flache des Bauplatzes einzurechnen.

Abs. 7: Diese Regelung zielt auf die Pflanzung neuer Baume im Zusammenhang mit einem Bauvorhaben
ab (VergroRerung des Baumbestandes). Unter Gartenflachen sind die gértnerisch auszugestaltenden
Liegenschaftsteile zu verstehen. Die Ausnahmeregelung fur Bauvorhaben in der Bauklasse | und
Gartensiedlungsgebieten entféllt, weil auch in diesen Bereichen eine VergroRerung des Baumbestandes im
Rahmen eines Neubaus erfolgen soll.

Abs. 8: Viele Innenhdéfe in der Bestandsstadt sind versiegelt (zB mit Asphalt, Betonplatten, ...), obwohl im
Bebauungsplan festgesetzt ist, dass sie gartnerisch auszugestalten sind. Durch die neue Bestimmung 16sen
Zu- und Umbauten die Verpflichtung zur Entsiegelung dieser Flachen aus. Jene Bereiche, die nicht mit
konsentierten Gebduden oder Gebaudeteilen oder Bauwerken (zB konsentierte Stellplatze,
Garagengebaude etc.) bebaut sind, sind gartnerisch auszugestalten (8 79). Mit dieser Mallhahme wird die
Grundlage daflr geschaffen, dass die in Bebauungsplanen ausgewiesene gértnerische Gestaltung auch in
der Bestandsstadt umgesetzt wird.

In jenen Féllen, in denen aufgrund der bisherigen Nutzung der Bauwerke (zB Rangierflachen flr
bestehende Gewerbebetriebe) eine Ausnahme notwendig ist, ist eine Bewilligung gemail § 69 fir eine
solche Ausnahme einzuholen.

Zu Z 84 (8 80):

Abs. 1: Aus Vereinfachungslberlegungen kommt es kinftig fur die grundsatzliche Einrechnung von
Vorbauten in die bebaute Flache nicht mehr darauf an, ob es sich bei diesen um raumbildende bzw.
raumergénzende Gebdudeteile handelt. Grundregel ist nun, dass sémtliche Geb&udeteile zur bebauten
Flache z&hlen. Ausnahmen richten sich weiterhin nach Abs. 2.

Abs. 2: Der Verweis auf Abs. 1 wird durch dessen Anderung obsolet und zugunsten einer klareren
Formulierung aufgegeben: samtliche vor die Geb&udefront ragende Gebaudeteile der in § 84 Abs. 1 und 2
genannten Art und in dem dort bezeichneten AusmaR sind der bebauten Flache dann voll zuzurechnen,
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wenn sie das in § 84 geregelte Ausmal Uberschreiten. Weiterhin kommt es dabei nicht auf eine
Uberschreitung von Fluchtlinien an, sondern — isoliert betrachtet — auf die in dieser Bestimmung geregelten
Dimensionen. Eine Unterscheidung zwischen raumbildenden bzw. raumergédnzenden Gebé&udeteilen und
Ubrigen Gebaudeteilen besteht nicht mehr. Inshesondere Balkone, aber auch alle Gbrigen Vorbauten, die im
Sinne des Abs. 1 hisher nicht als raumbildend anzusehen waren, unterliegen damit unzweifelhaft dieser
Regelung und zéhlen bei Uberschreitung jener Dimensionen voll zur bebauten Fliche. Die volle
Einrechnung von Erkern, Balkonen und Loggien, unter denen nicht tiberall eine freie Durchgangshéhe von
mindestens 2,10 gewéhrleistet ist, in die bebaute Flache bleibt unveréndert bestehen.

Zu Z 85 und Z 86 (§ 81):

Abs. 5: Damit im Zuge eines Zuriickriickens der Hauptfront keine zusétzlich versiegelten Flachen mehr
entstehen, soll die Oberflachenbefestigung auf das unbedingt erforderliche AusmaR beschrankt werden.

Abs. 6a: Um Malinahmen zur Dekarbonisierung von Geb&uden zu erleichtern, wird die Mdglichkeit
geschaffen, den zuldssigen Gebaudeumriss durch technische Infrastruktur von hocheffizienten alternativen
Systemen zu Uberschreiten. Voraussetzung ist, dass eine Unterbringung im Geb&dude aus den genannten
Grinden nicht moglich ist. Die Beurteilung, ob das ortliche Stadtbild durch diese Anlagen beeintrachtigt
wird, ist gemaR § 85 Abs. 1 zu beurteilen. Fotovoltaikanlagen kdnnen Bestandteil von hocheffizienten
alternativen Systemen sein; die Uberschreitung der Gebaudehdhe darf nur im unbedingt erforderlichen
Ausmal erfolgen. Geb&udehoheniberschreitungen durch Fotovoltaikanlagen im Zusammenhang mit
Dachgartenkonstruktionen sind nicht von der Intention dieser Ausnahmebestimmung umfasst.

Zu Z 87 (8§ 82):

Mit der Ergénzung des Abs. 6 wird klargestellt, dass Flugdécher mit Fotovoltaikanlagen lber Stellplatzen
im Freien, die gemalk § 4 Abs. 9 WGarG 2008 bewilligt sind, nicht den Bestimmungen des § 82 unterliegen
und bei der Berechnung der bebauten Fl&che auller Betracht zu bleiben haben.

Zu Z 88 (§ 82a):

Diese Bestimmung zielt darauf ab, die Dekarbonisierung von Bestandsgebduden insofern zu erleichtern,
als fur die Errichtung von Nebengebduden, die der Unterbringung der technischen Infrastruktur von
hocheffizienten alternativen Systemen dienen, besondere Bestimmungen im Zusammenhang mit der
baulichen Ausnutzbarkeit von Liegenschaften geschaffen werden.

Diese Ausnahmebestimmung soll dann zur Anwendung kommen, wenn eine Unterbringung der
technischen Infrastruktur im Bestandsgebdude oder auf dem Bestandsgebdude auf dem Bauplatz aus den
genannten Griinden nicht moglich ist.

Voraussetzung dafur, dass die Situierung dieses Nebengebaudes auch auf gartnerisch auszugestaltenden
Flachen zuldssig ist, ist seine Ausstattung mit einem begriinten Dach.

lit. d zielt darauf ab, dass diese Nebengebé&ude zu keinen anderen Zwecken genlitzt werden dirfen.

Zu Z 89 (8§ 83):

Die Abs. 1 bis 4 sind weitgehend unverandert Gbernommen. In der neuen lit. i erfolgt die Regelung, dass
Rankhilfen fiir Kletterpflanzen im Rahmen des Abs. 1 bis zu 20 cm (statt bisher bis zu 15 cm) Uber die
Bau- oder StraBenfluchtlinie ragen durfen. Bei einem AusmaR dber 20 cm ist gemédR Abs. 2 eine
Zustimmung des Eigentiimers oder der Eigentiimerin der Verkehrsflache einzuholen.

Abs. 5 dient der Erhdhung des Schutzes fur Baume auf offentlichen Verkehrsflaichen sowie
Verkehrsflachen gemaR § 53.

Die genannten Vorbauten kénnen nur soweit errichtet werden, als nicht die Vorgaben des Abs. 5
entgegenstehen.

Die Abstédnde in Abs. 5 wurden so gewahlt, dass auch jene Baume, die zum Errichtungszeitpunkt der
Vorbauten noch Kleiner sind und in einem spateren Wachstumsstadium in Konflikt mit diesen Vorbauten
geraten konnten, geschiitzt werden. Besonders dann, wenn etwa Sanierungsarbeiten erforderlich werden,
waren sie einer erhéhten Schadigungsgefahr ausgesetzt. Aber auch im Zusammenhang mit
Bestandsbdumen kénnen sich dahingehend Probleme ergeben, als das Wiener Baumschutzgesetz
insbesondere keine Handhabe dafiir bietet, an den Baumbestand heranriickende Bebauung von vornherein
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zu verhindern oder zu beseitigen. Durch die Erteilung der Baubewilligung sowie die aufgrund einer
Bewilligung erfolgte Errichtung ergeben sich daher mitunter nicht aufzulésende Wertungskonflikte. Zum
Schutz von Strallenbdumen werden daher objektive Schranken der Bebauung des 6ffentlichen Raumes im
Gesetz eingezogen.

Zum Zeitpunkt der Baueinreichung mussen samtliche in Abs. 5 genannten projektierten VVorbauten bis zu
einer H6he von 20 m einen Abstand von mindestens 4,5 m zur vertikalen Projektion der Stammaufenkanten
sowie von mindestens 1,5 m zu den Kronentraufen (hier ergibt sich die vertikale Projektion bereits aus der
Begriffsdefinition, vgl. ONORM B 1121:2021-04, 3.8) samtlicher StraBenbdume einhalten.

Die einzuhaltenden Absténde orientieren sich am (blichen Platzbedarf typischer Straenb&ume, sodass
diese — unter Berlcksichtigung angemessener Ruckschnitte — durch die Errichtung der genannten
Gebaudeteile und etwaige Instandhaltungsarbeiten nicht geschéadigt werden.

Durch die Einfihrung dieser Bestimmung tritt zum Zustimmungserfordernis der Eigentlimerin der
offentlichen Verkehrsflache bzw. der § 53-StraRe (bei Vorbauten nach Abs. 2) auch eine gesetzliche
Beschrénkung des Gestaltungsspielraums bei ihrer Situierung.

Die Vereinbarkeit eines VVorbaus im Sinne des Abs. 5 bewirkt keinen Rechtsanspruch auf Zustimmung zur
Errichtung der Vorbauten durch den/die Eigentumer*in der Verkehrsfliche. Auch ergibt sich aus der
baurechtlichen Zuléssigkeit kein Rechtsanspruch auf eine Entfernungsbewilligung nach dem Wiener
Baumschutzgesetz.

Zu Z 90 bis Z 94 (8§ 85):

Vor dem Hintergrund vermehrt aufkommender technischer Aufbauten unterschiedlicher Funktionen wird
in Abs. 1 klargestellt, dass auch diese auf ihre Wirkung auf das ortliche Stadtbild zu prifen bzw. so
auszugestalten sind, dass sie das Stadtbild nicht beeintréchtigen.

Der Managementplan UNESCO-Welterbe sieht vor, dass die Attribute des Welterbes fir die Beurteilung
der Auswirkung auf das ortliche Stadtbild als Kriterien herangezogen werden. Dies wird durch die
Verankerung des Welterbebegriffs in 8 85 umgesetzt. Besonderes Augenmerk auf UNESCO-
Welterbestétten ist aus Stadtbildgesichtspunkten bereits in deren Nahebereich zu legen (Abs. 2).

Die Attribute der UNESCO-Welterbestatten (das sind die Merkmale, die den auflergewohnlichen
universellen Wert dieser Bauwerke zum Ausdruck bringen) werden als bei der Begutachtung
heranzuziehende Kriterien festgelegt (Abs. 3). Sie ergeben sich aus dem Kriterienkatalog der UNESCO in
Bezug auf die jeweilige Welterbestatte. Unter der UNESCO-Welterbestatte ist jeweils die Kernzone zu
verstehen.

Abs. 6: Aufgrund der Anderung in § 60 Abs. 1 lit. f, die dem Schutz von Ziergegenstanden auch fiir
schutzenswerte Gebédude auBerhalb von Schutzzonen dient, ist auch Abs. 6 entsprechend zu éndern.

Zu Z 95 (8 87):

Durch Abs. 16 soll klargestellt werden, dass es sich bei Markisen um horizontal ausfahrbare, bewegliche
und nicht formstabile Stoffbahnen handelt. Weiters soll damit die Montage von raumbildenden
Stoffhduschen, die ganzjéhrig bestehen bleiben, unterbunden werden.

Mit der Definition von Flugdéchern in Abs. 17 soll klargestellt werden, dass es sich auch bei solchen
Dachkonstruktionen um Flugdécher handelt, die bewegliche Lamellen um Flugdacher aufweisen oder
anstelle von Stutzen auf einer Wandscheibe aufliegen. Flugdécher sollen nunmehr schliebaren Lamellen
gleichgestellt werden.

Zu Z 96 (8 99):

Die fehlende Verdunstung infolge der Ableitung von Regenwasser in Kanal oder Sickerschéchte wirkt sich
negativ auf das Stadtklima und den Temperaturkomfort aus. Soweit dies mdglich ist, sind
Niederschlagswésser dem natirlichen Wasserkreislauf in der Stadt daher nicht zu entziehen. Kinftig ist
deren Ableitung somit nur noch in Ausnahmeféllen und nur in dem Ausmal zuldssig, in dem weder die
Versickerung, Verdunstung oder andersartige Zufuhrung zum natirlichen Wasserkreislauf (z.B. Ableitung
zu natdrlicher Vegetation bzw. Bepflanzung, Verdunstung Uber offene Wasserflachen) noch eine sonstige
Nutzung (z.B. Bewésserung, Verwendung flr Nutzzwecke wie WC-Spulung), mdglich ist oder nur mit
unverhéltnismaligem Aufwand (z.B. bei baupraktisch undurchldssigem Untergrund bzw. wenn eine
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sickerfahige Bodenschicht erst in einer Tiefe von mehr als 10 Metern unterhalb der Fundamentunterkante
vorhanden ist) bewerkstelligt werden kann.

Die Zustimmung des Kanalbetreibers oder der —betreiberin ist im Bauverfahren in den Einreichunterlagen
vorzulegen (§ 63 Abs. 1 lit. I).

Zu Z 97 (§ 104a, § 104b und § 104c):

8§ 104a: § 104a Abs. 1 und 2 dienen der Umsetzung von Art. 10 Abs. 1 lit. a der Trinkwasser-RL, wonach
die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, Risiken, die von Hausinstallationen und den dafiir verwendeten
Produkten, Materialien und Werkstoffen ausgehen, einer allgemeinen Analyse zu unterziehen. Diese
Analyse umfasst keine einzelnen Objekte.

Gegenstand der Risikoanalyse ist vielmehr nur die Feststellung allgemein bestehender
trinkwasserbezogener Gefahrenquellen inklusive der Beschreibung geeigneter Nachweisverfahren sowie
eine Darstellung von MalBnahmen bzw. Methoden zur Risikobeherrschung.

Im Unterschied zu Art. 10 Abs. 1 lit. b, der die laufende Uberwachung von Einzelobjekten vorsieht, ist die
allgemeine Risikoanalyse gem. lit a weder auf Blei und Legionellen noch auf prioritare Ortlichkeiten
beschrankt.

Entsprechend den Ergebnissen landerlbergreifender ~ Abstimmungsgesprache wird von allen
Bundeslandern das Osterreichische Institut fir Bautechnik (OIB) mit der Erstellung einer einheitlichen
Risikoanalyse fir ganz Osterreich beauftragt.

Die Ubertragung der Erstellung der Risikoanalyse auf das OIB ist aufgrund der Vereinbarung geman
Art. 15a B-VG Uber die Zusammenarbeit im Bauwesen sowie die Bereitstellung von Bauprodukten auf dem
Markt und deren Verwendung, LGBI. Nr. 21/2013, nur naheliegend (vgl. Art. 4 Z 3 und 6 leg cit).

Da eine Risikoanalyse aber sehr spezifische trinkwasserbezogene Kenntnisse voraussetzt, die in der Regel
Uber die allgemeine bauproduktebezogene Expertise hinausgehen, wird das OIB ermachtigt, entweder eine
fachkundige Person (zB einen Gerichtsgutachter bzw. eine Gerichtsgutachterin) oder ein geeignetes Institut
(zB die Universitat fir Bodenkultur oder ein zertifiziertes Labor) mit der Vornahme der Analyse zu
betrauen.

8 104b: Mit diesen Bestimmungen wird Art. 10 Abs. 1 lit. b der Richtlinie umgesetzt. Demnach sind jene
Ortlichkeiten zu tberwachen, in denen aufgrund der allgemeinen Risikoanalyse gemaR lit. a spezifische
Risiken hinsichtlich Blei und Legionellen festgestellt wurden. Die Uberwachung beinhaltet — im Gegensatz
zur allgemeinen Risikoanalyse — eine laufende Kontrolle risikogeneigter Ortlichkeiten auf eine mdgliche
Belastung mit Blei und Legionellen.

Die Parameterwerte in Abs. 1 ergeben sich aus Anhang | Teil D der Richtlinie.

Anders als die allgemeine Risikoanalyse gemiR § 104a bezieht sich die laufende Uberwachung auf die
Kontrolle einzelner Gebdude bzw. Objekte, kann aber auf die Auswertung von Blei und Legionellen
beschrénkt werden, da von diesen Belastungen die grofite Gefahr firr die menschliche Gesundheit ausgeht.

GemaR Art. 2 Z 4 der Richtlinie sind prioritare Ortlichkeiten von den Mitgliedstaaten festzulegen. In
8 104b Abs. 2 findet sich daher eine abschliefende Aufzéhlung jener Einrichtungen bzw. Geb&ude, die —
in Anlehnung an den Erwadgungsgrund 19 der Richtlinie und auf Basis fachlicher Beurteilungen — fiir das
Bundesland Wien als prioritére Ortlichkeiten eingestuft wurden.

Die Auswahl der in Abs. 2 genannten Ortlichkeiten ist von der Uberlegung getragen, dass die sehr
aufwandige objektbezogene Kontrolle auf jene Gebdude bzw. Einrichtungen fokussiert wird, die entweder
dem langerfristigen Aufenthalt von Personen und/oder der Pflege und Betreuung von besonders
schutzwiirdigen Gruppen (Kranken, Pflegebediirftigen oder Kindern) dienen. Fiir diese Personengruppen
stellt eine Kontamination des Trinkwassers mit Blei oder Legionellen eine besondere Gefahr dar, die es
durch eine laufende Kontrolle abzuwenden gilt. Die Definition der prioritaren Ortlichkeiten wurde aus der
Richtlinie ibernommen.

Zu den prioritaren Ortlichkeiten im Einzelnen:

Sonstige Gesundheitseinrichtungen sind nur dann zu tiberwachen, wenn sie flir einen langeren Aufenthalt
von zahlreichen Personen bestimmt sind (zB Kur- und Rehabilitationseinrichtungen), da in
Gesundheitseinrichtungen, die tblicherweise nur kurz aufgesucht werden, wie zB Arztpraxen, weder eine
Ansteckung mit Legionellen noch eine bedenkliche Belastung durch Blei zu erwarten ist. Die
Kontamination des Trinkwassers mit Blei stellt ndmlich nur dann ein relevantes Risiko dar, wenn es Uber
einen langeren Zeitraum und in héheren Konzentrationen eingenommen wird. Legionellen werden
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uberhaupt nur durch Wasseraerosole zB beim langeren Duschen ubertragen, weshalb eine Ansteckung nur
in Nassrdumen bzw. bei der Korperpflege zu erwarten ist.

In Beherbergungsbetrieben mit mehr als 100 Betten kénnen vor allem bei einem Befall des Trinkwassers
mit Legionellen besonders viele Nutzerinnen und Nutzer gleichzeitig betroffen sein. Da auch kleinere
Beherbergungsbetriebe in den meisten Féllen einer betriebsanlagenrechtlichen Bewilligungspflicht (und
zwar auch die Privatzimmervermietung tber 10 Betten) unterliegen und von der Gewerbebehdrde
iiberwacht werden, kann die laufende Uberwachung nach der Trinkwasserrichtlinie auf groRere Betriebe
beschrankt werden.

Unter Kinderbetreuungseinrichtungen fallen beispielsweise private oder Offentliche Horte bzw.
Kindergérten.

Die prioritaren Ortlichkeiten sind vom jeweiligen Eigentiimer bzw. von der jeweiligen Eigentiimerin nur
dann einer laufenden Uberwachung zu unterziehen, wenn die allgemeine Risikoanalyse gemaR § 104a
ergeben sollte, dass in diesen Gebduden hinsichtlich Blei oder Legionellen von einem spezifischen Risiko
auszugehen ist. In Abs. 3 wird die Landesregierung daher verpflichtet, nach MaRgabe der Ergebnisse der
Risikoanalyse eine konkrete Liste von risikogeneigten prioritaren Ortlichkeiten mit Verordnung
festzulegen.

Durch diese Einschrankung auf betroffene Gebdude wird zum einen gewahrleistet, dass die laufende
Uberwachung nur auf jene prioritaren Ortlichkeiten abzielt, die nach den Erkenntnissen der Risikoanalyse
tatsdchlich einem besonderen Risiko ausgesetzt sind. Zum anderen wird durch eine Festlegung per
Verordnung eine ziigige Anpassung an die neuesten Erkenntnisse aus der Risikoanalyse ermdglicht, da
diese bei Bedarf, jedenfalls aber alle 6 Jahre, aktualisiert werden muss, woraus sich mdglicherweise
Anderungen bei der Risikoeinstufung der Ortlichkeiten ergeben kénnten.

Die Verpflichtung zur Durchfiihrung der laufenden Uberwachung des Gebaudes bzw. Objektes wird dem
jeweiligen Eigentiimer bzw. der jeweiligen Eigentiimerin der betroffenen prioritaren Ortlichkeit Gibertragen,
da das geltende System der Trinkwasserkontrolle — wie es in der Trinkwasserverordnung des Bundes,
BGBI. Il Nr. 304/2001 in der Fassung BGBI. Il Nr. 362/2017, bereits vorgegeben ist — grundsatzlich auf
einer Eigenkontrolle basiert, welche durch behdrdliche UberwachungsmaBnahmen bzw. Stichproben
lediglich ergénzt wird. Die Verpflichtungen fiir die Eigentumer und Eigentimerinnen ergeben sich daher —
analog zur Trinkwasserverordnung — unmittelbar aus dem Gesetz bzw. den darauf gestiitzten
Verordnungen.

Mit der Durchflihrung der Risikoanalyse ist durch den Eigentlimer bzw. die Eigentiimerin eine fachkundige
Person oder ein geeignetes Institut zu betrauen, die bzw. das in der Lage ist, die Probenahmen und -analysen
nach den in Abs. 4 festgelegten Kriterien vorzunehmen. Die ndheren Bestimmungen Uber die
Probeentnahme und -analyse werden ebenfalls mit Verordnung der Landesregierung festgelegt und
orientieren sich, insoweit in den relevanten Bestimmungen der Trinkwasser-Richtlinie keine konkreten
Vorgaben festgelegt sind, an den einschldgigen technischen Normen.

§ 104c: Diese Bestimmung dient der Umsetzung von Art. 10 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 3 lit. e und f
der Richtlinie. Demnach sind die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, geeignete MalRnahmen zu treffen, wenn
die laufende Uberwachung zu dem Ergebnis kommt, dass die Parameterwerte fur Blei und Legionellen
nicht eingehalten werden.

Abs. 1 verpflichtet die Eigentlimer von Geb&uden insbesondere dazu, einer bedenklichen Belastung des
Trinkwassers durch Blei durch geeignete Malinahmen entgegen zu wirken.

Bei Uberschreitung einzelner Parameterwerte sollte vom Eigentiimer zunachst ein Gutachten in Auftrag
gegeben werden, in dem mehrere Proben iber einen gewissen Zeitraum hinweg bewertet werden, da es bei
einzelnen Proben haufig Messungenauigkeiten gibt. Das Ergebnis dieses Gutachtens ist in weiterer Folge
Grundlage dafr, ob weitere Malinahmen erforderlich sind oder nicht.

Hinsichtlich der Bekdmpfung von Legionellen ist Abs. 1 jedoch subsidiér und gilt nur fiir den Fall, dass
keine geeigneten gefahrenpolizeilichen Bestimmungen in anderen Bundes- oder Landesgesetzen existieren
oder diese nicht ausreichen.

In den geltenden Bundes- oder Landesgesetzen bestehen bereits Regelungen, die die Behdrde dazu
verpflichten, den Betreiber*innen von Anlagen geeignete MalRnahmen vorzuschreiben.

Die Verpflichtung der Eigentimer*innen gemdl 8§ 104c zur Legionellenbekdmpfung ist demgegenuber
nachrangig und stellt einen Auffangtatbestand dar.

Diese Verpflichtung der Eigentimer*innen geméaR Abs. 1 entféllt, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die
Belastung des Trinkwassers nicht von den Hausinstallationen und den dafir verwendeten Produkten,
Materialien und Baustoffen oder der Art ihrer Verbauung ausgeht. Diese Einschrédnkung ist aus
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verfassungsrechtlichen Griinden erforderlich, da baurechtliche MalRnahmen nur insoweit vorgeschrieben
werden kdnnen, als eine Kontamination des Trinkwassers durch die Hausinstallationen udgl. hervorgerufen
wird. Geht die Belastung des Trinkwassers auf andere Ursachen zuriick, liegt dies auferhalb der
gesetzgeberischen Zustandigkeit des Landes.

Unter Glaubhaftmachung ist ein verringertes Beweismal} zu verstehen: nach der einschlagigen Judikatur
reicht es in einem solchen Fall, wenn die Behérde von der Wahrscheinlichkeit einer Tatsache Uberzeugt
wird. BloRRes Leugnen oder eine allgemein gehaltene Behauptung geniigen nicht. Die Glaubhaftmachung
kann zB. durch Rechnungen, Gutachten oder Zeugenaussagen erfolgen.

Geeignete Mafnahmen iZm Legionellen sind entweder verfahrenstechnische (zB. Aufheizung oder
Spilung) oder installationstechnische MaRnahmen, wobei im Regelfall mit verfahrenstechnischen
Methoden das Auslangen gefunden werden kann, da diese in der Regel mit weniger Aufwand zum
gewiinschten Erfolg fihren. Auch bei der Ergreifung der Manahmen zur Bekdmpfung von Legionellen ist
namlich der wirtschaftliche Aspekt relevant. Die jeweilige Manahme, die vom Eigentlimer bzw. von der
Eigentlimerin vorzunehmen ist, muss daher zur Zielerreichung geeignet und verhaltnisméaRig sein, woraus
folgt, dass auch in diesem Fall das gelindeste noch zum Ziel fiihrende Mittel ausreichend ist, sofern damit
das Risiko auf ein zul&ssiges Niveau minimiert oder ganz hintangehalten werden kann.

Der Austausch von Bleileitungen gemaR Abs. 3 muss vom Eigentimer bzw. von der Eigentimerin nur
unter zwei Voraussetzungen durchgefiihrt werden. Zum einen muss die Uberschreitung der
Bleikonzentration im Trinkwasser derart hoch sein, dass damit eine erhebliche Gefahr fiir das Leben und
die Gesundheit verbunden ist. Zum anderen muss der Austausch von Leitungen bzw. Anlagenteilen fur den
Eigentumer bzw. die Eigentimerin auch wirtschaftlich und technisch vertretbar sein. Diese Beurteilung
ergibt sich aus einer objektiven Durchschnittsbetrachtung. Wirtschaftlich vertretbar ist ein Austausch erst,
wenn feststeht, dass fur eine Verringerung des Bleiwertes unterhalb des zuldssigen Schwellenwertes kein
anderes gelinderes Mittel zur Verfiigung steht. Eine gelindere MalRnahme wére beispielsweise das langere
Laufenlassen des Wassers vor dessen Genuss. Derartige MalRnahmen sind — nach der einschldgigen
mietrechtlichen Judikatur — auch den Mieterinnen und Mietern von Geb&uden bis zu einem gewissen
Ausmal zumutbar. Gelindere MaRnahmen zur Bekdmpfung von Blei stiitzen sich auf Abs. 1, der die
Eigentlimer in allgemeiner Weise dazu verpflichtet, Manahmen zu treffen, um die Kontamination des
Trinkwassers (auch durch Blei) zu verringern bzw. hintanzuhalten. Mallnahmen zum Austausch von Blei
sind nach Abs. 3 zu beurteilen.

Beim Austausch von Bleileitungen auf andere Materialien sind allenfalls auch SchutzmaRnahmen gegen
elektrischen Schlag zu berlicksichtigen. Dabei geht es um jene Althduser, in denen seinerzeit
Wasserleitungen als Erdung fir elektrische Anlagen herangezogen wurden bzw. werden. Durch den Einbau
eines nicht leitenden Rohrmaterials ware dieser Schutz nicht mehr gegeben.

Im Falle einer Uberschreitung der einschlagigen Grenzwerte fiir Legionellen oder Blei sind der Behorde
unverziglich die vom Eigentiimer bzw. der Eigentlimerin getroffenen Manahmen mitzuteilen.

Die Behorde ist berechtigt, jederzeit eine Uberpriifung von prioritdren Ortlichkeiten daraufhin
durchzuflhren, ob der Eigentlimer bzw. die Eigentlimerin des Geb&udes jene Verpflichtungen eingehalten
hat, die sich aus der laufenden Kontrolle bzw. der Ergreifung von MaBnahmen unmittelbar aus diesem
Abschnitt fiir ihn bzw. sie ergeben. Wenn sich zeigt, dass der Eigentlimer bzw. die Eigentimerin bisher
keine oder keine ausreichenden MalRnahmen gesetzt hat, ist die Behdrde berechtigt, dem Eigentiimer bzw.
der Eigentimerin geeignete und verhaltnismalige MaRnahmen mit Bescheid — bei Gefahr im Verzug mit
Sofortmalnahmen - vorzuschreiben.

Zu Z 98 (8 106):

Diese Anderung ist aufgrund der Erganzung des § 81 Abs. 6a notwendig, weil Gebaudeteile nach § 81 Abs.
6 und 6a gleich zu behandeln sind.

Zu Z 99 bis Z 104 (§ 118):

Abs. 3: In der OIB-RL 6 in der Fassung 2023, Nationaler Plan (OIB-Dokument zur Definition des
Niedrigstenergiegebdudes und zur Festlegung von Zwischenzielen in einem Nationalen Plan gemaR Artikel
9 Abs. 3 zu 2010/31/EU) ist unter Punkt 4 angefiihrt, dass Einzelbauteilsanierungen bzw. der Tausch oder
Einbau einzelner Komponenten des geb&udetechnischen Systems derart zu erfolgen haben, dass unter
Berlcksichtigung dieser EinzelmalRnahmen die Zielwertanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz bei
groeren Renovierungen (vgl. Punkt 3 des Nationalen Plans) mit weiteren — aber nicht zeitgleich
durchgefiihrten — MaRnahmen erreicht werden kénnen.
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Ein geb&udetechnisches System ist eine technische Ausriistung eines Geb&udes oder Gebdudeteils fiir
Raumheizung, Raumkiihlung, Luftung, Warmwasserbereitung fir den hduslichen Gebrauch, eingebaute
Beleuchtung, Gebdudeautomatisierung und -steuerung, Elektrizitatserzeugung am Gebdudestandort oder
fiir eine Kombination derselben, einschlieBlich Systemen, die Energie aus erneuerbaren Quellen nutzen
(vgl. Begriffsbestimmungen zu den OIB-RL, Ausgabe 2023).

GrolRere Renovierungen bestehen aus Einzelbauteilsanierungen (MafRhahmen zum Austausch oder der
Ertuchtigung der Gebdudehiille und zwar die nachtrégliche Anbringung einer Warmeddmmung an der
Fassade, den Austausch von Fenstern, die Ddmmung der obersten GeschoRdecke sowie der Kellerdecke)
sowie Anderungen am gebéudetechnischen System, das der Warmeversorgung dient.

Einzelbauteilsanierungen bzw. Anderungen am gebaudetechnische System konnen zeitgleich durchgefiihrt
werden. Sie konnen aber auch im Rahmen eines Sanierungskonzeptes in Etappen als einzelne
Baumalnahmen auf einer offenen Zeitskala durchgefiihrt werden. Bei vollstandiger Umsetzung dieses
Sanierungskonzeptes sind die Anforderungen an die gréRere Renovierung erreicht. Diese Einzelschritte
I6sen keine Verpflichtung zur sofortigen Durchfiihrung anderer Einzelbauteilsanierungen oder zu der
Anderung des gebiudetechnischen Systems aus. Zielsetzung dieser Vorschrift ist ausdricklich die
Ermunterung zu thermisch-energetischen Malinahmen, ohne dabei die abschreckende Wirkung
maglicherweise wirtschaftlich nicht realisierbarer, gesamthafter groRerer Renovierungen zu riskieren. Bei
groReren Renovierungen, die in Etappen erfolgen, ist bei jedem Einzelschritt darauf zu achten, dass die
nachfolgenden Schritte nicht verunmoglicht werden. Werden beispielsweise in einem ersten Schritt Fenster
ersetzt, ist dieser Ersatz so zu planen, dass ein spaterer Anschluss einer entsprechenden Warmedammung
u.a. jedenfalls méglich ist; wird beispielsweise in einem ersten Schritt die Fassade warmegeddmmt, ist u.a.
jedenfalls auf die Fensteranschliisse und die Dachanschliisse zu achten.

Von dieser Vorschrift nicht umfasst sind blofRe Reparaturen (z.B. nach Bruch eines Fensters,
Reparaturmafinahmen nach einem Wasserschaden).

,Dezentral“ in der Z 1 ist nicht im Sinne von ,,gebdudedezentral zu verstehen. Laut den Erlauternden
Bemerkungen der OIB-RL 6 [2019] ist unter Punkt 5 festgehalten, dass bei der Wortfolge ,,dezentrale
Energieversorgungssysteme ...* das Attribut dezentral vom Begriff ,,dezentral® im Sinne der ONORM H
5056-1¢ zu unterscheiden ist. Dezentrale Energieversorgungssysteme sind Energieumwandlungsanlagen,
die unmittelbar einen Gebdudekomplex, einzelne Geb&ude oder Gebdudeteile auf einem Bauplatz versorgen
im Gegensatz zu zentralen Energieversorgungssystemen in Form von Fern- oder Nahwérmenetzen, die
groRere Gebiete von einem zentralen Punkt des Netzes aus mit Wérme versorgen.

Die Dokumentationspflicht beschrénkt sich auf die genannten MaRnahmen und besteht neben der
Dokumentationspflicht gemaR § 129 Abs. 2. Ab dem Zeitpunkt, in dem fiir ein Gebédude ein Bauwerksbuch
angelegt ist, hat die Dokumentation im Rahmen des Bauwerksbuchs zu erfolgen (8 128a).

Abs. 3b: Die bisherigen Abs. 3b und 3¢ werden zu einem neuen Abs. 3b zusammengefasst. Im Unterschied
zur geltenden Rechtslage werden nunmehr auch Zubauten in die Verpflichtung miteinbezogen. Fir
Wohngebdude wird die Verpflichtung erhdht und teilweise an jene fiir Nicht-Wohngebdude herangefihrt.
An der Verpflichtung fir Nicht-Wohngebdude &ndert sich demgegenuber nichts, da diese bereits bisher
strengeren Anforderungen unterliegen.

Klargestellt wird durch die Ergédnzung im ersten Satz, dass die Verpflichtungen gemai Abs. 3b unabhéngig
von Verpflichtungen zum Einsatz solarer Energietrager auf Grundlage anderer gesetzlicher Bestimmungen
(z.B. WBTV 2020, Anlage 13) bestehen und eine wechselseitige Anrechnung daher nicht méglich ist. Wird
z2.B. eine Fotovoltaikanlagen auf Grundlage der WBTV 2020, Anlage 13 Punkt 5.2.3. lit. ¢ errichtet, vermag
dies an einer daruber hinaus gehenden Verpflichtung gemafR § 118 Abs. 3b nichts zu &ndern und es sind die
sich aus dieser Bestimmung ergebenden Leistungen zusétzlich zu erzeugen.

Durch die Anderung in Abs. 3b Z 2 wird das AusmaR der bisher geltenden Verpflichtung zum Einsatz
solarer Energietrager fur Wohngebdude erhéht und teilweise an die bislang geltenden Bestimmungen fur
Nicht-Wohngebdude angepasst. Die Stadt Wien hat sich zum Ziel gesetzt, die Fotovoltaik-Leistung
innerhalb des Wiener Stadtgebietes von 50 MWp im Jahr 2021 auf 800 MWp im Jahr 2030 zu steigern.

Die Berechnung der Verpflichtung gemaR Z 2 erfolgt mittels folgender Formel: Ppy, = %

Um den Einsatz solarer Energietrdger bzw. anderer technischer Systeme zur Nutzung umweltschonender
Energietrdger auch im Bereich der Wohngebdude zu gewahrleisten, wird die Ausnahmemdgglichkeit von
der Verpflichtung gestrichen. Wenn der Einsatz auf dem eigenen Grundstiuck nicht mdglich oder
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zweckmaRig ist, hat der Einsatz immer dann, wenn das Ausmal der Verpflichtung groRer oder gleich
1 kWp ist, auf einer anderen Liegenschaft bzw. auf einem Gebdude auf einer anderen Liegenschaft
(,,Ersatzflachen®) zu erfolgen. Betragt das Ausmaf der Verpflichtung weniger als 1 kWp und ist der Einsatz
auf dem eigenen Grundstiick aus den im Gesetz angefiihrten Griinden nicht mdglich, besteht keine
Verpflichtung zum Einsatz auf einer Ersatzfliche, weil dafir der Aufwand fir Bauwerber*innen
unverhéltnismaBig hoch ware. Der Entfall bezieht sich nur auf die Verpflichtung zum Einsatz auf der
Ersatzflache und nicht auf die grundsétzliche Verpflichtung. Diese besteht auch dann, wenn die Berechnung
nach Z 1 oder Z 2 zB eine Verpflichtung im Ausmaf von 0,69 kWp ergibt.

Ein Auf- oder Abrunden auf eine ganze kWp-Zahl hat bei der Berechnung der Verpflichtung nicht zu
erfolgen. Die Verpflichtung wird entsprechend der bisherigen Vollzugspraxis auf zwei Kommastellen
errechnet.

Geeignete Ersatzflachen sind solche, auf denen die Errichtung und der Einsatz dieser Systeme gemaR der
Bauordnung fiir Wien und den sonstigen Vorschriften des Bundes- oder Landesrechtes zuldssig sind. Im
Baubewilligungsverfahren ist darzulegen, auf welcher Grundflache oder auf welchen Grundflachen dieser
Verpflichtung im jeweiligen Ausmal nachgekommen wird. Es diirfen nur solche bestehende Anlagen auf
Ersatzflachen herangezogen werden, die freiwillig und nicht aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung
errichtet wurden. Durch die Anderung in Abs. 3b Z 2 wird die Verpflichtung auf Zubauten (§ 60 Abs. 1 lit.
a BO) ausgeweitet. Das Ausmall der Verpflichtung bezieht sich auf die zusétzlich geschaffene
konditionierte Brutto-Grundflache (BGF) und nicht auf den bereits bestehenden Geb&udeteil. Die
Berechnung der charakteristischen Lénge (Ic) erfolgt unter Hinzurechnung der adiabatischen Trennflache.
Die (ibrigen Bestimmungen sind ident zur Verpflichtung fir Neubauten.

Um in der Praxis Rechtssicherheit zu schaffen, wird im letzten Satz dieser Bestimmung nun ausdricklich
geregelt, dass nur solche Anlagen auf Ersatzflachen herangezogen werden kénnen, bei denen die
Inbetriebnahme im Zeitpunkt der Baueinreichung nicht langer als zwei Jahre zuriickliegt. Aufgrund der
geltenden elektrizitatsrechtlichen Bestimmungen im WEIWG 2005 sind sowohl Fertigstellung als auch
Inbetriebnahme der Netzbetreiberin zu melden (vgl. §8 6a Abs. 9 bzw. 11 und § 12 Abs. 6 WEIWG 2005
idF LGBI. fur Wien Nr. 33/2022). Zur Bescheinigung des Inbetriebnahmezeitpunkts kann im Bauverfahren
diese Meldung herangezogen werden.

Entfall des Abs. 3d: Die Ausnahmebestimmung betreffend Wohngebdude in der Bauklasse I, die mehr als
zwei Wohnungen enthalten, Kleingartenhduser und Kleingartenwohnhduser entféllt, weil auch bei diesen
Gebaudetypen solare Energietrager verstarkt zum Einsatz kommen sollen.

Abs. 3f: Diese Erginzungen betreffen Verpflichtungen, die derzeit auf Anderungen und Instandsetzungen
von mindestens 25 vH der Oberflache der Gebaudehiille von Gebauden beschrankt ist. Diese werden nun
dahingehend erweitert, als auch bei Einzelbauteilsanierungen und Anderungen am gebiudetechnischen
System neue Warmebereitstellungsanlagen fir feste und flussige fossile Brennstoffe verboten sind.

Abs. 4: Die Sonderregelung betreffend die Einhaltung bestimmter Warmedurchgangskoeffizienten fir
Gebaude in Schutzzonen sowie erhaltungswirdigen gegliederten Fassaden an bestehenden Gebduden in
der Z 1 entfallt. Nunmehr ist im Rahmen der Betrachtung im Einzelfall, unter Berlcksichtigung méglicher
Auswirkungen auf das ortliche Stadtbild entsprechend den Vorgaben der OIB-RL 6 vorzugehen.

Abs. 8: Hinsichtlich der in Abs. 3 normierten verpflichtenden Nutzung hocheffizienter alternativer Systeme
wird eine Sonderbestimmung fiir Fernwéarme-Ausbaugebiete geschaffen. Es wird damit die Mdglichkeit
geschaffen, dass Liegenschaften, die sich in solchen Gebieten befinden und einer Verpflichtung zur
Umstellung auf hocheffiziente alternative Systeme unterliegen, nicht gezwungen werden, ein anderes
hocheffizientes alternatives System wéhlen zu mussen, weil ein Anschluss an die Fernwarme erst zu einem
spateren Zeitpunkt moglich wére.

Befindet sich ein Geb&ude, das beispielsweise einer gréReren Renovierung unterzogen wird, innerhalb eines
ausgewiesenen Energieraumplan-Ausbaugebietes gemaR & 2b Abs. 3a, und steht dadurch fest, dass das
betreffende Geb&ude kiinftig mit qualititsgesicherter Fernwérme versorgt werden wird, missen im Zuge
des Bauprojektes jedenfalls alle VVorbereitungen getroffen werden, um zum Zeitpunkt der Verfligbarkeit
qualitatsgesicherter Fernwdrme das gebdudetechnische System zeitgerecht auf Fernwarme umstellen zu
kdnnen. Zu diesem Zweck darf bis dahin der bisher verwendete Energietrager (idR wird es sich dabei um
Gas handeln) zentral zum Einsatz kommen, allerdings bereits so geplant, dass der zentrale Gaskessel mittels
geringstem Aufwand gegen einen entsprechenden Fernwarme-Umformer getauscht werden kann und
keinesfalls in den Nutzungseinheiten noch bauliche MalRnahmen zu treffen sind.

Der Nachweis Uber die Versorgung mit Fernwarme kann insbesondere erbracht werden, indem im
Zeitpunkt der Einreichung des Bauprojektes ein Vertrag mit einem Fernwarme-Anbieter Uber die kinftige
Versorgung des Gebaudes mit qualitatsgesicherter Fernwarme vorgelegt wird.
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Zu Z 105 (§ 118b):

Da die Behdrde im Rahmen der stichprobenartigen Kontrolle nicht nur registrierte Energieausweise priift,
sondern auch jene, die eingebracht wurden, aber bei der Plausibilitatsprifung als unrichtig aufgefallen sind
und daher einer manuellen Uberprufung durch die Behdrde unterliegen, erfolgt diese Klarstellung.

Zu Z 106 (8§ 119):

Die Neufassung der 88 119 — 121 ist erforderlich, da es in der Praxis aufgrund der nicht immer klar
abgrenzbaren Einteilung der verschiedenen Gebdudearten und ihrer Verwendungszwecke, auch im
Zusammenhang mit widmungsrechtlichen Vorgaben, zu Umgehungen kommt. Es soll daher eine préazisere
Zuordnung von R&umlichkeiten zu bestimmten Kategorien geben, weshalb im neuen System eine
Einteilung auf Ebene der Nutzungseinheiten erfolgt. Gleichzeitig werden die durch die Bauordnung an
diese Raumlichkeiten gestellten Anforderungen auf einen zeitgemafRen Stand gebracht, ohne diese
detaillierter als nétig zu regeln. Bewahrte Inhalte werden weitgehend beibehalten und in das neue System
integriert.

Abs. 1 definiert, was eine Nutzungseinheit ist, und legt fest, welche Nutzungseinheiten es in Gebduden gibt.
Grundsatzlich lassen sich s&mitliche nicht aufgefiihrten Nutzungseinheiten unter sonstige
Nutzungseinheiten® subsumieren, wobei diese einerseits ihrem jeweiligen Nutzungszweck entsprechend zu
bezeichnen und zu benutzen sind (vgl. Abs. 5) und andererseits nur Nutzungen umfassen kdnnen, die nicht
bereits durch die anderen aufgezahlten Nutzungseinheiten abgedeckt sind — sie kénnen also weder Wohn-,
Beherbergungs- bzw.  Unterbringungszwecken  (siehe  Unterkunftsrdume in  Heimen und
Beherbergungsstétten) noch betrieblichen Zwecken im engeren Sinne dienen.

Die selbststandige Nutzbarkeit ergibt sich aus dem jeweiligen Nutzungszweck. Sie ist in Wohnungen dann
gegeben, wenn diese zu dauerhaften Wohnzwecken nutzbar ist; eine Zimmereinheit eines Heimes etwa ist
bereits dann selbststdndig nutzbar, wenn sie Uber eine Schlafgelegenheit verfugt. Die erforderliche
Mitbenutzung allgemeiner Teile steht diesfalls der selbstandigen Nutzbarkeit nicht entgegen.

Abs. 2 regelt die Anforderungen, die an Wohnungen gestellt werden und legt abschlieBend fest, wann eine
Bestimmung zu Wohnzwecken vorliegt und welche Nutzung dieser Bestimmung entspricht. Damit ist
nunmehr Klargestellt, dass eine Verwendung von Wohnungen inshesondere zur gewerblichen
Kurzzeitvermietung zweckwidrig und damit unzuldssig ist. Gleichzeitig gibt es aber kinftig die
Mdglichkeit, eine befristete Ausnahmebewilligung fur eine solche Verwendung zu erlangen (vgl.
§ 129 Abs. 1a)

Abs. 2a: Die Kurzfristigkeit muss sowohl bei einer gewerblichen Nutzung flir Beherbergungszwecke (lit.
a) als auch bei einer Vermietung der Wohnung, fur die eine Verpflichtung zur Entrichtung einer Ortstaxe
besteht (lit. b), gegeben sein. Sie ist anhand der Umstande im Einzelfall zu beurteilen. Heranzuziehen ist in
diesem Zusammenhang die Judikatur des OGH, in der festgestellt wurde, dass ein Zeitraum von 2 bis 30
Tage eine kurzfristige Vermietung darstellt (vgl. zB OGH 5 Ob 59/14h). Voraussetzung fiir den
Anwendungsfall der lit. b ist, dass der Wohnsitz (§ 1 Abs. 6 Meldegesetz 1991: ,,Ein Wohnsitz eines
Menschen ist an einer Unterkunft begriindet, an der er sich in der erweislichen oder aus den Umsténden
hervorgehenden Absicht niedergelassen hat, dort bis auf weiteres einen Anknipfungspunkt von
Lebensbeziehungen zu haben.) wahrend der Vermietung bzw. der Vermietungen innerhalb eines
Kalenderjahres nicht aufgegeben wird. Dieser Wohnsitz kann entweder der Hauptwohnsitz (§ 1 Abs. 7
Meldegesetz 1991) oder ein weiterer [Neben-, Zweit-] Wohnsitz sein. Ist in einer Wohnung kein Wohnsitz
angemeldet, scheidet die Anwendung dieser lit. aus. Die Beschréankung der Weitergabe der Wohnung, an
der ein Wohnsitz begriindet ist, auf 90 Tage bezieht sich auf die Wohnung und nicht auf die Person des
Vermieters oder der VVermieterin.

Abs. 3 regelt Unterkunftsraume in Heimen und Beherbergungsstétten und erfasst damit grundsatzlich alle
Unterbringungsformen vom Géstezimmer, Hotelzimmer, Unterbringungseinheiten in Heimen in
verschiedenster Ausstattungskategorie bis hin  zum voll ausgestatteten Apartment oder den
Kasernenschlafsaal. Unterkunftsrdume, welche (ber eine volle Ausstattung verfiigen, die zum
selbststdndigen Wohnen erforderlich ist, sind definitionsgem&R Wohneinheiten; ist keine solche
Ausstattung vorhanden, da entweder Waschgelegenheit/Sanitéreinrichtungen oder eine Kochgelegenheit
nicht innerhalb des Zimmerverbands des Unterkunftsraumes verfligbar sind und die damit verbundenen
Bedurfnisse auBerhalb desselben befriedigt werden missen, liegt eine Zimmereinheit vor. Die Einteilung
folgt der bisher bereits bestehenden Begriffseinteilung in Bauordnung und Nebengesetzen (siehe etwa
§ 121 Abs. 3 idgF sowie § 50 Abs. 1 und 2 WGarG 2008) und prézisiert diese. Sogenannte ,,Serviced
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Appartements* und &hnliche Unterkunftsmodelle sind unter den Typus der Beherbergungsstatten zu
subsumieren.

Fur Heime gilt, dass deren Nutzung zur Unterbringung von Menschen in ihren Unterkunftsrdumen stets im
Zusammenhang mit einem (ibergeordneten Zweck steht. Abs. 3 letzter Satz stellt klar, dass eine Umgehung
dieses libergeordneten Zwecks durch Verwendung dieser Raume zu anderweitigen Unterbringungsformen
grundsétzlich ausgeschlossen ist. Eine solche Nutzung ist lediglich dann zuléssig, wenn hierfur eine
ausdriickliche gesetzliche Grundlage besteht (vgl. etwa § 10 des Studentenheimgesetzes).

Eine abschlieBende Regelung samtlicher Nutzungsformen ist weder méglich noch zweckmaRig. Abs. 5 legt
daher fest, dass sonstige Nutzungseinheiten ihrem jeweiligen Nutzungszweck entsprechend zu bezeichnen
und zu benutzen sind. Beispielsweise fallen unter diese Bestimmung auch Einheiten fir religiose, kulturelle,
soziale oder Bildungszwecke sowie Nutzungseinheiten, die der technischen Infrastruktur zuzuordnen sind.
Damit ist sichergestellt, dass fir samtliche Raumlichkeiten eine bewilligungsgemale Beniitzung in den
Konsensplanen festgelegt ist. Diese muss mit den Flachenwidmungs- und Bebauungsbestimmungen und
dem Gebéaudetyp in Einklang stehen, andernfalls ist die Errichtung der betreffenden Nutzungseinheit(en)
unzuldssig und kann ggf. nicht bewilligt werden. Dariber hinaus besteht eine Bezeichnungspflicht
gleichermafRen auch fur sémtliche tibrigen Nutzungseinheiten (vgl. § 64 Abs. 1 lit. b).

Zu Z 107 (8§ 119a):

§ 119a entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 119. Die Bestimmungen tber die Ausgestaltung von
Wohnungen wurden in Uberarbeiteter Form in den neuen, die Nutzungseinheiten regelnden § 119 verlegt.
Die baulichen Anforderungen an Wohngebdude bleiben bestehen (nunmehrige Abs. 2 bis 4 des § 119a),
wobei diese auch auf gemischt genutzte Geb&ude, die Wohnungen enthalten, jedoch nicht als Wohngebéude
anzusehen sind, zur Anwendung kommen, wenn diese mindestens zwei Wohnungen enthalten.

Auch wenn die Qualifikation als Wohngeb&ude nach dem nunmehrigen System in Bezug auf die
Verpflichtungen in 8 119a Abs. 2 bis 4 nicht mehr ausschlaggebend ist, war eine solche dennoch
beizubehalten, da die Bauordnung an mehreren Stellen auf Wohngebdude Bezug nimmt und Regelungen
fur diese trifft (vgl. etwa die §8 6, 88a, 111, 115, 118). Ein Wohngeb&ude liegt nach der neuen Regelung
definitionsgemal dann vor, wenn es sich um ein Gebédude handelt, das ausschlie3lich oder tberwiegend
Wohnungen enthélt (bislang wurde nicht auf Wohnungen, sondern auf den Wohnzweck abgestellt).
Wohnungen sind dann tberwiegend enthalten, wenn diese mehr als die Hélfte der Gesamtnutzflache des
Gebdudes einnehmen, wobei sonstige Nutzungseinheiten, die ein Zubehdr zu den Wohnungen bilden
(Keller, Stellplatze) bzw. der Wohnnutzung dienen (Sportréume, Sauna fiir Bewohner*innen) bei der
Berechnung der Gesamtnutzflache auBer Betracht bleiben.

Die bislang von § 119 normierten Anforderungen an Fahrradabstellpldtze haben sich in der Praxis als nicht
hinreichend detailliert erwiesen. Es werden daher spezifischere Qualitdtsmerkmale in die Bauordnung
aufgenommen. In diesem Sinne wird nunmehr ausdriicklich festgehalten, dass Fahrradabstellplatze tber
eine einfach nutzbare Abstellvorrichtung verfligen mussen. Das vormals in der beispielhaften Aufzéhlung
genannte Hangesystem hat sich in der Praxis aufgrund seiner Handhabung nicht bewéhrt. Die
Abstelleinrichtungen sollen flr alle Fahrradtypen verwendbar und das Abstellen sowie Entnehmen von
Fahrrédern soll schnell und ohne Kraftaufwand moglich sein (vgl. RVS 03.02.13 Radverkehr Punkt 13.4.).
Die Abstellvorrichtung soll keine eigene Absperrmdglichkeit vorsehen, vielmehr sollen die Benutzer*innen
Fahrrader mit eigenen Schldssern absperren kdnnen. Hinzu kommt die Verpflichtung, mindestens 10 % der
Fahrradabstellplatze derart auszugestalten, dass dort Spezialfahrrader (z.B. Lastenrader, Trikes, Fahrréder
mit Handbetrieb) barrierefrei zuganglich verwahrt werden kénnen.

Zudem ist mittlerweile jedes dritte verkaufte Fahrrad ein E-Bike, wobei weitere Erhéhungen dieses Anteils
zu gewdrtigen sind. Mit dieser Entwicklung Kkorreliert ein steigender Bedarf an sicheren
Abstellmdglichkeiten in Wohnhdusern, die mit entsprechenden Ladegelegenheiten ausgestattet sind. Aus
diesem Grund wird nunmehr angeordnet, dass bei der Errichtung von Wohngeb&uden die Mdéglichkeit
vorgesehen werden muss, E-Bikes zu laden.

Zur Ausgestaltung von Fahrradabstellplatzen im Allgemeinen wird auf die RVS 03.02.13 Radverkehr
verwiesen. Zusétzlich wird festgehalten, dass Fahrradabstellpldtze tunlichst ohne fremde Hilfe erreichbar
sein sollen. Hindernisse wie z.B. Tiren sollten nach Md&glichkeit vermieden werden. Hinsichtlich des
Platzbedarfs von Fahrradabstellplatzen nimmt die RVS einen generellen Richtwert von 2,4 m? pro Fahrrad
an (Punkt 13.3). Je nach Art der verwendeten Radabstellanlage kann sich ein geringerer Platzbedarf
ergeben. Im Gesetz ist vorgeschrieben, dass ein sicheres Abstellen der Fahrréder gewéhrleistet sein muss.
Diese Vorgabe zielt primér auf die Standsicherheit ab.
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Bei Gebduden oder Geb&udeteilen, die barrierefrei zu gestalten sind, darf das Langsgefélle von Rampen
hochstens 6 % betragen (vgl. OIB-Richtlinie 4). Rampen, die zu Fahrradabstellplatzen fiihren, die aber
nicht fr ihre barrierefreie Zugénglichkeit erforderlich sind (da zB bereits Personenaufziige vorhanden sind)
durfen in Anlehnung an Pkt. 2.2.1 der OIB-Richtlinie 4 ein gréBReres Langsgefalle (10 % gemal Punkt 2.2.1
der OIB- RL 4 in der Fassung 2023) aufweisen.

Eine ebenerdige ErschlieBung muss nicht zwingend im Gesetz vorgesehen werden, weil ohnedies
barrierefreie ErschlieBung und Zugéanglichkeit verankert sind. Die konkrete Umsetzung dieser Kriterien
obliegt sodann dem/der Planer*in.

Die Verpflichtung zur Schaffung von Fahrradabstellpldtzen nach Abs. 3 wird bei jeder Schaffung einer
Wohnung — somit auch bei Nutzungsanderungen von Gebduden (Umbau) oder Zubauten ausgeldst. Weil
diese Nutzungsénderungen allerdings Bestandsgebdude betreffen, bei denen die entsprechende
Ausgestaltung von Fahrradabstellplatzen teilweise nicht mdéglich sein konnte, wird der Behorde
gebundenes Ermessen hinsichtlich einer teilweisen oder ganzlichen Nachsicht von der Einhaltung dieser
Bestimmung eingerdumt. Bauwerber*innen haben dabei schliissig darzustellen, warum ihnen die
Einhaltung dieser Bestimmung nicht mdglich ist.

Zu Z 108 (8§ 120):

Arbeitsstatten sind laut Punkt 13.1 der RVS 03.02.13 Radverkehr wichtige Standorte fir
Fahrradabstellmdglichkeiten. Sowohl flr die dort Beschéftigten, als auch fir Kund*innen ist der Zugang
zu sicheren und barrierefrei erreichbaren Abstellanlagen wesentlich. Weil der konkrete Nutzer*innenkreis
von Nicht-Wohngeb&uden bei ihrer Errichtung oftmals noch nicht feststeht (zB haben Geschaftsgebaude
ohne Kund*innenverkehr andere Nutzer*innenkreise als Geschaftsgebdude mit Kund*innenverkehr), wird
im neuen Abs. 2 auf die geplante Verwendung abgestellt; zukinftige Verwendungsénderungen des
Gebaudes flihren somit nicht zu einer entsprechenden Anpassung der Verpflichtung. Zur Ermittlung eines
Richtwerts kann der Leitfaden ,Radabstellanlagen bei Gebduden“ der Magistratsabteilung 18
herangezogen werden. Dieser sieht die Errichtung eines Fahrradabstellplatzes fir jede*n zehnten
Mitarbeiter*in bei guter, fur jede*n funften Mitarbeiter*in bei schlechter Anbindung des Arbeitsplatzes an
den offentlichen Personennahverkehr vor. Die Errichtung zusétzlicher Fahrradabstellpldtze wird bei
Arbeitsstatten mit hoher Kund*innenfrequenz empfohlen.

Zu Z 109 und Z 110 (§ 121):

8 121 regelt Beherbergungsstatten und Heime néher. In der Neufassung werden Anpassungen und
Prézisierungen vorgenommen, um die Rechtslage Klarer zu gestalten und Umgehungen zu vermeiden. Die
baulichen Mindestanforderungen an  Unterkunftsrdume finden sich nun im neugefassten
8§ 119 (Nutzungseinheiten); jene betreffend die Gesamtunterkunft (Beherbergungsstitte oder Heim)
verbleiben in § 121 Abs. 3.

Abs. 1 enthélt gemeinsame Bestimmungen Uber Beherbergungsstétten und Heime. Sie kdnnen in Form
eines eigenstandigen Geb&udes errichtet werden oder aber in einem Geb&ude neben anderen
Nutzungseinheiten bestehen, wobei eine eindeutige Trennung erforderlich ist. Bestehen neben einem Heim
oder einer Beherbergungsstatte gesonderte Nutzungseinheiten in untergeordnetem AusmaR, liegt ein
gemischt genutztes Gebaude vor.

Der bisherige Inhalt von Abs. 2 wird nicht verdndert und befindet sich nunmehr in § 119 Abs. 3. Die Abs.
2 und 2a definieren néher, wann eine Beherbergungsstitte bzw. ein Heim im Sinne der Bauordnung
vorliegt. Der baurechtliche Begriff des Heimes ist weit gefasst und umfasst Wohnheime wie Altenheime,
Lehrlingsheime, Studentenheime, Obdachlosenheime udgl. ebenso wie etwa Pflegeheime im Sinne des
WWPG und sonstige Heimformen (Schulungs-, Kurheime udgl.). Auch Soldatenunterkiinfte in Kasernen
fallen darunter. Einige — jedoch nicht alle - Heimformen sind gesetzlich geregelt. Als Heim kommen daher
nach der Regelung des Abs. 2b nur solche Unterbringungsformen in Betracht, denen nach ihrem Zweck (in
der Regel sind dies soziale, gemeinniitzige Zwecke) nach dem allgemeinen Sprachgebrauch und
Versténdnis eine Anerkennung als Heim zukommt. Die Vorschrift, wonach ein Heim zur Unterbringung
von Menschen bestimmt ist, die zu einer nach Zusammengehorigkeitsmerkmalen zusammenhdngenden
Personengruppe gehdren, ist in diesem Sinne streng auszulegen. Ist ein anerkannter Zweck nicht erwiesen,
wird in der Regel eine Beherbergungsstatte vorliegen.
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Zu Z 111 (8 123):

In Abs. 3 wird ergédnzend zur bisherigen Rechtslage festgelegt, dass auch die Zugénglichkeit und die
Benitzbarkeit bewohnter Wohnungen durch SofortmaRnahmen durchgesetzt werden kénnen. Weiters wird
klargestellt, dass bei der Durchfiihrung von Bauarbeiten in leer stehenden Gebauden der bestehende Schutz
gegen Niederschlagswasser erst entfernt werden darf, wenn ein neuer funktionsféhig hergestellt worden ist.
Die bescheidmaRige Einstellung des Baus oder die Durchfiihrung sonstiger Sofortmafinahmen setzt keine
Gefahr im Verzug voraus, ist aber dennoch nicht unverhéltnisméRig, da die Behdrde diese nur im
Zusammenhang mit laufenden Bautétigkeiten vornehmen kann und in diesem Rahmen die Mdglichkeit
rascher Handhabe erforderlich ist.

Mit dieser Anderung ist es der Baubehtrde maglich — insbesondere vor dem Hintergrund des Schutzes der
Gebaudesubstanz - auch bei Durchfihrung von Bauarbeiten in unbewohnten Geb&uden einzuschreiten,
wenn der bestehende Schutz gegen Niederschlagswasser entfernt wurde bevor ein neuer funktionsfahig
hergestellt worden ist.

Zu Z 112 (§ 124):

In der Praxis hat sich gezeigt, dass die Vorgaben an die Dauer der Anbringung und die Sichtbarkeit der
Tafel mitunter nicht durchgehend eingehalten werden und die darauf befindlichen Angaben oftmals nicht
ausreichen, dass Nachbar*innen iber das Bauvorhaben im erforderlichen AusmaR informiert sind. Die auf
der Tafel darzustellenden Inhalte werden daher im Gesetz prazisiert und erweitert. Dadurch wird der
Bevolkerung bzw. insbesondere den Nachbar*innen nunmehr ein ausreichender Kenntnisstand Uber das
Bauvorhaben vermittelt und gleichzeitig aufseiten des Bauwerber*innen die Rechtssicherheit erhoht.

Z 1: Bei der Art des Bauvorhabens ist auf der Tafel anzugeben, ob es sich etwa um einen Neu-, Zu-, oder
Umbau, eine Anderung oder Instandsetzung, einen Abbruch oder ein sonstiges Vorhaben handelt. Durch
die zusétzlich auf der Tafel erforderliche Bild- und Textdarstellung sollen fiir Nachbar*innen insbesondere
konkret geplante Malnahmen und die Dimensionen des Vorhabens erkennbar sein. Beispielsweise kdnnen
Nachbar*innen bereits auf Grund der Hinweistafel einschétzen, ob sie etwa durch einen Zubau oder
Anderungsarbeiten Gberhaupt unmittelbar betroffen sind.

Z 2 und 4: Die Art des Verfahrens, in dem das Bauvorhaben bei der Behdrde geflhrt wird, ist von
entscheidender Bedeutung, da die Baubewilligungsverfahren unterschiedlich ausgestaltet sind. Nach
bisheriger Rechtslage war auf der Hinweistafel nicht auf die VVerfahrensart einzugehen. Nunmehr ist jeweils
jene Gesetzesstelle, die das Recht auf Akteneinsicht und die Einwendungsfrist der Nachbar*innen regelt,
auf der Hinweistafel abzudrucken, sodass diese besser Uber die Rechtslage und ihre
Handlungsmdglichkeiten informiert sind. Insbesondere um im Falle von mehreren Bauvorhaben auf
derselben Liegenschaft die Unterscheidbarkeit zu verbessern und die Kontaktaufnahme mit der Behérde zu
erleichtern ist auch die fiir das jeweilige Bauvorhaben bei der Behorde gefiihrte Aktenzahl auf der Tafel
anzugeben.

Die Pflicht der Bauwerber*innen, der Behorde eine Ablichtung der Hinweistafel sowie einen Nachweis
Uber deren Anbringung zu tbermitteln, dient zum einen der Dokumentation im Behdrdenakt und vermittelt
zum anderen der Baubehdrde die Mdglichkeit, die rasche Behebung von Mangeln zu veranlassen.

Zu Z 113 und Z 114 (§ 127):

Nach derzeitiger Rechtslage hat die Behdrde bei Anderungen des Verfahrensgegenstandes kaum Spielraum,
einen allenfalls erforderlichen Prifingenieur zu bestellen. Dieser Umstand wird durch die nunmehr in
Abs. 6 vorgesehene Fristunterbrechung verbessert.

Mit Abs. 8 lit. h wird eine Rechtsgrundlage fir eine Baueinstellung durch die Behorde geschaffen, wenn
mit einem Abbruch in rechtswidriger Weise begonnen wurde.

Zu Z 115und Z 116 (§ 128):

Wenn bei der Berechnung der Stellplatzverpflichtung von der Kompensationsmdglichkeit eines Car-
Sharing-Angebots Gebrauch gemacht wird, ist der Fertigstellungsanzeige eine zivilrechtliche Vereinbarung
zwischen den Miteigentimer*innen des Gebdudes und einer Car-Sharing-Anbieterin oder einem Car-
Sharing-Anbieter im bewilligten AusmafR anzuschlielen. Unterbleibt eine solche Vorlage ist dem
Bauwerber oder der Bauwerber*in oder dem Eigentiimer oder der Eigentumer*in gemé&R § 48 Abs.
5 WGarG 2008 die Ausgleichsabgabe vorzuschreiben.

Seite 35 von 44



Zu Z 117 (§ 128a):

Das Bauwerksbuch wurde durch die Bauordnungsnovelle 2014 eingefiihrt. Seither muss ein solches bei
allen Neu- Zu und Umbauten von Gebduden mit mehr als zwei HauptgeschofRen angelegt werden. Das
Bauwerksbuch soll nun in weiterer Folge Schritt fir Schritt auf den gesamten Baubestand erweitert werden.

Durch diese Novelle sollen die Gebéude, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, erfasst werden.Unter
»Gebdudehiille® sind insbesondere zu verstehen: Décher, Fenster, vorspringende Bauteile, Auskragungen,
die Fassade samt Ziergliedern sowie die Fassadenbegriinung.

Ersteller*innen von Bauwerksbiichern kénnen grundsatzlich ident mit Priifer*innen sein.

Das Bauwerksbuch hat alle Baubewilligungen samt Baupldnen sowie alle Fertigstellungsanzeigen oder —
die vor 1996 erforderlichen Benutzungsbewilligungen - zu enthalten.

Die bereits bestehenden Inhalte des Bauwerksbuchs sowie die neu geschaffene Verpflichtung zur Erstellung
eines Baugebrechensverzeichnisses sowie eines Instandsetzungsplans dient zum einen den
(Mit)Eigentiimer*innen und Hausverwaltungen fir die organisatorischen und finanziellen Planungen.
(Mit)Eigentiimer*innen missen Uber den Zustand ihres Gebdudes informiert sein und wissen, welche
Malnahmen zur Erhaltung desselben zu setzen sind. Zum anderen wird dadurch der Vollzug durch die
Behorde insofern erleichtert, als diese auf bestehende Bestandsaufnahmen zurlickgreifen und darauf
basierend ggf. Bauauftrage erlassen kann.

In begrindeten Fallen hat die Behorde die Mdglichkeit, die Eigentimer*innen aller Bestandsgebaude
(unabhéngig von den in Abs. 3 genannten Geb&uden und Stichtagen) — aufzufordern, ein Bauwerksbuch zu
erstellen. Begriindete Falle werden insbesondere dann vorliegen, wenn wesentliche oder schwerwiegende
Baugebrechen vorliegen.

Nach § 128a Abs. 5 ist die Behorde ermachtigt, sowohl unmittelbar beim Gebaudeeigentiimer Einsicht in
ein vorhandenes Bauwerksbuch zu nehmen, als auch, dessen Ubermittlung im elektronischen Wege
anzufordern.

Zu Z 118 und Z 119 (§ 128b):

Die in 8 2b Abs. 7 genannten Daten knnen teilweise aus der Gebaudedatenbank abgefragt werden. § 128b
Abs. 1 war daher entsprechend zu ergénzen.

Abs. 3: Durch die Einbeziehung der Hausverwaltung soll eine Vereinfachung der Abwicklung fur die
Behorde wie auch fir die Verpflichteten bewirkt werden. Es ist davon auszugehen, dass die
Hausverwaltung eines Gebdudes in aller Regel uber die erforderlichen Daten verfigt und die Abwicklung
der Eingabe auch uber diese erfolgt. Die Verpflichtung besteht fiir die Eigentlimer*innen und die
Hausverwaltung. Die Behorde hat aber die Moglichkeit, die Aufforderung nur an die Hausverwaltung oder
nur an die Miteigentimer*innen zu richten. Die Mdglichkeit, die Hausverwaltung zu verpflichten, wird
insbesondere dann naheliegend sein, wenn ein Gebdude im Miteigentum von mehrerern Personen steht.

Die Ergénzung des Abs. 3 dient der Klarstellung. Es sollen nur Merkmale auf Grundlage aufrechter
Bewilligungen gemeldet werden.

Der statische Verweis auf das GWR-Gesetz wird aktualisiert.

Zu Z 120 (8 128c):

Die Bauwerksbuchdatenbank enthélt nicht die von Gebdudeeigentiimer*innen selbst zu fihrenden
Bauwerksbiicher, sondern erfasst lediglich grundlegende Informationen zum Bestand derselben sowie die
Daten der Prifer*innen und Ersteller*innen. Der Zweck der Datenbank liegt darin, der Behdrde die
Kontrolle der Einhaltung der Verpflichtung gemaR § 128a Abs. 3 zu ermdglichen, insbesondere, ob ein
Bauwerksbuch tatsachlich erstellt worden ist, ob der Ersteller desselben die nach § 128 Abs. 2 geforderte
Qualifikation aufweist und ob eine erstmalige Uberpriifung erfolgt ist.

Verantwortlich fur die Registrierung der Daten sind die (Mit-)Eigentiimer*innen des Gebdudes, die sich
dazu auch einer Hausverwaltung bedienen kdnnen.

Die aufgrund der bisher geltenden Bestimmung seit 2014 angelegten Bauwerksbiicher sind auch aufgrund
Abs. 2 zu registrieren.

Der Magistrat ist der datenschutzrechtliche Verantwortliche fiir diese Datenverarbeitung.
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Zu Z 121 bis Z 124 (§ 129):

Abs. 1: Die bisherige Regelung, die einen Haftungsiibergang der/des Eigentiimer*in auf die/den
tatsachliche/n Benitzer*in vorsah, hat in der Praxis zu Vollzugsschwierigkeiten gefiihrt. Ein
Haftungsausschluss der/s Eigentimer*in ist auch nicht sachgerecht. Zukuinftig bleibt daher die Haftung der
Eigentumer*innen fir die bewilligungsgemdle Beniitzung der Rdume aufrecht. Erfolgt die Benuitzung
wissentlich bewilligungswidrig durch einen Dritten, tritt dieser nunmehr als zusatzlich haftende Person
neben den/die Eigentimer*in. Der Kreis der haftenden Personen wird damit (unter Beibehaltung der bereits
geltenden sachlichen Einschrankung) erweitert und nicht eingeschrénkt. Eigentimer*innen kénnen die
tatsachlichen Benutzer*innen ggf. zivilrechtlich in Regress nehmen.

Abs. 1a: Das Phdnomen der sogenannten Kurzzeitvermietung von Wohnungen fiir touristische Zwecke tritt
in den vergangenen Jahren verstérkt auf und fiihrt dazu, dass Wohnungen dem Wohnungsmarkt fir die
Wiener Bevolkerung teilweise oder dauerhaft entzogen werden.

Die Klarstellung in § 7a Abs. 3 durch die Bauordnungsnovelle 2018 (LGBI. fir Wien Nr. 69/2018) war ein
erster Schritt zur Einddmmung dieses Ph&nomens in den Wohnzonen, deren Ziel darin bestand, zu
verdeutlichen, dass Wohnungen in der Wohnzone der Wiener Bevodlkerung zur Befriedigung eines
ganzjahrigen Wohnbedurfnisses dienen und nicht zweckentfremdet werden sollen. Nicht erfasst von diesem
Verbot sind Fille, in denen Personen im Sinne des ,,Home Sharing® ihren eigenen Wohnraum gelegentlich
vermieten, um sich etwas ,,dazuzuverdienen®, wenn in zeitlicher und rdumlicher Hinsicht die eigene
Nutzung zu Wohnzwecken uberwiegt und der Wohnraum daher nicht zweckentfremdet bzw. dem
Wohnungsmarkt dauerhaft entzogen wird.

Die bestehende Rechtslage reichte nicht aus, um das Ziel, Wohnungen und Wohnraum vor
Zweckentfremdung durch die Kurzzeitvermietung zu schiitzen, zu erreichen. Das bestehende Verbot der
Kurzzeitvermietung beschrénkt sich nur auf Wohnzonen. Da jedoch auch auBerhalb von Wohnzonen ein
oOffentliches Interesse daran besteht, dass Wohnungen nicht dauerhaft und uneingeschrankt ihrem primaren
Zweck, namlich der Befriedigung eines ganzjahrigen Wohnbedirfnisses, entzogen werden, sondern
vielmehr der Bevolkerung angemessener und leistbarer Wohnraum zur Verfiugung stehen soll, wird eine
weitere Einschrankung normiert, gemaR der die Zweckentfremdung von Wohnungen (ber die gesetzlich
definierten Wohnzwecke hinaus nur unter bestimmten Voraussetzungen und bei Vorliegen einer
entsprechenden Ausnahmebewilligung zul&ssig ist. Kurzzeitvermietung in Wohnungen soll nicht generell
verboten werden. Es werden aber bestimmte Widmungskategorien von der Mdglichkeit ausgeschlossen, in
denen Kurzzeitvermietung nicht dem Widmungszweck entspricht. Darliber hinaus soll auch
gebdudebezogen darauf geachtet werden, dass alle Miteigentimer*innen mit dieser Form der Nutzung
einverstanden sind und ein gewisser Anteil an kurzzeitig vermieteten Wohnungen nicht Gberschritten wird.

Keine Ausnahmebewilligung kann erteilt werden, wenn sich eine Wohnung in der Wohnzone befindet.
Dies entspricht der bereits jetzt geltenden Rechtslage, wonach § 7a Abs. 3 letzter Satz die gewerbliche
Nutzung von Aufenthaltsradumen in Wohnungen fiir kurzfristige Beherbergungszwecke verbietet. Gleiches
gilt fur Wohnraume in den Widmungskategorien Kleingartengebiete und Kleingartengebiete fir
ganzjahriges Wohnen sowie auf voriibergehend Kleingértnerisch genutzten Flachen. Diese
Widmungskategorien gehoren zur Kategorie der Erholungsgebiete und dienen der gartnerischen Nutzung,
der individuellen Erholung oder dem Wohnen, jedoch nicht der erwerbsméRigen Nutzung (§ 2 Abs. 1
WKIG 1996). Weiters soll die Zweckentfremdung von Wohnungen ausgeschlossen werden, wenn diese
mit Fordermitteln errichtet wurden, weil eine Nutzung fur die kurzfristige gewerbliche Beherbergung dem
Ziel der Forderungen zur Schaffung von leistbarem Wohnraum innerhalb des Stadtgebiets eindeutig
zuwiderl&uft.

Die Anforderungen der Z 3 und Z 4 sollen im Zusammenhalt mit der erforderlichen schriftlichen
Zustimmung der Eigentimer*innen (aller Miteigentimer*innen) gewéhrleisten, dass Wohngebédude nicht
zur G&nze Wohnzwecken entzogen werden und dass es unter den Miteigentiimer*innen Einvernehmen gibt,
fiir welche Wohnungen innerhalb des Geb&udes eine Ausnahmebewilligung beantragt werden soll. Mit der
Befristung der Ausnahmebewilligung auf funf Jahre wird sichergestellt, dass die Wohnung nicht dauerhaft
und ohne weiteres ihrem Wohnzweck entzogen und regelmaRig tberprift wird, ob die Voraussetzungen
ihrer Erteilung noch gegeben sind.

Das Ausnahmebewilligungsverfahren ist kein Verfahren im Sinne des 7. Teils der BO. Partei in diesem
Verfahren ist der Antragsteller oder Einreicher (§ 134 Abs. 1). Da es sich weder um ein
Baubewilligungsverfahren noch ein Verfahren zur Bewilligung von Abweichungen von Vorschriften des
Bebauungsplanes handelt, findet § 134 Abs. 3 keine Anwendung.
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In der Ausnahmebewilligung kénnen Auflagen vorgeschrieben werden. Diese kdnnen beispielsweise die
Vorschreibung  brandschutztechnischer  Vorgaben oder Auflagen zur Gewdhrleistung der
Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit beinhalten.

Die Bestimmung tritt am Tag nach Kundmachung des Gesetzes in Kraft. Die Vermietung ist dann fir
weitere sechs Monate ohne Ausnahmebewilligung zul&ssig. In diesem Zeitraum soll es méglich sein, alle
Ausnahmebewilligungen zu erlangen.

Die Behorde kann mit Bescheid die Beendigung einer rechtswidrigen Kurzzeitvermietung (zB wenn eine
Ausnahmebewilligung notwendig wére, eine solche aber nicht vorliegt) beauftragen.

Abs. 2: Die Ergénzung im zweiten Satz des Abs. 2 ist notwendig, damit auch Eigentimer*innen von
Gebauden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das
ortliche Stadthild &ffentliches Interesse besteht, die sich aber (noch) nicht in einer Schutzzone befinden,
dieselbe Verpflichtung zu deren Erhaltung trifft.

Abs. 4: Mit der Ergénzung in Abs. 4 hat die Behdrde die Moglichkeit in den genannten Féllen einen
Sachverstandigenbefund zu beauftragen.

Zu Z 125 und Z 126 (§ 130):

Abs. 2: die Ergénzung der lit. d dient dem Zweck, dass alle Miteigentlimer*innen einer Liegenschaft
Kenntnis davon haben, dass auf dieser Liegenschaft eine Verpflichtung besteht, ein Car-Sharing-Angebot
aufrechtzuerhalten. Dies scheint zweckméRig, da das Auflassen des Angebots zu einer bescheidmaRigen
Vorschreibung der Ausgleichsabgabe fiihrt, die die Miteigentimer*innen treffen wirde.

Zu Z127 (8 133):
Aufgrund der Anderungen in § 119 ist der VVerweis zu korrigieren.

Zu Z 128 (8§ 134):

Die Anderung, die der Umsetzung von Art. 23 Buchstabe b der Seveso 11 - Richtlinie dient, ist aufgrund
der neueren Judikatur des EUGH und eines anhdngigen Vertragsverletzungsverfahrens gegen Osterreich
erforderlich geworden.

Gemadl Art. 23 Buchstabe b der Richtlinie haben die Mitgliedsstaaten sicherzustellen, dass die Mitglieder
der betroffenen Offentlichkeit im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften bei Planungen,
Ansiedlungen und wesentlichen Anderungen von Seveso-Betrieben sowie bei neuen Entwicklungen in der
Nachbarschaft von Seveso-Betrieben Zugang zu den in Artikel 11 der Richtlinie 2011/92/EU eingerichteten
Uberpriifungsverfahren haben.

Durch die Streichung des zweiten Satzteils von § 134 Abs. 6a erster Satz wird dementsprechend
gewahrleistet, dass die Mitglieder der betroffenen Offentlichkeit auch dann Beschwerde an das
Verwaltungsgericht erheben kdnnen, wenn sie innerhalb der vorgegebenen Frist keine Stellungnahme
erstattet haben. Das Beschwerderecht ist damit grundsétzlich nicht mehr von einer Beteiligung im
verwaltungsbehordlichen Verfahren abhangig. Dadurch wird den Bedenken der Europdischen Kommission
nunmehr vollstandig Rechnung getragen.

Zu Z 129 (8§ 134a):

Der Begriff ,,Nachbargrundgrenze® kommt ausschlieBlich in § 134a vor, unterscheidet sich inhaltlich
allerdings nicht vom héufig verwendeten Begriff der ,Nachbargrenze“. Zur Verbesserung der
Einheitlichkeit im Gesetz wird daher der Begriff ,,Nachbargrundgrenze* durch den der ,Nachbargrenze*
ersetzt.

Zu Z 130 (8 135):

Abs. 6a: Aufgrund dieser Bestimmung stellt nicht nur die tatséchliche Vermietung von Wohnungen
entgegen § 129 Abs. la selbst eine Verwaltungsiibertretung dar, sondern bereits das Anbieten einer
Wohnung ohne erforderliche Ausnahmebewilligung..
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Zu Z 131 (8 136):

Mit der Einfigung in Abs. 6a werden rechtsmissbrauchliche und unredliche Einwendungen gegen
Vorhaben 8§ 61a Abs. 1 und Abs. 7 (SEVESO-Betriebe) verhindert.

Missbréuchlich oder unredliches Vorbringen liegt dann vor, wenn Einschreiter*innen vorgeworfen werden
kann, dass sein bzw. ihr Vorbringen zu einem friiheren Zeitpunkt wéahrend des Verwaltungsverfahrens hatte
erstattet werden koénnen, weil nicht glaubhaft gemacht wird, dass diese Unterlassung schuldlos oder
maximal leicht fahrlassig war.

Die Beurteilung, ob ein Vorbringen rechtsmissbrauchlich oder unredlich ist, muss von der Behdrde anhand
der Gesamtumstande im Einzelfall beurteilt werden.

Der Bund und einige andere Bundeslander haben derartige Missbrauchsregelungen bereits umgesetzt.

Der Ausschluss von missbrauchlichen und unredlichen Eingaben ist zur Sicherstellung eines effizienten
Verfahrens unerléasslich und auch durch die vorhandene Rechtsprechung des EUGH im Anwendungsbereich
des Art. 9 Abs. 2 der Aarhus-Konvention gedeckt.

Zu Z 132 (8§ 137a):

Um der Zweckentfremdung von Wohnraum effizient begegnen zu kénnen, ist es notwendig, dass ein
Datenaustausch zwischen jenen Stellen, die mit dieser Thematik im Rahmen der Vollziehung befasst sind
(zB Abgabenbehorden, Gewerbebehdrden) stattfinden kann. Die Kontrolle des bereits bisher nach § 7a
bestehenden Verbots der kurzfristigen Beherbergung in Wohnzonen war in der Vergangenheit behdrdlich
schwer durchsetzbar. Die Behorde konnte lediglich in Einzelfallen versuchen, Verstéfe gegen dieses
Verbot nachzuweisen und war dabei hauptséchlich auf Anzeigen bzw. Informationen von Privatpersonen
angewiesen. Kontrollen und Uberpriifungen im Rahmen von Schwerpunktaktionen waren mangels
Vorliegen der entsprechenden datenschutzrechtlichen Grundlagen nicht mdglich. Diese Art der
Vollziehung ist sehr ressourcenintensiv und mit den Grundsétzen des zweckmaRigen, raschen, einfachen
und kostensparenden Handelns der Behdrde nicht vereinbar. Da die sogenannte Kurzzeitvermietung von
Wohnungen fiir touristische Zwecke jedoch stetig zunimmt und auf diese Weise Wohnungen dem
Wohnungsmarkt fiir die Wiener Bevolkerung teilweise oder dauerhaft entzogen werden, soll, insbesondere
auch aus generalpraventiven Griinden, mit der gegensténdlichen Bestimmung in Gebieten einer Wohnzone
die Abwicklung von Schwerpunktaktionen bzw. die Kontrolle ganzer StraRenziige ermdglicht werden. Da
in Wohnzonen die Kurzzeitvermietung von Wohnungen nur sehr eingeschrankt erlaubt ist, wiirden von der
Abgabenbehérde nach Anforderung nur jene Personen gemeldet, gegen die auf Grund der Anlage eines
Ortstaxekontos ein gewisser Anfangsverdacht besteht, eine Verwaltungsiibertretung begangen zu haben.
Auf Grund dieses Anfangsverdachts kénnen sodann von der zur Vollziehung der Bauordnung zusténdigen
Behorde weitere Ermittlungsschritte gesetzt werden. Auch aullerhalb von Wohnzonen sollen in konkreten
Anlassfallen, beispielsweise bei regelméaligen Beschwerden von Bewohner*innen uber die kurzfristige
touristische  Vermietung oder bei Vorliegen einer groBen Anzahl an einschlagigen
Verwaltungsstrafverfahren in einer bestimmten Gegend, gebietsweise Schwerpunktkontrollen durchgefihrt
werden konnen.

Die bisherigen Erfahrungen in der Vollziehung haben gezeigt, dass es regelmaRig Falle gibt, in denen
Vermieter*innen tber ein Ortstaxekonto verfiigen und entgegen der Bestimmung des § 7 Abs. 3 letzter Satz
BO Vermietungen durchgefihrt haben. Dieser Umstand in Kombination mit der neuen Bestimmung in
8135 Abs. 6a BO ist ein wesentlicher Grund fur die Notwendigkeit der Schaffung dieser
Datenschutzbestimmung um ein effizientes Vorgehen der Behérden gegen die Zweckentfremdung von
Wohnraum zu ermdglichen. Die starke Zunahme von unrechtméaBigen Kurzzeitvermietungen schadigt das
offentliche Interesse der Bevélkerung an ausreichend vorhandenem Wohnraum. Zur Abwendung dieses
Schadens ist die Uberwachung der Einhaltung der Vorschriften und die Ahndung von VerstoRen
unerlasslich. Mit den bisher zur Verfligung stehenden gesetzlichen Mitteln kann die Behérde die Einhaltung
der einschl&gigen Vorschriften nicht in effizienter Weise gewahrleisten. Dem Angebot von tausenden
Wiener Wohnungen auf einer Vielzahl an Internetplattformen kann behérdlicherseits nicht mit der Priifung
einzelner Wohnungen begegnet werden.

Da fir Kurzzeitvermietungen im Regelfall eine Abgabenverpflichtung gemdl § 11 Wiener
Tourismusforderungsgesetz besteht, hat die Behoérde durch Anforderung der oben genannten Daten der
Abgabepflichtigen die Moglichkeit, an den (bermittelten Unterkunft-Adressen jedenfalls die Dauer der
Vermietung sowie das Vorliegen der notwendigen Eigennutzung der Wohnung durch den Vermieter zu
ermitteln und diese Daten mit den Daten betreffend Wohnzonen oder mit dem Vorliegen von
Ausnahmebewilligungen nach § 129 Abs. 1a abzugleichen.
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Ohne explizite Anforderung der Daten fir eine konkrete Schwerpunktaktion bzw. eine konkret
durchzufiihrende Kontrolle werden keine Daten ubermittelt, dh es findet kein regelméRiges und
automatisiertes Ubermitteln und Abgleichen der Daten ohne jeweils vorangehende Anforderung durch die
zum Vollzug der BO zustandigen Behdrde statt.

Zu Z 133 und Z 134 (§ 140):
Abs. 1: siehe Ausfiihrungen zu Z 128.
Abs. 11: siehe Ausflihrungen zu Z 97.

Zu Artikel 11 (Wiener Kleingartengesetz 1996)

ZuZ1l(82):

Da gértnerisch auszugestaltende Fl&chen in der Bauordnung und im WKIG 1996 gleichbedeutend sind,
wird die Definition in Abs. 1 an jene in der Bauordnung angeglichen.

ZuZ?2hbisZ4(88):

Die Erganzungen in Abs. 3 Z 2 dienen der naheren Ausgestaltung und Konkretisierung von Baufiihrungen
im Kleingarten.

Mit der Anderung in Abs. 2a wird im Gesetz klargestellt, dass auch fiir Kleingartenwohnhauser ein
Energieausweis den Einreichunterlagen bzw. Bauplédnen anzuschlieRen ist. In der Vollzugspraxis war
bereits jetzt auf Grundlage der Bestimmungen der Bauordnung flr Wien ein Energieausweis vorzulegen.

Zu Z5und Z6 (812 und § 16):

Die Erganzungen in § 12 erfolgen aufgrund einer Anregung aus dem Vollzugsbereich. Sie dienen einer
néheren Konkretisierung von Bestimmungen, die in der Vollzugspraxis immer wieder Klarungsbedurftig
werden. Die Anderung in § 16 dient der Definition und Bestimmung der gartnerischen Ausgestaltung und
legt das Ausmal der unversiegelten Flachen fest.

Ein Drittel des Kleingartens muss jedenfalls unversiegelt bleiben und muss bodengebunden bepflanzt
werden. Bauwerke gemdlR 8 16 Abs. 2 sind auf gartnerisch auszugestaltenden Flachen im festgelegten
Ausmal zuléssig, solange die Vorgabe, dass ein Drittel des Kleingartens nicht versiegelt wird, eingehalten
ist.

Zu Artikel 111 (Wiener Garagengesetz 2008)

ZuZlundZ2(82):
Abs. 8: Die Anpassung dient der Angleichung an die Begriffsbestimmungen der OIB-Richtlinien.

Abs. 22: Die von § 3 Abs. 1 Z 4 zwingend vorgesehene Verknlpfung von Ladepunkt und Stellplatz wird
in die Begriffsbestimmung aufgenommen, damit klargestellt ist, dass Ladepunkte nur auf einem Stellplatz
errichtet werden durfen.

Zu Z 3 bis Z 6 (8 3):

Abs. 1 Z 4: Der Begriff ,,Ladeplatz* wird durch den unionsrechtlich pradeterminierten ,,Ladepunkt™ ersetzt,
der bereits jetzt in 8§ 6 Verwendung findet. Dartiber hinaus wird in Anlehnung an Punkt 10.2.3. der OIB-
RL 2.2 (in der Fassung 2023) eine Bewilligungspflicht flr jene Ladepunkte vorgesehen, deren Leistung
22 kKW Ubersteigt. Die Ausfiihrung eines Ladepunktes ist genormt; alle elektrotechnischen Aspekte fir
Planung, Installation, Betrieb und Prifung sind zur G&nze vorgegeben, sodass bei der Errichtung stets der
Stand der Technik eingehalten werden muss. Dariiberhinausgehende baurechtliche Kriterien sind nicht
erforderlich. Moderne Elektroautos sind mit Lithium-lonen-Batterien ausgestattet, die weitgehend gasdicht
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sind. Aus diesem Grund besteht durch das Abstellen und Laden solcher Kfz keine erhdhte Brandgefahr.
Vor diesem Hintergrund und in Anlehnung an Punkt 10.2.3. der OIB-RL 2.2 [Fassung 2023] kann die
Errichtung von Ladepunkten fur Elektroautos bis zu einer Leistung von jeweils 22 kW bewilligungsfrei
gestellt werden.

Abs. 1 Z 6: Im Sinne der Forderung und Erweiterung der Moglichkeit Fotovoltaikanlagen im
Zusammenhang mit Stellplatzen als Verschattungseinrichtungen zu nutzen, wird in 8 4 Abs. 9 WGarG 2008
eine Erleichterung fiir bestimmte ,,Fotovoltaik-Flugdidcher* iiber Stellpldtzen im Freien geschaffen. Der
Wiener Klimafahrplan (S 88) sieht in der ,,Nutzung aller technischen Flachenpotentiale und Unterstiitzung
der Errichtung stadtetauglicher und innovativer Fotovoltaikldsungen* einen Hebel fiir die Erreichung der
bis 2030 gesetzten Ziele und nennt in diesem Zusammenhang ausdriicklich Parkplatzflachen.

Da diese ,,Fotovoltaik-Flugddcher iiber Stellpldatzen an besondere VVoraussetzungen gekniipft werden und
die Erleichterungen nur in einem beschrankten Ausmal3 gelten, ist die Einfllhrung eines
Bewilligungsverfahrens fiir solche Anlagen notwendig.

Diese Bewilligungspflicht beschrénkt sich gleichwohl nur auf jene ,,Fotovoltaik-Flugddcher” iiber
Stellplatzen auRerhalb von Wohngebieten, die nicht langer als 15 Jahre bestehen sollen und vor diesem
Hintergrund nicht auf die bebaubare Fliche anzurechnen sind. Fiir jene ,,Fotovoltaik-Flugdécher®, die
unbefristet bestehen bleiben und auf die bebaubare Flache angerechnet werden sollen, gelten die
allgemeinen Regeln flr Flugdécher.

Abs. 3: Die Bewilligungsfreiheit fir das Einstellen von hdchstens zehn Kraftrédern oder zwei Kraftwagen
mit einem hdchstzuldssigen Gesamtgewicht von je 3.500 kg auf einer unbebauten Liegenschaft oder in
einem Hof entfallt, weil unter der Pramisse einer weitgehenden Vermeidung der Flachenversiegelung eine
Uberpriifung der Einhaltung der Vorgaben des Flichenwidmungs- und Bebauungsplanes sowie der
Bauordnung in einem Baubewilligungsverfahren durch die Behdrde zweckméRig erscheint.

Abs. 4: Die Regelung in Abs. 4 entspricht der bereits in der OIB-RL 2.2, Punkt 8.1 [Fassung 2023] iVm
8 2 WBTV 2020 enthaltenen und kann daher wegen Redundanz entfallen.

ZuZ7bhbisZ9 (8 4):

Abs. 3: Im Hinblick auf die grundsétzliche Intention, die Versiegelung von géartnerisch auszugestaltenden
Flachen zu reduzieren und einer weitergehenden Einschrankung der Errichtung von Stellplatzen auf
gartnerisch auszugestaltenden Flachen, wird das Ausmaf fur Anlagen zum Einstellen von KFZ in
Abstandsflachen oder Vorgérten von 50 m? auf 25 m? reduziert. Weiters entféllt bei der Beurteilung der
Frage, ob Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen im Vorgarten zuléssig sind, die Mdglichkeit der
Berucksichtigung des vorhandenen Baubestandes.

Abs. 5: Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen geméall Abs. 3 sollen Nebengebduden grundsatzlich
gleichgestellt werden. Eine Anrechnung auf die nach § 5 Abs. 4 lit. d der Bauordnung fiir Wien beschrankte
bebaubare Flache erfolgt dann nicht, wenn sich die Festsetzung im Bebauungsplan nur auf Nebengebaude
bezieht.

Abs. 7: Das Ubergeordnete Ziel der lebenswerten Klimamusterstadt Wien umfasst die Anpassung an den
Klimawandel und soll unter anderem durch Baumpflanzungen sowie Begrinungs- und
KuhlungsmaRnahmen in der Stadt erreicht werden. Durch die verpflichtende Pflanzung von Baumen im
Zusammenhang mit der Schaffung von Stellplatzen im Freien kann eine Uberhitzung reduziert werden. Die
Baume sind in unmittelbarer Nahe zu den Stellplatzen zu pflanzen, sodass die befestigten Flachen durch
die Baume bestmdglich verschattet werden.

Abs. 8: Grolle Parkplatzflachen werden oftmals mit wasserundurchléssigen Baumaterialien versiegelt,
wodurch das &ffentliche Kanalsystem belastet wird, weil anfallende Niederschlagswésser abgeleitet werden
mussen. Neue Parkplatzflaichen sind nunmehr auf eine Weise zu errichten, die eine Versickerung des
Niederschlags auf dem Grundstiick ermdéglicht.

Abs. 9: Die Bestimmung zielt primér auf die Schaffung der Mdglichkeit einer Doppelnutzung fir
bestehende Stellplatzflachen ab, beschrénkt sich aber nicht auf diese. Im Sinne der Férderung von
Fotovoltaikanlagen wird eine Erleichterung fir bestimmte Flugddcher mit Fotovoltaikanlagen Uber
Stellplatzen eingefiihrt. Die Erleichterung besteht darin, dass keine Anrechnung auf die bebaubare Flache
des Bauplatzes erfolgen muss, wenn die Fotovoltaikanlage auf dem Flugdach fiir maximal 15 Jahre
bestehen bleibt.

Nicht von der Sonderbestimmung des Abs. 9 erfasst sind Flugdacher mit Fotovoltaikanlagen (ber
Stellplatzen, wenn sie in Wohngebieten situiert sind, weil die Intention dieser besonderen Bestimmung in
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einer Nutzung von grofReren Parkplatzflaichen im Zusammenhang mit Gewerbebetrieben etc. sowie
unbebauten Liegenschaften besteht.

Die Anwendbarkeit des § 4 Abs. 9 setzt voraus, dass die Anlage zum Einstellen von Kraftfahrzeugen (8 2
Abs. 2 WGarG 2008) tiber mehr als zehn Stellplatze verfligt und die Fotovoltaikmodule auf einem Flugdach
Uber den Stellpléatzen selbst und nicht tiber anderen Flachen wie Fahrgassen etc. errichtet werden.

Die Befristung auf 15 Jahre hat den Zweck, Parkplatzflachen bzw. die darauf errichteten Flugdéacher nicht
unbefristet auf einer Liegenschaft zu erhalten, sondern in bestimmten Abstanden, je nach Festsetzungen
oder Anderungen im Flachenwidmungs- und Bebauungsplan nach maximal 15 Jahren, einen Abgleich mit
den Zielen der Stadtplanung vorzunehmen, sodass auch alternative Nutzungen erméglicht werden kdnnen.

Eine (mehrmalige) Verlangerung der Bewilligung ist méglich, wenn dem nicht stadtebauliche Riicksichten
entgegenstehen. Ob stadtebauliche Ricksichten entgegenstehen, ist im jeweiligen Bewilligungsverfahren
zu prufen und das Ergebnis dieser Priifung der Entscheidung zugrunde zu legen.

Abs. 10: Die Verpflichtung zur tGberwiegenden Situierung der Stellplatze innerhalb von Gebé&uden beugt
zum einen der Versiegelung von Bodenflachen vor und gewahrleistet zum anderen — Gber das Verbot der
Errichtung von Stellplatzen im Erdgescho — die Entwicklung lebendiger ErdgeschoRRzonen.

ZuZ10und Z 11 (8 6):

Die Verpflichtung in Abs. 3b wird erweitert und der bereits bestehenden Verpflichtung zur Schaffung von
Ladepunkten in Nicht-Wohngeb&uden (Abs. 3a) angeglichen.

In Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/844 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018
zur Anderung der Richtlinie 2010/31/EU tiber die Gesamtenergieeffizienz von Gebauden und der Richtlinie
2012/27/EU uber Energieeffizienz wird fur Bestandsgebdude eine Verpflichtung zur Einrichtung von
Ladepunkten normiert. Art. 8 Abs. 3 der Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Anforderungen
flr den Einbau einer Mindestanzahl von Ladepunkten fir alle Nicht-Wohngebdude mit mehr als zwanzig
Stellpléatzen bis 1. Janner 2025 festlegen.

Die Anzahl der nunmehr in Abs. 3b und Abs. 3c vorgeschriebenen Ladepunkte orientiert sich an der derzeit
fur den Neubau von Nicht-Wohngebduden geltenden Verpflichtung.

Da es sich um eine Nachristungsverpflichtung fur Bestandsgebdude handelt, wird ein Zeitraum bis
31.12.2029 eingerdumt, um dieser Verpflichtung nachzukommen.

Zu Z12 (§19):

Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen dienen ausschlieflich dem Einstellen von Fahrzeugen; die
Lagerung anderer Sachen st unzuldssig. Darliber hinaus wurde bei der Erarbeitung der
brandschutztechnischen Bestimmungen in der OIB-Richtlinie 2.2 davon ausgegangen, dass die Garage
(lediglich) dem Einstellen von Fahrzeugen einschlieBlich Fahrradern dient; somit sind Lagerungen (z.B.
Reifen) unzulassig.

Die bisherige Aufzahlung in Abs. 2 hat immer wieder zu Diskussionen und Streitigkeiten unter
Bewohner*innen gefiihrt. Auch vor diesem Hintergrund scheint eine Klarstellung sinnvoll.

Zu Z 13 bis Z 16 (§ 48):

In Abs. 2 erfolgt die sprachliche Klarstellung, dass durch ein Stellplatzregulativ im Bebauungsplan der
Regelbedarf auf 10 % herabgesetzt werden kann oder auf 110 % erhéht werden kann.

Diese Anderung in Abs. 5 soll auf jene Falle abzielen, in denen die Stellplatzverpflichtung reduzierende
MaRnahmen iSd § 50b geltend gemacht, jedoch nachtraglich eingestellt wurden (etwa, wenn auf dem
fraglichen Stellplatz kein Car-Sharing mehr angeboten wird). In solchen Féllen ware dann die Erfullung
der urspriinglichen Verpflichtung in anderer Art (zB Entrichtung einer Ausgleichsabgabe) vorzunehmen.
Seitens der Behorde ist in solchen Féllen die Nichterfiillung der Stellplatzverpflichtung festzustellen und
eine Ausgleichsabgabe festzusetzen. Die Verpflichtung gemaR Abs. 6, jede Anderung in der Art der
Erfullung der Stellplatzverpflichtung der Behdrde schriftlich vorab zur Kenntnis zu bringen, findet auf das
Auflassen einer Kompensationsmalihahme Anwendung.
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Zu Z 17 (8 50):

Der Regelbedarf ergibt sich aus der Nutzungsart des Gebaudes. 8§ 50 wird Ubersichtlicher strukturiert.
Inhaltlich gib es nur eine Anderung im Zusammenhang mit Bauwerken, die Bildungs- und
Betreuungszwecken dienen. Aufenthaltsraume, die dem Unterricht dienen, werden in die Flache fir die
Ermittlung der Stellplatzverpflichtung nicht eingerechnet und zwar unabhdngig davon, ob Kinder,
Jugendliche oder Erwachsene unterrichtet werden. R&ume, die zur Betreuung von Kindern oder
Jugendlichen genutzt werden, sind ebenso in die Flache nicht einzubeziehen.

Zu Z 18 (§ 50a und 50b):

Das Ausmal der Stellplatzverpflichtung ergibt sich auf Grundlage des Zonenplans (Anlage 1 zu diesem
Gesetz) in Zusammenschau mit dem in § 50a fur die jeweilige Zone festgesetzten Prozentsatz. Die
Einteilung der Zonen beruht auf der geographischen Néhe der jeweiligen Liegenschaft zu hochrangigen
offentlichen Verkehrsmitteln sowie der N&he zum Stadtzentrum.

Bei der Erstellung des Zonenplans wurden die Einzugsgebiete fiir die verschiedenen Zonen definiert. Fur
die OV-Stationen auRerhalb des dichtbebauten Gebietes wurden vom Mittelpunkt der Station ein 500 Meter
Radius gezeichnet. Fir die Zone 2 wurde von den ausgewéhlten OV-Stationen vom Mittelpunkt der Station
ein 300 Meter Radius gezeichnet. Im néchsten Schritt wurden alle Baubldcke ausgewahlt, die mindestens
zu 30% im Radius eines Einzugsbereichs einer Zone liegen. Zone 1 hat vor Zone 2 Prioritét.

Abs. 3 dient der Klarstellung, dass im Bebauungsplan festgelegte Stellplatzregulative dem Zonenplan als
leges speciales vorgehen.

8 50b: Diese Bestimmung soll es Bauwerber*innen ermdglichen, die Erfullung der herkdmmlichen
Stellplatzverpflichtung teilweise durch die Umsetzung moderner Alternativen zu substituieren. Die
Erfullung der Verpflichtung zur Schaffung von Stellplatzen nach § 50a ist dabei solange reduziert, als Car-
Sharing-Stellplatze tatséchlich als solche genutzt werden koénnen. Dies ist etwa der Fall, wenn eine
dahingehende privatrechtliche Vereinbarung mit einem Car-Sharing-Anbieter besteht, aufgrund derer
entsprechende Fahrzeuge auf den Stellplatzen zur Nutzung bereitgestellt werden. Sobald dies nicht mehr
gegeben ist, lebt die Stellplatzverpflichtung nach § 50a vollumfanglich wieder auf, und die Behdrde hat
nach den §8 48 und 52ff WGarG 2008 vorzugehen und ggf. eine Ausgleichsabgabe vorzuschreiben.

Weniger signifikant fallt die Reduktion bei der Bereitstellung von Ladeinfrastruktur fiir Elektrofahrzeuge
aus; dies auch, weil diese keine Anderung des Mobilitatsverhaltens und sohin auch keinen geringeren
Stellplatzbedarf bewirken.

Abs. 2 sieht MalRnahmen zur Gewahrleistung eines tatsachlichen Angebots an Car-Sharing-Fahrzeugen vor.
Damit soll sichergestellt werden, dass Car-Sharing-Platze als solche nicht blof3 ausgewiesen, sondern
tatséchlich betrieben werden. Die Kompensationsmoglichkeiten bestehen sowohl bei Ermittlung der
Stellplatzverpflichtung auf Grundlage der Prozentsatze gemall § 50a Abs. 2 als auch aufgrund des
Prozentsatzes in einem Stellplatzregulativ.

Aus der Formulierung, dass die Stellplatzverpflichtung durch die genannten Malnahmen maximal um 10 %
reduziert werden kann, ergibt sich, dass auf ganze Stellplatze abzurunden ist.

Zu Z 19 (8§ 51):

Hier erfolgt einer Vereinfachung der Bestimmung ohne Anderung der Rechtslage. Anstatt die
Bestimmungen aufzuzéhlen, aus denen sich eine Stellplatzverpflichtung ergibt, wird abstrakt auf die
Stellplatzverpflichtung angekniipft.

Zu Z 20 (8 53):

Durch diese Ergadnzung soll ausdriicklich klargestellt werden und eine Rechtsgrundlage dafiir bestehen,
dass bei einem Bauwerber*innenwechsel die Verpflichtung zur Entrichtung der Ausgleichsabgabe
Ubergeht.

Zu Z 21 (§ 54):

Der hdchstzulassige Einheitssatz je Stellplatz wurde seit der Einfihrung des WGarG 2008 nicht erhoht.
Angesichts der in der seither vergangenen Zeit gestiegenen Baukosten ist eine Erhéhung dieses Betrages
notwendig.

Seite 43 von 44



Zu Z 22 (§ 61a):
Siehe Ausflihrungen zu Art. 111 Z 11.
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TEXTGEGENUBERSTELLUNG
zum Gesetz, mit dem die Bauordnung fur Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996 und das Wiener Garagengesetz 2008 gedndert werden (Bauordnungsnovelle 2023)

Zu Artikel |
Anderung der Bauordnung fir Wien

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

ARTIKEL 111
(1) bis (6) ...

(7) 890 Abs.5 in der Fassung vor der Techniknovelle 2007 ist auf bestehende
Gebéaude anzuwenden, wenn bewilligungspflichtige Baufiihrungen mehr als die Halfte der
im Gebaude befindlichen Wohnungen und Betriebseinheiten betreffen.

ARTIKEL V
(1) bis (4) ...

(5) An zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bauordnungsnovelle LGBI. fir Wien
Nr. 33/2004 bereits bestehenden Gebauden dirfen Warmeddmmungen bis 20 cm (ber
Fluchtlinien und in Abstandsflachen sowie in Abstdnde gemaR § 79 Abs. 5 vorragen. Zur
Anbringung einer Warmeddmmung, zur Herstellung einer Hinterltftungsebene oder einer
Kombination dieser MalRnahmen darf bei diesen Geb&uden die bestehende Gebaudehdhe
bzw. der oberste Geb&udeabschluss um nicht mehr als 30 cm tberschritten werden.

(6) Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bauordnungsnovelle 2014 bereits
bestehenden Gebduden sind, soweit stddtebauliche Ricksichten nicht entgegenstehen,
Baufiihrungen zur Schaffung oder Erweiterung eines Dachraumes fiir die Errichtung von
Wohnungen durch Erhéhung der Dachneigung bis zum Erreichen des Gebdudeumrisses
gemaR 8§81 Abs.4 auch dann zuldssig, wenn dadurch die zuldssige Gebdudehohe,
Bestimmungen des Bebauungsplanes dber die gartnerische Ausgestaltung der
Grundflache, die Herstellung von Flachdachern oder Baufluchtlinien nicht eingehalten
werden; die bestehende Geb&udehthe darf durch solche Baufiihrungen unbeschadet des
Abs. 5 nicht uberschritten werden. § 68 Abs. 1 findet Anwendung.

ARTIKEL 111
(1) bis (6) ...

(7) 8 119a Abs. 2 und Abs. 3 sind sinngem&l auf bestehende Geb&ude anzuwenden,
wenn bewilligungspflichtige Baufiihrungen mehr als die Hélfte der im Geb&ude
befindlichen Wohnungen und Betriebseinheiten betreffen.

ARTIKEL V

(1) bis (4) ...

(5) An zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Wiener Bautechnikverordnung 2020 —
WBTV 2020, LGBI. fir Wien Nr. 4/2020, bereits bestehenden Geb&uden dirfen
Waérmeddmmungen sowie die fiir die Begriinung von Fassaden notwendigen technischen
Systeme bis 20 cm Uber Fluchtlinien und in Abstandsflachen sowie in Abstdnde gemaR
§ 79 Abs. 5 vorragen. Bei einer Kombination beider MaRnahmen ist ein Uberragen bis
30cm zuldssig. Zur Anbringung einer Warmedammung, zur Herstellung einer
Hinterliftungsebene oder einer Kombination dieser Malinahmen darf bei diesen Gebé&uden
die bestehende Gebdudehthe bzw. der oberste Gebdudeabschluss um nicht mehr als 30 cm
Uberschritten werden.

(6) Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bauordnungsnovelle 2014 bereits
bestehenden Gebduden sind, soweit stddtebauliche Ricksichten nicht entgegenstehen,
Baufiihrungen zur Schaffung oder Erweiterung eines Dachraumes fir die Errichtung von
Wohnungen oder Betriebseinheiten fiir Biirozwecke durch Erhéhung der Dachneigung bis
zum Erreichen des Gebaudeumrisses gemalt § 81 Abs. 4 auch dann zul&ssig, wenn dadurch
die zuldssige Gebaudehohe, Bestimmungen des Bebauungsplanes uber die gartnerische
Ausgestaltung der Grundflache, die Herstellung von Flachddchern oder Baufluchtlinien
nicht eingehalten werden; die bestehende Gebdudehdhe darf durch solche Baufiihrungen




Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

...

§1.(1)...

(2) Bei der Festsetzung und Abéanderung der Flachenwidmungsplane und der
Bebauungsplane ist inshesondere auf folgende Ziele Bedacht zu nehmen:

lund?2. ...
3. angemessene

Vielfalt

und  Ausgewogenheit

der  Nutzungen unter

Berucksichtigung der rdumlichen Gegebenheiten und Zusammenhénge;

4.und 5. ...

6. Vorsorge fir der Erholung und dem Mikroklima dienende Grin- und
Wasserflachen, insbesondere des Wald- und Wiesengirtels, und Erhaltung
solcher Flachen, wie des Praters, der Lobau und der Alten Donau;

7. bis 16. ...

17. Verhitung schwerer Unfélle und die Begrenzung ihrer Folgen fir die menschliche

unbeschadet des Abs. 5 nicht tberschritten werden. § 68 Abs. 1 findet Anwendung.

™ ...

(8) Beim nachtraglichen Einbau von Flachenwéarmeabgabesystemen im Zuge der
Dekarbonisierung  von im  Zeitpunkt des  Inkrafttretens der  Wiener
Bautechnikverordnung 2020 — WBTV 2020, LGBI. fiir Wien Nr. 4/2020, Dbereits
bestehenden Gebauden, gelten die Anforderungen an die lichte Raumhohe in
Aufenthaltsraumen als erfillt, wenn diese mindestens 2,40 m betragt.

(9) Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Bauordnungsnovelle 2023 bereits
bestehenden und nach dem 1.1.1945 errichteten Geb&uden auferhalb von Schutzzonen,
deren Dé&cher eine Neigung von héchstens 15° aufweisen, darf unbeschadet des Abs. 5 die
bestehende Gebaudehthe bzw. der oberste Gebaudeabschluss zur Begriinung von
Dachern um weitere 15 cm Uberschritten werden. Eine Kombination dieser Mainahme mit
der Anbringung einer Warmedammung gemal Abs. 5 ist zulassig, die Uberschreitung der
bestehenden Gebdudehdhe bzw. des obersten Geb&udeabschlusses darf jedoch insgesamt
nicht mehr als 45 cm betragen.

§1.(1) ...

(2) Bei der Festsetzung und Abdnderung der Flachenwidmungspldne und der
Bebauungsplane ist inshesondere auf folgende Ziele Bedacht zu nehmen:

1und2. ...

3. angemessene  Vielfalt und  Ausgewogenheit der Nutzungen unter
Berucksichtigung der rdumlichen Gegebenheiten und Zusammenhédnge sowie
Schaffung  und  Erhaltung  starker  stadtischer  Zentrums-  und
Versorgungsstrukturen im Sinne einer Stadt der kurzen und umweltfreundlichen
Wege;

4.und 5. ...

6. Vorsorge fir der Erholung und dem Mikroklima dienende Griin- und
Wasserflachen, insbesondere des Wald- und Wiesengurtels, und Erhaltung
solcher Flachen, wie des Praters, der Lobau und der Alten Donau;

6a. Erhaltung und Erweiterung des Baumbestands sowie von griinen Infrastrukturen
im 6ffentlichen Raum zur Verbesserung des Mikroklimas, der Aufenthaltsqualitat
und der 6kologischen Vielfalt in der Stadt;
7. bis 16. ...

17. Verhitung schwerer Unfélle und die Begrenzung ihrer Folgen fiir die menschliche




Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

Gesundheit und die Umwelt im Zusammenhang mit Betrieben, die in den
Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/18/EU des Européischen Parlaments und
des Rates vom 4.7.2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit
gefdhrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der
Richtlinie 96/82/EG des Rates fallen (,,Seveso-Betriebe®).

3) ...

8 la. MalRnahmen der Gemeinde als Trégerin von Privatrechten

(1) Die Gemeinde ist berechtigt als Trégerin von Privatrechten zur Unterstiitzung der
Verwirklichung der im § 1 Abs. 2 genannten Planungsziele, insbesondere zur Vorsorge
ausreichender Flachen fir den erforderlichen Wohnraum und fir Arbeits- und
Produktionsstétten des Gewerbes, der Industrie und zur Erbringung von Dienstleistungen
jeder Art, sowie Uber die Beteiligung der Grundeigentimer an den der Gemeinde durch
die Festsetzung von Grundflachen als Bauland erwachsenden Kosten der Infrastruktur
privatrechtliche Vereinbarungen abzuschliefen.

(2) Beim Abschluss und der inhaltlichen Gestaltung der Vereinbarungen ist die
Gleichbehandlung der in Betracht kommenden Vertragspartner der Gemeinde zu wahren.
Eine unterschiedliche Behandlung von Vertragspartnern darf ihre Grundlage
ausschlieBlich in unterschiedlichen tatséchlichen Verhéltnissen wie insbesondere der
GroRe und Lage der betroffenen Grundflachen, deren bisheriger oder kinftiger
Verwendung und dgl. haben.

(3) Beim Abschluss und der inhaltlichen Gestaltung von Vereinbarungen sind die
verfassungsgesetzlich gewdhrleisteten Rechte der Vertragspartner der Gemeinde zu
wahren. Inshesondere darf die Festsetzung oder Ab&nderung eines Flachenwidmungs- und
Bebauungsplanes nicht vom Abschluss einer solchen Vereinbarung abhéngig gemacht
werden.

(4) Die Inhalte der Vereinbarungen sind schriftlich festzuhalten. Sie haben jedenfalls
zu beinhalten:

a) die Bezeichnung der Vertragspartner;

Gesundheit und die Umwelt im Zusammenhang mit Betrieben, die in den
Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/18/EU des Européischen Parlaments und
des Rates vom 4.7.2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit
gefdhrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der
Richtlinie 96/82/EG des Rates fallen (,,Seveso-Betriebe*);

18. Forderung der nachhaltigen Nutzung nattrlicher Ressourcen.

3) ...

8 1la. MalRnahmen der Gemeinde als Tr&gerin von Privatrechten

(1) Die Gemeinde ist berechtigt als Trégerin von Privatrechten zur Unterstiitzung der
Verwirklichung der im 8 1 Abs. 2 genannten Planungsziele, inshesondere zur Vorsorge
ausreichender Flachen fur den erforderlichen Wohnraum und flr Arbeits- und
Produktionsstétten des Gewerbes, der Industrie und zur Erbringung von Dienstleistungen
jeder Art, sowie Uber die Beteiligung der Grundeigentiimerin oder des Grundeigentiimers
oder anderen Personen (zB Baurechtsnehmerinnen und Baurechtsnehmer,
Bauwerberinnen und Bauwerber mit Kaufoption) an den der Gemeinde durch die
Festsetzung von Grundflachen als Bauland erwachsenden Kosten der Infrastruktur
privatrechtliche Vereinbarungen abzuschliefRen.

(2) Beim Abschluss und der inhaltlichen Gestaltung der Vereinbarungen ist die
Gleichbehandlung der in Betracht kommenden Vertragspartner der Gemeinde zu wahren.
Eine unterschiedliche Behandlung wvon Vertragsparteien darf ihre Grundlage
ausschlieBlich in unterschiedlichen tatséchlichen Verhdltnissen wie insbesondere der
GroRe und Lage der betroffenen Grundflachen, deren bisheriger oder kinftiger
Verwendung und dgl. haben.

(3) Beim Abschluss und der inhaltlichen Gestaltung von Vereinbarungen sind die
verfassungsgesetzlich gewéhrleisteten Rechte der Vertragsparteien der Gemeinde zu
wahren. Insbesondere darf die Festsetzung oder Abanderung eines Fl&chenwidmungs- und
Bebauungsplanes nicht vom Abschluss einer solchen Vereinbarung abhangig gemacht
werden.

(4) Die Inhalte der Vereinbarungen sind schriftlich festzuhalten. Sie haben jedenfalls
zu beinhalten:
a) die Bezeichnung der Vertragsparteien;

b) die Bezeichnung der Grundflachen, auf die sich die Vereinbarungen beziehen,
sowie deren FlachenausmaR;




Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

b) die Bezeichnung der Grundflachen, auf die sich die Vereinbarungen beziehen,
sowie deren FlachenausmaR;

c) die Festlegung der Leistungspflichten,
Vertragspartner verpflichten;

d) die Fristen, innerhalb derer die vereinbarungsgemaRen Leistungspflichten zu
erfullen sind;

e) die Mittel zur Sicherstellung der
Leistungspflichten;

f) die Regelung der Tragung der mit dem Abschluss der Vereinbarungen
verbundenen Kosten.

zu deren Ubernahme sich die

Erfullung der vereinbarungsgemalien

(5) In den Vereinbarungen ist flir den Fall der Weitergabe jener Grundflachen, auf die
sich die Vereinbarungen beziehen, durch die Vertragspartner der Gemeinde an Dritte
sicherzustellen, dass die von den Vertragspartnern bernommenen Leistungspflichten auf
deren Rechtsnachfolger Uberbunden werden. Als Rechtsnachfolger gelten dabei
insbesondere auch Dritte, die an den vereinbarungsgegenstandlichen Grundflachen
langerfristige Nutzungsrechte wie Bau- oder Bestandsrechte erwerben.

§2.(1) ...

(1a) Die Entwirfe fir Flachenwidmungspldane und Bebauungsplédne sind vom
Magistrat einer Umweltpriifung zu unterziehen, wenn

1. durch sie der Rahmen fir ein Vorhaben geschaffen wird, welches gemal dem
Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz 2000, BGBI. Nr. 697/1993, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 111/2017, einer Umweltvertraglichkeitspriufung
zu unterziehen ist, oder

2.bei ihrer  Verwirklichung  Europaschutzgebiete
Naturschutzgesetzes) erheblich beeintréchtigt werden.

(822 des Wiener

(1b) bis (1d) ...

c) die Festlegung der Leistungspflichten, zu deren Ubernahme sich

Vertragsparteien verpflichten;

d) die Fristen, innerhalb derer die vereinbarungsgemafiien Leistungspflichten zu
erfullen sind;

e) die Mittel zur Sicherstellung der Erfiillung der vereinbarungsgemaien
Leistungspflichten;

f) die Regelung der Tragung der mit dem Abschluss der Vereinbarungen
verbundenen Kosten;

g) die Zusammenfassung der wesentlichen materiellen Vertragsinhalte ohne
Angabe personenbezogener Daten natirlicher oder juristischer Personen.

(5) In den Vereinbarungen ist fiir den Fall der Weitergabe jener Grundfléachen, auf die
sich die Vereinbarungen beziehen, durch die Vertragsparteien der Gemeinde an Dritte
sicherzustellen, dass die von den Vertragsparteien tibernommenen Leistungspflichten auf
deren Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger Uberbunden werden. Als
Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger gelten dabei insbesondere auch Dritte, die
an den vereinbarungsgegenstéandlichen Grundflachen langerfristige Nutzungsrechte wie
Bau- oder Bestandsrechte erwerben.

(6) Die Zusammenfassung gemal Abs. 4 lit. g ist im Internet Uber die Adresse
www.gemeinderecht.wien.gv.at gebiihren- und barrierefrei zuganglich zu machen.”

§2.(1) ...
(1a) Die Entwirfe fiur Flachenwidmungsplane und Bebauungspléane sind vom
Magistrat einer Umweltpriifung zu unterziehen, wenn

1. durch sie der Rahmen fiir ein Vorhaben geschaffen wird, welches geméR dem
Umweltvertraglichkeitsprufungsgesetz 2000, BGBI. Nr. 697/1993, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 26/2023, einer Umweltvertraglichkeitsprifung
zu unterziehen ist, oder

2.bei ihrer  Verwirklichung  Europaschutzgebiete
Naturschutzgesetzes) erheblich beeintréchtigt werden.

(822 des Wiener

(1b) bis (1d) ...

(1e) Bei der Ausarbeitung der Entwirfe (Abs. 1) kann der Magistrat hinsichtlich
konkreter Zielvorstellungen im Zusammenhang mit der Gestaltung und Entwicklung
einzelner Plangebiete den Fachbeirat fiir Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe
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(2) bis (3) ...

(4) Die vom Magistrat ausgearbeiteten Entwirfe fir die Festsetzung und fur
Abéanderungen von Flachenwidmungsplédnen und Bebauungsplanen kdnnen vor Stellung
der Antrége an den Gemeinderat dem Fachbeirat fur Stadtplanung und Stadtgestaltung zur
Begutachtung vorgelegt werden; sie missen dem Fachbeirat vorgelegt werden, wenn
durch diese Entwirfe wesentliche strukturelle, funktionale, gestalterische oder
Okologische Auswirkungen zu erwarten sind (wesentliche Abé&nderungen von
Flachenwidmungsplanen und Bebauungsplénen).

(5) Der Magistrat hat die Entwirfe fir die Festsetzung und fir Ab&nderungen der
Flachenwidmungsplane und der Bebauungsplane unter Anschluss einer gemal Abs. 1
eingeholten gutdchtlichen Stellungnahme des Fachbeirates fiir Stadtplanung und
Stadtgestaltung, des Umweltberichtes nach Abs. 1c oder einer Begrindung fir eine
Entscheidung, keine Umweltprifung nach Abs. 1b durchzufiihren, durch sechs Wochen
zur offentlichen Einsicht aufzulegen und in einem der O&rtlich zustdndigen
Bezirksvertretung mit der Einladung zu Gbermitteln, innerhalb einer gleichzeitig
festzusetzenden Frist, die zwei Monate, im Falle unwesentlicher Abanderungen der
Flachenwidmungsplane und Bebauungspléne vier Wochen, nicht Uberschreiten darf, dazu
Stellung zu nehmen. Bei unwesentlichen Abénderungen der Fl&chenwidmungsplane und
Bebauungsplane kann die offentliche Auflage auf vier Wochen verkiirzt werden; eine
solche verkirzte Auflage ist in der Zeit vom 15. Juli bis 25. August und vom 24. Dezember
bis 6. Janner nicht zuldssig.

() ...

(7) Bei der Antragstellung hat der Magistrat Uber die eingelangten Stellungnahmen
zu berichten. Ferner hat der Magistrat tiber das Verhéltnis des vorgelegten Entwurfes zum
Umweltbericht (Abs. 1c) und zu Planungsvorstellungen zu berichten, welche in
Beschlussen des Gemeinderates dargelegt sind. Antrdge, die von der gutichtlichen
Stellungnahme des Fachbeirates fiir Stadtplanung und Stadtgestaltung oder von der
Stellungnahme der Bezirksvertretung abweichen, hat er besonders zu begriinden.

(8)und (9) ...

(8 3) beratend beiziehen.

(2)bis (3) ...

(4) Die vom Magistrat ausgearbeiteten Entwirfe fir die Festsetzung und fir
Abanderungen von Flachenwidmungsplédnen und Bebauungsplédnen kénnen vor Stellung
der Antrdge an den Gemeinderat dem Fachbeirat fiir Stadtplanung, Stadtgestaltung und
Welterbe zur Begutachtung vorgelegt werden; sie missen dem Fachbeirat vorgelegt
werden, wenn durch diese Entwirfe wesentliche strukturelle, funktionale, gestalterische
oder 6kologische Auswirkungen oder solche Auswirkungen, die geeignet sind, den Erhalt
des Welterbes zu beeintrachtigen, zu erwarten sind (wesentliche Ab&nderungen von
Flachenwidmungsplanen und Bebauungsplénen).

(5) Der Magistrat hat die Entwirfe fir die Festsetzung und fir Ab&nderungen der
Flachenwidmungsplane und der Bebauungsplane unter Anschluss einer gemals Abs. 4
eingeholten gutachtlichen Stellungnahme des Fachbeirat fiir Stadtplanung, Stadtgestaltung
und Welterbe, des Umweltberichtes nach Abs. 1c oder einer Begriindung fir eine
Entscheidung, keine Umweltprifung nach Abs. 1b durchzufiihren, durch sechs Wochen
zur offentlichen Einsicht aufzulegen und in einem der ortlich zustdndigen
Bezirksvertretung mit der Einladung zu 0bermitteln, innerhalb einer gleichzeitig
festzusetzenden Frist, die zwei Monate, im Falle unwesentlicher Ab&nderungen der
Flachenwidmungsplédne und Bebauungspléne vier Wochen, nicht uberschreiten darf, dazu
Stellung zu nehmen. Bei unwesentlichen Abénderungen der Flachenwidmungspléne und
Bebauungsplane kann die offentliche Auflage auf vier Wochen verkirzt werden; eine
solche verkirzte Auflage ist in der Zeit vom 15. Juli bis 25. August und vom 24. Dezember
bis 6. Janner nicht zuldssig.

) ...

(7) Bei der Antragstellung hat der Magistrat tber die eingelangten Stellungnahmen
zu berichten. Ferner hat der Magistrat Uber das Verhdltnis des vorgelegten Entwurfes zum
Umweltbericht (Abs. 1c) und zu Planungsvorstellungen zu berichten, welche in
Beschlissen des Gemeinderates dargelegt sind. Antrdge, die von der gutéchtlichen
Stellungnahme des Fachbeirates flir Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe oder von
der Stellungnahme der Bezirksvertretung abweichen, hat er besonders zu begriinden.

(8)und (9) ...
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Energieraumpléne
§2b. (1) bis (3) ...

(4) Bei der Festsetzung und Abanderung der Energieraumplane ist auf die in § 1 Abs.
2 genannten Ziele sowie auf Planungen und auf Manahmen des Bundes, anderer Lander
sowie der benachbarten Gemeinden Bedacht zu nehmen.

(5) Fur das Verfahren bei der Festsetzung und Abanderung der Energieraumpléne gilt
82 Abs. 1,5, 6,7, 8und 9 sinngemaR.

Energieraumpléne
§2b. (1) bis (3) ...

(3a) Darlber hinaus kdnnen in Energieraumplanen Gebiete ausgewiesen werden, in
denen Fernwédrme vorhanden oder der Ausbau bis zu einem mit Verordnung
festzulegenden Zeitpunkt vorgesehen ist.

Eine Ausweisung solcher Gebiete kann dann erfolgen, wenn die Fernwarme folgende
Qualitatskriterien erfullt:

1. sie unterliegt einer gesetzlichen, behérdlichen oder vertraglichen Preisregelung,

2. sie verfugt Uber die zur Versorgung des auszuweisenden Gebietes erforderliche
Kapazitat und

3. sie stammt zumindest zu 80 vH aus Warme aus erneuerbaren Energietrégern,
hocheffizienter Kraft-Wéarme-Kopplung, Abwérme oder einer Kombination dieser
oder aus Anlagen, die Uber einen verbindlichen Dekarbonisierungsplan verfligen,
mit dem die dauerhafte Einhaltung dieser Kriterien ab 2035 sichergestellt ist und
keine Ausweitung der mit fossilen Brennstoffen erzeugten Anlagenleistung erfolgt.

(4) Bei der Festsetzung und Abanderung der Energieraumpléne ist auf die in § 1 Abs.
2 genannten Ziele sowie auf Planungen und auf MalRnahmen des Bundes, anderer Lander
sowie der benachbarten Gemeinden Bedacht zu nehmen. Ab&nderungen diirfen nur aus
wichtigen Rucksichten vorgenommen werden. Diese liegen insbesondere vor, wenn
bedeutende Griinde, vor allem auf Grund von Anderungen der natiirlichen, ékologischen,
wirtschaftlichen, technologischen oder infrastrukturellen Gegebenheiten fiir eine
Abénderung sprechen, gegebenenfalls auch im Hinblick auf eine nunmehr andere
Bewertung einzelner Ziele, auf die bei der Festsetzung und Abanderung der
Energieraumpléane Bedacht zu nehmen ist.

(5) Fur das Verfahren bei der Festsetzung und Abanderung der Energieraumplane gilt
82 Abs. 1,5, 6, 7,8 und 9 sinngemaR.

(6) Der Magistrat hat als Grundlagen furr die Energieraumplanung die nattrlichen,
Okologischen, wirtschaftlichen, technologischen und infrastrukturellen Gegebenheiten zu
erheben.

(7) Der Magistrat kann im Rahmen der Erhebungen gemé&R Abs. 6 die folgenden
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Fachbeirat fur Stadtplanung und Stadtgestaltung

8 3. (1) Der Fachbeirat fiir Stadtplanung und Stadtgestaltung besteht aus
a) drei Architekten,
b) einem Zivilingenieur fur Bauwesen,
c) einem Fachmann auf dem Gebiete der Raumplanung,
d) einem Fachmann auf dem Gebiete des Denkmalwesens,
e) einem Ingenieurkonsulenten fir Vermessungswesen,
f) einem Fachmann auf dem Gebiete der Stadtokologie oder VVolkshygiene,
g) einem Fachmann auf dem Gebiete des Verkehrswesens,
h) einem Fachmann fur Sozialfragen,
i) einem Fachmann auf dem Gebiete der Griinraumplanung,
j) einem Fachmann auf dem Gebiete fir Standortfragen,
k) einem Fachmann auf dem Gebiete des Klimaschutzes und Energiewesens.

(2) Samtliche Mitglieder werden vom Birgermeister auf drei Jahre bestellt; ihr Amt
dauert bis zur Amtsiibernahme eines bestellten Nachfolgers. Fiir einen der drei Architekten
steht der Fakultat fur Raumplanung und Architektur der Technischen Universitat Wien
gemeinsam mit der Abteilung Architektur der Hochschule fir angewandte Kunst in Wien
und den Meisterschulen fiir Architektur an der Akademie der bildenden Kinste in Wien,
fur einen weiteren der Architekten sowie fiir den Zivilingenieur fiir Bauwesen und fir den
Ingenieurkonsulenten fir Vermessungswesen der Ziviltechnikerkammer fir Wien,

Daten verarbeiten:

1. Geb&udedaten, Adressdaten von Gebduden und Daten zu
Baubewilligungsverfahren fiir Neubauten, die nach dem 1.1.2017 bewilligt wurden,

2. Daten zur Lage des Gasanschlusses und dem Zeitpunkt der Herstellung des
aktiven Anschlusspunktes des Gebaudes,

3. Daten zur Lage des Fernwarmeanschlusses und dem Zeitpunkt der Herstellung
des aktiven Anschlusspunktes des Gebaudes,

4. Daten aus dem Zentralen Leitungskataster,
5. Angaben zu den Qualitatskriterien gemal Abs. 3a.

Fachbeirat fur Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe
8 3. (1) Der Fachbeirat fur Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe besteht aus
zwolf Fachleuten fur folgende Bereiche

a) Architektur (drei Personen, von der
Ziviltechnikerprifung abgelegt haben muss);

b) Welterbe und Bauen im historischen Bestand;
¢) Raumplanung;

d) Denkmalwesen;

e) Landschaftsarchitektur;

f) Stadtdkologie und Klimawandelanpassung;
g) Verkehrswesen;

h) Sozialwesen;

i) Wirtschaftsstandort;

J) Klimaschutz und Energiewesen.

zumindest eine Person eine

(2) Séamtliche Mitglieder werden von der Birgermeisterin oder vom Burgermeister
auf drei Jahre bestellt; ihr Amt dauert bis zur Amtsiibernahme einer bestellten
Nachfolgerin oder eines bestellten Nachfolgers. Scheidet ein Mitglied aus, ist in gleicher
Weise ein Ersatzmitglied fur die restliche Funktionsperiode zu bestellen. Bei der
Bestellung ist der Wechsel jeweils von mindestens einem Drittel der Mitglieder
vorzusehen.
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Niederdsterreich und Burgenland, fir den Fachmann auf dem Gebiete des Denkmalwesens
dem Bundesdenkmalamt, fur den Fachmann auf dem Gebiete der Stadtdkologie oder
Volkshygiene der Universitdt Wien gemeinsam mit der Medizinischen Universitat Wien,
fur den Fachmann fiir Sozialfragen der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fir Wien, fur
den Fachmann auf dem Gebiete der Griinraumplanung der Technischen Universitat Wien
gemeinsam mit der Universitat flir Bodenkultur, fir den Fachmann fiir Standortfragen der
Wirtschaftskammer Wien und fiir den Fachmann auf dem Gebiete des Klimaschutzes und
Energiewesens der Fachhochschule Technikum Wien das Recht zu, einen Dreiervorschlag
innerhalb einer von der Behdrde festzusetzenden, entsprechenden Frist zu erstatten.
Scheidet ein Mitglied aus, ist in gleicher Weise ein Ersatzmann zu bestellen. Bei der
Bestellung ist der Wechsel jeweils von mindestens einem Drittel der Mitglieder
vorzusehen.

(3) Die Mitglieder dirfen in der Gemeindeverwaltung weder ein besoldetes Amt
bekleiden noch einem Vertretungskdrper angehdren; sie tiben ihre Téatigkeit ehrenamtlich

(2a) Ein Dreiervorschlag hinsichtlich der zu bestellenden Fachleute kann innerhalb
der von der Behorde festgesetzten Frist von folgenden Einrichtungen erstattet werden:

a) der Fakultat fir Raumplanung und Architektur der Technischen Universitat
Wien gemeinsam mit dem Institut fir Architektur der Universitat fir
angewandte Kunst Wien und dem Institut flr Architektur an der Akademie der
bildenden Kunste in Wien flr eine Person im Bereich Architektur,

b) der Ziviltechnikerkammer flir Wien, Niederdsterreich und Burgenland fr eine
Person im Bereich Architektur,

¢) der Ziviltechnikerkammer fir Wien, Niederdsterreich und Burgenland flr den
Bereich Landschaftsarchitektur,

d) der oder dem flr Kunst und Kultur zustdndigen Bundesministerin oder
Bundesminister flir den Bereich Welterbe und Bauen im historischen Bestand,

e) dem Bundesdenkmalamt fiir den Bereich Denkmalwesen,

f) der Universitat flr Bodenkultur gemeinsam mit der Universitat Wien fur den
Bereich Stadttkologie und Klimawandelanpassung,

g) der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fur Wien fiir den Bereich
Sozialwesen,

h) der Wirtschaftskammer Wien fiir den Bereich Wirtschaftsstandort und

i) der Fachhochschule Technikum Wien fir den Bereich Klimaschutz und
Energiewesen.

(3) Die Mitglieder dirfen in der Gemeindeverwaltung weder ein besoldetes Amt bekleiden
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aus.

(4) Der Fachbeirat hat das Recht, in begriindeten Fallen externe Fachleute
heranzuziehen.

Inhalt der Bebauungsplane
§5. (1) bis (3) ...

(4) Uber die Festsetzungen nach Abs. 2 und 3 hinaus konnen die Bebauungspléane
zusétzlich enthalten:
a) bisc) ...
d) Bestimmungen uber die flaichenmaRige beziehungsweise volumenbezogene
Ausnitzbarkeit der Bauplatze und der Baulose oder von Teilen davon; in
Gebieten fir geforderten Wohnbau Bestimmungen uber den Anteil der
Wohnnutzflache der auf einem Bauplatz geschaffenen Wohnungen und
Wohneinheiten in Heimen, die hinsichtlich der Grundkostenangemessenheit
dem Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz — WWFSG
1989 entsprechen miissen;

e) bisj) ...

k) Bestimmungen uber die Ausbildung der Fronten und Dé&cher der Geb&ude,
insbesondere Uber die Begriinung der Stralenfronten und der Dé&cher, sowie
Uber die Dachneigungen, die auch mit mehr als 45 Grad, im
Gartensiedlungsgebiet auch mit mehr als 25 Grad festgesetzt werden kénnen;

I) bis o) ...

p) die Anordnung der gartnerischen Ausgestaltung unbebauter Grundfléchen;

q) bisv) ...

w) die Unzuléssigkeit der Errichtung von Biro- und Geschaftsgebduden, die
Beschrankung des Rechtes, Fenster von Aufenthaltsrdumen von Wohnungen
zu offentlichen Verkehrsflachen herzustellen, sowie in Wohnzonen die
Verpflichtung, nicht weniger als 80 vH der Summe der Nutzflachen der
Hauptgeschosse eines Gebdudes, jedoch unter Ausschluss des Erdgeschosses
oder jener hochstens zuldssigen Zahl von Geschossen, in denen die Nutzung
fur ein Einkaufszentrum zuldssig ist, Wohnzwecken vorzubehalten;

noch einem Vertretungskorper angehdren; sie dben ihre Tatigkeit ehrenamtlich aus.
(4) Der Fachbeirat hat das Recht, in begriindeten Féllen externe Fachleute heranzuziehen.

Inhalt der Bebauungspléne
§5. () bis(3) ...

(4) Uber die Festsetzungen nach Abs. 2 und 3 hinaus konnen die Bebauungsplane
zusétzlich enthalten:

a)bisc) ...

d) Bestimmungen Uber die flaichenméaRige beziehungsweise volumenbezogene
Ausnitzbarkeit der Bauplatze und der Baulose oder von Teilen davon; in
Gebieten fir geférderten Wohnbau Bestimmungen tiber den Anteil der Brutto-
Grundflache der auf einem Bauplatz geschaffenen Wohnungen und Wohn- und
Zimmereinheiten in Heimen, die hinsichtlich der Grundkostenangemessenheit
dem Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz — WWFSG
1989 entsprechen mussen;

e) bisj) ...

k) Bestimmungen Uber die Ausbildung der Fronten und Dé&cher der Gebdude,
insbesondere Uber die Begriinung der StraRenfronten oder Gebaudefronten, die
sich nicht an einer Bauplatzgrenze befinden, und der Décher, sowie uber die
Dachneigungen, die auch mit mehr als 45 Grad, im Gartensiedlungsgebiet auch
mit mehr als 25 Grad festgesetzt werden kdnnen;

) biso) ...

p) Bestimmungen Uber die gartnerische Ausgestaltung unbebauter Grundflachen
sowie Uber die Substratiiberdeckung von unterirdischen Gebauden bzw.
Gebaudeteilen;

q) bisv) ...
w) die  Unzuldssigkeit der Errichtung bestimmter Geb&audetypen oder
Nutzungseinheiten, die Beschrdnkung des Rechtes, Fenster von

Aufenthaltsrdumen von Wohnungen zu 6ffentlichen Verkehrsflachen
herzustellen, sowie in Wohnzonen die Verpflichtung, nicht weniger als 80 vH
der Summe der Nutzflachen der Hauptgeschosse eines Gebaudes, jedoch unter
Ausschluss des Erdgeschosses oder jener hdchstens zuldssigen Zahl von
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X) Bestimmungen tber Mindestraumhéhen in ErdgeschoRen; in Geschéaftsvierteln
einen gegenliber der Bestimmung des § 6 Abs. 10 grofReren Abstand der
FuRbodenoberkante vom anschlieBenden Gelande oder der anschliefenden
Verkehrsflache oder das Verbot der Errichtung von Wohnungen Uberhaupt;

y) bisz) ...

(5)bis (8) ...
Zulassige Nutzungen
8 6. (1) bis (6) ...

(6a) In Gebieten fur geforderten Wohnbau dirfen die im jeweiligen Widmungsgebiet
zuldssigen Bauwerke oder Anlagen errichtet werden; Wohnungen und Wohneinheiten in
Heimen, ausgenommen jene fiir die Betriebsleitung und die Betriebsaufsicht, dirfen
jedoch nur geschaffen werden, wenn dem Ansuchen um Baubewilligung oder der
Bauanzeige ein Nachweis angeschlossen ist, dass die auf dem Bauplatz vorgesehenen
Wohnungen und Wohneinheiten in Heimen hinsichtlich der Grundkostenangemessenheit
nach der Wohnnutzflache, sofern der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt, tiberwiegend
dem 8 5 Z 1 des Wiener Wohnbauforderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes —
WWEFSG 1989 entsprechen. Im Grundbuch ist zur Sicherstellung der Inanspruchnahme
einer Forderung nach dem WWFSG 1989 und den Durchfiihrungsverordnungen zu diesem
Gesetz ein VerdauBerungsverbot zu Gunsten des Landes Wien einzuverleiben, dessen
Nachweis spétestens mit der Baubeginnsanzeige zu erbringen ist. Die Verpflichtung zur
Errichtung der auf dem Bauplatz vorgesehenen Wohnungen und Wohneinheiten in
Heimen gilt auch dann als erftllt, wenn die vorgesehene Wohnnutzflache zugleich zur
Ganze oder zum Teil auf anderen Bauplétzen innerhalb desselben Plangebietes errichtet
wird, dies vertraglich sichergestellt ist und das vereinbarte Ausmal3 der Verpflichtung im
Grundbuch auf der jeweiligen Einlage der Bauplétze angemerkt wird.

(7) bis (12) ...

(13) In Betriebsbaugebieten und Geschaftsvierteln, in Industriegebieten und auf
Lagerplatzen und Léndeflachen ist die Errichtung von Wohnungen fur den Bedarf der
Betriebsleitung und der Betriebsaufsicht zulassig.

Geschossen, in denen die Nutzung fur ein Einkaufszentrum zuldssig ist,
Wohnzwecken vorzubehalten;

X) Bestimmungen uber Mindestraumhohen in-Erdgeschofen; in Geschaftsvierteln
einen gegenliber der Bestimmung des 8§ 6 Abs. 10 groferen Abstand der
Fulbodenoberkante vom anschlieBenden Geldnde oder der anschlielenden
Verkehrsflache oder das Verbot der Errichtung von Wohnungen tiberhaupt;

y) bis z) ...
(5) bis (8) ...

Zulassige Nutzungen
§6. (1) bis (6) ..

(6a) In Gebieten fur geforderten Wohnbau durfen die im jeweiligen Widmungsgebiet
zulédssigen Bauwerke oder Anlagen errichtet werden; Wohnungen und ‘Aehneinheiten
Wohn- und Zimmereinheiten in Heimen, ausgenommen jene fir die Betriebsleitung und
die Betriebsaufsicht, dirfen jedoch nur geschaffen werden, wenn dem Ansuchen um
Baubewilligung oder der Bauanzeige ein Nachweis angeschlossen ist, dass die auf dem
Bauplatz vorgesehenen Wohnungen und \AWehneinheiten Wohn- und Zimmereinheiten in
Heimen hinsichtlich der Grundkostenangemessenheit nach der Brutto-Grundflache, sofern
der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt, berwiegend dem &8 5 Z 1 des Wiener
Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes — WWFSG 1989 entsprechen. Im
Grundbuch ist zur Sicherstellung der Inanspruchnahme einer Férderung nach dem
WWFSG 1989 und den Durchfihrungsverordnungen zu diesem Gesetz ein
VerdulRerungsverbot zu Gunsten des Landes Wien einzuverleiben, dessen Nachweis
spatestens mit der Baubeginnsanzeige zu erbringen ist. Die Verpflichtung zur Errichtung
der auf dem Bauplatz vorgesehenen Wohnungen und Wohneinheiten Wohn- und
Zimmereinheiten in Heimen gilt auch dann als erfillt, wenn die vorgesehene Brutto-
Grundfléche zugleich zur Génze oder zum Teil auf anderen Bauplatzen im Umkreis von
500 m errichtet wird, dies vertraglich sichergestellt ist und das vereinbarte AusmaR der
Verpflichtung im Grundbuch auf der jeweiligen Einlage der Bauplétze angemerkt wird.

(7) bis (12) ...

(13) In Betriebsbaugebieten und Geschaftsvierteln, in Industriegebieten und auf
Lagerplatzen und Léndeflachen ist die Errichtung von Wohnungen fiir den Bedarf der
Betriebsleitung und der Betriebsaufsicht im betriebstechnisch unbedingt erforderlichen
Ausmall zuldssig. Die unbedingte Erforderlichkeit ist in einem Betriebskonzept
nachzuweisen.
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(14) bis (14a) ...

(15) Die fiir die widmungsgemadle Nutzung unbedingt erforderlichen Bauwerke sind
in allen Widmungsgebieten zuldssig, im Wald- und Wiesengirtel, ausgenommen jene
Flachen, die der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind, jedoch nur auf den
dafiir ausdriicklich vorgesehenen Grundflachen (8§ 5 Abs. 4 lit. n).

(16) bis (18) ...
Schutzzonen
87.(1) ...

(1a) Bei der Festsetzung von Schutzzonen sind die pradgende Bau- und Raumstruktur
und die Bausubstanz sowie auch andere besondere gestaltende und pragende Elemente,
wie die natlrlichen Gegebenheiten oder Géarten und Gartenanlagen, zu berlcksichtigen.

Wohnzonen
87a.(1)bis (2) ...

(3) Aufenthaltsrdume in Wohnzonen, die als Wohnung in einem Hauptgeschol3 oder
Teile einer solchen Wohnung im Zeitpunkt der Festsetzung der Wohnzone gewidmet
waren oder rechtméRig verwendet wurden oder spdter neu errichtet werden, sind auch
weiterhin nur als Wohnung oder Teile einer Wohnung zu verwenden. Ein Aufenthaltsraum
wird auch dann als Wohnung oder Teil einer Wohnung verwendet, wenn in ihm auch
Tatigkeiten ausgelbt werden, die zwar nicht unmittelbar Wohnzwecken dienen, jedoch
Ublicherweise in Wohnungen ausgeibt werden; die gewerbliche Nutzung fur kurzfristige
Beherbergungszwecke stellt keine solche Tétigkeit dar.

(4) In Gebé&uden, in denen das Flachenausmal® fiir Wohnungen das fiir Biro- oder
Geschéftsraume (berwiegt, ist der Ausbau von Dachgeschossen nur fiir Wohnungen,
Hauswaschkiichen und die dazugehdrigen Nebenrdume sowie fiir Triebwerksraume
zuldssig; fur die Verwendung der Wohnungen in Dachgeschossen gilt Abs. 3 sinngemaR.

(5) Ausnahmen von Abs. 3 sind auf Antrag durch die Behdrde zuzulassen, wenn
dadurch in Wohngebieten die im Gebdude fir Wohnungen verwendeten Flachen nicht

(14) bis (14a) ...

(15) Die fur die widmungsgemalie Nutzung unbedingt erforderlichen Bauwerke sind
in allen Widmungsgebieten zuldssig, im Wald- und Wiesengdirtel, ausgenommen jene
Flachen, die der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind, jedoch nur auf den
dafir ~ ausdrucklich  vorgesehenen Grundflachen (85  Abs.4 lit. n).
Warmeversorgungsanlagen (Raumwérme-, Warmwasserversorgungsanlagen) sowie
Kihlungs- und Liftungsanlagen fir Gebaude sind von der widmungsgemalen Nutzung
erfasst.

(16) bis (18) ...
Schutzzonen
8§7.(1)...

(1a) Bei der Festsetzung von Schutzzonen sind die pragende Bau- und Raumstruktur
und die Bausubstanz sowie auch andere besondere gestaltende und prédgende Elemente,
wie die natlrlichen Gegebenheiten oder Gérten und Gartenanlagen, zu beriicksichtigen.
Dartiber hinaus sind die Attribute zu berlcksichtigen, die den aufergewdhnlichen
universellen Wert der Wiener UNESCO-Welterbestatten zum Ausdruck bringen und ihre
Authentizitat und Integritat festigen.

Wohnzonen
87a.(1)bis(2) ...

(3) Aufenthaltsraume in Wohnzonen, die als Wohnung in-einem-Hauptgeschol oder
Teile einer solchen Wohnung im Zeitpunkt der Festsetzung der Wohnzone gewidmet
waren oder rechtmé&Big verwendet wurden oder spater neu errichtet werden, sind auch
weiterhin nur als Wohnung oder Teile einer Wohnung zu verwenden. Ein Aufenthaltsraum
wird auch dann als Wohnung oder Teil einer Wohnung verwendet, wenn in ihm auch
Tatigkeiten ausgelibt werden, die zwar nicht unmittelbar Wohnzwecken dienen, jedoch
Ublicherweise in Wohnungen ausgetibt werden; die gewerbliche Nutzung fur kurzfristige
Beherbergungszwecke stellt keine solche Tétigkeit dar.

(4) In Gebé&uden, in denen das Flachenausmal fiir Wohnungen das fiir Biro- oder
Geschéftsrdume (iberwiegt, ist der Ausbau von Dachgeschossen nur fir Wohnungen,
Hauswaschkuchen und die dazugehorlgen Nebenraume sowie fur Trlebwerksraume
zuldssig:-i Jerd

(5) Ausnahmen von Abs. 3 sind auf Antrag durch die Behdrde zuzulassen, wenn die
im Gebdude verbleibende Wohnnutzflaiche mindestens 80vH der Summe aller
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weniger als 80 vH der Summe der Nutzflaichen der Hauptgeschosse, jedoch unter
Ausschluss des Erdgeschosses betragen; in Wohngebieten und in gemischten Baugebieten
sind weiters Ausnahmen von Abs. 3 sowie Ausnahmen von Abs. 4 zuzulassen, wenn die
Wohnqualitdt in den betroffenen Aufenthaltsrdumen durch &uBere Umstdnde wie
Immissionen, Belichtung, Beluftung, fehlende sonstige Wohnnutzungen im selben Haus
oder die besonders schlechte Lage im Erdgeschoss und ahnliches gemindert ist oder wenn
Einrichtungen, die der lokalen Versorgung der Bevdlkerung dienen, geschaffen oder
erweitert werden sollen oder wenn zugleich anderer Wohnraum in rdumlicher Né&he in
zumindest gleichem AusmaR geschaffen wird.

©) ...

8 7c. (1) Einkaufszentren sind Bauvorhaben mit Radumen, die Uberwiegend fiur das
Ausstellen und den Verkauf von Waren beziehungsweise flr das damit im Zusammenhang
stehende Erbringen von Dienstleistungen bestimmt sind, soweit die Flache dieser R&ume
zusammen mehr als 2.500 m?, im ,,Gemischten Baugebiet — Betriebsbaugebiet™ und im
,Industriegebiet* mehr als 1.000 m? betragt. Zwei oder mehrere Bauvorhaben mit derartig
genutzten Raumen gelten als einziges Einkaufszentrum, wenn sie funktional (z.B. durch
gemeinsame Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen, innere ErschlieRung,
Verbindungen von Gebduden) miteinander verbunden sind und die Flache der Raume
insgesamt mehr als 2.500 m?, im ,,Gemischten Baugebiet — Betriebsbaugebiet™ und im
,Industriegebiet mehr als 1.000 m? betragt. Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen
sind einer gemeinsamen Anlage gleichzuhalten, auch wenn sie nicht miteinander
verbunden sind, aber in einem unmittelbaren rdumlichen Zusammenhang stehen. Nicht als
Einkaufszentren gelten Bauvorhaben, die ausschlieflich fir den Fahrzeug-,
Landmaschinen- oder Baumaschinenhandel bestimmt sind.

Nutzflachen, jedoch unter Ausschluss des ErdgescholRes und der KellergeschofRRe betragt;
weiters sind Ausnahmen von Abs. 3 und Abs. 4 zuzulassen, wenn die Wohnqualitét in den
betroffenen Aufenthaltsrdumen durch duBere Umstdnde wie Immissionen, Belichtung,
Bellftung, fehlende sonstige Wohnnutzungen im selben Haus oder die besonders schlechte
Lage im Erdgeschoss und ahnliches gemindert ist oder wenn Einrichtungen, die der
lokalen Versorgung der Bevolkerung dienen, geschaffen oder erweitert werden sollen oder
wenn zugleich anderer in einer Wohnzone und im gleichen Bezirk befindlicher Wohnraum
geschaffen wird, der zum Zeitpunkt seiner Schaffung hinsichtlich der Wohnungsgrofie,
Ausstattung und der hiefir durchschnittlich fiktiv erzielbaren Miete gleichwertig ist.

©) ...

8§ 7c. (1) Einkaufszentren sind Bauvorhaben mit Raumen, die tberwiegend fir das
Ausstellen und den Verkauf von Waren beziehungsweise flir das damit im Zusammenhang
stehende Erbringen von Dienstleistungen bestimmt sind, soweit die Fl&che dieser R&ume
zusammen mehr als 1.600 m? im ,, Gemischten Baugebiet — Betriebsbaugebiet“ mehr als
1.000 m?2 betrégt.

(1a) Zwei oder mehrere Bauvorhaben mit derartig genutzten Raumen gelten als
einziges Einkaufszentrum, wenn
1.sie funktional (z.B. durch gemeinsame Anlagen zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen, innere ErschlieBung, Verbindungen von Gebduden) miteinander
verbunden sind, und
2. die Flache der R&ume insgesamt mehr als 1.600 m?, im ,, Gemischten Baugebiet —
Betriebsbaugebiet mehr als 1.000 m? betragt.

Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen sind einer gemeinsamen Anlage
gleichzuhalten, auch wenn sie nicht miteinander verbunden sind, aber in einem
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(2) Einkaufszentren dirfen nur in Wohngebieten, gemischten Baugebieten und
Industriegebieten errichtet werden, wo sie im Bebauungsplan geméal § 5 Abs. 4 lit. c
ausgewiesen sind. Dariber hinaus dirfen Einkaufszentren auf Liegenschaften an einer
Geschéaftsstrale errichtet werden.

(3) Fir Einkaufszentren kann im Bebauungsplan eine héchstens zuldssige Flache
(Abs. 1), bezogen auf eine durch Fluchtlinien bestimmte Grundfl&che, festgelegt werden;
ferner kann zur Sicherung der raumlich funktionellen Nahebeziehungen, der zeitgemélien
Bedirfnisse und der sozialen Struktur der Bevolkerung festgelegt werden, dass nur
Fachmarkte, aber keine Einkaufszentren fiir Lebens- und Genussmittel der
Grundversorgung errichtet werden durfen.

(4) Vor Festsetzung von Einkaufszentren ist eine Priifung nach § 7b Abs. 7
durchzufuhren. Zu prifen sind dariiber hinaus die Wechselwirkungen des geplanten
Einkaufszentrums auf andere Einkaufszentren und Geschéftsstralen sowie auf die
Nahversorgung. Bei der Festsetzung von Einkaufszentren kdnnen auch Festsetzungen
nach § 7b Abs. 5 getroffen werden.

unmittelbaren raumlichen Zusammenhang stehen.

(2) Nicht als Einkaufszentren gelten Bauvorhaben, die
1. nur Wiederverkaufern zuganglich sind oder

2. ausschlieBlich fir den Fahrzeug-, Landmaschinen- oder Baumaschinenhandel
bestimmt sind.

(3) Einkaufszentren werden in zwei Typen festgelegt:
1. Einkaufszentren des Typs 1 sind Bauvorhaben im Sinne des Abs. 1, in denen
samtliche Warenarten angeboten werden.
2. Einkaufszentren des Typs 2 sind Bauvorhaben im Sinne des Abs. 1, in denen
ausschlieBlich Waren des Baustoff-, Garten-, oder Mobelhandels angeboten
werden.

(4) Einkaufszentren durfen nur in Wohngebieten und gemischten Baugebieten
errichtet werden, wo sie im Bebauungsplan gemaR 8 5 Abs. 4 lit. ¢ ausgewiesen sind.
Darliber hinaus durfen Einkaufszentren auf Liegenschaften an einer Geschaftsstralie
errichtet werden.

(5) Fur Einkaufszentren kann im Bebauungsplan eine hdchstens zuléssige Flache
(Abs. 1), bezogen auf eine durch Fluchtlinien bestimmte Grundflache, festgelegt werden.

(6) Bei Bauvorhaben, die ein Einkaufszentrum beinhalten, ist mindestens ein Drittel
der Summe der Fléachen der oberirdischen Nutzungseinheiten (§ 119 Abs. 1) oberhalb des
Erdgeschofes zu errichten, sofern der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt.

(7) Vor der Festsetzung von Einkaufszentren ist eine Prifung nach § 7b Abs. 7
durchzufiihren. Zu prifen sind dartiber hinaus die Wechselwirkungen des geplanten
Bauvorhabens auf andere Einkaufszentren, Geschéftsstralen sowie auf die
Nahversorgung. Bei der Festsetzung von Einkaufszentren kdnnen auch Festsetzungen
nach § 7b Abs. 5 getroffen werden.

(8) Der Bebauungsplan kann die Festsetzung eines Einkaufszentrums auf sieben
Jahre befristet ausweisen, wenn dies der Erreichung der gesetzlichen Ziele der
Stadtplanung (8 1 Abs. 2) dient. Eine befristete Ausweisung als Einkaufszentrum wird
nach Ablauf von sieben Jahren unwirksam. Sonstige Bebauungsbestimmungen fiir die
betroffenen Gebiete bleiben aufrecht.
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Hochhéauser

§ 7f (1) Hochhauser sind Gebdude, deren oberster Abschluss einschlielich aller
Dachaufbauten gemaR § 81 Abs. 6 und 7 mehr als 35 m uber dem tiefsten Punkt des
anschlieBenden  Geléndes beziehungsweise der festgesetzten Hohenlage der
anschliefenden Verkehrsflache liegt.

) ...
Erfordernisse der Anzeige und des Antrages
8 15. (1) Dem Antrag um Abteilungsbewilligung und der Abteilungsanzeige sind
beizulegen:
1.

2. ein Teilungsplan in zweifacher Ausfertigung; ein solcher Teilungsplan ist nicht
erforderlich, wenn nur ganze Grundstlicke betroffen sind;

3. bis5...

(2) Der Teilungsplan hat zu enthalten:

1. bis 4. ...

5.die Darstellung der fir die Beurteilung von Abtretungs- und

Einbeziehungsverpflichtungen erforderlichen Fluchtlinien.

(2a) ...

(3) Der Teilungsplan hat den gesetzlichen Vorschriften Uber die Verfassung von
Teilungsplanen zu entsprechen. Er ist im Mal3stab 1 : 500 oder in einem gréReren Mal3stab
zu verfassen; er darf im Maf3stab 1 : 1 000 verfasst werden, wenn seine Lesbarkeit in allen
rechtlich erheblichen Einzelheiten voll erhalten bleibt. Der Stand vor der Abteilung ist in
schwarzer Farbe, jener nach der Abteilung in roter Farbe darzustellen. Der Teilungsplan
muss aus haltbarem Material, gut lesbar und nach einem Druck- oder Zeichenverfahren
oder einem gleichwertigen Verfahren hergestellt sein.

Beurteilung des Abteilungsvorhabens
§16.(1) ...

Hochhéauser

§ 7f (1) Hochhduser sind Gebdude, deren oberster Abschluss einschlielich aller
Dachaufbauten geméaR § 81 Abs. 6, 6a und 7 mehr als 35 m tber dem tiefsten Punkt des
anschlieBenden  Geldndes beziehungsweise der festgesetzten Hohenlage der
anschlieBenden Verkehrsflache liegt.

...
Erfordernisse der Anzeige und des Antrages

8 15. (1) Dem Antrag um Abteilungsbewilligung und der Abteilungsanzeige sind
beizulegen:

1.

2. ein Teilungsplan; ein solcher ist nicht erforderlich, wenn nur ganze Grundstiicke
betroffen sind,;

3. bis 5...

(2) Der Teilungsplan hat zu enthalten:
1. bis4. ...

5. die Darstellung der fiir die Beurteilung des Abteilungsvorhabens relevanten
Flachenwidmungs- und Bebauungsbestimmungen sowie der fiir die Beurteilung
von Abtretungs- und Einbeziehungsverpflichtungen erforderlichen Fluchtlinien.

(2a) ...

(3) Der Teilungsplan hat den gesetzlichen Vorschriften tber die Verfassung von
Teilungsplanen zu entsprechen. Er ist im Malstab 1 : 500 oder in einem gréf3eren Mafstab
zu verfassen; er darf im MafRstab 1 : 1 000 verfasst werden, wenn seine Lesbarkeit in allen
rechtlich erheblichen Einzelheiten voll erhalten bleibt. Der Stand vor der Abteilung ist in
schwarzer Farbe, jener nach der Abteilung in roter Farbe darzustellen. Der Teilungsplan
ist in elektronischer Form zu ubermitteln. Die Behdrde kann aus technischen oder
organisatorischen Griinden die Vorlage von einem oder mehreren Exemplaren des
Teilungsplans in Papierform verlangen. Diese mussen aus haltbarem Material, gut lesbar
und nach einem Druck- oder Zeichenverfahren oder einem gleichwertigen Verfahren
hergestellt sein.

Beurteilung des Abteilungsvorhabens
§16.(1) ...
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(2) Die Grol3e eines Bauplatzes soll unbeschadet einer Festsetzung im Bebauungsplan
nach § 5 Abs. 4 lit. v mindestens 500 m2, die eines Bauloses mindestens 250 m2 betragen.
Sofern die den Baulosen vorgelagerten Teilflachen der AufschlieBungswege
(Trennstiicke) nicht in eine eigene, gemeinsame Einlage gelegt werden, sind sie der
jeweiligen Einlage des angrenzenden Bauloses zuzuschreiben, dirfen aber dem
Flachenausmal des Bauloses nicht zugerechnet werden. Bauplatze und Baulose diirfen mit
der Verkehrsflache beziehungsweise einem AufschlieBungsweg auch durch einen
Verbindungsstreifen (Fahne) verbunden werden, wenn der Bebauungsplan die Bebauung
der als Verbindungsstreifen vorgesehenen Grundflache nicht zwingend vorschreibt. Die
Breite des Verbindungsstreifens muss mindestens 3 m betragen. Ein mindestens 1 m
breiter Teil des Verbindungsstreifens muss zu jedem der Bauplatze oder Baulose gehdéren.
Die Herstellung und Erhaltung des Verbindungsstreifens (der Fahne) obliegt den
Eigentimern; diese haben die Beniitzung sowie die Herstellung und Erhaltung sémtlicher
Ver- und Entsorgungsleitungen der zugehorigen Bauplatze oder Baulose auf der Fahne
gegenseitig zu dulden. Ein Bauplatz, ein Baulos oder ein Kleingarten darf nicht zwei oder
mehrere Grundbuchskorper umfassen, wobei ein Bauplatz oder Baulos zur Génze im
Bauland, ein Kleingarten zur Ganze im Kleingartengebiet oder im Kleingartengebiet fur
ganzjéhriges Wohnen liegen muss. Im Zusammenhang mit einem Baurecht oder, wenn die
Flachenwidmungspldne und Bebauungsplane fiir verschiedene Ubereinander liegende
Raume desselben Plangebietes gesonderte Bestimmungen enthalten, auch im
Zusammenhang mit einem Verkehrsband, darf ein Bauplatz auch mehrere
Grundbuchskoérper umfassen. Kein Gebdude darf die Grenzen eines Bauplatzes, Bauloses
oder Kleingartens unbeschadet der zuldssigen oder gebotenen Bebauung von Teilen des
offentlichen Gutes Uiberragen. Abteilungen sind nicht zul&ssig, wenn sie bewirken, dass in
Bezug auf rechtméBig bestehende Bauwerke gesetzliche Bauvorschriften oder
Vorschriften des Bebauungsplanes nicht mehr eingehalten wiirden.

(3) bis (6) ...
Bauwerks- und Wohnungsnummerierung
§49. (1) bis (2) ...
(3) Enthélt ein Bauwerk mehr als eine Wohn- oder Betriebseinheit, so sind die

(2) Die Grolie eines Bauplatzes soll unbeschadet einer Festsetzung im Bebauungsplan
nach § 5 Abs. 4 lit. v mindestens 500 m2, die eines Bauloses mindestens 250 m2 betragen.
Unterschreitungen der SollgréBe fiir Baulose und wesentliche Unterschreitungen der
SollgroRe fiir Bauplatze sind nur dann zulassig, wenn dies aus bericksichtigungswiirdigen
Grunden erforderlich ist. Sofern die den Baulosen vorgelagerten Teilflachen der
AufschlieBungswege (Trennstlicke) nicht in eine eigene, gemeinsame Einlage gelegt
werden, sind sie der jeweiligen Einlage des angrenzenden Bauloses zuzuschreiben, durfen
aber dem FlachenausmaR des Bauloses nicht zugerechnet werden. Bauplatze und Baulose
durfen mit der Verkehrsflache beziehungsweise einem AufschlieBungsweg auch durch
einen Verbindungsstreifen (Fahne) verbunden werden, wenn der Bebauungsplan die
Bebauung der als Verbindungsstreifen vorgesehenen Grundflache nicht zwingend
vorschreibt. Die Breite des Verbindungsstreifens muss mindestens 3 m betragen. Ein
mindestens 1 m breiter Teil des Verbindungsstreifens muss zu jedem der Bauplétze oder
Baulose gehdren. Die Herstellung und Erhaltung des Verbindungsstreifens (der Fahne)
obliegt den Eigentiimern; diese haben die Benitzung sowie die Herstellung und Erhaltung
samtlicher Ver- und Entsorgungsleitungen der zugehdrigen Bauplatze oder Baulose auf
der Fahne gegenseitig zu dulden. Ein Bauplatz, ein Baulos oder ein Kleingarten darf nicht
zwei oder mehrere Grundbuchskdrper umfassen, wobei ein Bauplatz oder Baulos zur
Génze im Bauland, ein Kleingarten zur Génze im Kleingartengebiet oder im
Kleingartengebiet fiir ganzjahriges Wohnen liegen muss. Im Zusammenhang mit einem
bestehenden Baurecht oder wenn die Flachenwidmungsplane und Bebauungsplane fir
verschiedene Ubereinander liegende R&aume desselben Plangebietes gesonderte
Bestimmungen enthalten oder wenn zu Zwecken der Uberbauung von Bahnanlagen, der
Errichtung von Tiefgaragen oder dergleichen Teile des Bauplatzes mit einem Baurecht zu
belasten sind, darf ein Bauplatz auch mehrere Grundbuchskorper umfassen. Kein
Gebéude darf die Grenzen eines Bauplatzes, Bauloses oder Kleingartens unbeschadet der
zulédssigen oder gebotenen Bebauung von Teilen des offentlichen Gutes Uberragen.
Abteilungen sind nicht zuldssig, wenn sie bewirken, dass in Bezug auf rechtmaRig
bestehende Bauwerke gesetzliche Bauvorschriften oder VVorschriften des Bebauungsplanes
nicht mehr eingehalten wirden.

(3) bis (6) ...
Bauwerks- und Wohnungsnummerierung
§49. (1) bis(2) ...
(3) Enthélt ein Bauwerk mehrere Wohn- oder Betriebseinheiten oder sonstige
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Wohneinheiten und die Betriebseinheiten fir jedes Stiegenhaus in gut lesbarer Weise
fortlaufend, beginnend mit dem Erdgeschoss, zu nummerieren. Bei Bauwerken, die
mehrere Stiegenhduser umfassen, sind auch diese zu nummerieren. Ebenso sind die
Bezeichnungen der Stockwerke unter Bedachtnahme auf §87 Abs.8 und Abs.9
anzubringen.

Gehsteigherstellung
854. (1) bis (7) ...

(8) Tritt die Verpflichtung zur Gehsteigherstellung ein und liegt vor der Liegenschaft
bereits ein den geltenden Vorschriften entsprechender Gehsteig, so gilt die Verpflichtung
als erfiillt. Die Verpflichtung gilt auch als erfllt, wenn vor der Liegenschaft bereits ein
Gehsteig in einwandfreiem (trittsicherem) Zustand liegt, der lediglich hinsichtlich der
Bauart den geltenden Vorschriften nicht entspricht. Etwa erforderliche Instandsetzungen
eines von der Gemeinde bereits (ibernommenen Gehsteiges sind von der Gemeinde auf
ihre Kosten durchzufihren. Wurde der Gehsteig jedoch auf Kosten der Gemeinde
hergestellt oder wurde von der Gemeinde eine Teilleistung (Vorleistung) zur
Gehsteigherstellung erbracht oder wurde von der Gemeinde auf Grund einer Anderung der
Bestimmungen Uber die Beschaffenheit des Gehsteiges ein ibernommener Gehsteig diesen
Bestimmungen entsprechend abgeéndert, hat der zur Gehsteigherstellung Verpflichtete der
Gemeinde Kostenersatz zu leisten; etwa erforderliche Instandsetzungen sind auch in
diesem Falle von der Gemeinde auf ihre Kosten durchzufiihren.

(9) Vor der Herstellung von Auffahrten von der Fahrbahn auf den Gehsteig sowie von
Gehsteigliberfahrten zur Einfahrt in eine Liegenschaft bzw. zur Ausfahrt aus einer
Liegenschaft hat die Behdrde die Ausfihrung dieser Gehsteigauf- und -Uberfahrten mit
Bescheid bekannt zu geben. Bei der Errichtung von Anlagen zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen oder von Tankstellen erfolgt diese Bekanntgabe mit der Baubewilligung.
In anderen Fallen ist ein diesbeziigliches Ansuchen an die Behdrde zu richten, wobei die
ortliche Lage der Gehsteigauf- und -Uberfahrt zu bezeichnen und die Zustimmung des
Grundeigentiimers (aller Grundmiteigentimer) der zu befahrenden Liegenschaft
nachzuweisen ist. Uber dieses Ansuchen ist binnen vier Wochen zu entscheiden. Werden
auf der Liegenschaft alle Stellplatze aufgelassen und besteht kein Erfordernis fur das Be-
und Entladen, sind die entsprechenden Gehsteigauf- und -uberfahrten vom
Grundeigentimer (allen Grundmiteigentiimern) zu beseitigen.

Nutzungseinheiten, so sind diese fur jedes Bauwerk und innerhalb eines Bauwerkes fir
jedes Stiegenhaus in gut lesbarer Weise fortlaufend, beginnend mit dem untersten
GeschoB, zu nummerieren. Werden Wohn- oder Betriebseinheiten (oder sonstige
Nutzungseinheiten) geteilt, kann der Nummer der neu geschaffenen Nutzungseinheiten ein
alphanumerischer Zusatz nachgestellt werden. Bei Bauwerken, die mehrere Stiegenhauser
umfassen, sind auch diese zu nummerieren. Ebenso sind die Bezeichnungen der
Stockwerke unter Bedachtnahme auf § 87 Abs. 8 und Abs. 9 anzubringen.

Gehsteigherstellung
§54. (1) bis (7) ...

(8) Tritt die Verpflichtung zur Gehsteigherstellung ein und liegt vor der Liegenschaft
bereits ein den geltenden Vorschriften entsprechender Gehsteig, so gilt die Verpflichtung
als erfullt. Die Verpflichtung gilt auch als erfullt, wenn vor der Liegenschaft bereits ein
Gehsteig in einwandfreiem {trittsicherem) Zustand liegt, der lediglich hinsichtlich der
Bauart den geltenden Vorschriften nicht entspricht. Etwa erforderliche Instandsetzungen
eines von der Gemeinde bereits Gibernommenen Gehsteiges sind von der Gemeinde auf
ihre Kosten durchzufiihren. Wurde der Gehsteig jedoch auf Kosten der Gemeinde
hergestellt oder wurde von der Gemeinde eine Teilleistung (Vorleistung) zur
Gehsteigherstellung erbracht oder wurde von der Gemeinde auf Grund einer Anderung der
Bestimmungen Uber die Beschaffenheit des Gehsteiges ein ibernommener Gehsteig diesen
Bestimmungen entsprechend abgeéndert, hat der zur Gehsteigherstellung Verpflichtete der
Gemeinde Kostenersatz zu leisten; etwa erforderliche Instandsetzungen sind auch in
diesem Falle von der Gemeinde auf ihre Kosten durchzufiihren.

(9) Vor der Herstellung von Auffahrten von der Fahrbahn auf den Gehsteig sowie von
Gehsteiguberfahrten zur Einfahrt in eine Liegenschaft bzw. zur Ausfahrt aus einer
Liegenschaft hat die Behorde die Ausfiihrung dieser Gehsteigauf- und -0berfahrten mit
Bescheid bekannt zu geben. Bei der Errichtung von Anlagen zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen oder von Tankstellen erfolgt diese Bekanntgabe mit der Baubewilligung.
In anderen Fallen ist ein diesbezigliches Ansuchen an die Behérde zu richten, wobei ein
Lageplan (8 64 Abs. 1 lit. a) vorzulegen, die ortliche Lage der Gehsteigauf- und -Uberfahrt
zu bezeichnen und die Zustimmung des Grundeigentiimers (aller Grundmiteigentiimer) der
zu befahrenden Liegenschaft nachzuweisen ist. Uber dieses Ansuchen ist binnen vier
Wochen zu entscheiden. Wenn durch die Gehsteigauf- und -Uberfahrt eine
Beeintréchtigung von Baumen auf 6ffentlichen Verkehrsflachen (Strafenbdume) (Abs. 9a)
maglich ist, verlangert sich die Frist auf acht Wochen. Werden auf der Liegenschaft alle
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(10) bis (13) ...

Ansuchen um Baubewilligung

8§ 60. (1) Bei folgenden Bauvorhaben ist, soweit nicht die §§ 62, 62a, 70a oder 70b
zur Anwendung kommen, vor Beginn die Bewilligung der Behdrde zu erwirken:

a) Neu-, Zu- und Umbauten. Unter Neubau ist die Errichtung neuer Gebdude zu
verstehen; ein solcher liegt auch vor, wenn nach Abtragung bestehender
Bauwerke die Fundamente oder Kellermauern ganz oder teilweise wieder
benltzt werden. Ein einzelnes Geb&ude ist ein raumbildendes Bauwerk, die in
ihrer Bausubstanz eine koérperliche Einheit bildet und nicht durch Grenzen
eines Bauplatzes oder Bauloses oder durch Eigentumsgrenzen geteilt ist,
ausgenommen die zuldssige Bebauung von Teilen des 6ffentlichen Gutes. Der
Bezeichnung als ein einzelnes Gebdude steht nicht entgegen, dass in ihm
Brandmauern enthalten sind oder es auf Grundflachen von verschiedener
Widmung, verschiedener Bauklasse oder verschiedener Bauweise errichtet ist.
Ein Raum liegt vor, wenn eine Flache zumindest zur Hélfte ihres Umfanges
von Wanden umschlossen und von einer Deckflache abgeschlossen ist; ein
Aufenthaltsraum muss allseits umschlossen sein. Flugdécher mit einer

Stellplatze aufgelassen und besteht kein Erfordernis fur das Be- und Entladen, sind die
entsprechenden  Gehsteigauf- und -Uberfahrten vom  Grundeigentumer (allen
Grundmiteigentimern) zu beseitigen.

(9a) Bei der Situierung von Auf- und Uberfahrten im Sinne des Abs. 9 ist auf
bestehende Baume auf 6ffentlichen Verkehrsflachen (Straenbaume) Riicksicht zu nehmen.
Die bescheidmaRige Bekanntgabe von Auf- und Uberfahrten hat in solchen Fallen, in
denen eine Beeintréchtigung bestehender Straflenb&ume mdglich ist, erst zu erfolgen,
nachdem die Bauwerberin oder der Bauwerber den Nachweis erbracht hat, dass

1. Beeintréchtigungen des StraRenbaumbestandes ausgeschlossen sind oder

2. die Auf- und Uberfahrt unbedingt erforderlich ist und die geringstméglichen
Auswirkungen auf den Baumbestand hat.

Eine mdgliche Beeintrachtigung ist jedenfalls zu vermuten, wenn der Abstand
zwischen der Auf- bzw. Uberfahrt und der ihr zugewandten StammauRenkante von
StraBenbaumen 2,5m unterschreitet oder die Auf- bzw. Uberfahrt in deren
Kronentraufbereich hineinragt. Die Entscheidungsfrist nach Abs. 9 beginnt erst nach
vollstandiger Vorlage des Nachweises zu laufen.

(10) bis (13) ...
Ansuchen um Baubewilligung

8§ 60. (1) Bei folgenden Bauvorhaben ist, soweit nicht die §§ 62, 62a, 70a oder 70b
zur Anwendung kommen, vor Beginn die Bewilligung der Behdrde zu erwirken:

a) Neu-, Zu- und Umbauten. Unter Neubau ist die Errichtung neuer Gebédude zu
verstehen; ein solcher liegt auch vor, wenn nach Abtragung bestehender
Bauwerke die Fundamente oder Kellermauern ganz oder teilweise wieder
bendtzt werden. Ein einzelnes Gebé&ude ist ein raumbildendes Bauwerk, die in
ihrer Bausubstanz eine korperliche Einheit bildet und nicht durch Grenzen
eines Bauplatzes oder Bauloses oder durch Eigentumsgrenzen geteilt ist,
ausgenommen die zuldssige Bebauung von Teilen des 6ffentlichen Gutes. Der
Bezeichnung als ein einzelnes Gebdude steht nicht entgegen, dass in ihm
Brandmauern enthalten sind oder es auf Grundflachen von verschiedener
Widmung, verschiedener Bauklasse oder verschiedener Bauweise errichtet ist.
Ein Raum liegt vor, wenn eine Fldche zumindest zu mehr als der Halfte ihres
Umfanges von Wénden umschlossen und von einer Deckflache abgeschlossen
ist; ein Aufenthaltsraum muss allseits umschlossen sein. Flugdacher mit einer
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bebauten Flache von mehr als 25 m2 oder einer lotrecht zur bebauten Flache
gemessenen Hohe von mehr als 2,50 m gelten als Gebdude. Zubauten sind alle
Vergroflerungen eines Geb&udes in waagrechter oder lotrechter Richtung,
ausgenommen die Errichtung von zuléssigen Aufbauten (§ 81 Abs. 6). Unter
Umbau sind jene Anderungen des Gebaudes zu verstehen, durch welche die
Raumeinteilung oder die Raumwidmungen so gedndert werden, dass nach
Durchfiihrung der Anderungen das Gebaude als ein anderes anzusehen ist. Ein
Umbau liegt auch dann vor, wenn solche Anderungen selbst nur ein einzelnes
GeschoR betreffen. Der Einbau von Wohnungen oder Teilen davon in das
Dachgeschol? gilt nicht als Umbau.

b) bisc) ...
d) Der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre

sowie der Abbruch von Gebdauden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden,
wenn der Anzeige des Abbruchs gemdR 8§ 62a Abs. 5a keine glltige
Bestatigung des Magistrats angeschlossen ist, dass an der Erhaltung des
Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das ortliche Stadtbild kein 6ffentliches
Interesse besteht. Fur Bauwerke in Schutzzonen und Gebé&ude, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden, darf die Abbruchbewilligung nur erteilt werden,
wenn an der Erhaltung des Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das &rtliche
Stadtbild kein offentliches Interesse besteht oder sein Bauzustand derart
schlecht ist, dass die Instandsetzung technisch unmdglich ist oder nur durch
wirtschaftlich unzumutbare Aufwendungen bewirkt werden kann.

e)...

f) Verdnderungen oder Beseitigungen von das 6rtliche Stadtbild oder die dulere
Gestaltung, den Charakter oder den Stil eines Gebadudes beeinflussenden
baulichen Ziergegenstanden in Schutzzonen.

bebauten Flache von mehr als 25 m2 oder einer lotrecht zur bebauten Flache
gemessenen Hohe von mehr als 2,50 m gelten als Gebdude. Zubauten sind alle
VergroRerungen eines Gebdudes in waagrechter oder lotrechter Richtung,
ausgenommen die Errichtung von zul&ssigen Aufbauten (8 81 Abs. 6). Unter
Umbau sind jene Anderungen des Gebaudes zu verstehen, durch welche die
Raumeinteilung oder die Raumwidmungen so gedndert werden, dass nach
Durchfiihrung der Anderungen das Gebaude als ein anderes anzusehen ist. Ein
Umbau liegt auch dann vor, wenn solche Anderungen selbst nur ein einzelnes
GeschoR betreffen. Der Einbau von Wohnungen oder Teilen davon in das
Dachgeschol? gilt nicht als Umbau.

b) bis¢) ...
d) Der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre

sowie der Abbruch von Gebdauden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden,
wenn der Anzeige des Abbruchs gemall §62a Abs.5a keine gultige
Bestatigung des Magistrats angeschlossen ist, dass an der Erhaltung des
Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das ortliche Stadtbild kein 6ffentliches
Interesse besteht. Fiir Bauwerke in Schutzzonen und Gebé&ude, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden, darf die Abbruchbewilligung nur erteilt werden,
wenn an der Erhaltung des Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das értliche
Stadtbild kein oOffentliches Interesse besteht oder sein Bauzustand derart
schlecht ist, dass die Instandsetzung technisch unmdglich ist oder trotz
Einbeziehung von offentlichen Fdrderungen und der Bericksichtigung von
wirtschaftlichen Ertragsoptimierungspotentialen am Bauwerk nur durch
wirtschaftlich  unzumutbare  Aufwendungen bewirkt werden kann.
Aufwendungen, die durch eine schuldhafte Vernachlassigung der
Erhaltungspflicht entstehen, bleiben bei der Beurteilung der wirtschaftlichen
Abbruchreife auller Betracht. Dies gilt auch fiir Rechtsnachfolgerinnen oder
Rechtsnachfolger der Eigentimerin oder des Eigentimers (Miteigentiimerin
oder Miteigentiimers), wenn sie von der schuldhaften Vernachlassigung der
Erhaltungspflicht Kenntnis hatten oder bei gehoriger Aufmerksamkeit
Kenntnis haben mussten.

e ..

f) Verdnderungen oder Beseitigungen von das ortliche Stadtbild oder die dufere

Gestaltung, den Charakter oder den Stil eines Gebéaudes beeinflussenden
baulichen Ziergegenstanden in Schutzzonen und an Bauwerken, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf
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g) bisi) ...
j) Die  Anbringung von Photovoltaikanlagen an Geb&uden mit einem
Fluchtniveau von mehr als 11 m.

(2) bis (3) ...
8 62. (1) Eine Bauanzeige genugt fur
1. den Einbau oder die Ab&nderung von Badezimmern und Sanitéranlagen, wenn

durch eine Be- und Entliiftung des Raumes eine Anderung der duBeren Gestaltung
des Bauwerks bewirkt wird;

2. Loggienverglasungen;

3. den Austausch von Fenstern und Fenstertiiren in Schutzzonen und bei Gebauden,
die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden;

4. alle sonstigen Anderungen und Instandsetzungen von Bauwerken (§ 60 Abs. 1
lit. ¢), die keine wesentliche Anderung der auReren Gestaltung des Bauwerkes
bewirken, nicht die Umwidmung von Wohnungen oder die Schaffung von
Stellplatzen betreffen und keine Verpflichtung zur Schaffung von Stellplatzen
auslosen.

(2) Der Bauanzeige sind Baupléne in zweifacher Ausfertigung anzuschlieRen; sie sind
vom Planverfasser zu unterfertigen. Die Bauanzeige kann elektronisch (ber das von der
Behorde im Internet bekanntgegebene Portal eingebracht werden. Der elektronischen

das ortliche Stadtbild ein 6ffentliches Interesse besteht.
g) bis i) ...
j) Die Errichtung von Fotovoltaikanlagen sowie die Anbringung von
Fotovoltaikanlagen an Gebauden
1. im Griinland-Schutzgebiet oder in Gebieten mit Bausperre;

2. in Schutzzonen nur dann, wenn sie keiner elektrizitatsrechtlichen Anzeige- oder
Bewilligungspflicht unterliegen;

3. aullerhalb vom Grinland-Schutzgebiet oder Gebieten mit Bausperre, wenn sie
eine Engpassleistung von mehr als 15 kW aufweisen und

aa) keiner elektrizitatsrechtlichen Anzeige- oder Bewilligungspflicht oder

bb) nicht eisenbahnrechtlichen, gewerberechtlichen, bergbaurechtlichen,
luftfahrtrechtlichen,  schifffahrtrechtlichen  oder  abfallrechtlichen
Bestimmungen unterliegen.(2) bis (3) ...

8 62. (1) Eine Bauanzeige genugt fir

1. den Einbau oder die Abanderung von Badezimmern und Sanitaranlagen, wenn
durch eine Be- und Entliiftung des Raumes eine Anderung der &ulieren Gestaltung
des Bauwerks bewirkt wird;

2. Loggienverglasungen;

3. den Austausch von Fenstern und Fenstertiiren in Schutzzonen und bei Gebauden,
die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden;

4. alle sonstigen Anderungen und Instandsetzungen von Bauwerken (§ 60 Abs. 1
lit. ¢), die keine wesentliche Anderung der duReren Gestaltung des Bauwerkes
bewirken, nicht die Umwidmung von Wohnungen oder nicht die Schaffung von
Stellplétzen betreffen und auch nicht zu deren tatséchlicher Schaffung aufgrund
einer entsprechenden Verpflichtung fuhren; “

5. Rankhilfen und Rankgerdste fur Kletterpflanzen, die nicht § 62a Abs. 1 Z 14 unterliegen.

(2) Der Bauanzeige sind Baupléne in zweifacher Ausfertigung anzuschlielRen; sie sind
vom Planverfasser zu unterfertigen. Die Bauanzeige kann elektronisch (iber das von der
Behorde im Internet bekanntgegebene Portal eingebracht werden. Der elektronischen
Bauanzeige sind Baupldne in elektronischer Form anzuschlieen. Diese sind vom
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Bauanzeige sind Bauplane in elektronischer Form anzuschliefen. Diese sind vom
Planverfasser elektronisch zu unterfertigen. Im Rahmen der elektronischen Bauanzeige ist
eine Erklarung abzugeben, dass der Bauwerber oder sein bevollméachtigter Vertreter an der
elektronischen Zustellung im Sinne des § 1b E-GovG, BGBI. | Nr. 10/2004 idF BGBI. |
Nr. 104/2018, teilnimmt. Der Bauanzeige gemall Abs. 1 Z 4 ist auerdem eine statische
Vorbemessung oder ein Gutachten, dass es sich um ein geringfligiges Bauvorhaben mit
technisch einfacher Tragkonstruktion handelt, bei dem aus statischen Belangen keine
Gefahr fur das Leben oder die Gesundheit von Menschen sowie das Eigentum zu besorgen
ist, anzuschlieRen; diese Unterlagen sind von einem nach den fur die Berufsausiibung
mafgeblichen VVorschriften berechtigten Sachverstandigen fiir das einschlégige Fachgebiet
zu erstellen. Bei Baufuhrungen geméal Abs. 1 Z 2 und 3, die mehr als 25 vH der Oberflache
der Gebaudehille betreffen, sind ein Energieausweis (§ 118 Abs. 5) und ein Nachweis
Uber die Beriicksichtigung hocheffizienter alternativer Systeme (§8 118 Abs. 3 und 3a)
einzuholen. Solche Energieausweise sind der Behorde in elektronischer Form zu
Ubermitteln. In Gebieten fir geforderten Wohnbau ist der Bauanzeige bei der Schaffung
von Wohnungen und Wohneinheiten in Heimen der Nachweis geméaR § 6 Abs. 6a erster
Satz anzuschlieRen.

(3) bis (7) ...
8 62a (1) Bei folgenden Bauflihrungen ist weder eine Baubewilligung noch eine
Bauanzeige erforderlich:
1. bis 13. ...
14. Pergolen;

15. Hauskanale, Senkgruben und Hauskl&ranlagen;
16. gemauerte Gartengriller und dergleichen sowie Gartenterrassen;
17. bis 22. ...

23. Stitzmauern, die auf Grund der Neigungsverhéltnisse des Gelandes erforderlich
sind, mit einem Abstand von mindestens 3 m von der Grundgrenze bis zu einer
Héhe wvon 1m dber dem Geldnde und die damit verbundenen

Planverfasser elektronisch zu unterfertigen. Im Rahmen der elektronischen Bauanzeige ist
eine Erklarung abzugeben, dass der Bauwerber oder sein bevollméchtigter Vertreter an der
elektronischen Zustellung im Sinne des § 1b E-GovG, BGBI. | Nr. 10/2004 idF BGBI. |
Nr. 104/2018, teilnimmt. Der Bauanzeige geméR Abs. 1 Z 4 ist auBerdem eine statische
Vorbemessung oder ein Gutachten, dass es sich um ein geringfligiges Bauvorhaben mit
technisch einfacher Tragkonstruktion handelt, bei dem aus statischen Belangen keine
Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen sowie das Eigentum zu besorgen
ist, anzuschlieBen; diese Unterlagen sind von einem nach den fur die Berufsaustibung
maRgeblichen Vorschriften berechtigten Sachverstandigen fir das einschlégige Fachgebiet
zu erstellen. Bei Baufuhrungen gemal Abs. 1 Z 2 und 3, die mehr als 25 vH der Oberflache
der Gebaudehdille betreffen, sind ein Energieausweis (8§ 118 Abs. 5) und ein Nachweis
Uber die Bericksichtigung hocheffizienter alternativer Systeme (8 118 Abs. 3 und 3a)
einzuholen. Solche Energieausweise sind der Behorde in elektronischer Form zu
Ubermitteln. In Gebieten fur geférderten Wohnbau ist der Bauanzeige bei der Schaffung
von Wohnungen und Wehneinheiten Wohn- und Zimmereinheiten in Heimen oder der
VergroRBerung der Wohnnutzflache der Nachweis gemdl § 6 Abs. 6a erster Satz
anzuschlieRen.

(3) bis (7) ...

8 62a (1) Bei folgenden Baufiihrungen ist weder eine Baubewilligung noch eine
Bauanzeige erforderlich:
1.bis 13. ...

14. Rankhilfen und Rankgeruste fir Kletterpflanzen; Rankhilfen und Rankgeruste fir
Kletterpflanzen auf Geb&uden und an Fassaden im Bereich der ersten drei
oberirdischen Geschofe auBerhalb von Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre;
an Fassaden Uber Baulinien oder StraBenfluchtlinien nur in dem in § 83 Abs. 1
lit. i genannten Ausmal3; Pflanzen zur Begrinung der Fassade;

15. Hauskandle, Senkgruben und Hausklaranlagen;

16. gemauerte Gartengriller und dergleichen sowie Gartenterrassen mit einem nicht
versiegelten, reversiblen Aufbau;

17. bis 22. ...

23. Stlitzmauern in Form von Trockensteinmauern, Steinschlichtungen oder
dergleichen, die auf Grund der Neigungsverhéltnisse des Gelandes erforderlich
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Gelandeveranderungen, soweit diese nicht von Einfluss auf bestehende Bauwerke
auf eigenen oder benachbarten Grundflachen sind, auch wenn sie von Einfluss auf
die widmungsgemafie Verwendung der Grundflachen sind;

24. Antennen-, Funk-, Solar- und Parabolanlagen auferhalb vom Griinland —
Schutzgebiet sowie von Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre, sofern diese
Anlagen nicht einer Genehmigungspflicht geméal § 60 Abs. 1 lit. j unterliegen;

25. bis 32. ...

33. AuRenjalousien, Markisen und dergleichen auferhalb von Schutzzonen und
Gebieten mit Bausperre;

34. der Austausch von Fenstern und Fenstertiiren, sofern er nicht unter § 62 Abs. 1 Z
3 fallt;

35. die Aufstellung von Containern fiir politische Zwecke in Wahlzeiten gemaR der
Verordnung des Magistrats der Stadt Wien betreffend die Freihaltung des
Stadtbildes wvon storenden Werbestidndern, als Ausweichlokale wéhrend
Baufiihrungen sowie als notwendige Einrichtungen zur staatlich organisierten
Versorgung der Bevdlkerung anlésslich bereits eingetretener oder bevorstehender
Ereignisse (wie zB Naturereignisse oder Epidemien).

(1a) ...

(2) Der Bauherr hat sich zur Ausfiihrung aller bewilligungsfreier Bauvorhaben nach Abs. 1
Z 2 bis 34, soweit dafiir ein wesentliches MaR bautechnischer Kenntnisse
erforderlich ist, eines Baufiihrers zu bedienen, der nach den fiir die
Berufsausiibung malgeblichen Vorschriften zur erwerbsmafigen Vornahme
dieser Tatigkeit berechtigt ist.

(3) bis (8) ...

sind, mit einem Abstand von mindestens 1,5 m von der Grundgrenze bis zu einer
Hohe wvon 1m ({ber dem Geldnde und die damit verbundenen
Geléndeveranderungen, soweit diese nicht von Einfluss auf bestehende Bauwerke
auf eigenen oder benachbarten Grundfléchen sind, auch wenn sie von Einfluss auf
die widmungsgemaRe Verwendung der Grundflachen sind;

24. Antennen-, Funk-, Solarthermie- und Parabolanlagen auBerhalb vom Griinland —
Schutzgebiet sowie von Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre;
24a. Fotovoltaikanlagen, sofern sie nicht einer Genehmigungspflicht gemaR § 60
Abs. 1 lit. j unterliegen;

25. bis 32. ...

33. AuRenjalousien, Abschattungsvorrichtungen wie Markisen und dergleichen samt
allenfalls vorhandenen stiitzenartigen Unterkonstruktionen und dergleichen
auBerhalb von Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre;

34. der Austausch von Fenstern und Fenstertiiren, sofern er nicht unter § 62 Abs. 1 Z
3 fallt;

35. die Aufstellung von Containern fir politische Zwecke in Wahlzeiten gemafi der
Verordnung des Magistrats der Stadt Wien betreffend die Freihaltung des
Stadtbildes wvon stérenden Werbestdndern, als Ausweichlokale wéhrend
Baufiihrungen sowie als notwendige Einrichtungen zur staatlich organisierten
Versorgung der Bevolkerung anlésslich bereits eingetretener oder bevorstehender
Ereignisse (wie zB Naturereignisse oder Epidemien);

36. Erdwarmesonden und dazu gehorige Leitungen auBerhalb vom Griinland —
Schutzgebiet sowie von Gebieten mit Bausperre.

(1a) ...

(2) Der Bauherr hat sich zur Ausfiihrung aller bewilligungsfreier Bauvorhaben nach Abs. 1
Z 2 bis 36, soweit daflr ein wesentliches MaR bautechnischer Kenntnisse
erforderlich ist, eines Baufuhrers zu bedienen, der nach den fir die
Berufsausiibung maflgeblichen Vorschriften zur erwerbsmaBigen Vornahme
dieser Tatigkeit berechtigt ist.

(3) bis (8) ...

(9) Bei Baufiihrungen gemaR Abs. 1 Z 36 hat der Bauherr nach Fertigstellung eine
Meldung an die Behdrde mit einer planlichen Darstellung der Erdwérmesonde samt
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863. (1) Fir das Baubewilligungsverfahren hat der
Einreichunterlagen vorzulegen:
a) bisd) ...
e) bei Neu-, Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25 vH der Oberflaiche der Geb&udehille, mit Ausnahme der
Gebéude geméaR § 118 Abs. 4,
— einen gultigen Energieausweis (8 118 Abs. 5) in elektronischer Form,

—den durch einen nach den fur die Berufsausiibung malgeblichen
Vorschriften berechtigten Sachverstandigen fur das einschlégige
Fachgebiet erbrachten Nachweis Uber den Schallschutz in elektronischer
Form sowie

—den Nachweis, dass die technische, Okologische und wirtschaftliche
Einsetzbarkeit hocheffizienter alternativer Systeme beriicksichtigt wird
(8 118 Abs. 3, 3a, 3d und 3e);

bei Gebduden gemaR § 118 Abs. 4 geniigt ein durch einen nach den fiir
die  Berufsausiibung  malgeblichen  Vorschriften  berechtigten
Sachverstédndigen fir das einschldgige Fachgebiet erbrachter Nachweis
Uber den Wérmeschutz und Schallschutz in elektronischer Form;

Bauwerber folgende

f) bisk) ...

I) bei Neubauten, bei denen Niederschlagswésser in den Stralenkanal eingeleitet
werden sollen, die Zustimmung des Betreibers des StraRenkanals zur
Einleitung bestimmter Mengen an Niederschlagswassern sowie der Nachweis,
dass die nicht in den Kanal eingeleitete Menge der Niederschlagswasser
beseitigt oder gespeichert wird;

m) bei der Schaffung von Wohnungen und Wohneinheiten in Heimen in Gebieten
fur geforderten Wohnbau der Nachweis gemaR § 6 Abs. 6a;

n) beim Einsatz von technischen Systemen auf Ersatzflachen gemaR § 118 Abs.

den dazu gehorigen Leitungen in elektronischer Form zu Ubermitteln.

863. (1) Fir das Baubewilligungsverfahren hat der
Einreichunterlagen vorzulegen:
a) bisd) ...
e) bei Neu-, Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25 vH der Oberflache der Geb&udehiille, jeweils in elektronischer
Form
—den durch einen nach den fir die Berufsausiibung mafligeblichen
Vorschriften berechtigten Sachverstdndigen fir das einschlagige
Fachgebiet erbrachten Nachweis Uber den Wérme- und Schallschutz
(Bauphysik) und
—den Nachweis, dass die technische, 6kologische und wirtschaftliche
Einsetzbarkeit hocheffizienter alternativer Systeme bericksichtigt wird
(8 118 Abs. 3, 3a und 3e),
sowie bei Neu-, Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25 vH der Oberfléche der Geb&udehille, mit Ausnahme der Geb&ude
gemal § 118 Abs. 4, jeweils in elektronischer Form
— einen gultigen Energieausweis (§ 118 Abs. 5) und
— eine Erklarung tber den sommerlichen Wé&rmeschutz.

Bauwerber folgende

f) bis k) ...

1) bei Neubauten, bei denen Niederschlagswaésser in den Stralenkanal eingeleitet
werden sollen, die Zustimmung des Betreibers des Stralenkanals zur
Einleitung bestimmter Mengen an Niederschlagswéssern sowie der Nachweis,
dass die nicht in den Kanal eingeleitete Menge der Niederschlagswasser
versickert oder auf andere Art dem natirlichen Wasserkreislauf oder einer
Nutzung zugefiihrt wird;

m) bei der Schaffung von Wohnungen und MWehneinheiten Wohn- und
Zimmereinheiten in Heimen in Gebieten fir geférderten Wohnbau der
Nachweis geméaR § 6 Abs. 6a;

n) beim Einsatz von technischen Systemen auf Ersatzflachen geméR § 118 Abs.
3b der Nachweis uber die Erfullung der Verpflichtung;
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3b der Nachweis Uber die Erfiillung der Verpflichtung.

(2) bis (4) ...

(5) Dem Ansuchen um Baubewilligung ist bei Neubauten ab der Bauklasse Il ein
Gestaltungskonzept flr die gértnerisch auszugestaltenden Flachen des Bauplatzes und die
nach dem Bebauungsplan zu schaffende Begrinung von Déchern anzuschlieen. Dieses
Gestaltungskonzept hat auch einen Plan zu enthalten, aus dem der vorhandene und
kiinftige Baum- und andere Vegetationsbestand, die Bereiche unterirdischer Einbauten,
die Hohe der Erdiberdeckung und andere wesentliche Merkmale der Grlinbereiche
ersichtlich sind.

§ 64. (1) Die Baupléne haben zu enthalten:

0) bei Zubauten zur Schaffung neuer Nutzungseinheiten sowie bei Umbauten, die
mehr als die Halfte der im Gebaude befindlichen Nutzungseinheiten betreffen,
Angaben zum bestehenden Gebaude in tabellarischer Form, insbesondere die
GeschoRbezeichnung, Brutto- und Nettogrundflachen der Gescholle, die
Nutzungseinheiten mit dazugehdrigen Nettogrundflachen sowie allenfalls die
Nummerierung der Wohnungen und Betriebseinheiten;

p) bei Bauvorhaben, die geeignet sind, bestehende Baume auf als Verkehrsflache
gewidmeten  Grundflachen (Stralenbaumbestand) zu beeintréchtigen
(insbesondere bei Errichtung von in §83 genannten Bauteilen, bei
Gehsteigauf- und -berfahrten sowie hinsichtlich Baustelleneinrichtungen und
bei der Bauausfiihrung zum Einsatz kommender Baugerate und -maschinen),
ein  Baumschutzkonzept zum Nachweis dafiir, dass im Rahmen der
Bauausfilhrung eine Schadigung des Baumbestandes vermieden wird. Das
Baumschutzkonzept ist nach dem Stand der Technik von einer oder einem nach
den fir die Berufsausibung maRgeblichen Vorschriften berechtigten
Sachverstandigen fiir das einschlagige Fachgebiet zu erstellen und zu
unterfertigen;

g) bei Neu- und Zubauten auf Liegenschaften mit bereits vorhandenen
Bauwerken, die diesen Bauvorhaben entgegenstehen und deren Abbruch einer
Bewilligungspflicht gem&R § 60 Abs. 1 lit. d unterliegt, eine rechtskréftige
Abbruchbewilligung.

(2) bis (4) ...

(5) Dem Ansuchen um Baubewilligung ist bei Neubauten im Bauland ein
Gestaltungskonzept fiir die gartnerisch auszugestaltenden Fl&achen des Bauplatzes und des
Bauloses und die nach dem Bebauungsplan zu schaffende Begriinung von Déchern
anzuschlieBen. Dieses Gestaltungskonzept hat auch einen Plan zu enthalten, aus dem der
vorhandene und Kkinftige Baum- und andere Vegetationsbestand, die Bereiche
unterirdischer Einbauten, die Hohe der Substratiiberdeckung und andere wesentliche
Merkmale der Griinbereiche ersichtlich sind.

(6) Bei aufgrund dieses Gesetzes verpflichtend zu errichtenden Fotovoltaikanlagen
oder anderen Anlagen gemé&f § 118 Abs. 3b ist in den Einreichunterlagen der Standort der
Anlage, deren Aufstellflache sowie Leistung (kWp) darzustellen.

8§ 64. (1) Die Bauplane haben zu enthalten:
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Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

a) den Lageplan, der die betroffenen Grundstiicke der zu bebauenden
Liegenschaften, deren Nummern, die Zahlen der Einlagen, die Namen und
Anschriften aller ihrer Eigentimer, im Falle des Wohnungseigentums
zusétzlich diese Tatsache unter Angabe der Anzahl der Stiegen und das
Flachenausmal3 dieser Grundstiicke, die Umrisse der darauf bestehenden und
geplanten Bauwerke samt allfalliger Stiegen- und Geb&udebezeichnungen, die
Ausmale dieser Bauwerke sowie die Hohenlagen der zu bebauenden
Liegenschaften und der angrenzenden Verkehrsflachen ausweisen muss; ferner
sind im Lageplan die Grundstiicke der benachbarten Liegenschaften (§ 134
Abs. 3), deren Nummern, die Zahl der Einlagen und Orientierungsnummern,
die Namen und Anschriften aller ihrer Eigentimer, im Falle des
Wohnungseigentums zusatzlich diese Tatsache unter Angabe der Anzahl der
Stiegen, die Umrisse des Baubestandes auf diesen Liegenschaften, die
angrenzenden Offentlichen Verkehrsflachen samt deren Abmessungen und
Hohenlagen unter mafBgerechter Eintragung von Gleisen, Alleebdumen,
Gehsteigen, Banketten, Hydranten und Masten sowie die Nordrichtung
einzutragen; im Lageplan ist weiters einzutragen, ob auf benachbarten
Liegenschaften Betriebe mit Emissionen, die Gefdhrdungen gemall § 134a
Abs. 3 hervorrufen kénnen, bestehen;

b) die Grundrisse samtlicher GescholRe mit der Angabe allfélliger Stiegen- und
Gebéudebezeichnungen, der Nummerierung der Wohnungen und
Betriebseinheiten sowie der Raumwidmungen im Sinne dieses Gesetzes ohne
Verwendung nicht allgemein gebréuchlicher Abkiirzungen, die Schnitte und
Ansichten, die zur Beurteilung des Bauwerkes erforderlich sind, insbesondere
die Darstellung der Abgasanlagen, Reinigungséffnungen und luftfiihrenden
Leitungen; gegebenenfalls sind die Anschlisse an Nachbargebdude
darzustellen; wenn dies zur Beurteilung erforderlich ist, sind auch die
Abgasanlagen der angrenzenden Teile benachbarter Bauwerke in bezug auf
Hohe und Lage zum Bauvorhaben darzustellen; weiters eine Beschreibung der
anlagentechnischen Brandschutzeinrichtungen;

C) bise) ...
f) bei Gebduden mit mehr als einer Wohnung oder Betriebseinheit den fiir
Hausbrieffachanlagen vorgesehenen Platz;

g) bis i) ...;

a) den Lageplan, der
1. hinsichtlich der betroffenen Grundstiicke der zu bebauenden
Liegenschaften ausweisen muss:

— deren Nummern,

— die Zahlen der Grundbuchseinlagen,

—die Namen und Anschriften aller ihrer Eigentumerinnen und
Eigentumer,

— im Falle des Wohnungseigentums zusatzlich diese Tatsache unter
Angabe der Anzahl der Stiegen,

— das Flachenausmab,

—die Umrisse der darauf bestehenden und geplanten Bauwerke
samt allfalliger Stiegen- und Gebaudebezeichnungen sowie die
Ausmalie dieser Bauwerke,

— die Bebauungsbestimmungen,

— die Hohenlagen der zu bebauenden Liegenschaften und der
angrenzenden Verkehrsflachen,

— samtliche auf den zu bebauenden Liegenschaften sowie im
angrenzenden offentlichen Raum befindlichen B&ume und
Baumreihen, die dem Wiener Baumschutzgesetz unterliegen,
samt  maRstabsgetreuer  Darstellung  hinsichtlich  ihres
Stammumfangs und ihrer Kronentraufe;

2. hinsichtlich der Grundstiicke der benachbarten Liegenschaften (§ 134
Abs. 3) ausweisen muss:

— deren Nummern,

— die Zahlen der Grundbuchseinlagen und Orientierungsnummern,

—die Namen und Anschriften aller ihrer Eigentumerinnen und
Eigentumer,

— im Falle des Wohnungseigentums zusatzlich diese Tatsache unter
Angabe der Anzahl der Stiegen,

— die Umrisse des Baubestandes auf diesen Liegenschaften,

—die angrenzenden offentlichen Verkehrsflachen samt deren
Abmessungen und Hoéhenlagen unter mafRgerechter Eintragung
von Gleisen, Gehsteigen, Banketten, Hydranten und Masten, die
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Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

(2) bis (4) ...
Uberpriifung des Bauvorhabens
§67.(1)...

(2) Der Fachbeirat fur Stadtplanung und Stadtgestaltung kann von der Behorde mit
der Begutachtung einzelner Bauvorhaben befalit werden, wenn sie von maRgeblichem
EinfluB auf das ortliche Stadtbild sind; dabei hat er das Recht, in begriindeten Féllen einen
oder zwei weitere Architekten beizuziehen.

Abweichungen von Vorschriften des Bebauungsplanes

Nordrichtung sowie

— ob Betriebe mit Emissionen, die Gefahrdungen gemafR § 134a
Abs. 3 hervorrufen kénnen, bestehen;

b) die Grundrisse samtlicher Geschofe mit der Angabe allfalliger Stiegen- und
Gebadudebezeichnungen, der Nummerierung der Wohnungen und
Betriebseinheiten sowie der Raumwidmungen und die Bezeichnung sdmtlicher
Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes ohne Verwendung nicht allgemein
gebrauchlicher Abkirzungen, die Schnitte und Ansichten, die zur Beurteilung
des Bauwerkes erforderlich sind, insbesondere die Darstellung der
Abgasanlagen,  Reinigungsoffnungen und Iluftfihrenden  Leitungen;
gegebenenfalls sind die Anschliisse an Nachbargebaude darzustellen; wenn
dies zur Beurteilung erforderlich ist, sind auch die Abgasanlagen der
angrenzenden Teile benachbarter Bauwerke in Bezug auf Hohe und Lage zum
Bauvorhaben darzustellen; weiters eine Beschreibung der anlagentechnischen
Brandschutzeinrichtungen;

C)bise) ...
f) bei Gebduden mit mehr als einer Wohnung oder Betriebseinheit den fur
Hausbrieffachanlagen und Paketboxen vorgesehenen Platz;

g) bisi) ...;
(2) bis (4) ...

Uberpriifung des Bauvorhabens
§67.(1) ...

(2) Der Fachbeirat fir Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe kann von der
Behorde mit der Begutachtung einzelner Bauvorhaben befasst werden, wenn sie von
malgeblichem Einfluss auf das ortliche Stadtbild oder den Schutz von UNESCO-
Welterbestéatten sind. In begriindeten Fallen kann er zu diesem Zweck bis zu zwei weitere
Architektinnen oder Architekten oder Landschaftsarchitektinnen oder
Landschaftsarchitekten beiziehen. Ist ein Bauvorhaben geeignet, UNESCO-
Welterbestatten in ihrem auBergewdhnlichen universellen Wert zu beeintréchtigen, hat die
Behorde den Fachbeirat beizuziehen.

Abweichungen von Vorschriften des Bebauungsplanes
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Vorgeschlagene Fassung

8 69. (1) Fur einzelne Bauvorhaben hat die Behdrde (ber die Zuldssigkeit von
Abweichungen von den Vorschriften des Bebauungsplanes zu entscheiden. Diese
Abweichungen durfen die Zielrichtung des Flachenwidmungsplanes und des
Bebauungsplanes nicht unterlaufen. Darliber hinaus darf

1. die Bebaubarkeit der Nachbargrundflachen ohne nachgewiesene Zustimmung des

betroffenen Nachbarn nicht vermindert werden,

2. an Emissionen nicht mehr zu erwarten sein, als bei einer der Flachenwidmung
entsprechenden Nutzung typischerweise entsteht,

3.das vom Flachenwidmungsplan und Bebauungsplan beabsichtigte ortliche
Stadtbild nicht strend beeinflusst werden und

4. die beabsichtigte Flachennutzung sowie AufschlieBung nicht grundlegend anders
werden.

(2) Abweichungen, die die Voraussetzungen des Abs. 1 erflllen, sind weiters nur
zul&ssig, wenn sie nachvollziehbar
1. eine zweckméRigere Flachennutzung bewirken,
2. eine zweckméRigere oder zeitgeméaRe Nutzung von Bauwerken, insbesondere des
konsensgemé&Ben Baubestandes, bewirken,
3. der Herbeiflihrung eines den zeitgeméaRen Vorstellungen entsprechenden ortlichen
Stadtbildes dienen oder
4. der Erhaltung schiitzenswerten Baumbestandes dienen.

(3) bis (5) ...

8§ 70a (1) Wird den Einreichunterlagen geméaR 8 63 oder geméR § 63a die im Rahmen
seiner Befugnis abgegebene und nach den fir die Berufsausibung maRgeblichen
Vorschriften gefertigte Bestatigung eines Ziviltechnikers, der vom Bauwerber und vom
Planverfasser verschieden ist und zu diesen Personen in keinem Dienst- oder
Organschaftsverhdltnis steht, angeschlossen, dass sie unter Einhaltung der offentlich-
rechtlichen Bauvorschriften verfasst sind, findet das vereinfachte

§69. (1) Fir einzelne Bauvorhaben hat die Behdrde Uber die Zuldssigkeit von
Abweichungen von den Vorschriften des Bebauungsplanes zu entscheiden. Diese
Abweichungen durfen die Zielrichtung des Flachenwidmungsplanes und des
Bebauungsplanes nicht unterlaufen. Darlber hinaus darf

1. die Bebaubarkeit der Nachbargrundflachen ohne nachgewiesene Zustimmung des
betroffenen Nachbarn nicht vermindert werden,

2. an Emissionen nicht mehr zu erwarten sein, als bei einer der Flachenwidmung
entsprechenden Nutzung typischerweise entsteht,

3. das ortliche Stadtbild (8§ 85) nicht stérend beeinflusst werden,

4. die beabsichtigte Flachennutzung sowie AufschlieBung nicht grundlegend anders
werden und

5. keine  Beeintrachtigung  der  UNESCO-Welterbestatten  in
auBergewohnlichen universellen Wert erfolgen.
(2) Abweichungen, die die Voraussetzungen des Abs. 1 erfullen, sind weiters nur
zuldssig, wenn sie nachvollziehbar
1. eine zweckmaRigere Flachennutzung bewirken,

2. eine zweckméRigere oder zeitgemaRe Nutzung von Bauwerken, inshesondere des
konsensgemé&Ren Baubestandes, bewirken,

3. der Herbeifiihrung eines den zeitgeméRen Vorstellungen entsprechenden ortlichen
Stadtbildes dienen,

3a. dem Erhalt und der Sanierung eines Geb&udes dienen, das in einer Schutzzone
liegt oder vor dem 1.1.1945 errichtet wurde und an dessen Erhaltung infolge
seiner Wirkung auf das Stadtbild ein 6ffentliches Interesse besteht,

4. der Erhaltung schiitzenswerten Baumbestandes dienen oder
5. in dauerhafter Weise dem Klimaschutz oder der Klimawandelanpassung dienen.

(3) bis (5) ...

ihrem

§ 70a (1) Wird den Einreichunterlagen gemaR § 63 oder gemal § 63a die im Rahmen
seiner Befugnis abgegebene und nach den fir die Berufsausibung maRgeblichen
Vorschriften gefertigte Bestatigung einer Ziviltechnikerin oder eines Ziviltechnikers, die
oder der von der Bauwerberin oder dem Bauwerber und von der Planverfasserin oder vom
Planverfasser verschieden ist und zu diesen Personen in keinem Dienst- oder
Organschaftsverhdltnis steht, angeschlossen, dass sie unter Einhaltung der 6ffentlich-
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Baubewilligungsverfahren und nicht das Baubewilligungsverfahren gemall § 70

Anwendung. Hievon sind ausgenommen:

1. Bauvorhaben, fiir die eine Bewilligung von Abweichungen nach 88 69, 76 Abs.
13 oder 119 Abs. 6 erforderlich ist;

2. Bauvorhaben, fir die eine Bewilligung gemaR § 71 beantragt ist;

3. Bauvorhaben in Schutzgebieten, und zwar auf Grundflachen im Wald- und
Wiesengurtel sowie in Parkschutzgebieten;

4. Bauvorhaben in Erholungsgebieten, und zwar auf Grundflachen in Parkanlagen
und auf sonstigen fir die Volksgesundheit und Erholung der Bevélkerung
notwendigen Grundflachen;

5. Bauvorhaben in Gebieten, fur die Bausperre besteht;

6. der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen sowie von Geb&uden, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden;

7. entfallt; LGBI. Nr. 24/2008 vom 11.4.2008

. Bauvorhaben in Gebieten der Bauklasse VI;

9. Bauvorhaben, flr die eine Grundabteilungsbewilligung erforderlich ist, aber noch
nicht vorliegt, sowie Bauvorhaben auf Bauplatzen oder Baulosen, die mit einem
Bauverbot behaftet sind,;

10. Bauwerke, deren Hohe 26 m Uberschreitet;

11. Bauvorhaben fir Betriebe, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie
2012/18/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4.7.2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur
Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates
fallen;

12. entféllt; LGBI. Nr. 24/2008 vom 11.4.2008

13. das Anlegen von Steinbrtichen, Schotter-, Sand-, Lehm- und Tongruben sowie
anderer Anlagen zur Ausbeutung des Untergrundes, ferner das Anlegen von
Schlacken-, Schutt- und Mllhalden;

14. bestehende, jedoch nicht bewilligte Bauwerke,

15. Bauvorhaben, die sich auf bereits begonnene Baufiihrungen beziehen und Uber
den Umfang des § 60 Abs. 1 lit. ¢ hinausgehen.

o]

rechtlichen Bauvorschriften verfasst sind, findet das vereinfachte
Baubewilligungsverfahren und nicht das Baubewilligungsverfahren gemal § 70
Anwendung.

Fir folgende Gesichtspunkte kénnen jeweils auch eigenstédndige Bestatigungen durch
andere Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker angeschlossen werden, wobei sich die
allgemeine Bestétigung auf all jene bautechnischen Anforderungen erstreckt, hinsichtlich
derer von dieser Mdglichkeit kein Gebrauch gemacht wird:

— Mechanische Festigkeit und Standsicherheit,

— Brandschutz,

— Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz,

— Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit,

— Schallschutz,

— Energieeinsparung und Warmeschutz.
Diese Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker miissen ebenso von der Bauwerberin oder
vom Bauwerber und von der Planverfasserin oder vom Planverfasser verschieden sein und
dirfen zu diesen in keinem Dienst- oder Organschaftsverhaltnis stehen.
Vom vereinfachten Baubewilligungsverfahren ausgenommen sind:

1. Bauvorhaben, fir die eine Bewilligung von Abweichungen nach § 69, § 76 Abs.
13 oder § 119a Abs. 4 erforderlich ist;

2. Bauvorhaben, fiir die eine Bewilligung gemaR 8§ 71 beantragt ist;

3. Bauvorhaben in Schutzgebieten, und zwar auf Grundflachen im Wald- und
Wiesengurtel sowie in Parkschutzgebieten;

4. Bauvorhaben in Erholungsgebieten, und zwar auf Grundflachen in Parkanlagen
und auf sonstigen fir die Volksgesundheit und Erholung der Bevdlkerung
notwendigen Grundflachen;

5. Bauvorhaben in Gebieten, fir die Bausperre besteht;

6. der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen sowie von Gebéauden, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden;

7. Bauvorhaben in Gebieten der Bauklasse VI;

8. Bauvorhaben, fiir die eine Grundabteilungsbewilligung erforderlich ist, aber noch
nicht vorliegt, sowie Bauvorhaben auf Bauplatzen oder Baulosen, die mit einem
Bauverbot behaftet sind,;

9. Bauwerke, deren Hohe 26 m Uberschreitet;
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Vorgeschlagene Fassung

(2)und (3) ...

(4) Ergibt die Prifung nach Abs. 3 und § 67 Abs. 1, dass die Baufiihrung unzuldssig
ist, hat die Behdrde binnen drei Monaten ab tatsachlicher Vorlage der vollstandigen
Unterlagen, in Schutzzonen binnen vier Monaten, die Baufiihrung mit schriftlichem
Bescheid unter Anschluss der Baupléne zu untersagen. Wird die Baufiihrung untersagt,
ist sie einzustellen. Wenn aulerhalb von Schutzzonen das Bauvorhaben von
maligeblichem Einfluss auf das ortliche Stadtbild ist und deswegen der Fachbeirat fur
Stadtplanung und Stadtgestaltung befasst wird, betragt die Frist fur die Untersagung vier
Monate; dies ist dem Einreicher innerhalb der Frist von drei Monaten ab tatsachlicher
Vorlage der vollstandigen Unterlagen mitzuteilen. In diese Fristen wird die Dauer eines
Verfahrens zur Méangelbehebung geméR § 13 Abs. 3 AVG, BGBI. Nr. 51/1991 in der
Fassung BGBI. | Nr. 161/2013, nicht eingerechnet.

(5) bis (9) ...

(10) Erfolgt keine rechtskraftige Versagung der Baubewilligung oder erlangen die
Nachbarn keine Parteistellung gemaR Abs. 8, gilt das Bauvorhaben als mit rechtskréaftigem
Bescheid gemal § 70 bewilligt. War die Bestatigung gemaR Abs. 1 inhaltlich unrichtig
und ergibt sich daraus eine Verletzung von subjektiv-6ffentlichen Nachbarrechten
(8 134a), ist das Verfahren auf Antrag eines in seinen Nachbarrechten verletzten Nachbarn
wieder aufzunehmen, wenn der Nachbar ohne sein Verschulden daran gehindert war, dies
gemaR Abs. 8 geltend zu machen; Verschulden liegt insbesondere dann nicht vor, wenn
die Tafel (gemaR § 124 Abs. 2a) nicht zeitgerecht angebracht oder vorzeitig entfernt
worden ist und die Baufuhrung fur Nachbarn als solche nicht erkennbar war. Eine
Wiederaufnahme ist unzuléssig, wenn seit der Fertigstellungsanzeige mehr als drei Jahre

10. Vorhaben, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/18/EU vom
4.7.2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit gefahrlichen
Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG
fallen;

11. das Anlegen von Steinbriichen, Schotter-, Sand-, Lehm- und Tongruben sowie
anderer Anlagen zur Ausbeutung des Untergrundes, ferner das Anlegen von
Schlacken-, Schutt- und Mullhalden;

12. bestehende, jedoch nicht bewilligte Bauwerke,

13. Bauvorhaben, die sich auf bereits begonnene Baufiihrungen beziehen und Uber
den Umfang des § 60 Abs. 1 lit. ¢ hinausgehen.

(2)und (3) ...

(4) Ergibt die Prifung nach Abs. 3und § 67 Abs. 1, dass die Baufiihrung unzuléssig
ist, hat die Behorde binnen drei Monaten ab tatsdchlicher Vorlage der vollstandigen
Unterlagen, in Schutzzonen binnen vier Monaten, die Baufiihrung mit schriftlichem
Bescheid unter Anschluss der Baupléne zu untersagen. Wird die Baufiihrung untersagt,
ist sie einzustellen. Wenn auferhalb von Schutzzonen das Bauvorhaben von
maligeblichem Einfluss auf das ortliche Stadtbild ist und deswegen der Fachbeirat fur
Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe befasst wird, betragt die Frist fiir die
Untersagung vier Monate; dies ist dem Einreicher innerhalb der Frist von drei Monaten
ab tatsachlicher Vorlage der vollstandigen Unterlagen mitzuteilen. In diese Fristen wird
die Dauer eines Verfahrens zur Méngelbehebung geméR § 13 Abs. 3 AVG, BGBI. Nr.
51/1991 in der Fassung BGBI. | Nr. 161/2013, nicht eingerechnet.

(5)bis 9) ...

(10) Erfolgt keine rechtskraftige Versagung der Baubewilligung oder erlangen die
Nachbarn keine Parteistellung gemal Abs. 8, gilt das Bauvorhaben als mit rechtskréaftigem
Bescheid gemal § 70 bewilligt. War die Bestatigung gem&R Abs. 1 inhaltlich unrichtig
und ergibt sich daraus eine Verletzung von subjektiv-6ffentlichen Nachbarrechten
(8 134a), ist das Verfahren auf Antrag eines in seinen Nachbarrechten verletzten Nachbarn
wieder aufzunehmen, wenn der Nachbar ehne-sein\erschulden daran gehindert war, dies
geméR Abs. 8 geltend zu machen und ihn daran kein Verschulden oder nur ein minderer
Grad des Versehens trifft; Verschulden liegt insbesondere dann nicht vor, wenn die Tafel
(geméR § 124 Abs. 2a) nicht zeitgerecht angebracht oder vorzeitig entfernt worden ist und
die Baufuhrung flr Nachbarn als solche nicht erkennbar war. Eine Wiederaufnahme ist
unzuléssig, wenn seit der Fertigstellungsanzeige mehr als drei Jahre verstrichen sind.
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Vorgeschlagene Fassung

verstrichen sind.

(11) ...

§ 70b. (1) bis (1a) ...
(2) Ausgenommen von Abs. 1 sind:

1. Bauvorhaben, fur die eine Bewilligung von Abweichungen nach 88 69, 76 Abs.
13 oder 119 Abs. 6 erforderlich ist;

2. Bauvorhaben, fir die eine Bewilligung gemal § 71 beantragt ist;

3. Bauvorhaben in Gebieten, fur die Bausperre besteht;

4. der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen sowie von Gebéuden, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden;

5. Bauvorhaben, fiir die eine Grundabteilungsbewilligung erforderlich ist, aber noch
nicht vorliegt, sowie Bauvorhaben auf Bauplatzen oder Baulosen, die mit einem
Bauverbot behaftet sind;

6. Bauvorhaben, die sich auf bereits begonnene Bauflihrungen beziehen und tber
den Umfang des § 60 Abs. 1 lit. ¢ hinausgehen.

(3) bis (9) ...

Bewilligung fur Bauten langen Bestandes

§ 71a. Hat ein Bauwerk zur Ganze oder in wesentlichen Teilen seit mehr als 30 Jahren
an derselben Stelle ohne jede Baubewilligung bestanden und kann es auch nach §8 70 oder
71 nicht bewilligt werden, gilt dieses Bauwerk als mit rechtskréftigem Bescheid geméaR
871 auf Widerruf bewilligt, wenn unter ausdriicklicher Bezugnahme auf diese
Bestimmung (8§ 71a) vollstandige Bestandsplane im Sinne des § 63 Abs. 1 lit. a und des
8§ 64 vorgelegt werden und der Behorde die Zustimmung des Grundeigentiimers (aller

(11) ...

§ 70b. (1) bis (la) ...
(2) Ausgenommen von Abs. 1 sind:

1. Bauvorhaben, fiir die eine Bewilligung von Abweichungen nach 88 69, 76 Abs.
13 oder 119a Abs. 4 erforderlich ist;

2. Bauvorhaben, fir die eine Bewilligung gemaR § 71 beantragt ist;

3. Bauvorhaben in Gebieten, fir die Bausperre besteht;

4. der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen sowie von Gebauden, die vor dem
1.1.1945 errichtet wurden;

5. Bauvorhaben, fiir die eine Grundabteilungsbewilligung erforderlich ist, aber noch
nicht vorliegt, sowie Bauvorhaben auf Bauplatzen oder Baulosen, die mit einem
Bauverbot behaftet sind,;

6. Bauvorhaben, die sich auf bereits begonnene Bauflihrungen beziehen und tber
den Umfang des § 60 Abs. 1 lit. ¢ hinausgehen;

7. Bauvorhaben mit Gelandeveranderungen die tber das bewilligungsfreie Ausmaf
(8 62a Abs. 1 Z 23) hinausgehen.

(2a) Werden die Voraussetzungen fir das Baubewilligungsverfahren fiir Bauwerke
kleineren Umfangs gemal Abs. 1 nicht erfillt, ist das Baubewilligungsverfahren geméaR
§ 70 durchzufiihren.

(3) bis (9) ...
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Miteigentiimer) nachgewiesen wird; fur das elektronische Bewilligungsverfahren gelten §
63a Abs. 1 lit. 8, b und c und § 64 sinngemaR; die Verletzung subjektiv-6ffentlicher
Nachbarrechte und die Verminderung der Bebaubarkeit von Nachbargrundflachen stehen
dem, unbeschadet des § 14, nicht entgegen.

§72. (1) und (2) ...

§ 76. (1) bis (10) ...

(10a) In jedem Fall mussen mindestens 10 vH der Flache des Bauplatzes, die 500 m2
Uibersteigt, von jeder ober- und unterirdischen Bebauung frei bleiben und dirfen dariiber
hinaus auch nicht versiegelt werden; dies gilt nicht, wenn die so frei zu haltende Flache
geringer als 10 m2 ware. Diese Vorschrift kommt nicht zur Anwendung, wenn das
Freihalten einer solchen Flache der zweckmaRigen Nutzung der Liegenschaft
entgegenstehen wirde und eine ordnungsgemdfRe Entsorgung oder Speicherung der
Niederschlagswasser gewdhrleistet ist.

(11) bis (13) ...

Vorgarten, Abstandsfldchen und gértnerisch auszugestaltende Flachen

§72.(1)und (2) ...

(3) Wird eine Abbruchbewilligung gemal 8 60 Abs. 1 lit. d mit Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtes Wien erteilt, so darf eine Baubeginnsanzeige (§ 124 Abs. 2) erst
erstattet werden, wenn die Behdrde der Bauwerberin oder dem Bauwerber nicht innerhalb
von zwei Wochen ab Zustellung des Erkenntnisses mitteilt, dagegen Revision an den
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Erhebt die Behdrde rechtzeitig Revision, so darf die
Baubeginnsanzeige erst erstattet werden, wenn tber die Zuerkennung der aufschiebenden
Wirkung abgesprochen worden ist.Widrigenfalls kann die Behdrde Abbrucharbeiten in
sinngemaBer Anwendung des § 127 Abs. 8, 8a und 9 einstellen.

§ 76. (1) bis (10) ...

(10a) In jedem Fall mussen mindestens 15 vH der Flache des Bauplatzes, die 500 m?2
Ubersteigt, von jeder ober- und unterirdischen Bebauung frei bleiben und dirfen dariiber
hinaus auch nicht versiegelt werden; dies gilt nicht, wenn die so frei zu haltende Flache
geringer als 5 m2 ware. Vom Freihalten einer solchen Flache kann abgesehen werden,
soweit dies fur die zweckmaRige Nutzung der Liegenschaft unerlasslich ist. Diesfalls ist
gleichzeitig im Ausmal} der Unterschreitung ein begriintes Dach mit einer mindestens
30cm  hohen durchwurzelbaren Substratschicht auszufiihren. Dabei ist die
ordnungsgemélle Versickerung oder Speicherung der Niederschlagswéasser zu
gewahrleisten.

(10b) Im Wohngebiet und im gemischten Baugebiet mit Ausnahme der
Geschaftsviertel und Betriebsbaugebiete missen bei offener, bei offener oder gekuppelter,
bei gekuppelter Bauweise und bei der Gruppenbauweise mindestens 40 vH der Flache des
Bauplatzes von jeder unterirdischen Bebauung frei bleiben, sofern der Bebauungsplan
nicht anderes bestimmt.

(11) bis (13) ...

Vorgarten, Abstandsflachen und gértnerisch auszugestaltende Fléchen
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§79. (1) bis (2) ...

(3) In der offenen Bauweise muss der Abstand der Gebdude von Nachbargrenzen in
den Bauklassen | und Il mindestens 6 m, in der Bauklasse Il mindestens 12 m, in der
Bauklasse IV mindestens 14 m, in der Bauklasse V mindestens 16 m und in der
Bauklasse VI mindestens 20 m betragen. Die Flache, die zwischen den Nachbargrenzen
und den gedachten Abstandslinien liegt, wird als Abstandsflache bezeichnet. In die
Abstandsflachen darf mit Gebduden in Wohngebieten der Bauklasse I in der offenen
Bauweise auf hochstens die halbe Gebdudehthe der der Nachbargrenze zugewandten
Gebéaudefront mit einer Frontlange von maximal 15 m an die jeweilige Nachbargrenze
herangerlckt werden, wobei der Abstand mindestens 3 m betragen muss. In den anderen
Bauklassen darf in die Abstandsflachen mit Gebduden auf hdchstens die Halfte des
Abstandes an die Nachbargrenzen herangeriickt werden. Die Uber die gedachte
Abstandslinie hinausragende bebaute Flache darf je Front in den Bauklassen | und Il
45 m2, in der Bauklasse 111 90 m?, in der Bauklasse IV 105 m?, in der Bauklasse V 120 m?
und in der Bauklasse VI 150 m2 nicht Uberschreiten; insgesamt darf diese Uber die
gedachte Abstandslinie hinausragende bebaute Flache auf demselben Bauplatz in den
Bauklassen 1 und 11 90 m2, in der Bauklasse 111 180 m2, in der Bauklasse 1V 210 m2, in der
Bauklasse V 240 m2 und in der Bauklasse VI 300 m2 nicht tiberschreiten.

(4) bis (5) ...

(6) Vorgarten, Abstandsflachen und sonstige gértnerisch auszugestaltende Flachen
sowie jene Flachen von Baulosen, die innerhalb der in Abs. 5 genannten Absténde liegen,
sind, soweit auf diesen Flachen zuldssige Bauwerke oder Bauwerksteile nicht errichtet
werden, gartnerisch auszugestalten und in gutem Zustand zu erhalten. Befestigte Wege
und Zufahrten, Stiitzmauern, Stufenanlagen, Rampen u&. sind nur im unbedingt
erforderlichen Ausmaf zuléssig. Dartber hinaus sind Schwimmbecken bis zu einem
Gesamtausmal’ von 60 m3 Rauminhalt zul&ssig; diese mussen von Nachbargrenzen einen
Abstand von mindestens 3 m haben, sofern der Nachbar nicht einem geringeren Abstand
zustimmt.

§79. (1) bis (2) ...

(3) In der offenen Bauweise muss der Abstand der Gebaude von Nachbargrenzen in
den Bauklassen | und Il mindestens 6 m, in der Bauklasse Il mindestens 12 m, in der
Bauklasse IV mindestens 14 m, in der Bauklasse V mindestens 16 m und in der
Bauklasse VI mindestens 20 m betragen. Die Flache, die zwischen den Nachbargrenzen
und den gedachten Abstandslinien liegt, wird als Abstandsfliche bezeichnet. In die
Abstandsflachen darf mit Gebduden in\Alohngebieten der Bauklasse | in der offenen
Bauweise auf hochstens die halbe Gebaudehdhe der der Nachbargrenze zugewandten
Gebéaudefront mit einer Frontlange von maximal 15 m an die jeweilige Nachbargrenze
herangertickt werden, wobei der Abstand mindestens 3 m betragen muss. In den anderen
Bauklassen darf in die Abstandsflachen mit Gebduden auf hdchstens die Halfte des
Abstandes an die Nachbargrenzen herangeriickt werden. Die (ber die gedachte
Abstandslinie hinausragende bebaute Flache darf je Front in den Bauklassen I und Il
45 m2, in der Bauklasse 111 90 m?, in der Bauklasse IV 105 m?, in der Bauklasse V 120 m?
und in der Bauklasse VI 150 m? nicht Uberschreiten; insgesamt darf diese Uber die
gedachte Abstandslinie hinausragende bebaute Flache auf demselben Bauplatz in den
Bauklassen 1 und 11 90 m2, in der Bauklasse 111 180 m2, in der Bauklasse 1V 210 mz, in der
Bauklasse V 240 m2 und in der Bauklasse VI 300 m2 nicht Uiberschreiten.

(4) bis (5) ...

(6) Vorgarten, Abstandsflachen und sonstige gartnerisch auszugestaltende Flachen
sowie jene Flachen von Baulosen, die innerhalb der in Abs. 5 genannten Absténde liegen,
sind derart gartnerisch auszugestalten, als zwei Drittel dieser Flachen unversiegelt
bleiben und eine bodengebundene Begriinung und Bepflanzung aufweisen mussen, sofern
der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt. Auf einem Drittel dieser Flachen darf eine
Versiegelung mit den auf gartnerisch auszugestaltenden Fléchen zulassigen Bauwerken
oder Bauwerksteilen erfolgen. Jene Fléchen, die nicht mit solchen Bauwerken oder
Bauwerksteilen bebaut sind, sind ebenfalls durch bodengebundene Begriinung und
Bepflanzung gartnerisch auszugestalten und in gutem Zustand zu erhalten.

Auf gartnerisch auszugestaltenden Flachen unter Einhaltung der sonstigen
Bauvorschriften und Bebauungsvorschriften zulassig aber in das Ausmaf der versiegelten
Flachen einzurechnen sind jedenfalls folgende Bauwerke oder Bauwerksteile:

1. befestigte Wege,
2. Zufahrten und Rampen zu Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen,
3. Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen geméall § 4 Abs. 3 WGarG 2008,
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(7) Kommt entsprechend den Bestimmungen des Bebauungsplanes die gértnerische
Ausgestaltung zur Ausfilhrung, ist je angefangene 250 m? Gartenflache ein Baum in
verschulter Qualitdt zu pflanzen; ausgenommen davon sind Gebiete der Bauklasse | und
Gartensiedlungsgebiete.

§80. (1) Als bebaute Flache gilt die senkrechte Projektion des Gebaudes
einschlieBlich aller raumbildenden oder raumergénzenden Vorbauten auf eine waagrechte
Ebene; als raumbildend oder raumergénzend sind jene Bauteile anzusehen, die allseits

sofern sie nicht gemall §4 Abs.5 WGarG 2008 auf die bebaubare Flache
anzurechnen sind,

. Schwimmbecken gemé&l Abs. 6a,

. Flachen, die mit Rasengittersteinen befestigt sind, zur Halfte,

. Gartenterrassen,

. Zu- und Abluftanlagen fiir Tiefgaragen,

. Stitzmauern, die nicht § 62a Abs. 1 Z 23 unterliegen,

. Rampenanlagen, sofern sie nicht der barrierefreien ErschlieBung dienen,
10. Antennen-, Funk-, Parabol- und Solaranlagen,

11. Unterirdische  Bauwerke, sofern sie nicht eine
durchwurzelbarem Substrat von mindestens 80 cm aufweisen,

© 00 N O 01 b~

Uberdeckung  mit

12. Nebengebéaude, sofern sie nicht auf die bebaubare Flache anzurechnen sind,
13. Technische Infrastruktur fir hocheffiziente alternative Systeme (§ 118 Abs. 3).

(6a) Schwimmbecken sind in gartnerisch auszugestaltenden Flachen bis zu einem
Gesamtausmall von 60 m3 Rauminhalt zuldssig und miissen von Nachbargrenzen einen
Abstand von mindestens 3 m haben, sofern der Nachbar nicht einem geringeren Abstand
zustimmt.

(7) Kommt im Bauland entsprechend den Bestimmungen des Bebauungsplanes die
gartnerische Ausgestaltung zur Ausfithrung, ist im Neubaufall je angefangene 200 m?
Gartenflache ein Baum in verschulter Qualitat zu pflanzen.;—ausgenemmen-davon-sind
Sebi Kl : ol oto.

(8) Bei Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25 vH der Oberflache der Gebaudehille missen die im Bebauungsplan
festgelegten Bestimmungen Uber die gartnerische Ausgestaltung der nicht bebauten
Grundflachen umgesetzt werden.

§80. (1) Als bebaute Flache gilt die senkrechte Projektion des Gebdudes
einschlieBlich aller vor die Geb&udefront ragenden Gebé&udeteile auf eine waagrechte
Ebene. Unterirdische Gebdude oder Gebdudeteile bleiben bei der Ermittlung der bebauten
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baulich umschlossen sind oder bei denen die bauliche UmschlieBung an nur einer Seite
fehlt. Unterirdische Geb&ude oder Gebdudeteile bleiben bei der Ermittlung der bebauten
Flache auRer Betracht.

(2) Vor die Gebaudefront ragende Gebaudeteile der in § 84 Abs. 1 und 2 genannten
Artund in dem dort bezeichneten Ausmal bleiben bei der Ermittlung der bebauten Flache
auller Betracht, gleichgultig, ob sie Uber Baufluchtlinien ragen oder nicht; iberschreiten
solche Gebdudeteile das genannte Ausmal, sind sie zur G&nze nach Abs. 1 zu beurteilen.
Erker, Balkone und Loggien, unter denen nicht tiberall eine freie Durchgangshdhe von
mindestens 2,10 m gewéhrleistet ist, sind der bebauten Flache voll zuzurechnen.

§ 81. (1) bis (4) ...

(5) In den Féllen des § 75 Abs. 4 und 5 ist zum Erreichen des nach der Bauklasse
zuldssigen Gebdudeumrisses das Staffeln der Baumasse hinter der Baulinie,
StraRenfluchtlinie, Verkehrsfluchtlinie oder Baufluchtlinie oder das Zurtickriicken der
Hauptfront zul&ssig; beim Zuriickriicken der Hauptfront missen Feuermauern, die sonst
sichtbar wirden, gedeckt und die zwischen der Fluchtlinie und der Vorderfront des

Gebdudes  gelegenen  Flachen  gartnerisch  ausgestaltet oder mit  einer
Oberflachenbefestigung versehen werden.
(6) bis (7) ...

§ 82. (1) bis (5)
(6) Den Bestimmungen der Abs. 2 bis 5 unterliegen auch Flugdécher jeder GroRe.

Flache auRer Betracht.

(2) Vor die Gebaudefront ragende Gebaudeteile der in § 84 Abs. 1 und 2 genannten
Artund in dem dort bezeichneten Ausmal? bleiben bei der Ermittlung der bebauten Flache
auBer Betracht, gleichgiiltig, ob sie iiber Baufluchtlinien ragen oder nicht. Uberschreiten
solche Geb&udeteile das genannte Ausmal, sind sie der bebauten Fléche voll zuzurechnen.
Gleiches gilt fur Erker, Balkone und Loggien, unter denen nicht tberall eine freie
Durchgangshdhe von mindestens 2,10 m gewahrleistet ist.

§ 81. (1) bis (4) ...

(5) In den Féllen des § 75 Abs. 4 und 5 ist zum Erreichen des nach der Bauklasse
zuléssigen Gebdudeumrisses das Staffeln der Baumasse hinter der Baulinie,
Strallenfluchtlinie, Verkehrsfluchtlinie oder Baufluchtlinie oder das Zurtickriicken der
Hauptfront zuldssig; beim Zurlickriicken der Hauptfront missen Feuermauern, die sonst
sichtbar warden, gedeckt und die zwischen der Fluchtlinie und der Vorderfront des
Gebdudes  gelegenen  Flachen  gartnerisch  ausgestaltet oder mit  einer
Oberflachenbefestigung versehen werden. Die Befestigung der Oberfléche ist nur im
unbedingt erforderlichen AusmaR zul&ssig.

©) ...

(6a) Der nach den Abs.1 bis 5 zulassige Geb&audeumriss darf weiters durch
technische Infrastruktur von hocheffizienten alternativen Systemen im unbedingt
erforderlichen Ausmal berschritten werden, wenn ihre Unterbringung im Gebaude aus
rechtlichen, technischen oder wirtschaftlichen Griinden nicht zumutbar ist und durch sie
das ortliche Stadtbild nicht beeintrachtigt wird.

) ...

8§ 82. (1) bis (5)

(6) Den Bestimmungen der Abs. 2 bis 5 unterliegen auch Flugdécher jeder Grofie,
ausgenommen Flugdécher mit Fotovoltaikanlagen tiber Stellplatzen gemaR § 4 Abs. 9
WGarG 2008.

Nebengebaude fir die Unterbringung der technischen Infrastruktur von
hocheffizienten alternativen Systemen

§ 82a. Nebengebdude, die ausschlieflich der Unterbringung der technischen
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Infrastruktur von hocheffizienten alternativen Systemen dienen, unterliegen nicht den
Bestimmungen des § 82, wenn
a) sie nicht mehr als ein oberirdisches Geschofl aufweisen und keine
Aufenthaltsrdume enthalten,
b) auf dem Bauplatz ein Hauptgebaude besteht oder gleichzeitig errichtet wird,
c) sie ein begriintes Dach mit einer mindestens 30 cm hohen durchwurzelbaren
Substratschicht aufweisen,
d) sie die unbedingt erforderliche GrofRe zur Unterbringung der technischen
Infrastruktur fir die Hauptgebaude auf dem Bauplatz nicht tGberschreiten und
e) nachgewiesen wird, dass eine Unterbringung der technischen Infrastruktur im

oder auf dem Hauptgeb&aude aus rechtlichen, technischen oder wirtschaftlichen
Grinden nicht zumutbar ist.

Sie dirfen auf allen kraft des Bebauungsplanes unbebaut zu belassenden Flachen des
Bauplatzes sowie auf géartnerisch auszugestaltenden Flachen errichtet werden. In
Vorgarten und auf Abstandsflachen sind sie unzul@ssig.
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Bauteile vor der Baulinie oder StraBenfluchtlinie ,Bauteile vor der Baulinie oder Strafienfluchtlinie

§ 83. (1) Uber die Baulinie oder StraRenfluchtlinie diirfen folgende Gebaudeteile § 83. (1) Uber die Baulinie oder StraRenfluchtlinie diirfen folgende Gebaudeteile
vorragen: vorragen:

a) Keller- und Grundmauern bis zu 20 cm;

b) Geb&udesockel bis 20 cm, jedoch nur bis zu einer Héhe von 2 m;
c) Schauseitenverkleidungen bis 7 cm;

d) Vorlegestufen innerhalb des Sockelvorsprunges;

e) vorstehende Bauelemente, die der Gliederung oder der architektonischen
Ausgestaltung der Schauseiten oder als Rankhilfen fur Kletterpflanzen zur
Begriinung der Fassaden dienen, bis 15 cm;

f) vorstehende Teile von Konvektoranlagen, Heizanlagen, Klimaanlagen und
&hnlichen Anlagen bis 15 cm;

g) Hauptgesimse und Dachvorspriinge bis 1 m;
h) die dem Geb&ude dienenden Zu- und Ableitungen.

a) Keller- und Grundmauern bis zu 20 cm;

b) Gebaudesockel bis 20 cm, jedoch nur bis zu einer H6he von 2 m;
¢) Schauseitenverkleidungen bis 7 cm;

d) Vorlegestufen innerhalb des Sockelvorsprunges;

e) vorstehende Bauelemente, die der Gliederung oder der architektonischen
Ausgestaltung der Schauseiten dienen bis 15 cm;

f) vorstehende Teile von Konvektoranlagen, Heizanlagen, Klimaanlagen und
&hnlichen Anlagen bis 15 cm;

g) Hauptgesimse und Dachvorspriinge bis 1 m;
h) die dem Geb&ude dienenden Zu- und Ableitungen;

i) vorstehende Bauelemente, die als Rankhilfen fir Kletterpflanzen zur
Begriinung der Fassaden dienen bis 20 cm.

(2) Mit Zustimmung des Eigentumers der Verkehrsflache dirfen folgende

(2) Mit Zustimmung des Eigentumers der Verkehrsflache dirfen folgende v _ J Ier
Gebéudeteile Gber die Baulinie oder StraBenfluchtlinie vorragen:

Gebéudeteile tber die Baulinie oder Strafenfluchtlinie vorragen:

a) die unter Abs. 1 lit. a bis g genannten Vorbauten in einem groReren als dort
festgesetzten AusmaR;

b) Stitzmauern und Pfeiler;

c) Licht-, Luft-, Transport- und Einsteigschachte;

d) Vordacher, Windfange und Abschattungsvorrichtungen;
e) Werbezeichen, Schaukésten und Geschéftsportale;

f) Treppenhausvorbauten, Aufzugsschachte und Erker, sofern diese Bauteile eine
Ausladung von hochstens 1,50 m aufweisen, insgesamt hdchstens ein Drittel
von der Gebédudeldnge einnehmen und einen Abstand von mindestens 3 m, im
Gartensiedlungsgebiet von mindestens 2 m, von der Nachbargrenze einhalten.
Die sich daraus fir die Erker ergebende Kubatur an einer Geb&udefront kann
unter Einhaltung dieser Ausladung und des Abstandes von Nachbargrenzen an
dieser Front frei angeordnet werden. Ein Erker liegt auch vor, wenn durch ihn
die dahinter liegenden R&ume in ihrer gesamten Breite erweitert werden. An
Gebduden, deren Gebaudehdhe nach den Bestimmungen des § 75 Abs. 4 und 5
zu bemessen ist, dirfen solche Vorbauten an den Straenfronten nur eine
Ausladung von héchstens 1 m aufweisen;

a) die unter Abs. 1 lit. a bis g und i genannten Vorbauten in einem groReren als
dort festgesetzten Ausmaf;

b) Stltzmauern und Pfeiler;

¢) Licht-, Luft-, Transport- und Einsteigschachte;

d) Vordécher, Windféange und Abschattungsvorrichtungen;
e) Werbezeichen, Schaukésten und Geschéftsportale;

f) Treppenhausvorbauten, Aufzugsschachte und Erker, sofern diese Bauteile eine
Ausladung von hochstens 1,50 m aufweisen, insgesamt hdchstens ein Drittel
von der Geb&udelédnge einnehmen und einen Abstand von mindestens 3 m, im
Gartensiedlungsgebiet von mindestens 2 m, von der Nachbargrenze einhalten.
Die sich daraus fiir die Erker ergebende Kubatur an einer Geb&udefront kann
unter Einhaltung dieser Ausladung und des Abstandes von Nachbargrenzen an
dieser Front frei angeordnet werden. Ein Erker liegt auch vor, wenn durch ihn
die dahinter liegenden Raume in ihrer gesamten Breite erweitert werden. An
Gebauden, deren Gebaudehodhe nach den Bestimmungen des § 75 Abs. 4 und 5
zu bemessen ist, dirfen solche Vorbauten an den Straenfronten nur eine
Ausladung von héchstens 1 m aufweisen;
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g) bis zur Hélfte der Gebaudelange Balkone, sofern am Ful3 der Gelander
Schutzvorrichtungen (z. B. FuBleisten) gegen das Herabfallen von
Gegenstanden angebracht sind und die Balkonunterkante mindestens 5 m tber
der angrenzenden Verkehrsflache liegt; die Ausladung dieser Balkone darf
hochstens 2,50 m betragen und sie miissen von den Nachbargrenzen einen
Abstand von mindestens 3 m, im Gartensiedlungsgebiet von mindestens 2 m,
einhalten.

(3) Die im Abs. 2 unter lit. ¢, d, e und g genannten Vorbauten durfen nur gegen
Widerruf errichtet werden.

(4) Vorbauten, Turen und Fensterabschlisse dirfen bis zu einer Héhe von 2,50 m
nicht in den Gehsteig ragen. Bis zu einer Héhe von 6 m diirfen sie weiters eine 60 cm
innerhalb der fahrbahnseitigen Gehsteigkante gedachte Linie nicht Gberragen.

§ 85. (1) Das AuRere der Bauwerke muss nach Bauform, MaRstablichkeit, Baustoff
und Farbe so beschaffen sein, dass es die einheitliche Gestaltung des 6rtlichen Stadtbildes
nicht stért. Dauernd sichtbar bleibende Feuermauern sind dem Ortsbild entsprechend zu
gestalten.

(2) Die Errichtung von Bauwerken sowie deren Anderung ist nur zulssig, wenn das
mit dem Bebauungsplan beabsichtigte értliche Stadtbild weder gestért noch beeintrachtigt
wird. Uberschreiten bauliche Anlagen die fiir Gebaude zulassige Hohe, ist unter
Berlicksichtigung der Art, der Gestaltung und des Zweckes der jeweiligen baulichen
Anlage auf ihre Einflgung in das vom Bebauungsplan beabsichtigte 6rtliche Stadtbild
besonders Bedacht zu nehmen. Dar(iber hinaus darf das gegebene ortliche Stadtbild weder
gestdrt noch beeintréchtigt werden, sofern es mit dem vom Bebauungsplan beabsichtigten

g) bis zur Hélfte der Gebadudeldnge Balkone, sofern am Ful3 der Gelander
Schutzvorrichtungen (z. B. FuBleisten) gegen das Herabfallen von
Gegenstanden angebracht sind und die Balkonunterkante mindestens 5 m Gber
der angrenzenden Verkehrsflache liegt; die Ausladung dieser Balkone darf
héchstens 2,50 m betragen und sie miissen von den Nachbargrenzen einen
Abstand von mindestens 3 m, im Gartensiedlungsgebiet von mindestens 2 m,
einhalten.

(3) Die im Abs. 2 unter lit. c, d, e, g und i genannten Vorbauten diirfen nur gegen
Widerruf errichtet werden.

(4) Vorbauten, Turen und Fensterabschlisse durfen bis zu einer Hohe von 2,50 m
nicht in den Gehsteig ragen. Bis zu einer Hohe von 6 m dirfen sie weiters eine 60 cm
innerhalb der fahrbahnseitigen Gehsteigkante gedachte Linie nicht berragen.

(5) Die im Abs. 1 unter lit. c, e, f, g, h und i und die in Abs. 2 genannten Vorbauten
missen bis zu einer Héhe von 20 m einen Abstand von 4,5 m zur vertikalen Projektion der
jeweiligen StammauRenkante sowie von 1,5 m zur jeweiligen Kronentraufe von auf
offentlichen Verkehrsflachen befindlichen Baumen einhalten. Dies gilt nicht, wenn

1. die Entfernung der Baume nach dem Wiener Baumschutzgesetz bewilligt wurde
oder

2. eine Bestatigung des Magistrats vorliegt, dass die Einhaltung eines geringeren
Abstands aufgrund der Baumart oder einer geringeren Wuchshohe zu keinen
Beeintrachtigungen dieser Baume flhrt; diesfalls ist der in der Bestétigung
festgelegte Abstand einzuhalten.

§ 85. (1) Das AuRere der Bauwerke einschlieBlich technischer Aufbauten muss nach
Bauform, MaRstablichkeit, Baustoff und Farbe so beschaffen sein, dass es die einheitliche
Gestaltung des értlichen Stadtbildes nicht stért. Dauernd sichtbar bleibende Feuermauern
sind dem Ortsbild entsprechend zu gestalten.

(2) Die Errichtung von Bauwerken sowie deren Anderung ist nur zulissig, wenn das
mit dem Bebauungsplan beabsichtigte oértliche Stadtbild weder gestort noch beeintréchtigt
wird. Uberschreiten bauliche Anlagen die fiir Gebaude zulissige Héhe, ist unter
Berlcksichtigung der Art, der Gestaltung und des Zweckes der jeweiligen baulichen
Anlage auf ihre Einfligung in das vom Bebauungsplan beabsichtigte ortliche Stadtbild
besonders Bedacht zu nehmen. Dariiber hinaus darf das gegebene 6rtliche Stadtbild weder
gestdrt noch beeintréchtigt werden, sofern es mit dem vom Bebauungsplan beabsichtigten
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ortlichen Stadtbild vereinbar ist. Im Nahebereich von Schutzzonen ist bei der Beurteilung
auf diese besonders Bedacht zu nehmen.

(3) Baumalinahmen an einzelnen Bauwerken von geschichtlicher, kultureller oder
kunstlerischer Bedeutung sowie die Errichtung von Bauwerken und Baumal3nahmen in der
Umgebung solcher Bauwerke sind unzuldssig, wenn deren Eigenart oder kinstlerische
Wirkung oder das ortliche Stadtbild beeintrachtigt wiirde. Hiebei bleiben die besonderen,
den Denkmalschutz betreffenden gesetzlichen Bestimmungen unberdihrt.

“) ...

(5) Bei Errichtung eines neuen Gebé&udes in einer Schutzzone ist das Gebéude
unbeschadet der Abs. 1 bis 4 und der Bebauungsbestimmungen gemal 8 5 Abs. 4 und § 7
Abs. 3 und 4 auf zeitgemalle Weise in das Stadtbild einzuordnen, oder es sind hinsichtlich
des Baustils, der Bauform, der Geb&udehohe, der Dachform, des Malistabes, des
Rhythmus, der Proportion, der technologischen Gestaltung beziehungsweise der
Farbgebung die benachbarten Geb&ude in derselben oder gegeniiberliegenden Hauserzeile
zu beriicksichtigen. Dies gilt sinngemaR bei Anderungen bestehender Gebaude in
Schutzzonen, wobei der Bewahrung der duBeren Gestaltung, des Charakters und des Stils
des Gebaudes, insbesondere des Malistabes, des Rhythmus, der Proportion, der
technologischen Gestaltung und der Farbgebung, besonderes Gewicht zukommt.

(6) Durch die Errichtung, Verédnderung oder Beseitigung baulicher Ziergegenstande
in Schutzzonen darf die duBere Gestaltung, der Charakter und Stil des betroffenen
Gebdudes beziehungsweise des dem baulichen Ziergegenstand benachbarten ortlichen
Bereiches in seiner Wirkung im ortlichen Stadtbild nicht veréndert werden.

...

§87. (1) bis (15) ...

ortlichen Stadtbild vereinbar ist. Im Nahebereich von Schutzzonen und UNESCO-
Welterbestatten ist bei der Beurteilung auf diese besonders Bedacht zu nehmen.

(3) BaumalRnahmen an einzelnen Bauwerken von geschichtlicher, kultureller oder
kiinstlerischer Bedeutung sowie die Errichtung von Bauwerken und BaumaRnahmen in der
Umgebung solcher Bauwerke sind unzulédssig, wenn deren Eigenart oder kiinstlerische
Wirkung oder das ortliche Stadtbild beeintrachtigt wirde. Gleiches gilt in Bezug auf
Bauwerke, die Bestandteil einer UNESCO-Welterbestéatte sind, wobei insbesondere auf die
Merkmale, die den auBergewohnlichen universellen Wert dieser Bauwerke zum Ausdruck
bringen, Bedacht zu nehmen ist. Hiebei bleiben die besonderen, den Denkmalschutz
betreffenden gesetzlichen Bestimmungen unberhrt.

@) ...

(5) Bei Errichtung eines neuen Gebdudes in einer Schutzzone und im Bereich der
UNESCO-Welterbestatten ist das Geb&ude unbeschadet der Abs.1 bis 4 und der
Bebauungsbestimmungen gemé&R § 5 Abs. 4 und § 7 Abs. 3 und 4 auf zeitgemélRe Weise
in das Stadtbild einzuordnen, oder es sind hinsichtlich des Baustils, der Bauform, der
Gebéudehohe, der Dachform, des MaRstabes, des Rhythmus, der Proportion, der
technologischen Gestaltung beziehungsweise der Farbgebung die benachbarten Geb&ude
in derselben oder gegeniiberliegenden Hauserzeile zu berticksichtigen. Dies gilt sinngemaRk
bei Anderungen bestehender Gebéude in Schutzzonen, im Bereich der UNESCO-
Welterbestéatten sowie fiir alle Geb&ude, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an
deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das drtliche Stadtbild ein 6ffentliches Interesse
besteht, wobei der Bewahrung der duBeren Gestaltung, des Charakters und des Stils des
Gebdaudes, insbesondere des Malstabes, des Rhythmus, der Proportion, der
technologischen Gestaltung und der Farbgebung, besonderes Gewicht zukommt.

(6) Durch die Errichtung, Veranderung oder Beseitigung baulicher Ziergegenstande
in Schutzzonen oder an Gebauden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an deren
Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das oOrtliche Stadtbild ein Offentliches Interesse
besteht, darf die &ulere Gestaltung, der Charakter und Stil des betroffenen Geb&udes
beziehungsweise des dem baulichen Ziergegenstand benachbarten ortlichen Bereiches in
seiner Wirkung im ortlichen Stadtbild nicht verandert werden.

) ...

§87. (1) bis (15) ...
(16) Markisen sind konstruktiv mit einem Geb&ude verbundene und am Gebdude
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8 99. (1) Bei Bauwerken muss unter Beruicksichtigung ihres VVerwendungszweckes
fiir das Sammeln und Beseitigen der Abwasser und Niederschlagswasser vorgesorgt sein.

(2) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwassern und
Niederschlagswassern sind so auszufuhren, dass Abwésser und Niederschlagswasser auf
hygienisch einwandfreie, gesundheitlich unbedenkliche und bel&stigungsfreie Art
gesammelt und beseitigt werden.

(3) Die Tragféhigkeit des Untergrundes und die Trockenheit von Bauwerken darf
durch Anlagen zum Sammeln und Beseitigen der Abwasser und Niederschlagswasser nicht
beeintréchtigt werden.

(4) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwaéssern und
Niederschlagswassern missen ohne grofRen Aufwand Uberprift und gereinigt werden
kénnen.

(5) Sonstige Abflisse, insbesondere solche aus landwirtschaftlichen Anlagen, wie zB
aus Stallungen, Diingersammelanlagen oder Silos, sind so zu sammeln, dass die Hygiene
und die Gesundheit von Personen nicht gefahrdet werden.

befestigte, ausfahrbare Stoffbahnen, die an einer Seite zusatzlich durch eine Stoffbahn
vertikal geschlossen sein kénnen.

(17) Flugdacher sind Dachbauwerke, die auf Stlitzen aufliegen und eine geschlossene
oder eine durch Lamellen gebildete schlieBbare Dachflache aufweisen. Ein Flugdach liegt
auch dann vor, wenn es teilweise auf einer Wand oder mehreren kurzen Wanden aufliegt.

8 99. (1) Bei Bauwerken muss unter Berucksichtigung ihres VVerwendungszweckes
flr das Sammeln und Beseitigen der Abwasser vorgesorgt sein. Niederschlagswasser sind
zu versickern oder auf andere Art dem natirlichen Wasserkreislauf oder einer Nutzung
zuzufiihren. Weist die Eigentlimerin oder der Eigentiimer nach, dass die gebotene
Verwendung der Niederschlagswasser aufgrund der natirlichen Gegebenheiten nur mit
wirtschaftlich oder technisch unverhadltnisméRigem Aufwand mdglich ist, ist deren
Einleitung in den &ffentlichen Kanal zulassig (8 63 Abs. 1 lit. I).

(2) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwassern sowie zur Sammlung
und Versickerung oder Nutzung von Niederschlagswéssern sind so auszufiihren, dass dies
auf hygienisch einwandfreie, gesundheitlich unbedenkliche und bel&stigungsfreie Art
erfolgt.

(3) Die Tragféhigkeit des Untergrundes und die Trockenheit von Bauwerken darf
durch Anlagen zum Sammeln und Beseitigen der Abwésser sowie durch Anlagen zur
Sammlung und Versickerung oder Nutzung der Niederschlagswésser nicht beeintrachtigt
werden.

(4) Die Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von Abwassern sowie Anlagen zur
Sammlung und Versickerung oder Nutzung von Niederschlagswassern mdissen ohne
groRen Aufwand tberprift und gereinigt werden kdnnen.

(5) Sonstige Abflusse, insbesondere solche aus landwirtschaftlichen Anlagen, wie zB
aus Stallungen, Diingersammelanlagen oder Silos, sind so zu sammeln, dass die Hygiene
und die Gesundheit von Personen nicht gefahrdet werden.

Risikobewertung von Hausinstallationen

§ 104a. (1) Das Osterreichische Institut fiir Bautechnik hat eine Risikobewertung von
Hausinstallationen vorzunehmen. Mit der Vornahme der Bewertung kann vom
Osterreichischen Institut fiir Bautechnik eine fachkundige Person oder ein geeignetes
Institut beauftragt werden. Die Risikobewertung umfasst eine allgemeine Analyse der
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Risiken, die von Hausinstallationen und dafiir verwendeten Bauprodukten, Materialien
und Werkstoffen ausgehen, und die Qualitat des Wassers fur den menschlichen Gebrauch
am Austritt aus denjenigen Zapfstellen, die normalerweise fir Wasser fiir den
menschlichen Gebrauch verwendet werden, beeinflussen konnen. Diese allgemeine
Analyse hat keine Analyse einzelner Objekte zu umfassen. Die allgemeine Analyse ist
erstmalig bis zum 12. Janner 2029 durchzufiihren und alle sechs Jahre zu Uberprifen
sowie bei Bedarf zu aktualisieren.

(2) Das Osterreichische Institut fir Bautechnik hat die Risikoanalyse nach Abs. 1
binnen angemessener Frist der Landesregierung zu Gbermitteln.

(3) Fur die Bestimmungen der 88§ 104a bis 104c gelten, soweit nichts anderes geregelt
wird, die Begriffsdefinitionen des Art. 2 der Richtlinie (EU) 2020/2184 vom 16. Dezember
2020 Uber die Qualitat von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch, ABI. Nr. L 435 vom
23.12.2020 S 1.

Laufende Uberwachung von prioritaren Ortlichkeiten in Bezug auf Legionella und
Blei

8§ 104b. (1) Ergibt die Risikoanalyse nach § 104a Abs. 1, dass in Bezug auf bestimmte
prioritare Ortlichkeiten spezifische Risiken in Bezug auf Legionella oder Blei bestehen, so
sind die Eigentlimerinnen und Eigentlimer der in der Verordnung gemaR Abs. 3 genannten
prioritaren Ortlichkeiten verpflichtet, folgende Parameterwerte fur Blei und Legionella
einzuhalten:

Legionella < 1000 KBE/I
Blei <10 ug/l

(2) Prioritare Ortlichkeiten sind groRe Raumlichkeiten und Geldnde, bei denen es
sich nicht um einen Haushalt handelt und in denen viele Nutzerinnen und Nutzer potenziell
wasserassoziierten Risiken ausgesetzt sind. Darunter fallen Krankenhduser, sonstige
Gesundheitseinrichtungen, die auf einen langerdauernden Aufenthalt ausgerichtet sind
(beispielsweise Kur- und Rehabilitationseinrichtungen), Altenheime,
Kinderbetreuungseinrichtungen, Beherbergungsbetriebe mit mehr als 100 Betten, sowie
Strafvollzugsanstalten.

(3) Die Liste der betroffenen prioritaren Ortlichkeiten, die nach Abs. 4 einer
laufenden Uberwachung zu unterziehen sind, wird auf der Grundlage der ermittelten
Ergebnisse der allgemeinen Risikoanalyse gemaR § 104a Abs. 1 mit Verordnung der
Landesregierung festgelegt.

(4) Die Uberwachung gemaR Abs. 1 umfasst jedenfalls die regelmaRige Entnahme




- 40 -

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

und Analyse einzelner Wasserproben. Die Probeentnahme muss so erfolgen, dass die
Proben flr die Qualitat des Wassers fuir den menschlichen Gebrauch in Bezug auf die
genannten Parameter im Lauf des gesamten Jahres représentativ sind. Die
Probeentnahmestellen missen den Anforderungen des Anhangs Il Teil D der Richtlinie
(EU) 2020/2184 entsprechen. Die Analyse der Probeentnahmen hat nach den in Art. 13
Abs. 4 in Verbindung mit Anhang 111 der Richtlinie (EU) 2020/2184 festgelegten Kriterien
zu erfolgen.

(5) Die Ergebnisse der Uberwachung gemaR Abs. 1 sind der Behérde binnen
angemessener Frist zu Gbermitteln.

(6) Die ndheren Bestimmungen uber die Probeentnahme und -analyse sind nach den
in Abs. 4 genannten Vorgaben mit Verordnung der Landesregierung festzulegen.

Spezielle baubehordliche MalRnahmen in Bezug auf Legionella und Blei

§ 104c. (1) Ergibt die Uberwachung der prioritaren Ortlichkeit gemaR § 104b, dass
spezifische Risiken fiir die Qualitat des Wassers flr den menschlichen Gebrauch und die
menschliche Gesundheit bestehen, weil die Parameterwerte laut dem Anhang | Teil D der
Richtlinie (EU) 2020/2184 nicht eingehalten werden, so ist die Eigentlimerin oder der
Eigentlimer des Gebaudes dazu verpflichtet, binnen angemessener Frist geeignete
Malnahmen zu setzen. Die Verpflichtung entfallt, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die
Belastung des Trinkwassers nicht von den Hausinstallationen und den dafiir verwendeten
Produkten, Materialien und Baustoffen oder der Art ihrer Verbauung ausgeht.

(2) MaRnahmen gemaR Abs. 1 in Bezug auf Legionella missen nur dann getroffen
werden, wenn aufgrund von anderen bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmungen
keine geeigneten MaRnahmen vorgesehen sind. Die Maltnahmen missen zur Verhinderung
und Bewaltigung moglicher Krankheitsausbriiche wirksam und gemessen an den Risiken
verhéltnismalig sein sowie Managementmalinahmen einschlie3en.

(3) Wenn von Hausinstallationen, die aus Blei gefertigte Bestandteile enthalten, eine
erhebliche Gefahr fiir das Leben oder die Gesundheit von Menschen ausgeht, weil der in
Anhang | Teil D genannte Parameterwert wesentlich Uberschritten wird, so ist auch der
Austausch dieser Bestandteile insoweit durchzufiihren als dies technisch und
wirtschaftlich vertretbar ist.

(4) Die von der Eigentlimerin oder vom Eigentumer getroffenen MaRnahmen sind der
Behdrde unverziiglich mitzuteilen.

(5) Die Behorde ist berechtigt, die Einhaltung der der Eigentumerin oder dem
Eigentiimer obliegenden Verpflichtungen, die sich aus den §§ 104a bis 104c und den




-41 -

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

§ 106. (1) ...

(2) Bei der Bildung der Lichtprismen ist der vorhandene Baubestand auf der eigenen
Liegenschaft, auf den angrenzenden und gegeniiberliegenden Liegenschaften jedoch nur
die nach dem geltenden Bebauungsplan zulédssige Bebauung zu berticksichtigen. In das
Lichtprisma hineinragende Gebéudeteile nach § 81 Abs. 6, Dachflachen bis zu 45°
Neigung oder bis zu der im Bebauungsplan nach 8 5 Abs. 4 lit. k festgesetzten Neigung
sowie Hauptgesimse und Dachvorspriinge bis zu 1 m bleiben unberiicksichtigt. Ebenso
bleiben die die hochste zuldssige Gebdudehdhe Uberschreitenden Teile, die den
Vorschriften des § 81 Abs. 2 entsprechen, unberiicksichtigt.

(3) bis (7) ...

8 118. (1) bis (2) ...

(3) Bei Neu-, Zu- und Umbauten sowie bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25 vH der Oberflache der Gebdudehiille miissen hocheffiziente alternative
Systeme eingesetzt werden, sofern dies technisch, ©Okologisch und wirtschaftlich
realisierbar ist. Hocheffiziente alternative Systeme sind jedenfalls

1. dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus
erneuerbaren Quellen,

2. Kraft-Wérme-Kopplung,

3. Fern-/Nahwarme oder Fern-/Nahkalte, insbesondere wenn sie ganz oder teilweise
auf Energie aus erneuerbaren Quellen beruht oder aus hocheffizienten Kraft-
Warme-Kopplungsanlagen stammt, und

4. Warmepumpen.

darauf erlassenen Verordnungen ergeben, zu Uberprifen und allenfalls erganzende
Anordnungen zu treffen, sofern die bisherigen Mafnahmen nicht ausreichen, um die
Uberschreitung der Parameterwerte auf ein zulassiges MaR zu verringern oder géanzlich
zZu beseitigen.

§ 106. (1) ...

(2) Bei der Bildung der Lichtprismen ist der vorhandene Baubestand auf der eigenen
Liegenschaft, auf den angrenzenden und gegeniberliegenden Liegenschaften jedoch nur
die nach dem geltenden Bebauungsplan zul&ssige Bebauung zu beriicksichtigen. In das
Lichtprisma hineinragende Geb&udeteile nach § 81 Abs. 6 und Abs. 6a, Dachflachen bis
zu 45° Neigung oder bis zu der im Bebauungsplan nach § 5 Abs. 4 lit. k festgesetzten
Neigung sowie Hauptgesimse und Dachvorspriinge bis zu 1 m bleiben unberiicksichtigt.
Ebenso bleiben die die hdchste zuldssige Gebdudehdhe tberschreitenden Teile, die den
Vorschriften des § 81 Abs. 2 entsprechen, unberticksichtigt.

(3) bis (7) ...

§ 118. (1) bis (2) ...

(3) Bei Neu-, Zu- und Umbauten und bei Anderungen und Instandsetzungen von
mindestens 25vH der Oberfliche der Gebaudehiille sowie bei Anderungen am
gebaudetechnischen System fir Warmeversorgung mussen hocheffiziente alternative
Systeme eingesetzt werden, sofern dies technisch, 6kologisch und wirtschaftlich
realisierbar ist. Hocheffiziente alternative Systeme sind jedenfalls

1. dezentrale Energieversorgungssysteme auf der Grundlage von Energie aus
erneuerbaren Quellen,

2. Kraft-Wéarme-Kopplung,

3. Fern-/Nahwarme oder Fern-/Nahkalte, insbesondere wenn sie ganz oder teilweise
auf Energie aus erneuerbaren Quellen beruht oder aus hocheffizienten Kraft-
Warme-Kopplungsanlagen stammt, und

4. Warmepumpen.

Einzelbauteilsanierungen missen einem Sanierungskonzept folgen oder die fir die
Erreichung  der  Zielsetzung  eines  solchen  erforderlichen Mindest-
Warmedurchgangskoeffizienten ~ (U-Werte)  einhalten. Jede  Malnahme  der
Einzelbauteilsanierung oder Anderung am geb&udetechnischen System muss die
Anforderungen  an  gr6fRere  Renovierungen  erfullen.  MalRnahmen  der
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(a) ...

(3b) Neubauten mit Ausnahme von Wohngebéduden sind unabhangig von der
Verpflichtung gemaR Abs. 3 unter Einsatz solarer Energietrager auf Gebaudeoberflachen
mit einer Spitzen-Nennleistung von mindestens 1 kWp fir je 100 m2? konditionierter
Brutto-Grundflache oder unter Einsatz anderer technischer Systeme zur Nutzung
umweltschonender Energietrager mit gleicher Leistung am Gebdude zu errichten. Stehen
der geplanten Ausfiihrung andere Bauvorschriften bzw. sonstige Vorschriften des Bundes-
oder Landesrechtes entgegen oder ist der Einsatz der genannten technischen Systeme aus
technischen oder wirtschaftlichen Grinden nicht méglich oder zweckmaRig, sind diese
technischen Systeme auf einem oder mehreren geeigneten Grundstlicken innerhalb des
Gemeindegebietes von Wien einzusetzen (Ersatzflachen). Der Einsatz auf Ersatzflachen
ist durch eine im Grundbuch ersichtlich gemachte &ffentlich-rechtliche Verpflichtung
sicherzustellen.

(3c) Neubauten von Wohngebéauden sind unabhéngig von der Verpflichtung geman
Abs. 3 unter Einsatz solarer Energietrédger mit einer Spitzen-Nennleistung von mindestens
1 kWp pro charakteristischer Lange des Gebédudes und fur je 300 m? konditionierter Brutto-
Grundflache oder unter Einsatz anderer technischer Systeme zur Nutzung
umweltschonender Energietrdger mit gleicher Leistung am Gebdude zu errichten. Diese
Verpflichtung entfallt, wenn der geplanten Ausfilhrung andere Bauvorschriften bzw.
sonstige Vorschriften des Bundes- oder Landesrechtes entgegenstehen. Auf Antrag hat die
Behorde fir einzelne Bauvorhaben von der Verpflichtung zum Einsatz der oben genannten
technischen Systeme abzusehen, wenn ein solcher Einsatz aus technischen oder
wirtschaftlichen Griinden nicht zweckmaRig ist. Diese Grinde sind im Antrag

Einzelbauteilsanierung oder Anderungen am gebaudetechnischen System sind von der
Eigentimerin oder vom Eigentimer (jeder Miteigentimerin oder jedem Miteigentiimer)
eines Bauwerks zu dokumentieren. Wenn fir das Bauwerk ein Bauwerksbuch angelegt ist
(8 128a), hat die Dokumentation im Bauwerksbuch zu erfolgen.

(3a) ...

(3b) Solare Energietrager oder andere technische Systeme zur Nutzung
umweltschonender Energietrager mit gleicher Leistung sind unbeschadet der
Verpflichtung gemaR Abs. 3 und der Bestimmungen der Wiener Bautechnikverordnung mit
einer Spitzen-Nennleistung von mindestens 1 kWp auf der Liegenschaft in folgendem
Ausmaf zum Einsatz zu bringen:

1. Bei Neubauten mit Ausnahme von Wohngeb&uden fir je 100 m2 konditionierter
Brutto-Grundfléche, bei Zubauten fiir je neu geschaffene 100 m?;

2. bei Neubauten von Wohngebauden pro charakteristischer Lange des Gebaudes
und fir je 150 m? konditionierter Brutto-Grundfléche, bei Zubauten sinngemaf
fir je neu geschaffene 150 m2 (Ppy = BGFiona./(150 X I¢)).

Stehen der geplanten Ausfiihrung am in Aussicht genommenen Standort
Bauvorschriften bzw. sonstige Vorschriften des Bundes- oder Landesrechtes entgegen
oder ist der Einsatz der genannten technischen Systeme aus technischen oder
wirtschaftlichen Grunden nicht méglich oder zumutbar, sind diese technischen Systeme
auf einem oder mehreren geeigneten Grundstiicken innerhalb des Gemeindegebietes von
Wien, wo ihre Errichtung zulassig ist, einzusetzen (Ersatzflachen). Betragt das ermittelte
Ausmald der Verpflichtung weniger als 1 kWp, kann der Einsatz auf einer Ersatzflache
unterbleiben. Der Einsatz auf Ersatzflachen ist durch eine im Grundbuch ersichtlich
gemachte offentlich-rechtliche Verpflichtung sicherzustellen. Die Inbetriebnahme einer
solchen Anlage auf der Ersatzflache darf im Zeitpunkt der Baueinreichung nicht langer
als zwei Jahre zurtickliegen.
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nachvollziehbar darzulegen. Das Ansuchen um Baubewilligung gilt zugleich als Antrag
auf Gewéhrung einer solchen Ausnahme.

(3d) Neubauten von Wohngebéduden in der Bauklasse I, die nicht mehr als zwei
Wohnungen enthalten, Kleingartenhduser und Kleingartenwohnhduser sind von der
Verpflichtung gemaR Abs. 3¢ ausgenommen.

Ge) ...

(3f) Bei Anderungen und Instandsetzungen von mindestens 25 vH der Oberflache der
Gebaudehlle von Gebduden ist die Errichtung von Warmebereitstellungsanlagen fir feste
und flissige fossile Energietrager nicht zul&ssig.

(4) Bei folgenden Gebduden genugt die Einhaltung  bestimmter
Warmedurchgangskoeffizienten
(U-Werte):

1. Gebdude, die unter Denkmalschutz stehen, bestehende Gebdude in Schutzzonen
sowie erhaltungswirdige gegliederte Fassaden an bestehenden Geb&uden; dies
gilt nicht fir Zubauten mit einer Gesamtnutzflache von mehr als 50 mz;

2. Gebdaude mit religitsen Zwecken;
. Gebdude, die geméaR 8§ 71 auf langstens 2 Jahre bewilligt werden;

4, Gebdude in landwirtschaftlich genutzten Gebieten, mit Aushahme von
Wohngebauden;

5. Industriebauwerke;

6. Gebédude, die Wohnungen enthalten, die nicht allen Erfordernissen des § 119
entsprechen oder nicht den vollen Schallschutz oder Wéarmeschutz fiir
Aufenthaltsrdume aufweisen miissen;

7. Kleingartenhduser;

8. freistehende Gebdude und Zubauten mit einer Gesamtnutzflache von jeweils
weniger als 50 mz;

9. Gebdude, die nicht unter § 63 Abs. 1 lit. e fallen.

w

(5) bis (7) ...

makia D

(3e) ...

(3f) Bei Anderungen und Instandsetzungen von mindestens 25 vH der Oberflache der
Gebaudehille von Gebauden sowie bei Einzelbauteilsanierungen und bei Anderungen am
gebaudetechnischen System ist die Errichtung von Wéarmebereitstellungsanlagen fiir feste
und flussige fossile Brennstoffe nicht zuléssig.

(4) Bei folgenden Gebduden genigt die
Wérmedurchgangskoeffizienten (U-Werte):

Einhaltung  bestimmter

1. Gebaude, die unter Denkmalschutz stehen—bestehende-Gebaudein-Schutzzonen
Ak piet i : - dies

gilt nicht fir Zubauten mit einer Gesamtnutzflache von mehr als 50 mz;
2. Gebaude, die fur religidse Zwecke genutzt werden;
3. Gebaude, die gemaR 8§ 71 auf langstens 2 Jahre bewilligt werden;

4. Gebaude in landwirtschaftlich genutzten Gebieten, mit Aushahme von
Wohngeb&uden;

5. Gebéude, die Wohnungen enthalten, die nicht allen Erfordernissen des § 119
entsprechen oder nicht den vollen Schallschutz oder Warmeschutz fiir
Aufenthaltsrdume aufweisen missen;

6. Kleingartenhduser;

7. freistehende Gebdude und Zubauten mit einer Gesamtnutzflache von jeweils
weniger als 50 m2,

(5)bis (7) ...
(8) Die Verpflichtung gemaR Abs. 3, ein hocheffizientes alternatives System
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§ 118b. Die Behorde hat eine Stichprobe aller jahrlich nach diesem Gesetz und dem
Energieausweis-Vorlage-Gesetz 2012, BGBI. | Nr. 27/2012, in der
Energieausweisdatenbank (8 118a) registrierten Energieausweise zu nehmen und diese
einer Kontrolle gemaR Anhang Il Z 1 der Richtlinie 2010/31/EU zu unterziehen. Die
Stichprobe muss ausreichend groR sein, um statistisch signifikante Ergebnisse Uber die
Einhaltung zu gewahrleisten.

Wohngebaude; Wohnungen und deren Zugehor

8 119. (1) Wohngebadude sind Gebdude, die ausschliellich oder lberwiegend fir
Wohnzwecke bestimmt sind.

(2) Die Nutzflache einer Wohnung muss mindestens 30 m2 betragen. Jede Wohnung
muss Uber mindestens eine Toilette und ein Bad im Wohnungsverband verfligen. Bei
Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsrdumen muss mindestens eine Toilette in einem
separaten Raum untergebracht werden.

einzusetzen, kann in Gebieten, in denen Energieraumplane gemaR § 2b Abs. 3a festgesetzt
wurden, auf Antrag gestundet werden, wenn die Bauwerberin oder der Bauwerber im
Bauverfahren

1. die Zusage einer Fernwarmeanbieterin oder eines Fernwarmeanbieters
vorlegt, dass das Gebaude zu dem in der Verordnung gemal § 2b Abs. 3a festgelegten
Zeitpunkt mit qualitatsgesicherter Fernwérme versorgt werden wird, und

2. den Nachweis erbringt, dass bis zu diesem Zeitpunkt alle Vorbereitungen fur
die Umstellung des Systems auf qualitatsgesicherte Fernwérme getroffen sind.

Die Stundung kann langstens bis zu dem in der Verordnung gemafR § 2b Abs. 3
festgelegten Zeitpunkt erfolgen. Erfolgt keine Umstellung nach Ablauf der Frist, ist geméaR
§ 129 Abs. 10 vorzugehen.

§ 118b. Die Behorde hat eine Stichprobe aller jahrlich nach diesem Gesetz und dem
Energieausweis-Vorlage-Gesetz 2012, BGBI. | Nr. 27/2012, in der
Energieausweisdatenbank (8 118a) eingebrachten Energieausweise zu nehmen und diese
einer Kontrolle gemaR Anhang Il Z 1 der Richtlinie 2010/31/EU zu unterziehen. Die
Stichprobe muss ausreichend groR sein, um statistisch signifikante Ergebnisse tber die
Einhaltung zu gewahrleisten.

Arten von Nutzungseinheiten in Gebauden

§ 119. (1) Eine Nutzungseinheit ist ein selbststandig nutzbarer Teil eines Gebaudes.
Nutzungseinheiten bestehen aus einer oder mehreren Raumlichkeiten, die von anderen
Nutzungseinheiten oder allgemeinen Teilen des Geb&udes abgetrennt sind.
Nutzungseinheiten sind entweder Wohneinheiten (Wohnungen, Wohneinheiten in Heimen
und Beherbergungsstatten), Zimmereinheiten (in Heimen und Beherbergungsstatten),
Betriebseinheiten oder sonstige Nutzungseinheiten.

(2) Bei einer Wohnung handelt es sich um die Gesamtheit von einzelnen oder
zusammenliegenden Raumen, die baulich in sich abgeschlossen sind, Giber einen eigenen
Zugang vom Stiegenhaus oder Hausflur oder von auflen verfiigen, die selbststandige
Fihrung eines eigenen Haushalts erméglichen und zu Wohnzwecken bestimmt sind. Die
Nutzflache einer Wohnung muss mindestens 30 m2 betragen. Jede Wohnung muss Uber
mindestens eine Toilette, eine Dusch- oder Badegelegenheit und eine Kochgelegenheit im
Wohnungsverband verfligen. Eine Wohnung muss zumindest aus einem Aufenthaltsraum
bestehen. Bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufenthaltsraumen muss mindestens eine
Toilette in einem separaten Raum untergebracht werden. Wohnungen miissen,
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(3) Wohnungen mussen, ausgenommen in den in §115 Abs.1 Z 1 lit.a bis d
genannten Bauwerken, so gestaltet sein, dass sie nachtraglich fur die Benutzung durch
behinderte Menschen ohne erheblichen Aufwand anpassbar sind.

(4) entfallt; LGBI. fur Wien Nr. 69/2018 vom 21.12.2018

ausgenommen in den in 8 115 Abs. 1 Z 1 lit. a bis d genannten Bauwerken, so gestaltet
sein, dass sie nachtraglich flr die Benutzung durch behinderte Menschen ohne erheblichen
Aufwand anpassbar sind.

(2a) Eine Wohnung darf auBer unmittelbar flir Wohnzwecke nur fir folgende
Nutzungen verwendet werden:

a) solche, die Ublicherweise in Wohnungen ausgelibt werden; die gewerbliche
Nutzung flr kurzfristige Beherbergungszwecke stellt keine solche Tatigkeit dar,

b) eine 90 Tage pro Kalenderjahr nicht Uberschreitende voriibergehende
kurzfristige Vermietung der Wohnung, fiir die eine Verpflichtung zur
Entrichtung einer Ortstaxe nach dem Wiener Tourismusforderungsgesetz in
der jeweils geltenden Fassung besteht, ohne dauerhafte Aufgabe des
Wohnsitzes in dieser Wohnung.

Eine Uber die Grenzen der lit. a und b hinausgehende Vermietung, fiir die eine
Verpflichtung ~ zur  Entrichtung  einer  Ortstaxe  nach  dem  Wiener
Tourismusférderungsgesetz  besteht, ist nach dem 1.7.2024 nur mit einer
Ausnahmebewilligung geméaR 8 129 Abs. 1a zul&ssig.

(3) Unterkunftsraume in Heimen und Beherbergungsstétten verfligen zumindest tiber
eine oder mehrere Schlafstellen. Sie kdnnen so ausgestaltet sein, dass zur zweckméafRigen
Nutzung die Mitbenutzung allgemeiner Raumlichkeiten erforderlich ist (Zimmereinheiten)
oder Uber samtliche Ausstattungsmerkmale einer Wohnung (Toilette, Dusch- oder
Badegelegenheit und Kochgelegenheit im Zimmerverband) verfligen (Wohneinheiten). Die
einzelnen Unterkunftsraume missen den Anforderungen flir Aufenthaltsraume
entsprechen; in Beherbergungsstatten geniigt jedoch eine verglichene lichte Raumhdéhe
von 2,20 m, wenn den Erfordernissen der Gesundheit durch besondere Vorkehrungen,
insbesondere die Gewahrleistung einer ausreichenden Belliftung, Rechnung getragen wird
und far jede Schlafstelle des Aufenthaltsraumes ein Luftraum von mindestens 15 m3 zur
Verfligung steht. Eine dem jeweiligen unmittelbaren Heimzweck zuwiderlaufende
Verwendung von Unterkunftsrdumen in Heimen ist nur dann und insoweit zulassig, als
dies gesetzlich ausdricklich erlaubt ist.

(4) Betriebseinheiten sind Nutzungseinheiten, die ausschlieRlich oder tberwiegend
Biro-, Geschafts- oder sonstigen betrieblichen Zwecken dienen.

(5) Sonstige Nutzungseinheiten (Kellerabteile, Garagen, Freizeitraume und
dergleichen, allgemeine Raumlichkeiten in Heimen und Beherbergungsstétten) sind ihrem
jeweiligen Nutzungszweck entsprechend zu bezeichnen und zu benutzen.
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(5) Bei Errichtung von Wohngebduden, ausgenommen jener gemal § 115 Abs. 17 1
lit. a bis d, ist auf dem Bauplatz ein Raum zum Abstellen von Kinderwagen und Fahrrédern
vorzusehen, wobei je 30 m?2 Wohnnutzflache 1 Fahrrad anzunehmen ist und eine
ordnungsgemale Unterbringung der Fahrrader (z.B. durch Hange- oder Standersysteme)
sicherzustellen ist. Rd&ume zum Abstellen von Kinderwagen und Fahrradern sowie
Waschkiichen, Abfallsammelrdume, Saunardume und andere Gemeinschaftsrdume
mussen vom Hauseingang barrierefrei und gefahrlos zugénglich und benitzbar sein.
Raume zum Abstellen von Kinderwagen missen (berdies vom Inneren des Gebdudes
zuganglich sein. Die erforderlichen Fahrradabstellpldtze kdnnen auch auBerhalb eines
Gebéaudes geschaffen werden. Durch die Ausgestaltung der Fahrradabstellplétze ist die
Zuganglichkeit, die Sicherheit, der Witterungsschutz und die Verfugbarkeit der
abgestellten Fahrrader zu gewéhrleisten.

(6) Bei Errichtung von Wohngebduden mit mehr als 15 Wohnungen sind der
Eigentlimer (Miteigentlimer) des Gebaudes sowie der Grundeigentimer verpflichtet,
mindestens einen Spielplatz fir Kleinkinder im Alter bis zu 6 Jahren
(Kleinkinderspielplatz) im Freien anzulegen. Werden in Wohngeb&uden bzw. in
Wohnhausanlagen mehr als 50 Wohnungen errichtet, besteht zusatzlich die Verpflichtung,
einen Spielplatz fir Kinder und Jugendliche im Alter ab 6 Jahren (Kinder- und
Jugendspielplatz) in dem der Anzahl und GréRRe der Wohnungen entsprechenden Ausmaf
im Freien anzulegen. Der Kleinkinderspielplatz ist unmittelbar auf dem Bauplatz in Sicht-
und Rufweite mdglichst aller Wohnungen anzulegen. Die Kinder- und Jugendspielpléatze
sind gleichfalls grundsétzlich auf demselben Bauplatz anzulegen; sie kénnen jedoch auch
als Gemeinschaftsspielplatze fur mehrere Bauplatze zusammengelegt werden, wenn die
Herstellung und die Zugéanglichkeit des Spielplatzes durch eine im Grundbuch ersichtlich
gemachte offentlich-rechtliche Verpflichtung sichergestellt und er Uber einen hdchstens
500 m langen, gefahrlosen Zugang erreichbar ist. Er muss eine Grofe von mindestens
500 m2 haben. Alle Spielplatze und die auf ihnen aufgestellten Turn- und Klettergerate
miissen baulich so ausgestaltet sein, dass sie sicher und gefahrlos beniitzt werden kénnen.
Daruber hinaus ist auf eine ausreichende Anzahl von barrierefreien Spielgeréten Bedacht
zu nehmen. Die Verpflichtung zur gértnerischen Ausgestaltung von Teilen des Bauplatzes
steht der Anlage von Kinder- und Jugendspielpldtzen nicht entgegen. Spielplatze missen
barrierefrei  zugénglich sein. Von der Verpflichtung zum Anlegen von
Kleinkinderspielplatzen sowie von Kinder- und Jugendspielpléatzen kann auf Antrag durch
die Behorde (& 133) Abstand genommen werden, wenn deren Errichtung auf demselben
Bauplatz infolge seiner baulichen Ausnitzbarkeit nicht zumutbar ist oder Umsténde
vorliegen, die in der zweckmé&Bigen Nutzung der Liegenschaft gelegen sind und der




- 47 -

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

zweckmaligen Nutzung des Kinder- und Jugendspielplatzes entgegenstehen oder wenn
ihre Errichtung infolge der GroRe und Gestalt des Bauplatzes nicht mdglich ist und in
jedem Fall im Geb&ude ein genugend groRer Kinder- und Jugendspielraum vorgesehen
wird.

(7) Auf Heime und Beherbergungsstatten finden die Bestimmungen der Abs. 2 bis 6
keine Anwendung.

(8) Die Landesregierung kann durch Verordnung néhere Vorschriften Uber die
bauliche Beschaffenheit der Kleinkinderspielplatze und Kinder- und Jugendspielplatze
hinsichtlich der Sicherheit und Gesundheit der Kinder, Uber von Hauptfenstern
bestehender Wohngeb&ude auf demselben Bauplatz und von rechtlich moglichen
Hauptfenstern auf Nachbarbauplatzen unter Berlcksichtigung der L&rmemission
freizuhaltende Abstande, iber das Ausmal, das fur Kleinkinderspielplatze 30 m2 und fiir
Kinder- und Jugendspielplatze 500 m2 nicht unterschreiten darf, tber ihre Ausstattung
unter Beriicksichtigung der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaften und der
Grundsatze des barrierefreien Planens und Bauens sowie (iber die Grof3e und Ausstattung
der Kinder- und Jungendspielrdume (Gemeinschaftsrdume), die 50 m2 nicht
unterschreiten diirfen, erlassen.

Wohngebaude

§119a. (1) Wohngebadude sind Geb&ude, die ausschlieflich oder uberwiegend
Wohnungen enthalten. Die Abs. 2 bis 4 gelten auch fur Nicht-Wohngebaude, wenn diese
Uber mindestens zwei Wohnungen verfligen.

(2) Bei Errichtung von Wohngebduden, ausgenommen jener geméafil 8§ 115 Abs. 1 Z 1
lit. a bis d, ist auf dem Bauplatz ein vom Inneren des Geb&audes zugénglicher Raum zum
Abstellen von Kinderwagen vorzusehen. Dieser Raum sowie Waschkiichen,
Abfallsammelrdume, Saunardume und andere Gemeinschaftsrdume muissen vom
Hauseingang aus barrierefrei und gefahrlos zuganglich und benltzbar sein.

(3) Bei der Schaffung von Wohnungen in Wohngebauden, ausgenommen jener gemaf
8 115 Abs. 1 Z 1 lit. a bis d, ist je 30 m2 Wohnnutzflache ein Fahrradabstellplatz auf dem
Bauplatz zu errichten. Dieser hat eine ordnungsgeméfe Verwahrung des Fahrrades an
einer Vorrichtung zu gewahrleisten, die ein sicheres, stabiles und einfach nutzbares
Abstellen und Absperren erméglicht und muss folgende Anforderungen erfillen:

1. Zumindest jeder zehnte Fahrradabstellplatz muss zur Verwahrung von
Spezialfahrradern (Lastenréder, Fahrradanhé@nger) geeignet sein.

2. Fur eine angemessene Anzahl von Elektrofahrridern sind Ladeplétze vorzusehen.
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3. Die erforderlichen Fahrradabstellplatze kdnnen sowohl in einem Raum im Sinne
des Abs. 2 als auch auf3erhalb eines Gebaudes geschaffen werden.

4. Die Fahrradabstellplatze sind so auszugestalten, dass die barrierefreie und
gefahrlose Zuganglichkeit, die Sicherheit, der Witterungsschutz und die
Verfugbarkeit der abgestellten Fahrrader gewahrleistet sind.

Die Behdrde hat in bestehenden Geb&uden von der Einhaltung dieser Bestimmung
teilweise oder ganzlich abzusehen, wenn die Bauwerberin oder der Bauwerber den
Nachweis erbringt, dass die Errichtung von Fahrradabstellplatzen im Sinne dieser
Bestimmung technisch unmdglich oder wirtschaftlich unzumutbar ist.

(4) Bei Errichtung von Wohngeb&uden mit mehr als 15 Wohnungen sind die
Eigentlimerin oder der Eigentimer (Miteigentiimerin oder Miteigentimer) des Geb&udes
sowie die Grundeigentimerin oder der Grundeigentiimer verpflichtet, mindestens einen
Spielplatz fiir Kleinkinder im Alter bis zu 6 Jahren (Kleinkinderspielplatz) im Freien
anzulegen. Werden in Wohngeb&auden bzw. in Wohnhausanlagen mehr als 50 Wohnungen
errichtet, besteht zusatzlich die Verpflichtung, einen Spielplatz fir Kinder und Jugendliche
im Alter ab 6 Jahren (Kinder- und Jugendspielplatz) in dem der Anzahl und GroRe der
Wohnungen entsprechenden Ausmald im Freien anzulegen. Der Kleinkinderspielplatz ist
unmittelbar auf dem Bauplatz in Sicht- und Rufweite mdoglichst aller Wohnungen
anzulegen. Die Kinder- und Jugendspielpléatze sind gleichfalls grundsatzlich auf
demselben Bauplatz anzulegen; sie kénnen jedoch auch als Gemeinschaftsspielplatze fir
mehrere Bauplatze zusammengelegt werden, wenn die Herstellung und die Zugéanglichkeit
des Spielplatzes durch eine im Grundbuch ersichtlich gemachte 6ffentlich-rechtliche
Verpflichtung sichergestellt und er Uber einen héchstens 500 m langen, gefahrlosen
Zugang erreichbar ist. Er muss eine GrofRe von mindestens 500 m? haben. Alle Spielplatze
und die auf ihnen aufgestellten Turn- und Klettergerate muissen baulich so ausgestaltet
sein, dass sie sicher und gefahrlos beniitzt werden kdnnen. Dariiber hinaus ist auf eine
ausreichende Anzahl von barrierefreien Spielgerdten Bedacht zu nehmen. Die
Verpflichtung zur gartnerischen Ausgestaltung von Teilen des Bauplatzes steht der Anlage
von Kinder- und Jugendspielplatzen nicht entgegen. Spielplatze mussen barrierefrei
zugénglich sein. Von der Verpflichtung zum Anlegen von Kleinkinderspielplatzen sowie
von Kinder- und Jugendspielplétzen kann auf Antrag durch die Behdrde (§ 133) Abstand
genommen werden, wenn deren Errichtung auf demselben Bauplatz infolge seiner
baulichen Ausnitzbarkeit nicht zumutbar ist oder Umstande vorliegen, die in der
zweckmafigen Nutzung der Liegenschaft gelegen sind und der zweckmagigen Nutzung des
Kinder- und Jugendspielplatzes entgegenstehen oder wenn ihre Errichtung infolge der
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§120. (1) ...

(2) Bei der Errichtung von Biiro- und Geschéftsgebduden ist auf dem Bauplatz in dem
der Biro- oder Geschéftsflache entsprechenden AusmaR eine Gelegenheit zum Abstellen
von Fahrrédern vorzusehen.

8§ 121. (1) Beherbergungsstatten sind Unterkiinfte, bei denen entweder flr das
Wohnen oder flr das Wirtschaften gemeinschaftliche Anlagen vorgesehen sind. Heime
sind Geb&ude und Geb&udeteile, die zur stdndigen oder voribergehenden gemeinsamen
Unterbringung von Menschen bestimmt sind, die zu einer nach anderen als familidren
Zusammengehorigkeitsmerkmalen zusammenhangenden Personengruppe gehdren.

(2) Die einzelnen Unterkunftsrdume missen den Anforderungen fir
Aufenthaltsrdume entsprechen; fiir Beherbergungsstatten geniigt jedoch eine verglichene
lichte Raumhd&he von 2,20 m, wenn den Erfordernissen der Gesundheit durch besondere
Vorkehrungen, insbesondere die Gewahrleistung einer ausreichenden Beliftung,
Rechnung getragen wird und fiir jede Schlafstelle des Aufenthaltsraumes ein Luftraum von
mindestens 15 m3 zur Verfiigung steht.

GroBe und Gestalt des Bauplatzes nicht mdglich ist und in jedem Fall im Gebaude ein
genugend groRer Kinder- und Jugendspielraum vorgesehen wird.

(5) Die Landesregierung kann durch Verordnung nahere Vorschriften (ber die
bauliche Beschaffenheit der Kleinkinderspielplatze und Kinder- und Jugendspielplatze
hinsichtlich der Sicherheit und Gesundheit der Kinder, Uber von Hauptfenstern
bestehender Wohngeb&aude auf demselben Bauplatz und von rechtlich mdglichen
Hauptfenstern auf Nachbarbauplatzen unter Beriicksichtigung der L&rmemission
freizuhaltende Abstande, Uber das AusmaR, das fir Kleinkinderspielplatze 30 m2 und fir
Kinder- und Jugendspielplatze 500 m2 nicht unterschreiten darf, Gber ihre Ausstattung
unter Bertcksichtigung der Erkenntnisse der medizinischen Wissenschaften und der
Grundsatze des barrierefreien Planens und Bauens sowie tiber die GroRe und Ausstattung
der Kinder- und Jungendspielrdume (Gemeinschaftsrdaume), die 50 m2 nicht
unterschreiten dirfen, erlassen.

§120.(1) ...
(2) Bei der Errichtung von Buro- und Geschaftsgebduden sowie von Betriebs- und
Produktionsstatten ist ein dem geplanten Verwendungszweck des Geb&udes
entsprechendes AusmaR an Fahrradabstellpldtzen vorzusehen. Diese haben eine
ordnungsgemaélie Verwahrung der Fahrréder an einer Vorrichtung zu gewéhrleisten, die
ein sicheres, stabiles und einfach nutzbares Abstellen und Absperren ermdglicht. Fur eine
angemessene Anzahl von Elektrofahrrédern sind Ladeplatze vorzusehen.

§121. (1) Bei Heimen und Beherbergungsstitten handelt es sich um zentral
verwaltete Unterkulnfte, bei denen entweder fir das Wohnen oder fiir das Wirtschaften
gemeinschaftliche Anlagen vorgesehen sind und die als eigenstdndiges Gebaude oder als
Teil eines Gebaudes errichtet werden kénnen.

(2) Beherbergungsstatten dienen der Unterbringung von Géasten zu voriibergehendem
Aufenthalt.

(2a) Heime sind zur stéandigen oder voriibergehenden gemeinsamen Unterbringung
von Menschen bestimmt, die zu einer nach anderen als familidren
Zusammengehdrigkeitsmerkmalen zusammenhéangenden Personengruppe gehdren. Sie
kénnen der Befriedigung des regelméRigen Wohnbedurfnisses ihrer Bewohnerinnen und
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@) ...

§123. (1) bis (2) ...

(3) Bei Durchfiihrung von Bauarbeiten in Gebduden mit weiterhin ben(tzten
Wohnungen dirfen der bestehende Schutz gegen Niederschlagswésser, die bestehende
Strom- und Wasserversorgung, Beheizbarkeit, Abwasserbeseitigung, Beniitzbarkeit von
Toiletten sowie Zugénglichkeit erst unterbrochen beziehungsweise entfernt werden, wenn
an ihrer Stelle neue entsprechende Einrichtungen funktionsféhig hergestellt worden sind.
Bei Unterbrechung der Funktionsfahigkeit der genannten Einrichtungen ohne vorherige
Herstellung der neuen kann die Behorde diese Bauarbeiten in sinngeméaRer Anwendung
des § 127 Abs. 8, 8a und 9 einstellen und ohne Anhérung der Partei die Herstellung der
Funktionsfahigkeit der bisherigen Einrichtungen oder die Herstellung adaquater
Ersatzeinrichtungen auf Gefahr und Kosten des Eigentlimers (jedes Miteigentiimers) des
Gebéudes anordnen und sofort vollstrecken lassen.

@) ...

§124. (1) bis (2) ...

(2a) Sofern es sich nicht um Baufiihrungen gemaR § 62 handelt, hat der Bauwerber
bei Baubeginn eine von der offentlichen Verkehrsflache bzw. dem AufschlieBungsweg
deutlich und dauernd sicht- und lesbare Tafel an der von der Baufiihrung betroffenen
Liegenschaft anzubringen, aus der hervorgeht,

1. um welches Bauvorhaben es sich handelt,

2. das Datum des Baubeginns und

3. die zustandige Behdrde.
Diese Tafel muss mindestens drei Monate ab Baubeginn belassen werden. Grenzt
die von der Baufiihrung betroffene Liegenschaft an mehrere offentliche
Verkehrsflachen oder AufschlieBungswege, ist an jeder dieser Verkehrsflachen

Bewohner (Wohnheime), deren Betreuung und Pflege oder anderen gesetzlich geregelten
oder sonst anerkannten Zwecken dienen.

@) ...

§123. (1) bis (2) ...

(3) Bei Durchfiihrung von Bauarbeiten in Gebauden darf der bestehende Schutz
gegen Niederschlagswasser jedenfalls erst entfernt werden, wenn an seiner Stelle ein
neuer funktionsfahig hergestellt worden ist. Bei Durchfiihrung von Bauarbeiten in
Gebauden mit weiterhin benitzten Wohnungen dirfen die bestehende Strom- und
Wasserversorgung, Beheizbarkeit, Abwasserbeseitigung und die Benitzbarkeit von
Toiletten erst unterbrochen beziehungsweise entfernt werden, wenn an ihrer Stelle neue
entsprechende Einrichtungen funktionsfahig hergestellt worden sind und darf die
Benutzbarkeit und Zugénglichkeit solcher Wohnungen nicht erheblich eingeschrankt
werden. Die Behorde kann diese Bauarbeiten in sinngeméBer Anwendung des § 127
Abs. 8, 8a und 9 einstellen und ohne Anhérung der Partei und auf Gefahr und Kosten der
Eigentimerin oder des Eigentimers (jeder Miteigentiimerin oder jedes Miteigentlimers)
des Gebaudes folgende Malinahmen anordnen und sofort vollstrecken lassen:

1. die Herstellung der Funktionsfahigkeit der bisherigen Einrichtungen oder die
Herstellung adaquater Ersatzeinrichtungen und

2. die Wiederherstellung der Benditzbarkeit und Zugéanglichkeit der Wohnungen.
4) ...

§ 124. (1) bis (2) ...

(2a) Sofern es sich nicht um Baufiihrungen gemaR § 62 handelt, hat die Bauwerberin
oder der Bauwerber spatestens am Tag des Baubeginns eine von der o6ffentlichen
Verkehrsflache bzw. dem AufschlieRungsweg deutlich und dauernd sicht- und lesbare
Tafel an der von der Baufiihrung betroffenen Liegenschaft anzubringen, die den folgenden
Inhalt aufweist:

1. die Angabe, um welches Bauvorhaben es sich handelt, samt vereinfachter
bildlicher Darstellung und textlicher Kurzbeschreibung des Vorhabens,

2. die Angabe der Verfahrensart; bei Verfahren nach § 70a ist zusétzlich der Inhalt
des § 70a Abs. 8, bei Verfahren nach § 70b jener des § 70b Abs. 6 anzufuihren,

3. das Datum des Baubeginns und
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eine solche Tafel anzubringen.

(3) bis (4) ...

§ 127. (1) bis (5) ...

(6) Die Behorde kann auf die Bestellung eines Priufingenieurs verzichten, wenn es
sich um geringfiigige Bauausfiihrungen handelt. Im Baubewilligungsverfahren gemai §
70b ist von einem solchen Verzicht der Behorde auszugehen, wenn diese nicht innerhalb
von einem Monat ab der Einreichung die Bestellung eines Prifingenieurs verlangt.

@ ...
(8) Die Baufiihrung darf nicht weitergefiihrt werden, wenn

a) ein Bau ohne Baubewilligung oder entgegen den Bestimmungen des § 62 oder
der 88 70a oder 70b ausgefiihrt wird;

b) der Prifingenieur oder der Bauflhrer der Behorde nicht bekanntgegeben
worden ist;

¢) nicht entsprechende Baustoffe verwendet oder entsprechende Baustoffe
unfachgeméR verwendet werden oder mit Baustoffen, die das Leben oder die
Gesundheit von Menschen gefahrden, unfachgemall umgegangen wird;

d) Konstruktionen mangelhaft ausgefiihrt werden;

e) Schalungen oder P6lzungen mangelhaft sind;

f) die erforderlichen statischen Unterlagen oder die Baupldne gemaR Abs. 2 auf
der Baustelle nicht aufliegen oder mangelhaft sind;

g) der Untergrund den Annahmen nicht entspricht, die den statischen Unterlagen
zugrunde liegen.

4. die zustandige Behdrde sowie die Angabe der behérdlichen Aktenzahl.

Diese Tafel muss mindestens drei Monate ab Baubeginn belassen werden. Grenzt die
von der Bauflihrung betroffene Liegenschaft an mehrere 6ffentliche Verkehrsflachen oder
AufschlieBungswege, ist an jeder dieser Verkehrsflachen eine solche Tafel anzubringen.
Mit der Baubeginnsanzeige (Abs. 2) oder spatestens am Tag des Baubeginns sind der
Behorde eine lesbare Abbildung der Hinweistafel sowie eine Lichtbildaufnahme, die deren
Anbringung vor Ort nachweist, zu ibermitteln.

(3) bis (4) ...

§ 127. (1) bis (5) ...

(6) Die Behorde kann auf die Bestellung eines Prufingenieurs verzichten, wenn es
sich um geringfligige Bauausfiihrungen handelt. Im Baubewilligungsverfahren gemafid §
70b ist von einem solchen Verzicht der Behdérde auszugehen, wenn diese nicht innerhalb
von einem Monat ab der Einreichung die Bestellung eines Priifingenieurs verlangt. Diese
Frist beginnt mit jeder Projektanderung oder Anderung der Verfahrensart neuerlich zu
laufen.

@) ...
(8) Die Baufuihrung darf nicht weitergefiihrt werden, wenn

a) ein Bau ohne Baubewilligung oder entgegen den Bestimmungen des § 62 oder
der 88 70a oder 70b ausgefihrt wird;

b) der Prufingenieur oder der Baufiihrer der Behorde nicht bekanntgegeben
worden ist;

¢) nicht entsprechende Baustoffe verwendet oder entsprechende Baustoffe
unfachgemdR verwendet werden oder mit Baustoffen, die das Leben oder die
Gesundheit von Menschen geféhrden, unfachgemal umgegangen wird;

d) Konstruktionen mangelhaft ausgefiihrt werden;

e) Schalungen oder P6lzungen mangelhaft sind;

f) die erforderlichen statischen Unterlagen oder die Bauplane gemaR Abs. 2 auf
der Baustelle nicht aufliegen oder mangelhaft sind;

g) der Untergrund den Annahmen nicht entspricht, die den statischen Unterlagen
zugrunde liegen;

h) mit dem Abbruch eines Geb&udes entgegen der Bestimmung des § 72 Abs. 2
oder 3 begonnen wurde.
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(8a) bis (9) ...

§128. (1) ...

(2) Der Fertigstellungsanzeige sind folgende Unterlagen anzuschlieRen:
1. bis 8.
9. eine Bestétigung, dass ein Bauwerksbuch geméaR § 128a angelegt wurde;

10. eine Bestatigung Uber die Registrierung der Gebaudebeschreibung geméaR § 128b
fur jedes der von der Baufiihrung betroffenen Geb&ude.

11.bei Neu-, Zu- und Umbauten ein positives
Trinkwasserinstallation (Verbrauchsanlage).

12. bei der Schaffung von Wohnungen und Wohneinheiten in Heimen in Gebieten flr
geforderten Wohnbau vom Forderungswerber unterfertigte
Forderungszusicherungen geméR § 29 WWFSG 1989;

13. beim Einsatz von technischen Systemen auf Ersatzflachen geméafR § 118 Abs. 3b
ein Nachweis Uber den erfolgten Einsatz auf der Ersatzflache.

3) bis (7) ...

Gutachten (ber die

§128a. (1) Der Eigentimer eines Gebdudes ist, unbeschadet seiner
Uberprifungspflicht gemaR § 129 Abs. 5, nach MaRgabe der folgenden Absitze
verpflichtet, ein Bauwerksbuch zu erstellen und die darin fir Bauteile, von denen bei
Verschlechterung ihres Zustandes eine Gefahrdung des Lebens oder der Gesundheit von
Menschen ausgehen kann (inshesondere Tragwerke, Fassaden, Dé&cher, Gelander und
Bristungen) vorgesehenen Uberprifungen fristgerecht vornehmen zu lassen.

(2) Bis zur Erstattung der Fertigstellungsanzeige fir Neu-, Zu- und Umbauten (§ 60
Abs. 1 lit. a) von Gebduden mit mehr als zwei Hauptgeschol3en, ausgenommen Zubauten
im Umfang des 8 68 Abs. 1 sowie Aufzugszubauten, hat der Eigentumer durch einen
Ziviltechniker oder einen gerichtlich beeideten Sachverstdndigen fiir das einschldgige

(8a) bis (9) ...

§128.(1) ...
(2) Der Fertigstellungsanzeige sind folgende Unterlagen anzuschlieRen:

1. bis 8.

9. eine Bestatigung tber die Registrierung des Bauwerksbuches geméal § 128a;

10. eine Bestatigung Uber die Registrierung der Geb&udebeschreibung geméanR § 128b
fur jedes der von der Bauflihrung betroffenen Gebaude.

11.bei Neu-, Zu- und Umbauten ein positives
Trinkwasserinstallation (Verbrauchsanlage).

12. bei der Schaffung von Wohnungen und Wohneinheiten Wohn- und
Zimmereinheiten in Heimen in Gebieten fir geférderten Wohnbau vom
Forderungswerber unterfertigte Férderungszusicherungen gemél § 29 WWFSG
1989;

13. beim Einsatz von technischen Systemen auf Ersatzflachen gemaR 8 118 Abs. 3b
ein Nachweis (ber den erfolgten Einsatz auf der Ersatzflache;

14.im Falle einer Kompensation gemal § 50b Abs. 1 Z 2 WGarG 2008 eine
Vereinbarung  zwischen  den  Eigentimerinnen  und  Eigentimern
(Miteigentimerinnen und Miteigentiimern) des Geb&audes und einer Car-Sharing-
Anbieterin oder einem Car-Sharing-Anbieter tiber den Betrieb eines Car-Sharing-
Stellplatzes auf der Liegenschatft.

(3)bis(7) ...

§128a. (1) Die Eigentiimerin oder der Eigentimer (Miteigentimerinnen oder
Miteigentiimer) eines Geb&udes ist, unbeschadet der Uberpriifungspflicht gemaR § 129
Abs. 5, nach MaBgabe der folgenden Absatze verpflichtet, ein Bauwerksbuch zu erstellen
und die darin fiur Bauteile, von denen bei Verschlechterung ihres Zustandes eine
Geféhrdung des Lebens oder der Gesundheit von Menschen ausgehen kann (insbesondere
Tragwerke, Gebaudehille, Gelander und Bristungen) vorgesehenen Uberpriifungen
fristgerecht vornehmen zu lassen.

(2) Bis zur Erstattung der Fertigstellungsanzeige fiir Neu-, Zu- und Umbauten-(8 60
Abs.1 lit.a) von Gebduden hat die Eigentimerin oder der Eigentlimer
(Miteigentiimerinnen oder Miteigentlimer) ein Bauwerksbuch erstellen zu lassen durch

— eine Ziviltechnikerin oder einen Ziviltechniker,

Gutachten (ber die
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Fachgebiet, die vom Bauwerber und vom Baufiihrer verschieden sein missen und zu
diesen Personen in keinem Dienst- oder Organschaftsverhéltnis stehen durfen, ein
Bauwerksbuch erstellen zu lassen.

(3) Das Bauwerksbuch hat zu enthalten:

1.die Daten der das Gebdude
Fertigstellungsanzeigen;

2. die Bezeichnung der Bauteile (Abs. 1), die einer regelmaBigen Uberpriifung zu
unterziehen sind;

3. den Zeitpunkt der erstmaligen Uberpriifung sowie die Intervalle, in denen die
Uberpriifungen in der Folge durchzufiihren sind;

4. die Voraussetzungen, die die Uberpriifenden Personen jeweils zu erfiillen haben;

5. die Ergebnisse der durchgeflhrten Uberpriifungen mit Ausnahme jener
Uberpriifungen, die fir Bauteile nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen
Vorschriften durchzufiihren sind.

betreffenden  Baubewilligungen und

(4) Das Bauwerksbuch ist vom Gebaudeeigentiimer, gegebenenfalls in elektronischer
Form, aufzubewahren und muss der Behdrde auf Verlangen zur Einsicht zur Verfligung

— eine gerichtlich beeidete Sachverstandige oder einen gerichtlich beeideten
Sachverstandigen fir das einschlagige Fachgebiet oder

—eine oder einen nach den fiir die Berufsausiibung maRgeblichen
Vorschriften Berechtigte oder Berechtigten,

die oder der von der Bauwerberin oder vom Bauwerber, von der Baufiihrerin oder vom
Baufiihrer und von der Eigentimerin oder vom Eigentimer (Miteigentimerin oder
Miteigentlimer) verschieden sein muss und zu diesen Personen in keinem Dienst- oder
Organschaftsverhdltnis stehen darf (Erstellerin oder Ersteller). Ausgenommen von dieser
Verpflichtung sind Kleingartenhduser, Kleingartenwohnh&user und Gebdude mit einer
bebauten Flache von nicht mehr als 50 m2.

(3) Fur bestehende Geb&ude ist ein Bauwerksbuch bis zu folgenden Stichtagen zu
erstellen und ab dem 1.7.2024 in der Bauwerksbuchdatenbank (§ 128c) zu registrieren:

1. bis zum 31.12.2027 fuir Gebaude, die vor dem 1.1.1919 errichtet wurden,

2. bis zum 31.12.2030 fir alle Gebaude, die zwischen dem 1.1.1919 und dem
1.1.1945 errichtet wurden.

Die Behotrde hat dartber hinaus die Mdoglichkeit, in begrindeten Fallen die
Eigentlmerin oder den Eigentiimer (Miteigentimerin oder Miteigentiimer) eines
Gebaudes mit der Erstellung eines Bauwerksbuchs innerhalb einer angemessenen Frist zu
beauftragen. Im Zuge der Erstellung des Bauwerksbuchs ist auch eine erstmalige
Uberpriifung vornehmen zu lassen durch

— eine Ziviltechnikerin oder einen Ziviltechniker,
— eine gerichtlich beeidete Sachverstandige oder einen gerichtlich beeideten
Sachverstandigen fur das einschlégige Fachgebiet oder
—eine oder einen nach den fur die Berufsausiibung mafRgeblichen
Vorschriften Berechtigte oder Berechtigten,
die oder der von der Bauwerberin oder vom Bauwerber, von der Baufuhrerin oder vom
Baufiihrer und von der Eigentimerin oder vom Eigentlimer (Miteigentimerin oder
Miteigentimer) verschieden sein muss und zu diesen Personen in keinem Dienst- oder
Organschaftsverhaltnis stehen darf (Priferin oder Priifer). Ausgenommen von dieser
Verpflichtung sind Kleingartenhduser, Kleingartenwohnh&user und Geb&ude mit einer
bebauten Grundflache von nicht mehr als 50 m2.

(4) Das Bauwerksbuch hat zu enthalten:
1. die das Geb&ude betreffenden Baubewilligungen und Fertigstellungsanzeigen
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gestellt werden.

8§ 128b. (1) Der Magistrat hat ein Datenregister einzurichten und zu fuhren, welches
die zu Zwecken der Stadtplanung und statistischer Auswertungen benétigten Daten der
Gebéaude in Wien umfasst (Gebaudedatenbank).

) ...

(3) Der Eigentlimer (jeder Miteigentiimer) eines Geb&udes ist Giber Aufforderung der
Behorde verpflichtet, eine elektronische Gebaudebeschreibung mit den Merkmalen geman
Abschnitt C Z 2, Abschnitt D Z 2 bis 10 und Z 13, Abschnitt E Z 1 bis 6 und Z 8 sowie
Abschnitt G Z 1 bis 6 der Anlage des Gesetzes Uber das Gebaude-und Wohnungsregister
(GWR-Gesetz), BGBI. 1 Nr.9/2004 in der Fassung BGBI. I Nr.1/2013, in der
Gebéaudedatenbank zu registrieren.

(4) bis (6) ...

oder Beniitzungsbewilligungen;

2. die Bezeichnung der Bauteile (Abs. 1), die einer regelméBigen Uberpriifung zu
unterziehen sind;

3. den Zeitpunkt der erstmaligen Uberpriifung sowie die Intervalle, in denen die
Uberprifungen in der Folge durchzufiihren sind;

4. die Voraussetzungen, die die iberprifenden Personen jeweils zu erflllen haben;

5.die Ergebnisse der durchgefiihrten Uberpriifungen mit Ausnahme jener
Uberpriifungen, die fiir Bauteile nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen
Vorschriften durchzufiihren sind;

6. ein aktuelles Verzeichnis der Baugebrechen sowie einen Plan zu deren Behebung,
wenn im Zuge einer Uberpriifung solche festgestellt wurden;

7. eine Dokumentation der MaRnahmen oder Anderungen gemaR § 118 Abs. 3.

(5) Das Bauwerksbuch ist von der Eigentimerin oder vom Eigentumer
(Miteigentiimerin oder Miteigentiimer), wenn fir das Geb&ude eine Hausverwaltung
bestellt ist von dieser, in elektronischer Form zu fihren und der Behdrde auf Verlangen
zur Einsicht zur Verfligung zu stellen.

§ 128b. (1) Der Magistrat hat ein Datenregister einzurichten und zu fiihren, welches
die zu Zwecken der Stadtplanung, der Energieraumplanung und statistischer
Auswertungen bendtigten Daten der Gebéaude in Wien umfasst (Gebdudedatenbank).

2 ...

(3) Die Eigentlmerin oder der Eigentiimer (jede Miteigentimerin oder jeder
Miteigentimer) und die Hausverwaltung eines Gebé&udes sind Uber Aufforderung der
Behorde verpflichtet, binnen angemessener Frist eine elektronische Gebaudebeschreibung
auf Grundlage des konsensgeméRen Baubestandes mit den Merkmalen gemaR Abschnitt
C Z 2, Abschnitt D Z 2 bis 10 und Z 13, Abschnitt E Z 1 bis 6 und Z 8 sowie Abschnitt G
Z 1 bis 6 der Anlage des Gesetzes Uber das Geb&ude- und Wohnungsregister (GWR-
Gesetz), BGBI. 1 Nr.9/2004 in der Fassung BGBI. | Nr.78/2018, in der
Gebéaudedatenbank zu registrieren.«

(4) bis (6) ...
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§ 129. (1) Fir die bewilligungsgeméBe Beniitzung der Raume ist der Eigentimer
(jeder Miteigentimer) des Bauwerkes verantwortlich. Im Falle der Beniitzung der Raume
durch einen anderen geht die Haftung auf diesen (ber, wenn er vom Eigentiimer ber die
bewilligte Benitzungsart in Kenntnis gesetzt worden ist. Im Falle der Benitzung von
Raumen als Heim oder wie Unterkunftsradume in einem Heim haftet jedenfalls nur der
Eigenttmer.

Bauwerksbuchdatenbank

§ 128c (1) Der Magistrat hat bis 01.07.2024 ein Datenregister einzurichten und zu
fihren, das den Bestand aller Bauwerksbiicher flir Geb&aude in Wien erfasst
(Bauwerksbuchdatenbank).

(2) Die Eigentlimerin oder der Eigentimer (Miteigentimerin oder Miteigentlimer)
eines Gebdudes, flr das ein Bauwerksbuch gemaR § 128a Abs. 3 erstellt wurde, hat
folgende Daten und Unterlagen tber das von der Behdrde im Internet bekanntgegebene
Portal der Bauwerksbuchdatenbank zu ibermitteln:

1. Datum der Erstellung des Bauwerksbuchs
2. elektronisch signierte Erstellungsbestatigung der Erstellerin oder des Erstellers
(8 128a Abs. 2)

3. Datum der erstmaligen Uberpriifung gemaR § 128a Abs. 3

4. von der Priferin oder vom Prifer (§ 128a Abs. 3) unterfertigte Bestatigung tber

die erstmalige Uberpriifung des Geb&udes.

(3) Die Daten sind spatestens fiinf Jahre nach dem Abbruch des Gebaudes zu l6schen.

§ 129. (1) Fir die bewilligungsgeméRe Benitzung der Raume ist der Eigentlimer
(jeder Miteigentuimer) des Bauwerkes verantwortlich. Im Falle der Beniitzung der R&ume
durch einen anderen haftet auch dieser, wenn er vom Eigentimer Uber die bewilligte

Benutzungsart in Kenntnls gesetzt worden |st +m—FaH<,Lder—Benutzung—veH—Raumen—als

(1a) Die zweckW|dr|ge Verwendung einer oder mehrerer Wohnungen innerhalb eines
Gebaudes uber die Grenzen des § 119 Abs. 2a lit. a und b hinaus, ist nach dem 1.7.2024
nur mittels Ausnahmebewilligung zuléssig. Die Behorde kann die Beendigung der
zweckwidrigen Verwendung auftragen. Eine Ausnahmebewilligung fur eine Wohnung ist
auf hochstens finf Jahre zu befristen und bei Einhaltung der sonstigen baurechtlichen
Bestimmungen soweit erforderlich unter Auflagen zu erteilen, wenn

1. sich die Wohnung nicht in einer Wohnzone oder in der Widmungskategorie
,, Griinland Erholungsgebiet —  Kleingartengebiet”, , Griinland -
Erholungsgebiet — Kleingartengebiet fiir ganzjihriges Wohnen* oder auf
voriibergehend kleingartnerisch genutzten Flachen befindet,

2. fur die Errichtung der Wohnung keine Wohnbauférdermittel in Anspruch
genommen worden sind,
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(2) Der Eigentimer (jeder Miteigentiimer) hat dafiir zu sorgen, dass die Bauwerke
(Gérten, Hofanlagen, Einfriedungen u. dgl.) in gutem, der Baubewilligung und den
Vorschriften dieser Bauordnung entsprechendem Zustand erhalten werden. Fiir Gebdude
in Schutzzonen besteht dariiber hinaus die Verpflichtung, das Geb&ude, die dazugehdrigen
Anlagen und die baulichen Ziergegenstdnde in stilgerechtem Zustand und nach den
Bestimmungen des Bebauungsplanes zu erhalten. Instandhaltungsmalinahmen, durch die
offentliche Interessen berihrt werden koénnen, sind vom Eigentimer (jedem
Miteigentiimer) eines Geb&dudes mit mehr als zwei HauptgeschoRen zu dokumentieren.
Diese Dokumentation ist, gegebenenfalls in elektronischer Form, aufzubewahren und
muss der Behdrde auf Verlangen zur Einsicht zur Verfugung gestellt werden.

3)...

(4) Die Behorde hat nétigenfalls die Behebung von Baugebrechen unter Gewahrung
einer  angemessenen  Frist  anzuordnen. Sie ordnet die erforderlichen
SicherungsmaBnahmen an und verfugt die aus &ffentlichen Ricksichten notwendige
Beseitigung von Baugebrechen entsprechend dem Stand der Technik im Zeitpunkt der
Erteilung des Bauauftrages. Ist das Bauwerk aus 6ffentlichen Interessen, wie etwa solchen
des Denkmalschutzes, entsprechend dem Stand der Technik im Zeitpunkt seiner
Errichtung zu erhalten, ist es in den der Baubewilligung entsprechenden Zustand zu
versetzen, sofern keine Gefahr flr das Leben oder die Gesundheit von Menschen besteht.

3.die Mehrzahl der Wohnungen im betreffenden Gebaude weiterhin zu
Wohnzwecken im Sinne des § 119 Abs. 2 und 2a genutzt wird und

4. dadurch nicht mehr als 50 vH der Nutzungseinheiten (§ 119 Abs. 1) des Geb&audes
der gewerblichen Nutzung fiir kurzfristige Beherbergungszwecke dienen.

Dem Antrag ist die schriftliche Zustimmung der Eigentiimerin oder des Eigentiimers
(aller Miteigentiimerinnen und Miteigentiimer) des Geb&udes beizulegen. Nach Ablauf der
Befristung kénnen bei Vorliegen der Voraussetzung neuerliche Ausnahmebewilligungen
erteilt werden.

(2) Der Eigentumer (jeder Miteigentiimer) hat dafiir zu sorgen, dass die Bauwerke
(Gérten, Hofanlagen, Einfriedungen u. dgl.) in gutem, der Baubewilligung und den
Vorschriften dieser Bauordnung entsprechendem Zustand erhalten werden. Flr Geb&ude
in Schutzzonen sowie fuir Gebaude, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an deren
Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das drtliche Stadtbild 6ffentliches Interesse besteht,
besteht dartiber hinaus die Verpflichtung, das Gebédude, die dazugehdrigen Anlagen und
die baulichen Ziergegenstande in stilgerechtem Zustand und nach den Bestimmungen des
Bebauungsplanes zu erhalten. Instandhaltungsmanahmen, durch die o6ffentliche
Interessen beriihrt werden kénnen, sind vom Eigentlimer (jedem Miteigentiimer) eines
Gebaudes mit mehr als zwei HauptgeschofRen zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist,
gegebenenfalls in elektronischer Form, aufzubewahren und muss der Behdrde auf
Verlangen zur Einsicht zur Verfigung gestellt werden. Wenn fir das Bauwerk ein
Bauwerksbuch angelegt ist (§ 128a), hat die Dokumentation im Bauwerksbuch zu erfolgen.
Ausgenommen  von  dieser  Dokumentationspflicht  sind  Kleingartenhduser,
Kleingartenwohnh&user und Geb&aude mit einer bebauten Grundflache von nicht mehr als
50 m2,

@3) ...

(4) Die Behorde hat nétigenfalls die Behebung von Baugebrechen unter Gewéhrung
einer  angemessenen  Frist anzuordnen. Sie ordnet die erforderlichen
SicherungsmalRhahmen an und verfligt die aus 6ffentlichen Rucksichten notwendige
Beseitigung von Baugebrechen Hed i

i . Lassen sich die Vielfalt, die Art oder Umfang der bestehenden
Baugebrechen nicht durch bloRen Augenschein feststellen, ist der Eigentiimer eines
Bauwerkes uber Auftrag der Behorde verpflichtet, tiber die vorhandenen Baugebrechen
und gegebenenfalls Gber deren Art und Umfang den Befund eines Sachverstandigen
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Auftrage sind an den Eigentimer (jeden Miteigentimer) des Bauwerkes zu richten; im
Falle des Wohnungseigentums sind sie gegebenenfalls an den Wohnungseigentimer der
betroffenen Nutzungseinheit zu richten. Bei benitzten Gebduden sind rechtskréftige
Auftrage durch den Verpflichteten an allgemein zugénglicher Stelle des Gebdudes (jeder
Stiege) anzuschlagen. Die R&aumung oder der Abbruch von Bauwerken oder
Bauwerksteilen ist anzuordnen, wenn die technische Unméglichkeit der Behebung der
Baugebrechen erwiesen ist. Die Raumung oder der Abbruch von Bauwerken oder
Bauwerksteilen ist weiters auch dann anzuordnen, wenn durch die Art, die Vielfalt und das
Ausmal? der bestehenden Baugebrechen sich die Bauwerke oder Bauwerksteile in einem
solchen geféahrlichen Bauzustand befinden, dass die Sicherheit der Bewohner und Benutzer
des Gebdaudes bedroht ist und auch durch einfache SicherungsmalRnahmen auf langere Zeit
nicht hergestellt und gewahrleistet werden kann. In allen Féllen steht dem Eigentiimer
(Miteigentiimer) des Bauwerkes oder der Bauwerksteile die Mdglichkeit offen, innerhalb
der Erfullungsfrist den der Baubewilligung und den Vorschriften dieses Gesetzes
entsprechenden Zustand wiederherzustellen. Fir Bauwerke oder Bauwerksteile in
Schutzzonen hat die Behdrde darliber hinaus die Behebung von Schaden aufzutragen, die
das &ufl3ere Erscheinungsbild beeintrachtigen; im Zuge der Instandsetzung des Baukdrpers
eines Bauwerks oder Bauwerksteiles kann die Behorde dessen Ausgestaltung nach den
Bebauungsbestimmungen gemaR 8 5 Abs. 4 und § 7 Abs. 3 oder entsprechend dem § 85
Abs. 5 verflgen.

(5) bis (11) ...

§130. (1) a) bis i) ...

j) die Anmerkung der Verpflichtung zur Errichtung von Wohnungen und
Wohneinheiten in Heimen gemal § 6 Abs. 6a letzter Satz.

(2) Auf Antrag der Behdrde oder auf Grund eines behdrdlichen Bescheides ist im

Grundbuch das Bestehen nachstehender Verpflichtungen zu Leistungen, Duldungen und
Unterlassungen ersichtlich zu machen:

a) bisk) ...

vorzulegen. Der dem Befund zugrunde gelegte Sachverhalt muss durch die Behorde
Uberpriifbar sein. Ist das Bauwerk aus offentlichen Interessen, wie etwa solchen des
Denkmalschutzes, entsprechend dem Stand der Technik im Zeitpunkt seiner Errichtung zu
erhalten, ist es in den der Baubewilligung entsprechenden Zustand zu versetzen, sofern
keine Gefahr fur das Leben oder die Gesundheit von Menschen besteht. Auftrage sind an
den Eigentimer (jeden Miteigentimer) des Bauwerkes zu richten; im Falle des
Wohnungseigentums sind sie gegebenenfalls an den Wohnungseigentiimer der betroffenen
Nutzungseinheit zu richten. Bei benitzten Gebduden sind rechtskraftige Auftrdge durch
den Verpflichteten an allgemein zuganglicher Stelle des Geb&dudes (jeder Stiege)
anzuschlagen. Die Raumung oder der Abbruch von Bauwerken oder Bauwerksteilen ist
anzuordnen, wenn die technische Unmdglichkeit der Behebung der Baugebrechen
erwiesen ist. Die R&umung oder der Abbruch von Bauwerken oder Bauwerksteilen ist
weiters auch dann anzuordnen, wenn durch die Art, die Vielfalt und das Ausmal der
bestehenden Baugebrechen sich die Bauwerke oder Bauwerksteile in einem solchen
gefahrlichen Bauzustand befinden, dass die Sicherheit der Bewohner und Benditzer des
Gebéudes bedroht ist und auch durch einfache SicherungsmaBnahmen auf langere Zeit
nicht hergestellt und gewahrleistet werden kann. In allen Fallen steht dem Eigentlimer
(Miteigentiimer) des Bauwerkes oder der Bauwerksteile die Mdglichkeit offen, innerhalb
der Erfullungsfrist den der Baubewilligung und den Vorschriften dieses Gesetzes
entsprechenden Zustand wiederherzustellen. Fir Bauwerke oder Bauwerksteile in
Schutzzonen hat die Behorde darliber hinaus die Behebung von Schaden aufzutragen, die
das duRere Erscheinungsbild beeintrachtigen; im Zuge der Instandsetzung des Baukdrpers
eines Bauwerks oder Bauwerksteiles kann die Behorde dessen Ausgestaltung nach den
Bebauungsbestimmungen gemal § 5 Abs. 4 und § 7 Abs. 3 oder entsprechend dem § 85
Abs. 5 verflgen.

(5) bis (11) ...

§ 130. (1) a) bis i) ...

j) die Anmerkung der Verpflichtung zur Errichtung von Wohnungen und Wohn- und
Zimmereinheiten in Heimen gemaR 8§ 6 Abs. 6a letzter Satz.

(2) Auf Antrag der Behdrde oder auf Grund eines behdrdlichen Bescheides ist im
Grundbuch das Bestehen nachstehender Verpflichtungen zu Leistungen, Duldungen und
Unterlassungen ersichtlich zu machen:

a) bisk) ...
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Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

1) die Verpflichtung zum Einsatz von technischen Systemen auf Ersatzflachen (8§
118 Abs. 3b).

(3) bis (5) ...
8 133 Wirkungsbereich der Bauausschisse der Bezirksvertretungen

(1) Dem Bauausschuss der ortlich zustdndigen Bezirksvertretung obliegt als Behdrde die
Entscheidung ber Antrége

1. auf Bewilligung von Abweichungen nach §§ 69, 76 Abs. 13 und 119 Abs. 6;

2. auf Erteilung von Sonderbaubewilligungen nach § 71b.

(2) bis (5) ...

(6) Widerspricht ein Ansuchen um Baubewilligung den Voraussetzungen der 88 69 Abs.
1und 2, 76 Abs. 13 oder 119 Abs. 6, ist es abzuweisen; ein mit dem Ansuchen um
Baubewilligung verbundener ausdriicklicher Antrag auf Bewilligung von Abweichungen
nach Abs. 1 Z 1 gilt in diesem Falle als dem Ansuchen um Baubewilligung nicht
beigesetzt. Dies gilt auch, wenn der Bauwerber mit dem Ansuchen um Baubewilligung
ausdrucklich einen Antrag auf Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 stellt,
ohne dass sein Bauvorhaben einer solchen Bewilligung bedarf, bzw. wenn das
Ermittlungsverfahren iber das Ansuchen um Baubewilligung ergibt, dass die
Baubewilligung ohne Anderung des Bauvorhabens oder der Bauplane versagt werden
muss.

(7) Vor der erstinstanzlichen Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 darf die
Baubewilligung nicht erteilt werden. Gegen einen Bescheid, mit dem iber den Antrag
auf Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 entschieden wird, ist eine
abgesonderte Beschwerde (8 136 Abs. 1) nicht zuléssig. Die Beschwerde kann nur mit
der Beschwerde gegen die Entscheidung tber das Ansuchen um Baubewilligung
verbunden werden, die sich auf die Entscheidung tber Abweichungen nach Abs.1Z 1
stlitzt. Die Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 steht nachtréglichen
Anderungen des Bauvorhabens nicht entgegen, sofern die Abweichung nicht beriihrt

1) die Verpflichtung zum Einsatz von technischen Systemen auf Ersatzflachen (8§
118 Abs. 3b);
m) die Verpflichtung zur Aufrechterhaltung von Kompensationsmanahmen
gemaR § 50b WGarG 2008.

(3) bis (5) ...
8 133 Wirkungsbereich der Bauausschiisse der Bezirksvertretungen

(1) Dem Bauausschuss der ortlich zustandigen Bezirksvertretung obliegt als Behorde die
Entscheidung Uber Antrage

1. auf Bewilligung von Abweichungen nach 8§ 69, 76 Abs. 13 und 119a Abs. 4;

2. auf Erteilung von Sonderbaubewilligungen nach § 71b.

(2) bis (5) ...

(6) Widerspricht ein Ansuchen um Baubewilligung den Voraussetzungen der 88 69 Abs.
1und 2, 76 Abs. 13 oder 119a Abs. 4, ist es abzuweisen; ein mit dem Ansuchen um
Baubewilligung verbundener ausdriicklicher Antrag auf Bewilligung von Abweichungen
nach Abs. 1 Z 1 gilt in diesem Falle als dem Ansuchen um Baubewilligung nicht
beigesetzt. Dies gilt auch, wenn der Bauwerber mit dem Ansuchen um Baubewilligung
ausdrucklich einen Antrag auf Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 stellt,
ohne dass sein Bauvorhaben einer solchen Bewilligung bedarf, bzw. wenn das
Ermittlungsverfahren liber das Ansuchen um Baubewilligung ergibt, dass die
Baubewilligung ohne Anderung des Bauvorhabens oder der Baupline versagt werden
muss.

(7) Vor der erstinstanzlichen Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 darf die
Baubewilligung nicht erteilt werden. Gegen einen Bescheid, mit dem uber den Antrag auf
Bewilligung von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 entschieden wird, ist eine abgesonderte
Beschwerde (8 136 Abs. 1) nicht zuléssig. Die Beschwerde kann nur mit der Beschwerde
gegen die Entscheidung Uber das Ansuchen um Baubewilligung verbunden werden, die
sich auf die Entscheidung tber Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 stitzt. Die Bewilligung
von Abweichungen nach Abs. 1 Z 1 steht nachtraglichen Anderungen des Bauvorhabens
nicht entgegen, sofern die Abweichung nicht beriihrt wird.
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Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

wird.
§ 134. (1) bis (6) ...

(6a) Parteistellung bei Vorhaben gemaR § 61a Abs. 1 und Abs. 7 kommt der Wiener
Umweltanwaltschaft, den potentiell betroffenen Personen, dem Betreiber eines rechtmagig
bestehenden Seveso-Betriebs und den zum Zeitpunkt der Kundmachung des Vorhabens
gemal 8§ 19 Abs. 6 und 7 Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz 2000 — UVP-G 2000,
BGBI.  Nr.697/1993, in der Fassung BGBI. Nr.80/2018 anerkannten
Umweltorganisationen zu, wenn sie innerhalb der in der Kundmachung angegebenen Frist
eine Stellungnahme (8§ 61a Abs. 4) abgeben. Das Recht auf Akteneinsicht (§ 17 AVG)
steht den vom Vorhaben potentiell betroffenen Personen, dem Betreiber eines rechtméaRig
bestehenden Seveso-Betriebs, der Wiener Umweltanwaltschaft und den anerkannten
Umweltorganisationen bereits ab Einreichung des VVorhabens bei der Behdrde zu.

..

8§ 134 a. (1) Subjektiv-6ffentliche Nachbarrechte, deren Verletzung die Eigentlimer
(Miteigentiimer) benachbarter Liegenschaften (8134 Abs. 3) im
Baubewilligungsverfahren geltend machen kénnen, werden ausschlieBlich durch folgende
Bestimmungen, sofern sie ihrem Schutze dienen, begrindet:

a) Bestimmungen (ber den Abstand eines Bauwerkes zu den
Nachbargrundgrenzen, jedoch nicht bei Bauflhrungen unterhalb der
Erdoberflache;

§ 135. (1) bis (6) ...

...

8§ 136. (1) Gegen auf Grund dieses Gesetzes ergehende Bescheide steht den Parteien
das Recht zu, eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien zu erheben.

@) ...

§ 134. (1) bis (6) ...

(6a) Parteistellung bei Vorhaben geméR § 61a Abs. 1 und Abs. 7 kommt der Wiener
Umweltanwaltschaft, den potentiell betroffenen Personen, dem Betreiber eines rechtméaRig
bestehenden Seveso-Betriebs und den zum Zeitpunkt der Kundmachung des Vorhabens
gemdl §19 Abs. 6 und 7 Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz 2000 — UVP-G 2000,

BGBI.

BGBI.  Nr.697/1993, in der
Umweltorganisationen zu;w

mﬂe%teJM}gﬂahme—é—é}a—Abs—@—abgeben Das Recht auf Aktenemsmht (817 AVG)

steht den vom Vorhaben potentiell betroffenen Personen, dem Betreiber eines rechtmaRig
bestehenden Seveso-Betriebs, der Wiener Umweltanwaltschaft und den anerkannten
Umweltorganisationen bereits ab Einreichung des VVorhabens bei der Behdrde zu.

@ ...

Fassung Nr. 26/2023 anerkannten

§ 134 a. (1) Subjektiv-6ffentliche Nachbarrechte, deren Verletzung die Eigentlimer
(Miteigentiimer) benachbarter Liegenschaften (8134 Abs. 3) im
Baubewilligungsverfahren geltend machen kénnen, werden ausschlie3lich durch folgende
Bestimmungen, sofern sie ihrem Schutze dienen, begriindet:

a) Bestimmungen ber den Abstand eines Bauwerkes zu den Nachbargrenzen,
jedoch nicht bei Baufiihrungen unterhalb der Erdoberflache;

§ 135. (1) bis (6) ...

(6a) Schon das Anbieten einer Wohnung zu Zwecken, die tiber die Grenzen des § 119
Abs. 2a lit. a und b hinausgehen, ohne Aushahmebewilligung (8 129 Abs. 1a) ist als
Verwaltungsibertretung gemal Abs. 1 strafbar.

...

8 136. (1) Gegen auf Grund dieses Gesetzes ergehende Bescheide steht den Parteien
das Recht zu, eine Beschwerde beim Verwaltungsgericht Wien zu erheben. Werden in
einer Beschwerde gegen ein Vorhaben gemaR § 61a Abs. 1 und Abs. 7 Einwendungen oder
Grinde erstmals vorgebracht, sind diese nicht zul&ssig, wenn ihr erstmaliges Vorbringen
im Rechtsmittelverfahren missbréuchlich oder unredlich ist.

Q...




- 60 -

Geltende Fassung

Vorgeschlagene Fassung

§ 140

(1) 81 Abs. 2 Z 17, Abs. 4a und Abs. 5, § 2a Abs. 6, § 4 Abs. 2 Punkt C lit. d und
Punkt D lit. g, § 5 Abs. 4 lit. m, § 6 Abs. 14a, § 61a, § 63 Abs. 1 lit. i und § 134 Abs. 6a
dienen der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Européischen Parlaments und des
Rates vom 4.7.2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit gefahrlichen
Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates.

(2) bis (10) ...

§ 137a. Um zu verhindern, dass Wohnungen und Wohnraum dem Wohnungsmarkt und
damit der Wiener Bevolkerung teilweise oder dauerhaft infolge Zweckentfremdung durch
Kurzzeitvermietung entzogen werden, ist die Behdrde zur Durchfiilhrung behdrdlicher
Kontrollen im Zusammenhang mit der Einhaltung des § 7a und des § 129 Abs. 1a sowie
den Bezug habenden Verwaltungsstrafverfahren erméchtigt, in Wohnzonen und in
konkreten Anlassfallen auch auBerhalb von diesen folgende durch die fir die Einhebung
der Ortstaxe oder durch die fiir eine Datenverarbeitung aufgrund des Abgabengesetzes
zustandige  Dienststelle  des  Magistrats im  Abgabenverfahren  ermittelten
personenbezogenen Daten anzufordern und zu verarbeiten: Samtliche Adressen, fir die
bereits ein Ortstaxekonto angelegt wurde, einschliellich folgender Daten der jeweiligen
Unterkunftgeberinnen oder Unterkunftgeber: Name, Geburtsdatum, Wohnadresse,
Telefonnummer, E-Mail-Adresse sowie Angaben dartber, ob und wann die Ortstaxe fur
welche  Vermietungszeitraume entrichtet wurde. Der Magistrat ist der
datenschutzrechtliche Verantwortliche flr diese Datenverarbeitung. Erhobene
personenbezogene Daten sind spatestens nach drei Jahren zu l6schen

§ 140.

(1) 8 1 Abs. 2 Z 17, Abs. 4a und Abs. 5, § 2a Abs. 6, § 4 Abs. 2 Punkt C lit. d und
Punkt D lit. g, 8§ 5 Abs. 4 lit. m, 8 6 Abs. 14a, § 61a, § 63 Abs. 1 lit. i, § 134 Abs. 6a und
§ 136 Abs. 1 dienen der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU vom 4. Juli 2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfélle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und
anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG, ABI. Nr. L 197 vom 27. Juli 2012 S.
1.

(2) bis (10) ...

,(11) §§ 104a, 104b und 104c dienen der Umsetzung von Art. 10 Abs. 1 und Abs. 2 in
Verbindung mit Abs. 3 lit. e und f der Richtlinie (EU) 2020/2184 vom 16. Dezember 2020
Uber die Qualitat von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch, ABI. Nr. L 435 vom 23.
Dezember 2020 S 1. “
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Zu Artikel 11
Anderung des Wiener Kleingartengesetzes (WKIG 1996)

8 2. (1) Kleingérten sind vorwiegend gértnerisch genutzte Grundflachen, die der
individuellen Erholung oder dem Wohnen dienen, jedoch nicht erwerbsmaRig genutzt
werden.

(2) bis (10) ...

§8. (1) bis(2) ...

(3) Die Baupléne haben folgende Angaben zu enthalten:

1. die Lage und GrolRRe des Kleingartens innerhalb des Widmungsgebietes; ferner die
Lage der benachbarten Liegenschaften, deren Einlagezahlen sowie die Namen
und Anschriften aller ihrer Eigentiimer;

2. die Lage und GroRe des Gebédudes unter Angabe der Abmessungen und der
Abstdnde zu den Kileingartengrenzen sowie der Nebengebdude, der
Dachvorspriinge, der Balkone, der (berdachten Kellerabgange und der anderen
baulichen Anlage, die der bebauten Flache des Kleingartens zugerechnet werden;

3. den Nachweis der Einhaltung des zuléssigen obersten Abschlusses des Geb&udes
Uber dem verglichenen Geldnde und der zuldssigen Gesamtkubatur unter
Darstellung der Geb&udehdhen im Wege der Fassadenabwicklung und der
Dachform sowie der Hohenlage des anschlieBenden Geldndes einschlieflich
allfalliger Geldndeveranderungen;

8§ 2. (1) Kleingérten sind vorwiegend gértnerisch genutzte und ausgestaltete
Grundflachen, die der individuellen Erholung oder dem Wohnen dienen, jedoch nicht
erwerbsmaRig genutzt werden.

(2) bis (10) ...

§8. (1) bis(2) ....

(2a) Bei Neu-, Zu- oder Umbauten von Kleingartenwohnh&usern ist zusatzlich zu den
Unterlagen geméaR Abs. 2 tiber Aufforderung der Behdrde jeweils in elektronischer Form
vorzulegen:

1. den durch einen nach den fur die Berufsausubung mafRgeblichen Vorschriften
berechtigten Sachverstandigen fiir das einschlagige Fachgebiet erbrachten
Nachweis Uber den Warme- und Schallschutz (Bauphysik) und

2.den Nachweis, dass die technische, 0©kologische und wirtschaftliche
Einsetzbarkeit hocheffizienter alternativer Systeme bericksichtigt wird (8 118
Abs. 3, 3a und 3e der Bauordnung fiir Wien),

3. einen giiltigen Energieausweis (8 118 Abs. 5 der Bauordnung fur Wien) und

4. eine Erklérung tber den sommerlichen Wéarmeschutz.

(3) Die Bauplane haben folgende Angaben zu enthalten:

1. die Lage und GroRRe des Kleingartens innerhalb des Widmungsgebietes; ferner die
Lage der benachbarten Liegenschaften, deren Einlagezahlen sowie die Namen
und Anschriften aller ihrer Eigentimer;

2. die Lage und GroRe des Gebédudes unter Angabe der Abmessungen und der
Abstdande zu den Kileingartengrenzen sowie der Nebengebédude, der
Dachvorspriinge, der Balkone, der Lichtschachte, der tberdachten Kellerabgénge
und der anderen baulichen Anlagen, die der bebauten Flache des Kleingartens
zugerechnet werden;

3. den Nachweis der Einhaltung des zuléssigen obersten Abschlusses des Gebaudes
Uber dem verglichenen Geldnde und der zuldssigen Gesamtkubatur unter
Darstellung der Geb&udehdhen im Wege der Fassadenabwicklung und der
Dachform sowie der Hohenlage des anschlieBenden Geldndes einschlieRlich
allféalliger Gelédndeveranderungen;

4. die Angabe Uber die Art der Beseitigung der Abwaésser;
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4. die Angabe Uber die Art der Beseitigung der Abwaésser;

5. bei Kleingartenwohnhdusern Nachweise (ber den Warmeschutz und den
Schallschutz.

Fur das elektronische Baubewilligungsverfahren hat der Bauwerber die in Abs. 2
genannten Unterlagen in elektronischer Form Uber das von der Behorde im Internet
bekanntgegebene Portal einzureichen. Zusatzlich muss er eine Erklarung abgeben, dass er
oder sein bevollmachtigter Vertreter an der elektronischen Zustellung im Sinne des 8§ 1b
E-GovG, BGBI. | Nr. 10/2004 idF BGBI. | Nr. 104/2018, teilnimmt.

(4) bis (13) ...

§12. (1) bis (4) ...

(5) Vordacher und Dachvorspriinge bis zu einer Ausladung von héchstens 70 cm,
Balkone bis zu einer Ausladung von héchstens 1,20 m und nicht tiberdachte Kellerabgénge
werden der bebauten Flache des Kleingartens nicht zugerechnet; (berdachte
Kellerabgénge werden der bebauten Flache des Kleingartens dann nicht zugerechnet, wenn
sie hochstens zur Halfte ihres Umfanges von Waénden umschlossen sind und die
Uberdachung eine Breite von 1,20 m sowie eine Fldche von 7 m? nicht {iberschreitet.
Werden diese MaRe liberschritten, sind diese Bauteile im Ausmaf der Uberschreitung der
bebauten Flache des Kleingartens zuzurechnen. Erker sind der bebauten Flache
zuzurechnen.

§ 16. (1) Mindestens zwei Drittel des Kleingartens missen gértnerisch ausgestaltet
sein.

(2) bis (4) ...

5. bei Kleingartenwohnhédusern Nachweise Uber den Warmeschutz und den
Schallschutz;

6. den Nachweis Uber das Ausmal der gartnerisch auszugestaltenden und der
unversiegelten Flache;

7. die Leistung (kWp) der aufgrund der Bauordnung fiir Wien verpflichtend zu
errichtenden Fotovoltaikanlagen.

Fur das elektronische Baubewilligungsverfahren hat der Bauwerber die in Abs. 2
genannten Unterlagen in elektronischer Form (ber das von der Behérde im Internet
bekanntgegebene Portal einzureichen. Zusatzlich muss er eine Erklarung abgeben, dass er
oder sein bevollméchtigter Vertreter an der elektronischen Zustellung im Sinne des § 1b
E-GovG, BGBI. | Nr. 10/2004 idF BGBI. | Nr. 104/2018, teilnimmt.

(4) bis (13) ...

§12. (1) bis (4) ...

(5) Vordacher und Dachvorspriinge bis zu einer Ausladung von hdchstens 70 cm,
Lichtschachte in der GroRe der unmittelbar vorhandenen Fensteréffnungen und hochstens
1,0 m vor die KellerauBenwand ragend, Balkone bis zu einer Ausladung von hdchstens
1,20 m und nicht-tberdachte Kellerabgange bis zu einer Breite von héchstens 1,20 m
werden der bebauten Flache des Kleingartens nicht zugerechnet; Uberdachungen von
Kellerabgéangen sind bis zu einer Ausladung von hichstens 1,20 m sowie auf einer Fléche
von bis zu 7 m2 zulassig und werden der bebauten Flache des Kleingartens dann nicht
zugerechnet, wenn sie hochstens zur Halfte ihres Umfanges von Wanden umschlossen sind.
Werden diese MaRe iberschritten, sind diese Bauteile im Ausmaf der Uberschreitung der
bebauten Flache des Kleingartens zuzurechnen. Erker sind der bebauten Flache
zuzurechnen.

§ 16. (1) Mindestens zwei Drittel des Kleingartens missen gartnerisch ausgestaltet
sein. Ein Drittel des Kleingartens darf nicht versiegelt werden und muss als bepflanzte,
wasseraufnahmeféhige Grinflache mit direktem Bodenanschluss ausgestaltet sein und
erhalten werden.

(2) bis (4) ...

Zu Artikel 111
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Anderung des Wiener Garagengesetzes (WGarG 2008)

§2.(1)bis(7) ...
(8) Die Nutzflache von Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks ist die

Summe der Stell- und Fahrflachen, ausgenommen Zu- und Abfahrten im Freien bzw.
auBerhalb der Uberdachung.

(9) bis (21) ...
(22) Ladepunkt ist die Schnittstelle auf einem Ladeplatz, mit der zur selben Zeit

entweder nur ein Elektrofahrzeug aufgeladen oder nur eine Batterie eines Elektrofahrzeugs
ausgetauscht werden kann.

8 3. (1) Sofern nicht 8§ 62 oder § 62a der Bauordnung fiir Wien zur Anwendung
kommt, bedirfen einer baubehordlichen Bewilligung im Sinne der §8§ 60 und 70, 70a, 70b,
71 oder 73 der Bauordnung fir Wien:

1. Neu- und Zubauten von Bauwerken zum Einstellen von Kraftfahrzeugen;

2. die Verwendung von Fl&dchen oder Raumen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen,
ohne dass eine Bauflihrung erfolgt, soweit hiefir eine baubehdrdliche
Bewilligung noch nicht vorliegt;

3. wesentliche bauliche Anderungen von Bauwerken zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen sowie ebensolche Abweichungen von Bauplédnen, die nach
diesem Gesetz ausgefiihrt werden dirfen (Abweichungen von bewilligten
Bauvorhaben);

4. die Schaffung von Ladeplatzen fir elektrisch betriebene Kraftfahrzeuge in
Bauwerken zum Einstellen von Kraftfahrzeugen;

5. die Errichtung oder wesentliche Anderung von mechanischen Anlagen fiir die Be-
und Entliftung sowie fur Rauch- und Wérmeabzugsanlagen von Garagen.

(2) Als wesentlich gelten Anderungen von Anlagen und Bauwerken, wenn sie von
Einfluss auf die Festigkeit, die Feuersicherheit oder die Verkehrsverhéltnisse sind oder
geeignet sind, Gefahrdungen oder unzumutbare Beldstigungen im Sinne des 86
herbeizufihren.

(3) Keiner Bewilligung nach Abs. 1 Z 2 bedarf das Einstellen von héchstens zehn

§2. (1) bis (7) ...

(8) Die Nutzflache von Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks ist die
Summe der Stellplatz- und Fahrflachen, ausgenommen Zu- und Abfahrten auerhalb von
Garagen, Uberdachten Stellplatzen und Parkdecks.

(9) bis (21) ...
(22) Ladepunkt ist die Schnittstelle auf einem Stellplatz, mit der zur selben Zeit

entweder nur ein Elektrofahrzeug aufgeladen oder nur eine Batterie eines Elektrofahrzeugs
ausgetauscht werden kann.

8 3. (1) Sofern nicht 8§ 62 oder § 62a der Bauordnung fur Wien zur Anwendung
kommt, bediirfen einer baubehérdlichen Bewilligung im Sinne der §8 60 und 70, 70a, 70b,
71 oder 73 der Bauordnung fiir Wien:

1. Neu- und Zubauten von Bauwerken zum Einstellen von Kraftfahrzeugen;

2. die Verwendung von Flachen oder Rdumen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen,
ohne dass eine Bauflihrung erfolgt, soweit hiefir eine baubehérdliche
Bewilligung noch nicht vorliegt;

3. wesentliche bauliche Anderungen von Bauwerken zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen sowie ebensolche Abweichungen von Bauplénen, die nach
diesem Gesetz ausgefihrt werden dirfen (Abweichungen von bewilligten
Bauvorhaben);

4. die Schaffung von Ladepunkten mit einer Leistung von jeweils mehr als 22 kW fiur
Elektrofahrzeuge auf Stellplatzen auf Parkdecks sowie in Garagen und
Garagengebauden;

5. die Errichtung oder wesentliche Anderung von mechanischen Anlagen fiir die Be-
und Entliftung sowie fur Rauch- und Warmeabzugsanlagen von Garagen;

6. die Errichtung von Flugdachern mit Fotovoltaikanlagen Uber Stellplatzen im
Freien im Sinne des § 4 Abs. 9.

(2) Als wesentlich gelten Anderungen von Anlagen und Bauwerken, wenn sie von
Einfluss auf die Festigkeit, die Feuersicherheit oder die Verkehrsverhéltnisse sind oder
geeignet sind, Gefahrdungen oder unzumutbare Bel&stigungen im Sinne des §6
herbeizufihren.

(3) entféllt.
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Kraftradern oder zwei Kraftwagen mit einem hdchsten zulassigen Gesamtgewicht von je
3.500 kg auf einer unbebauten Liegenschaft oder in einem nicht allseits durch
Gebaudemauern umschlossenen Hof von mindestens 80 m2 Grundflache, weiters in einer
Abstandsflache, wenn der Abstand vom Gebédude zur Nachbargrenze mindestens 3 m
betragt. Die Bestimmungen der 88 5 und 6 Abs. 1 dieses Gesetzes sowie die Vorschriften
liber den Betrieb von Stellplatzen gelten auch fiir solches Einstellen von Kraftfahrzeugen.

(4) Bei Anlagen zum Einstellen von mit Fliissiggas betriebenen Kraftfahrzeugen ist
zur Erteilung einer Bewilligung nach Abs. 1 durch das Gutachten eines oder einer nach
den fir die Berufsausibung mafR3geblichen Vorschriften berechtigten Sachverstandigen
nachzuweisen, dass das spezifische Gefahrdungspotential derart betriebener
Kraftfahrzeuge durch geeignete MaRnahmen wirksam unterbunden wird. Dieses
Gutachten ist den weiteren zur Erteilung der Bewilligung erforderlichen Unterlagen
anzuschlieBen. In Garagen unterhalb von Aufenthaltsrdumen ist das Einstellen von mit
Flussiggas betriebenen Kraftfahrzeugen unzul&ssig.

G) ...

§ 4. (1) bis (2) ...

(3) Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen sind auf gartnerisch
auszugestaltenden Teilen der Liegenschaft grundsatzlich unzuldssig. Anlagen zum
Einstellen von Kraftfahrzeugen mit einer Nutzflache von nicht mehr als 50 m2 sind in der
Bauklasse | und Il auf seitlichen Abstandsflachen, im Vorgarten jedoch dann zuléssig,
wenn ihre Errichtung auf seitlichen Abstandsflachen oder auf Teilen der Liegenschaft, die
der Bebauung offenstehen, im Hinblick auf die Gelédndeverhéltnisse oder wegen des
vorhandenen Baubestandes nicht zumutbar ist.

4) ...

(5) Die durch Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen gemaR Abs. 3 in
Anspruch  genommene  Grundflache ist auf die nach den gesetzlichen
Ausnutzbarkeitsbestimmungen bebaubare Flache des Bauplatzes anzurechnen, auf die
nach 8 5 Abs. 4 lit. d der Bauordnung fiir Wien durch den Bebauungsplan beschrénkte
bebaubare Flache jedoch nicht.

®) ...

§4. (1) bis 2) ...

(3) Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen sind auf gartnerisch
auszugestaltenden Teilen der Liegenschaft grundsatzlich unzuldssig. Anlagen zum
Einstellen von Kraftfahrzeugen mit einer Nutzflache von nicht mehr als 25 m2 sind in der
Bauklasse | und Il auf seitlichen Abstandsflachen, im Vorgarten jedoch dann zuléssig,
wenn ihre Errichtung auf seitlichen Abstandsflachen oder auf Teilen der Liegenschaft, die
der Bebauung offenstehen, im Hinblick auf die Gel@ndeverhéltnisse eder—wegen—des
vorhandenen-Baubestandes nicht zumutbar ist.

4) ...

(5) Die durch Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen gemaR Abs. 3 in
Anspruch  genommene  Grundfliche ist auf die nach den gesetzlichen
Ausnutzbarkeitsbestimmungen bebaubare Flache des Bauplatzes und die nach § 5 Abs. 4
lit. d der Bauordnung flir Wien durch den Bebauungsplan beschréankte bebaubare Flache,
sofern sich diese nicht ausschlielich auf Nebengeb&ude bezieht, anzurechnen.

(6) ...

(7) Bei der Herstellung von Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen im Freien
ist innerhalb der Stellplatzflache fur jeden funften Stellplatz ein groBkroniger Baum mit
einem Stammumfang von zumindest 35 cm in verschulter Qualitat zu pflanzen.
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§6. (1) bis (3a) ...

(3b) Beim Neubau von Wohngebduden, die Uiber mehr als zehn Stellplatze verfugen,
ist flir jeden dieser Stellplatze eine Leerverrohrung im Sinne des Abs. 3 zu errichten.

Dies gilt auch bei gréReren Renovierungen von solchen Wohngeb&uden, sofern

— sich die Stellplatze innerhalb des Gebdudes befinden oder an das Gebdude
angrenzen und

— die Renovierungsmalnahmen einen dieser Stellplatze oder die elektrische
Infrastruktur des Gebaudes umfassen.

(8) Bei der Herstellung von nicht tberdachten Anlagen zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen mit mehr als zehn Stellplatzen hat die Oberflache zumindest im Bereich
der Stellplatze eine versickerungsfahige Befestigung aufzuweisen, sofern aus Griinden des
Gewasserschutzes nichts dagegen spricht. Die anfallenden Niederschlagswasser dieser
Anlage sind auf dem Bauplatz zur Versickerung zu bringen.

(9) Flugdacher mit Fotovoltaikanlagen tber Stellplatzen sind nicht auf die nach den
gesetzlichen Ausnutzbarkeitsbestimmungen bebaubare Flache und die nach § 5 Abs. 4
lit. d der Bauordnung fiir Wien durch den Bebauungsplan beschrankte bebaubare Flache
des Bauplatzes anzurechnen, wenn

1. sich die Stellplatze aulRerhalb des Wohngebiets befinden,

2. die Anlage zum Einstellen von Kraftfahrzeugen tber mehr als zehn Stellplatze
verfligt und

3. der Bestand einen Zeitraum von 15 Jahren nicht tiberschreitet.

Ihre Bewilligung gilt als Baubewilligung gemé&R 8 71 der Bauordnung fiir Wien. Die
neuerliche Erteilung einer Bewilligung ist mdglich, wenn stdtebauliche Rucksichten dem
nicht entgegenstehen.

(10) Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen, die im Zusammenhang mit
Bauvorhaben, die ein Einkaufszentrum beinhalten, errichtet werden, haben die Stellplatze,
sofern der Bebauungsplan nicht anderes bestimmt, zu mindestens zwei Drittel in Garagen,
Garagengebauden oder Parkdecks und zu héchstens einem Drittel im Freien vorzusehen.
Im Erdgeschol ist die Errichtung solcher Anlagen unzuléssig.

§6. (1) bis (3a) ...

(3b) Beim Neubau von Wohngebduden, die ber mehr als zehn Stellplatze verfugen,
ist flr jeden zehnten Stellplatz mindestens ein Ladepunkt und flr alle tGbrigen Stellplatze
eine Leerverrohrung im Sinne des Abs. 3 zu errichten.

Dies gilt auch bei gréReren Renovierungen von solchen Wohngebduden, sofern

— sich die Stellplatze innerhalb des Gebdudes befinden oder an das Gebdude
angrenzen und

— die Renovierungsmallnahmen einen dieser Stellplatze oder die elektrische
Infrastruktur des Geb&udes umfassen.

(3c) Bei bestehenden Nicht-Wohngebauden, die (ber mehr als 20 Stellplatze
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@) ...

Verbot feuergefahrlicher Handlungen und Lagerungsverbote

§ 19. (1) Der Gebrauch von offenem Licht und Feuer wie auch das Rauchen sind
innerhalb der Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen verboten. Diese Verbote sind
an deutlich sichtbarer Stelle im Inneren der Anlage, bei Anlagen zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen mit einer Nutzflache von mehr als 1.600 m2 auch vor der Einfahrt, haltbar
anzuschlagen.

(2) In Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen dirfen nicht gelagert werden:
— leicht brennbare Gegenstande und brandférdernde Stoffe (zB Holz),

— brennbare Flissigkeiten und Gase mit Ausnahme der in Kraftstoffbehéltern der
Kraftfahrzeuge enthaltenen Menge.

§48. (1) ...

(2) Fur rédumlich begrenzte Teile des Stadtgebietes kann der Bebauungsplan
besondere Anordnungen Uber das zuldssige Ausmald der Herstellung von Stellplatzen
festlegen und dabei den Umfang der Stellplatzverpflichtung geméR § 50 bis zu 90%
verringern sowie Anordnungen Uber die Art, in der die Stellplatzverpflichtung zu erfillen
ist, und die Zuldssigkeit und das Ausmal von Garagengebduden sowie von Stellplatzen im
Freien treffen (Stellplatzregulativ).

(3) Bei Festsetzung oder Abanderung eines Stellplatzregulativs hat der Gemeinderat
auf folgende Gegebenheiten und Ziele Bedacht zu nehmen:

1. Erreichbarkeit des betreffenden Gebietes mit dffentlichen Verkehrsmitteln;

2. Anpassung des Angebots an Stellplatzen an die verkehrs- und umweltpolitischen
Zielsetzungen;

3. Beriicksichtigung vorhandener Abstellmdglichkeiten fir Kraftfahrzeuge;

4. Herbeifiihrung, Erreichung beziehungsweise Erhaltung einer mit den Zielen und
Festsetzungen des Flachenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes
entsprechenden Verwendung von offentlichen Verkehrsflachen des Gebietes,
insbesondere flir soziale, stadtékologische und gesundheitliche Zwecke;

5. Herbeifuhrung, Erreichung beziehungsweise Erhaltung der Verwendung
offentlicher Verkehrsflachen fiir stadtvertragliche Verkehrsarten, insbesondere
fiir den FuRgénger- und Fahrradverkehr und den 6ffentlichen Nahverkehr;

verfiigen, ist bis zum 01.01.2030 fiir jeden zehnten Stellplatz mindestens ein Ladepunkt zu
errichten.

4 ...
Verbot feuergefahrlicher Handlungen und-Lagerungsverbote

§ 19. {&-Der Gebrauch von offenem Licht und Feuer wie auch das Rauchen sind
innerhalb der Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen verboten. Diese Verbote sind
an deutlich sichtbarer Stelle im Inneren der Anlage, bei Anlagen zum Einstellen von
Kraftfahrzeugen mit einer Nutzflache von mehr als 1.600 m2 auch vor der Einfahrt, haltbar
anzuschlagen.

§48. (1) ...

(2) Fur rédumlich begrenzte Teile des Stadtgebietes kann der Bebauungsplan
besondere Anordnungen (ber das zuldssige Ausmald der Herstellung von Stellplatzen
festlegen und dabei den Umfang der Stellplatzverpflichtung gemaR § 50 auf bis zu 10 %
verringern oder auf bis zu 110 % erhéhen sowie Anordnungen Uber die Art, in der die
Stellplatzverpflichtung zu erflillen ist, und die Zul&ssigkeit und das Ausmal} von
Garagengebéuden sowie von Stellplatzen im Freien treffen (Stellplatzregulativ).

(3) Bei Festsetzung oder Abéanderung eines Stellplatzregulativs hat der Gemeinderat
auf folgende Gegebenheiten und Ziele Bedacht zu nehmen:

1. Erreichbarkeit des betreffenden Gebietes mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln;

2. Anpassung des Angebots an Stellplatzen an die verkehrs- und umweltpolitischen
Zielsetzungen;

3. Beriicksichtigung vorhandener Abstellmdglichkeiten fiir Kraftfahrzeuge;

4. Herbeifuhrung, Erreichung beziehungsweise Erhaltung einer mit den Zielen und
Festsetzungen des Flachenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes
entsprechenden Verwendung von &ffentlichen Verkehrsflachen des Gebietes,
insbesondere fiir soziale, stadtokologische und gesundheitliche Zwecke;

5. Herbeifuhrung, Erreichung beziehungsweise Erhaltung der Verwendung
offentlicher Verkehrsflachen flr stadtvertragliche Verkehrsarten, insbesondere
fir den FulRgénger- und Fahrradverkehr und den 6ffentlichen Nahverkehr;
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6. Erhaltung beziehungsweise Verbesserung der Qualitdt und Verkehrssicherheit
stadtvertraglicher Verkehrsarten;

7. angemessene Berlicksichtigung der naturraumlichen Gegebenheiten.

Eine Reduktion der Stellplatzverpflichtung um mehr als 50% ist nur zuléssig, wenn dies
aufgrund der besonders guten Erschlieung mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln im Sinne der
Z1 oder aufgrund der speziellen, im Flachenwidmungs- und im Bebauungsplan
festgelegten Nutzungen gerechtfertigt ist. Eine besonders gute ErschlieBung mit
offentlichen Verkehrsmitteln liegt jedenfalls vor, wenn die Annahme gerechtfertigt ist,
dass die Gehentfernung von den von der Regelung betroffenen Liegenschaften zu den
néchsten verfugbaren Stationen der offentlichen Verkehrsmittel nicht mehr als 300 m
betragen wird.

In Wohngebieten und gemischten Baugebieten, die ungenligend mit o6ffentlichen
Verkehrsmitteln erschlossen sind, kann die Stellplatzverpflichtung auf bis zu 110% erhoht
werden. Eine ungenugende ErschlieBung mit o6ffentlichen Verkehrsmitteln liegt
insbesondere dann vor, wenn die Annahme gerechtfertigt ist, dass die Gehentfernung von
den von der Regelung betroffenen Liegenschaften zu den néchsten verfigbaren Stationen
der offentlichen Verkehrsmittel mehr als 500 m betragen wird.

4 ...

(4a) Die Behorde hat Uber Antrag das vorzeitige Erléschen der Verpflichtung gemar
Abs. 4 auszusprechen, wenn Pflichtstellplatze innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren
vor der Stellung des Antrags mehr als funf Jahre tatsachlich nicht fiir das Einstellen von
Kraftfahrzeugen verwendet wurden, in dem betreffenden Gebiet unter Berlicksichtigung
der in Abs. 3 Z 1 bis 3 genannten Gegebenheiten ein Bedarf an Stellplatzen nicht gegeben
ist und der gemaR §8 48 und 50 in der nach Inkrafttreten des Gesetzes LGBI. fiir Wien Nr.
26/2014 geltenden Fassung erforderliche Umfang der Stellplatzverpflichtung nicht
unterschritten wird. Dem Antrag sind ein Nachweis Uber den Leerstand im genannten
Zeitraum, ein Verkehrsgutachten hinsichtlich des fehlenden Stellplatzbedarfs, eine
nachvollziehbare Berechnung des Umfanges der Stellplatzverpflichtung sowie der
Nachweis der Zustimmung des Eigentiimers oder der Eigentiimerin(aller Miteigentiimer)
des von den die Stellplatzverpflichtung auslésenden BaumalRnahmen betroffenen
Bauwerks anzuschlieRen.

(5) Fallt ein Stellplatz, der an die Verpflichtung angerechnet wurde, weg und kann
die Verpflichtung nicht in anderer Art und Weise erfillt werden, so ist die
dementsprechende Ausgleichsabgabe in der zum Zeitpunkt des Wegfalls geltenden Héhe
vorzuschreiben und zu entrichten.

6. Erhaltung beziehungsweise Verbesserung der Qualitdt und Verkehrssicherheit
stadtvertraglicher Verkehrsarten;

7. angemessene Berlicksichtigung der naturradumlichen Gegebenheiten.

Eine Reduktion der Stellplatzverpflichtung auf weniger als 50% ist nur zulassig, wenn dies
aufgrund der besonders guten ErschlieBung mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln im Sinne der
Z1 oder aufgrund der speziellen, im Flachenwidmungs- und im Bebauungsplan
festgelegten Nutzungen gerechtfertigt ist. Eine besonders gute ErschlieBung mit
oOffentlichen Verkehrsmitteln liegt jedenfalls vor, wenn die Annahme gerechtfertigt ist,
dass die Gehentfernung von den von der Regelung betroffenen Liegenschaften zu den
nachsten verfugbaren Stationen der 6ffentlichen Verkehrsmittel nicht mehr als 300 m
betragen wird.

@) ...

(4a) Die Behorde hat Giber Antrag das vorzeitige Erléschen der Verpflichtung gemar
Abs. 4 auszusprechen, wenn Pflichtstellplatze innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren
vor der Stellung des Antrags mehr als funf Jahre tatsachlich nicht fiir das Einstellen von
Kraftfahrzeugen verwendet wurden, in dem betreffenden Gebiet unter Berlicksichtigung
der in Abs. 3 Z 1 bis 3 genannten Gegebenheiten ein Bedarf an Stellplatzen nicht gegeben
ist und der gemaR §8 48 und 50 in der nach Inkrafttreten des Gesetzes LGBI. fur Wien Nr.
26/2014 geltenden Fassung und 8 50a erforderliche Umfang der Stellplatzverpflichtung
nicht unterschritten wird. Dem Antrag sind ein Nachweis Uber den Leerstand im genannten
Zeitraum, ein Verkehrsgutachten hinsichtlich des fehlenden Stellplatzbedarfs, eine
nachvollziehbare Berechnung des Umfanges der Stellplatzverpflichtung sowie der
Nachweis der Zustimmung des Eigenttimers oder der Eigentlimerin (aller Miteigentiimer)
des von den die Stellplatzverpflichtung auslésenden BaumalRnahmen betroffenen
Bauwerks anzuschlieRen.

(5) Féllt ein Stellplatz, der an die Verpflichtung angerechnet wurde, weg und kann
die Verpflichtung nicht in anderer Art und Weise erflllt werden oder ist eine
KompensationsmaRnahme nach 8§ 50b nicht aufrecht, so ist die dementsprechende
Ausgleichsabgabe in der zum Zeitpunkt des Wegfalls oder der Feststellung der
Nichtaufrechterhaltung geltenden Hohe vorzuschreiben und zu entrichten.
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©) ...

Umfang der Verpflichtung

§ 50. (1) Fir je 100 m2 Wohnnutzflache ist ein Stellplatz zu schaffen. Bei Geb&uden
fur Beherbergungsstétten ist fur je 5 Zimmereinheiten oder Appartements ein Stellplatz
oder fir je 30 Zimmereinheiten oder Appartements ein Busstellplatz zu schaffen. Bei
Heimen, bei welchen Wohneinheiten bestehen oder vorgesehen sind, ist flr je 10
Wohneinheiten ein Stellplatz zu schaffen.

(1a) Bei einem Zu- oder Umbau oder bei Anderungen der Raumwidmung ist fir jede

©) ...

Umfang der Stellplatzverpflichtung: Regelbedarf

§ 50. (1) Bei der Ermittlung des Umfangs der Stellplatzverpflichtung ist der sich aus
der Nutzungsart des Geb&udes ergebende Stellplatzbedarf zu berechnen:

1. bei Wohngebé&uden: flr je 100 m? Wohnnutzflache ist ein Stellplatz zu schaffen.
Bei einem Zu- oder Umbau oder bei Anderungen der Raumwidmung ist fiir jede
der rechtméfig bestehenden Wohnungen eine Wohnnutzflache von 100 m2 zu
berechnen und diese Gesamtflache der neu geschaffenen Wohnnutzfléache
gegeniber zu stellen; Stellplatze sind insoweit zu schaffen, als sich daraus eine
zusatzliche Stellplatzverpflichtung ergibt;

2. bei Beherbergungsstatten ist fir je 5 Zimmereinheiten oder Wohneinheiten ein
Stellplatz oder fir je 30 Zimmereinheiten oder Wohneinheiten ein Busstellplatz zu
schaffen;

3. bei Heimen, bei welchen Wohneinheiten bestehen oder vorgesehen sind, ist fir je
10 Wohneinheiten ein Stellplatz zu schaffen;

4. bei Heimen, bei welchen keine Wohneinheiten bestehen oder vorgesehen sind, ist
fir je 300 m2 Aufenthaltsraum ein Stellplatz zu schaffen;

5. bei Industrie- und Betriebsbauwerken, Blirogebauden, Bauwerken fur Bildungs-
oder Betreuungszwecke sowie Geschéaftsgebauden und anderen, dem Verkehr mit
Kundinnen und Kunden, Gasten und anderen, vorwiegend nicht
betriebsangehdrigen  Personen dienenden  R&umlichkeiten sowie bei
Amtsgebéuden, Instituten, Krankenanstalten und dergleichen ist fur je 100 m?
Aufenthaltsraum ein Stellplatz zu schaffen. In Bauwerken flir Bildungs- oder
Betreuungszwecke werden Raume, die Uberwiegend fiir den Unterricht oder fir
die Betreuung von Kindern und Jugendlichen genutzt werden, in diese Flache
nicht eingerechnet;

6. bei Geb&uden fur Veranstaltungen, Versammlungsraumen, Sportanlagen und
dergleichen ist fir je 50 Personen ein Stellplatz zu schaffen, wobei die behérdlich
zugelassene Besucherzahl als Bemessungsgrundlage dient;

7. bei Badern ist fur je 10 Kabinen oder 30 Ké&stchen sowie fur jede Wechselkabine
oder jedes Wechselkéstchen ein Stellplatz zu schaffen.
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der rechtmaRig bestehenden Wohnungen eine Wohnnutzflache von 100 m? zu berechnen
und diese Gesamtflache der neu geschaffenen Wohnnutzflache gegenliber zu stellen;
Stellplatze sind insoweit zu schaffen, als sich nach den Grundsétzen der Abs. 1 und 2 eine
zusatzliche Stellplatzverpflichtung ergibt.

(2) Bei Industrie- und Betriebsbauwerken, Birogebauden, Bauwerken fir
Bildungszwecke sowie Geschaftsgebduden und anderen, dem Verkehr mit Kunden, Gésten
und anderen, vorwiegend nicht betriebsangehdrigen Personen dienenden Raumlichkeiten
sowie bei Amtsgeb&duden, Instituten, Krankenanstalten und dergleichen ist fir je 100 m2
Aufenthaltsraum ein Stellplatz zu schaffen. In Bauwerken flr Bildungszwecke werden
Raume, die Uberwiegend fiir den Unterricht und die Betreuung von Kindern und
Jugendlichen bis zu einem Alter von 18 Jahren genutzt werden, in diese Flache nicht
eingerechnet. Bei Heimen, bei welchen keine Wohneinheiten bestehen oder vorgesehen
sind, wie bei Heimen fur Lehrlinge, jugendliche Arbeiterinnen und Arbeiter, Schilerinnen,
Schiler und Studierende, ist fiir je 300 m? Aufenthaltsraum ein Stellplatz zu schaffen.

(3) Bei Gebauden fir Veranstaltungen, Versammlungsrdumen, Sportanlagen und
dergleichen ist fir je 50 Personen ein Stellplatz zu schaffen, wobei die behdérdlich
zugelassene Besucherzahl als Bemessungsgrundlage dient.

(4) Bei Badern ist fiir je 10 Kabinen oder 30 Ké&stchen ein Stellplatz zu schaffen. Fir
jede Wechselkabine oder jedes Wechselkastchen ist ein Stellplatz zu schaffen.

(5) Bei Schaffung von Kleingarten im Kleingartengebiet sowie im Kleingartengebiet
fur ganzjahriges Wohnen sind im Rahmen der Abteilungsbewilligung Trennstiicke fur
Stellpldtze zu schaffen; dabei sind bei Kleingarten mit der Widmung ,,Kleingartengebiet
fir ganzjahriges Wohnen“ fiir jeden Kleingarten, sonst fiir je fiinf Kleingarten, ein
Stellplatz zu berechnen. Bei Neufestsetzung der Widmung ,,Griinland — Erholungsgebiet
— Kleingartengebiet“ oder ,,Griinland — Erholungsgebiet — Kleingartengebiet fir
ganzjihriges Wohnen“ ist bei Abteilung auf Kleingérten, sofern diese Kleingéirten in ihrer
Uberwiegenden Anzahl tatséchlich bereits bebaut sind, von der Verpflichtung zur
Schaffung der Stellplatze insofern abzusehen, als dafiir Grundflachen nicht zur Verfiigung
stehen; diese Verpflichtung gilt bis zum Freiwerden eines Kleingartens, der sich fiir die
Erfillung der Stellplatzverpflichtung eignet, als gestundet.

(6) Bei Anwendung der Abs. 1 bis 5 ist ein Stellplatz jeweils nur fur die volle
Verhdltniszahl zu berechnen.

(2) Bei Schaffung von Kleingarten im Kleingartengebiet sowie im Kleingartengebiet
fiir ganzjahriges Wohnen sind im Rahmen der Abteilungsbewilligung Trennstiicke fur
Stellplatze zu schaffen; dabei sind bei Kleingirten mit der Widmung ,,Kleingartengebiet
fir ganzjahriges Wohnen“ fiir jeden Kleingarten, sonst fiir je fiinf Kleingérten, ein
Stellplatz zu berechnen. Bei Neufestsetzung der Widmung ,,Griinland — Erholungsgebiet
— Kleingartengebiet“ oder ,,Griinland — Erholungsgebiet — Kleingartengebiet fir
ganzjihriges Wohnen“ ist bei Abteilung auf Kleingérten, sofern diese Kleingérten in ihrer
Uberwiegenden Anzahl tatséchlich bereits bebaut sind, von der Verpflichtung zur
Schaffung der Stellplatze insofern abzusehen, als dafiir Grundflachen nicht zur Verfugung
stehen; diese Verpflichtung gilt bis zum Freiwerden eines Kleingartens, der sich fiir die
Erfullung der Stellplatzverpflichtung eignet, als gestundet.

(3) Bei Anwendung der Abs. 1 und 2 ist ein Stellplatz jeweils nur fur die volle
Verhaltniszahl zu berechnen.

(4) Keine Verpflichtung zur Schaffung von Stellplatzen besteht fir

1. Kleinhduser mit nur einer Wohneinheit, Kleingartenwohnh&user
Kleingartenhduser;

2. unmittelbar kultische oder der Bestattung dienende Anlagen oder Raume.

und

(5) Bei Anderungen der Raumwidmung beziehungsweise Raumeinteilung ist fiir die
betroffenen Raume die Zahl der Pflichtstellplatze nach den Grundsatzen der
Abs. 1 bis 4 gesondert fiir die bisherige und fur die neue Widmung zu ermitteln;
Stellplatze sind insoweit zu schaffen, als die Gegentiberstellung dieser Zahlen fiir
die neue Raumwidmung beziehungsweise Raumeinteilung eine zusétzliche
Stellplatzverpflichtung ergibt.

(6) Entsteht bei einem einheitlichen Bauvorhaben nach den Grundsétzen der Abs. 1 bis 5
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(7) Bei Anderungen der Raumwidmung beziehungsweise Raumeinteilung ist fir die
betroffenen Raume die Zahl der Pflichtstellplatze nach den Grundsétzen der Abs. 1 bis 6
gesondert fur die bisherige und fiir die neue Widmung zu ermitteln; Stellplatze sind
insoweit zu schaffen, als die Gegenuberstellung dieser Zahlen fir die neue Raumwidmung
beziehungsweise Raumeinteilung eine zusatzliche Stellplatzverpflichtung ergibt.

(8) Entsteht bei einem einheitlichen Bauvorhaben nach den Grundsatzen der Abs. 1
bis 7 einerseits die Verpflichtung zur Schaffung von Stellplatzen und andererseits durch
die Anderung der Raumwidmung beziehungsweise Raumeinteilung rechnerisch ein
Guthaben von Pflichtstellplatzen, dirfen sie gegeneinander aufgerechnet werden.

(9) Keine Verpflichtung zur Schaffung von Stellplatzen besteht fir

1. Kleinhduser mit nur einer Wohneinheit, Kleingartenwohnhduser
Kleingartenhduser;

2. unmittelbar kultische oder der Bestattung dienende Anlagen.

und

einerseits die Verpflichtung zur Schaffung von Stellpléatzen und andererseits durch die
Anderung der Raumwidmung beziehungsweise Raumeinteilung rechnerisch ein
Guthaben von Pflichtstellplatzen, diirfen sie gegeneinander aufgerechnet werden.

(7) bis (9) ...

Umfang der Stellplatzverpflichtung: Zonen

§ 50a. (1) Das Stadtgebiet wird auf Grundlage der Erreichbarkeit der Liegenschaft
mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln und auf Grundlage der Nahe zum Stadtzentrum in Zonen
gegliedert (Anlage 1). Der Umfang der Stellplatzverpflichtung ist von der Zone abhangig,
in der die Liegenschaft situiert ist.

(2) Der Umfang der Stellplatzverpflichtung ergibt sich aus folgenden Prozentsétzen
der nach § 50 Abs. 1 zu schaffenden Stellplatze:

Zone 1: 70 vH
Zone 2: 80 vH
Zone 3:100 vH

(3) Ist der Umfang der Verpflichtung mit einem Stellplatzregulativ im Bebauungsplan
festgesetzt (8 48 Abs. 2), so geht diese Festsetzung dem Prozentsatz gemaf Abs. 2 vor.

(4) Befindet sich eine Liegenschaft nicht zur Ganze innerhalb einer Zone, so ergibt
sich die Stellplatzverpflichtung aus dem Mittelwert der jeweiligen Prozentsétze geman
Abs. 2.

Umfang der Stellplatzverpflichtung: Kompensationsmanahmen
§ 50b. (1) Die aufgrund von § 50a Abs. 2 oder Abs. 3 ermittelte Anzahl der zu schaffenden
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§ 51. Die Verpflichtung nach §48 Abs. 1 oder nach einem gemafR § 48 Abs. 2
erlassenen Stellplatzregulativ gilt auch dann als erflllt, wenn die erforderliche Anzahl von
Pflichtstellplatzen in entsprechendem AusmaR auRerhalb des Bauplatzes in einem Umkreis
von zirka 500 m errichtet wird und die Einstellmdglichkeit vertraglich sichergestellt ist.

§ 53. (1) Abgabepflichtig ist der Bauwerber oder die Bauwerberin. Ist er oder sie nicht
der Grundeigentumer oder die Grundeigentumerin, so haftet dieser oder diese fur die
Abgabeschuld zur ungeteilten Hand. Bei einem Wechsel im Grundeigentum haftet auch
der neue Grundeigentiimer oder die neue Grundeigentimerin fur die Abgabeschuld zur
ungeteilten Hand.

@) ...

§ 54. Die Ausgleichsabgabe ergibt sich aus dem Produkt des Einheitssatzes und jener
Zahl, um die nach den Feststellungen des Bewilligungsbescheides (&8 52 Abs. 1) die Zahl
der vorgesehenen Stellplatze hinter der gesetzlich geforderten Anzahl zuriickbleibt. Der
Einheitssatz wird nach den durchschnittlichen Kosten des Grunderwerbes und der
Errichtung eines Stellplatzes durch Verordnung der Wiener Landesregierung festgesetzt;
er betragt je Stellplatz héchstens 18.000,— Euro.

Stellplatze kann durch
werden:

1. Ladepunkte fiir Elektrofahrzeuge: Fur vier Ladepunkte, die (ber die
Verpflichtung gem&R § 6 hinausgehend auf Stellplatzen geschaffen werden,
reduziert sich der Umfang der Verpflichtung um einen Stellplatz;

2. Car-Sharing-Angebot: Fir jeden Stellplatz, der Uber ein Car-Sharing-Angebot
verfiigt, reduziert sich die Zahl der Pflichtstellplatze um flnf Stellplatze.

(2) Der Betrieb eines Car-Sharing-Stellplatzes (Abs. 1 Z 2) ist nachzuweisen durch

1. die Vorlage einer Vereinbarung zwischen den Eigentiimerinnen und Eigentiimern
(Miteigentimerinnen und Miteigentiimern) des Geb&udes und einer Car-Sharing-
Anbieterin oder einem Car-Sharing-Anbieter (iber den Betrieb eines Car-Sharing-
Stellplatzes auf der Liegenschaft, gemeinsam mit der Fertigstellungsanzeige
(8 128 der Bauordnung fiir Wien) und

2. eine im Grundbuch ersichtlich gemachte offentlich-rechtliche Verpflichtung
(8 130 Abs. 2 lit. m der Bauordnung fiir Wien).

folgende MaRnahmen um maximal 10 vH reduziert

8 51. Die Stellplatzverpflichtung gilt auch dann als erfillt, wenn die erforderliche
Anzahl von Pflichtstellplatzen in entsprechendem AusmaRB auferhalb des Bauplatzes in
einem Umkreis von zirka 500 m errichtet wird und die Einstellmdglichkeit vertraglich
sichergestellt ist.

§ 53. (1) Abgabepflichtig ist der Bauwerber oder die Bauwerberin. Ist er oder sie nicht
der Grundeigentimer oder die Grundeigentimerin, so haftet dieser oder diese flr die
Abgabeschuld zur ungeteilten Hand. Bei einem Wechsel im Grundeigentum oder einem
Wechsel des Bauwerbers oder der Bauwerberin haftet auch der neue Grundeigentlimer
oder die neue Grundeigenttimerin bzw. der neue Bauwerber oder die neue Bauwerberin
fur die Abgabeschuld zur ungeteilten Hand.

@ ...

§ 54. Die Ausgleichsabgabe ergibt sich aus dem Produkt des Einheitssatzes und jener
Zahl, um die nach den Feststellungen des Bewilligungsbescheides (&8 52 Abs. 1) die Zahl
der vorgesehenen Stellplatze hinter der gesetzlich geforderten Anzahl zuriickbleibt. Der
Einheitssatz wird nach den durchschnittlichen Kosten des Grunderwerbes und der
Errichtung eines Stellplatzes durch Verordnung der Wiener Landesregierung festgesetzt;
er betragt je Stellplatz héchstens 30.000, — Euro.
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§6la.(1) ... §6la. (1) ...

(2) § 6 Abs. 3a und Abs. 3b dienen der Umsetzung des Art. 8 der Richtlinie (EU) (2) §6 Abs. 3a bis Abs. 3c dienen der Umsetzung des Art. 8 der Richtlinie (EU)
2018/844 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Anderung |2018/844 vom 30. Mai 2018 zur Anderung der Richtlinie 2010/31/EU uber die
der Richtlinie 2010/31/EU (ber die Gesamtenergieeffizienz von Gebduden und der |Gesamtenergieeffizienz von Geb&uden und der Richtlinie 2012/27/EU (ber
Richtlinie 2012/27/EU Uber Energieeffizienz. Energieeffizienz, ABI. Nr. L 156 vom 19.6.2018 S 75.




	Artikel I
	1. In Art. III Abs. 7 wird die Wortfolge „§ 90 Abs. 5 in der Fassung vor der Techniknovelle 2007 ist“ durch die Wortfolge „§ 119a Abs. 2 und Abs. 3 sind sinngemäß“ ersetzt.
	2. In Art. V Abs. 5 wird das Zitat „Bauordnungsnovelle LGBl. für Wien Nr. 33/2004“ durch das Zitat „Wiener Bautechnikverordnung 2020 – WBTV 2020, LGBl. für Wien Nr. 4/2020,“ ersetzt und nach dem Wort „Wärmedämmungen“ die Wortfolge „sowie die für die B...
	3. In Art. V Abs. 6 wird nach dem Wort „Wohnungen“ die Wortfolge „oder Betriebseinheiten für Bürozwecke“ eingefügt.
	4. Dem Art. V werden nach Abs. 7 folgende Abs. 8 und 9 angefügt:
	5. In § 1 Abs. 2 Z 3 entfällt der Strichpunkt und wird folgender Halbsatz angefügt:
	6. In § 1 Abs. 2 wird nach der Z 6 folgende Z 6a eingefügt:
	7. In § 1 Abs. 2 Z 17 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 18 angefügt:
	8. § 1a samt Überschrift lautet:
	9. In § 2 Abs. 1a wird das Zitat „BGBl. I Nr. 111/2017“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 26/2023“ ersetzt.
	10. In § 2 wird nach Abs. 1d folgender Abs. 1e eingefügt:
	11. In § 2 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 7 und § 70a Abs. 4 wird die Wortfolge „Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung“ durch die Wortfolge „Fachbeirat für Stadtplanung, Stadtgestaltung und Welterbe“ ersetzt und in § 2 Abs. 4 nach dem Wort „Auswirk...
	12. In § 2 Abs. 5 erster Satz wird das Zitat „Abs. 1“ durch das Zitat „Abs. 4“ ersetzt.
	13. In § 2b wird nach Abs. 3 folgender Abs. 3a angefügt:
	14. In § 2b Abs. 4 werden folgende Sätze angefügt:
	15. Dem § 2b werden nach Abs. 5 folgende Abs. 6 und 7 angefügt:
	16. § 3 samt Überschrift lautet:
	17. In § 5 Abs. 4 lit. d, § 6 Abs. 6a, § 62 Abs. 2 letzter Satz, § 63 Abs. 1 lit. m, § 128 Abs. 2 Z 12 und § 130 Abs. 1 lit. j wird das Wort „Wohneinheiten“ jeweils durch den Ausdruck „Wohn- und Zimmereinheiten“ ersetzt.
	18. In § 5 Abs. 4 lit. d und § 6 Abs. 6a wird jeweils das Wort „Wohnnutzfläche“ durch die Wortfolge „Brutto-Grundfläche“ ersetzt und in § 6 Abs. 6a die Wortfolge „innerhalb desselben Plangebiets“ durch die Wortfolge „im Umkreis von 500 m“ ersetzt.
	19. In § 5 Abs. 4 lit. k wird nach dem Wort „Straßenfronten“ die Wortfolge „oder Gebäudefronten, die sich nicht an einer Bauplatzgrenze befinden,“ eingefügt.
	20. In § 5 Abs. 4 lit. p lautet:
	21. In § 5 Abs. 4 lit. w wird die Wortfolge „von Büro- und Geschäftsgebäuden“ durch die Wortfolge „bestimmter Gebäudetypen oder Nutzungseinheiten“ ersetzt.
	22. In § 5 Abs. 4 lit. x entfällt im ersten Halbsatz die Wortfolge „in Erdgeschoßen“.
	23. In § 6 Abs. 13 wird nach dem Wort „Betriebsaufsicht“ die Wortfolge „im betriebstechnisch unbedingt erforderlichen Ausmaß“ eingefügt und der Satz „Die unbedingte Erforderlichkeit ist in einem Betriebskonzept nachzuweisen.“ angefügt.
	24. § 6 Abs. 15 wird folgender Satz angefügt:
	25. § 7 Abs. 1a wird folgender Satz angefügt:
	26. In § 7a Abs. 3 entfällt im ersten Satz nach dem Wort „Wohnung“ die Wortfolge „in einem Hauptgeschoß“.
	27. In § 7a Abs. 4 entfällt nach dem Strichpunkt der letzte Halbsatz und wird der Strichpunkt durch einen Punkt ersetzt.
	28. § 7a Abs. 5 lautet:
	29. § 7c lautet:
	30. In § 7f Abs. 1 wird das Zitat „§ 81 Abs. 6 und 7“ durch das Zitat „§ 81 Abs. 6, 6a und 7“ ersetzt.
	31. § 15 Abs. 1 Z 2 lautet:
	32. § 15 Abs. 2 Z 5 lautet:
	33. § 15 Abs. 3 lautet:
	34. In § 16 Abs. 2 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	35. In § 16 Abs. 2 wird der drittletzte Satz durch folgenden Satz ersetzt:
	36. In § 49 Abs. 3 lautet:
	37. In § 54 Abs. 8 entfällt im zweiten Satz der Klammerausdruck „(trittsicherem)“.
	38. In § 54 Abs. 9 wird im dritten Satz nach dem Wort „wobei“ die Wortfolge „ein Lageplan (§ 64 Abs. 1 lit. a) vorzulegen,“ eingefügt und nach dem vierten Satz folgender Satz angefügt:
	39. In § 54 wird nach dem Abs. 9 folgender Abs. 9a eingefügt:
	40. In § 60 Abs. 1 lit. a werden im vierten Satz die Worte „zur Hälfte“ durch die Worte „zu mehr als der Hälfte“ ersetzt.
	41. § 60 Abs. 1 lit. d lautet:
	42. In § 60 Abs. 1 lit. f wird nach dem Wort „Schutzzonen“ der Halbsatz „und an Bauwerken, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das örtliche Stadtbild ein öffentliches Interesse besteht.“ eingefügt.
	43. § 60 Abs. 1 lit. j lautet:
	44. § 62 Abs. 1 Z 4 lautet:
	45. In § 62 Abs. 1 wird folgende Z 5 angefügt:
	46. In § 62 Abs. 2 wird im letzten Satz nach dem Wort „Heimen“ die Wortfolge „oder der Vergrößerung der Wohnnutzfläche“ eingefügt.
	47. § 62a Abs. 1 Z 14 lautet:
	48. In § 62a Abs. 1 Z 16 wird nach dem Wort „Gartenterrassen“ die Wortfolge „mit einem nicht versiegelten, reversiblen Aufbau“ eingefügt.
	49. In § 62a Abs. 1 Z 23 wird nach dem Wort „Stützmauern“ die Wortfolge „in Form von Trockensteinmauern, Steinschlichtungen oder dergleichen“ eingefügt und der Wert „3 m“ durch den Wert „1,5 m“ ersetzt.
	50. § 62a Abs. 1 Z 24 lautet:
	51. In § 62a Abs. 1 wird nach der Z 24 folgende Z 24a eingefügt:
	52. § 62a Abs. 1 Z 33 lautet:
	53. In § 62a Abs. 1 wird am Ende der Z 35 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und wird danach folgende Z 36 angefügt:
	54. In § 62a Abs. 2 wird das Zitat „Abs. 1 Z 2 bis 34“ durch das Zitat „Abs. 1 Z 2 bis Z 36“ ersetzt.
	55. In § 62a wird folgender Abs. 9 angefügt:
	56. § 63 Abs. 1 lit. e lautet:
	57. In § 63 Abs. 1 lit. l wird die Wortfolge „sowie der Nachweis, dass die nicht in den Kanal eingeleitete Menge der Niederschlagswässer beseitigt oder gespeichert wird;“ durch die Wortfolge „sowie der Nachweis, dass die nicht in den Kanal eingeleitet...
	58. In § 63 Abs. 1 wird am Ende der lit. n der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und werden danach die folgenden lit. o, p und q angefügt:
	59. In § 63 Abs. 5 wird die Wortfolge „ab der Bauklasse II“ durch die Wortfolge „im Bauland“ ersetzt, nach dem Wort „Bauplatzes“ die Wortfolge „und des Bauloses“ eingefügt und das Wort „Erdüberdeckung“ durch das Wort „Substratüberdeckung“ ersetzt.
	60. In § 63 wird nach Abs. 5 folgender Abs. 6 angefügt:
	61. § 64 Abs. 1 lit. a lautet:
	62. In § 64 Abs. 1 lit. b wird nach dem Wort „Raumwidmungen“ die Wortfolge „und die Bezeichnung sämtlicher Nutzungseinheiten“ eingefügt.
	63. In § 64 Abs. 1 lit. f werden nach dem Wort „Hausbrieffachanlagen“ die Worte „und Paketboxen“ eingefügt.
	64. § 67 Abs. 2 lautet:
	65. § 69 Abs. 1 Z 3 lautet:
	66. In § 69 Abs. 1 wird an Ende der Z 4 der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt und folgende Z 5 angefügt:
	67. In § 69 Abs. 2 Z 3 wird das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt.
	68. In § 69 Abs. 2 wird nach Z 3 folgende Z 3a eingefügt:
	69. In § 69 Abs. 2 wird am Ende der Z 4 der Punkt durch das Wort „oder“ ersetzt und folgende Z 5 angefügt:
	70. § 70a Abs. 1 lautet:
	Für folgende Gesichtspunkte können jeweils auch eigenständige Bestätigungen durch andere Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker angeschlossen werden, wobei sich die allgemeine Bestätigung auf all jene bautechnischen Anforderungen erstreckt, hinsichtli...
	Diese Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker müssen ebenso von der Bauwerberin oder vom Bauwerber und von der Planverfasserin oder vom Planverfasser verschieden sein und dürfen zu diesen in keinem Dienst- oder Organschaftsverhältnis stehen.
	Vom vereinfachten Baubewilligungsverfahren ausgenommen sind:
	71. In § 70a Abs. 10 entfällt im zweiten Satz die Wortfolge „ohne sein Verschulden“ und wird nach der Wortfolge „geltend zu machen“ vor dem Strichpunkt die Wortfolge „und ihn daran kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft;“ ein...
	72. In § 70b Abs. 2 Z 1, in § 133 Abs. 1 Z 1 und Abs. 6 wird das Zitat „§ 119 Abs. 6“ durch das Zitat „§ 119a Abs. 4“ ersetzt.
	73. In § 70b Abs. 2 wird am Ende der Z 6 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und danach folgende Z 7 angefügt:
	74. In § 70b wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt:
	75. § 71a entfällt.
	76. Dem § 72 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	77. § 76 Abs. 10a lautet:
	78. In § 76 wird nach Abs. 10a folgender Abs. 10b eingefügt:
	79. In § 79 Abs. 3 entfällt im dritten Satz die Wortfolge „in Wohngebieten“.
	80. § 79 Abs. 6 lautet:
	81. In § 79 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefügt:
	82. In § 79 Abs. 7 lautet:
	83. § 79 wird folgender Abs. 8 angefügt:
	84. § 80 Abs. 1 und Abs. 2 lauten:
	85. § 81 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:
	86. In § 81 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefügt:
	87. In § 82 Abs. 6 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
	88. Nach § 82 wird folgender § 82a samt Überschrift eingefügt:
	90. In § 85 Abs. 1 wird nach dem Wort „Bauwerke“ die Wortfolge „einschließlich technischer Aufbauten“ eingefügt.
	91. § 85 Abs. 2 lautet:
	92. In § 85 Abs. 3 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt:
	93. In § 85 Abs. 5 wird im ersten Satz nach dem Wort „Schutzzone“ die Wortfolge „und im Bereich der UNESCO-Welterbestätten“ eingefügt und im zweiten Satz nach dem Wort „Schutzzonen“ ein Beistrich sowie die Wortfolge „im Bereich der UNESCO-Welterbestät...
	94. In § 85 Abs. 6 wird nach dem Wort „Schutzzonen“ die Wortfolge „oder an Gebäuden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das örtliche Stadtbild ein öffentliches Interesse besteht“ eingefügt.
	95. § 87 werden nach dem Abs. 15 folgende Abs. 16 und 17 angefügt:
	96. § 99 Abs. 1 bis Abs. 4 lauten:
	97. Nach § 104 werden folgende §§ 104a, 104b und 104c samt Überschriften eingefügt:
	98. In § 106 Abs. 2 wird nach dem Zitat „§ 81 Abs. 6“ das Zitat „und Abs. 6a“ eingefügt.
	99. § 118 Abs. 3 lautet:
	100. § 118 Abs. 3b lautet:
	101. § 118 Abs. 3c und Abs. 3d entfallen.
	102. In § 118 Abs. 3f wird nach dem Wort „Gebäuden“ die Wortfolge „sowie bei Einzelbauteilsanierungen und bei Änderungen am gebäudetechnischen System“ eingefügt und das Wort „Energieträger“ durch das Wort „Brennstoffe“ ersetzt.
	103. § 118 Abs. 4 lautet:
	104. § 118 wird folgender Abs. 8 angefügt:
	105. In § 118b wird das Wort „registrierten“ durch das Wort „eingebrachten“ ersetzt.
	106. § 119 samt Überschrift lautet:
	107. Nach § 119 wird folgender § 119a samt Überschrift eingefügt:
	108. § 120 Abs. 2 lautet:
	109. § 121 Abs. 1 lautet:
	110. § 121 Abs. 2 lautet und wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt:
	111. § 123 Abs. 3 lautet:
	112. § 124 Abs. 2a lautet:
	113. § 127 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:
	114. In § 127 Abs. 8 wird in lit. g der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. h angefügt:
	115. § 128 Abs. 2 Z 9 lautet:
	116. In § 128 Abs. 2 wird am Ende der Z 13 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 14 angefügt:
	117. § 128a lautet:
	118. In § 128b Abs. 1 werden nach dem Wort „Stadtplanung“ ein Beistrich und die Wortfolge „der Energieraumplanung“ eingefügt.
	119. § 128b Abs. 3 lautet:
	120. Nach § 128b wird folgender § 128c samt Überschrift eingefügt:
	121. In § 129 Abs. 1 wird die Wortfolge „geht die Haftung auf diesen über“ durch die Wortfolge „haftet auch dieser“ ersetzt. Der letzte Satz in Abs. 1 entfällt.
	122. In § 129 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a eingefügt:
	123. In § 129 Abs. 2 wird im zweiten Satz nach dem Wort „Schutzzonen“ die Wortfolge „sowie für Gebäude, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden und an deren Erhaltung infolge ihrer Wirkung auf das örtliche Stadtbild öffentliches Interesse besteht,“ eing...
	124. In § 129 Abs. 4 entfällt im 2. Satz die Wortfolge „entsprechend dem Stand der Technik im Zeitpunkt der Erteilung des Bauauftrages“ und werden nach dem zweiten Satz die beiden Sätze „Lassen sich die Vielfalt, die Art oder Umfang der bestehenden Ba...
	125. In § 130 Abs. 1 lit. j wird das Wort „Wohneinheiten“ durch die Wortfolge „Wohn- und Zimmereinheiten“ ersetzt.
	126. In § 130 Abs. 2 wird am Ende der lit. l der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. m angefügt:
	127. In § 133 Abs. 1 und Abs. 6 wird das Zitat „119 Abs. 6“ durch das Zitat „119a Abs. 4“ ersetzt.
	128. In § 134 Abs. 6a erster Satz wird das Zitat „BGBl. Nr. 80/2018“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 26/2023“ ersetzt, hat nach der Wortfolge „Umweltorganisationen zu“ an die Stelle des Beistrichs ein Punkt zu treten und entfällt der Halbsatz „wenn sie i...
	129. In § 134a Abs. 1 lit. a wird das Wort „Nachbargrundgrenzen“ durch das Wort „Nachbargrenzen“ ersetzt.
	130. In § 135 wird nach Abs. 6 folgender Abs. 6a eingefügt:
	131. Dem § 136 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	132. Nach § 137 wird folgender § 137a eingefügt:
	133. § 140 Abs. 1 lautet:
	134. In § 140 wird nach Abs. 10 folgender Abs. 11 angefügt:
	Artikel II
	1. In § 2 Abs. 1 wird nach der Wortfolge „gärtnerisch genutzte“ die Wortfolge „und ausgestaltete“ eingefügt.
	2. In § 8 Abs. 3 Z 2 wird nach dem Wort „Balkone“ ein Beistrich gesetzt und die Wortfolge „der Lichtschächte,“ eingefügt, enfällt das Wort „überdachten“ und wird das Wort „Anlage“ durch den Begriff „Anlagen“ ersetzt.
	3. In § 8 wird nach Abs. 2 folgender Abs. 2a eingefügt:
	4. In § 8 Abs. 3 werden folgende Z 6 und Z 7 eingefügt:
	5. § 12 Abs. 5 lautet:
	6. Dem § 16 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
	Artikel III
	1. § 2 Abs. 8 lautet:
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